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Artikel 1 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

Artikel 1 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 3. (1) … § 3. (1) … 

(2) Erhält der Steuerpflichtige steuerfreie Bezüge im Sinne des Abs. 1 Z 5 
lit. a oder c, Z 22 lit. a (5. Hauptstück des Heeresgebührengesetzes 2001), lit. b 
oder Z 23 (Bezüge gemäß § 25 Abs. 1 Z 4 und 5 des Zivildienstgesetzes 1986) 
nur für einen Teil des Kalenderjahres, so sind die für das restliche Kalenderjahr 
bezogenen laufenden Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 und die zum 
laufenden Tarif zu versteuernden Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 41 
Abs. 4) für Zwecke der Ermittlung des Steuersatzes (§ 33 Abs. 10) auf einen 
Jahresbetrag umzurechnen. Dabei ist das Werbungskostenpauschale noch nicht zu 
berücksichtigen. Das Einkommen ist mit jenem Steuersatz zu besteuern, der sich 
unter Berücksichtigung der umgerechneten Einkünfte ergibt; die festzusetzende 
Steuer darf jedoch nicht höher sein als jene, die sich bei Besteuerung sämtlicher 
Bezüge ergeben würde. Die diese Bezüge auszahlende Stelle hat bis 31. Jänner 
des Folgejahres dem Wohnsitzfinanzamt des Bezugsempfängers eine Mitteilung 
zu übersenden, die neben Namen und Anschrift des Bezugsempfängers seine 
Versicherungsnummer (§ 31 ASVG), die Höhe der Bezüge und die Anzahl der 
Tage, für die solche Bezüge ausgezahlt wurden, enthalten muß. Diese Mitteilung 
kann entfallen, wenn die entsprechenden Daten durch Datenträgeraustausch 
übermittelt werden. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, das 
Verfahren des Datenträgeraustausches mit Verordnung festzulegen. 

(2) Erhält der Steuerpflichtige steuerfreie Bezüge im Sinne des Abs. 1 Z 5 
lit. a oder c, Z 22 lit. a (5. Hauptstück des Heeresgebührengesetzes 2001), lit. b 
oder Z 23 (Bezüge gemäß § 25 Abs. 1 Z 4 und 5 des Zivildienstgesetzes 1986) 
nur für einen Teil des Kalenderjahres, so sind die für das restliche Kalenderjahr 
bezogenen laufenden Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 und die zum 
laufenden Tarif zu versteuernden Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 41 
Abs. 4) für Zwecke der Ermittlung des Steuersatzes (§ 33 Abs. 10) auf einen 
Jahresbetrag umzurechnen. Dabei ist das Werbungskostenpauschale noch nicht zu 
berücksichtigen. Das Einkommen ist mit jenem Steuersatz zu besteuern, der sich 
unter Berücksichtigung der umgerechneten Einkünfte ergibt; die festzusetzende 
Steuer darf jedoch nicht höher sein als jene, die sich bei Besteuerung sämtlicher 
Bezüge ergeben würde. Die diese Bezüge auszahlende Stelle hat bis 31. Jänner 
des Folgejahres dem Finanzamt des Bezugsempfängers eine Mitteilung zu 
übersenden, die neben Namen und Anschrift des Bezugsempfängers seine 
Versicherungsnummer (§ 31 ASVG), die Höhe der Bezüge und die Anzahl der 
Tage, für die solche Bezüge ausgezahlt wurden, enthalten muß. Diese Mitteilung 
kann entfallen, wenn die entsprechenden Daten durch Datenträgeraustausch 
übermittelt werden. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, das 
Verfahren des Datenträgeraustausches mit Verordnung festzulegen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen 

§ 4a. (1) bis (6) … § 4a. (1) bis (6) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(7) Für die Zuwendungen gilt Folgendes: (7) Für die Zuwendungen gilt Folgendes: 

 1. Zuwendungen an die in Abs. 3 Z 4 bis 6, Abs. 4 lit. d, Abs. 4a und in 
Abs. 5 genannten Einrichtungen sind nur abzugsfähig, wenn aus der 
beim Finanzamt Wien 1/23 zu führenden Liste hervorgeht, dass zum 
Zeitpunkt der Zuwendung die Voraussetzungen für die Anerkennung als 
begünstigte Einrichtung vorliegen. 

 1. Zuwendungen an die in Abs. 3 Z 4 bis 6, Abs. 4 lit. d, Abs. 4a und in 
Abs. 5 genannten Einrichtungen sind nur abzugsfähig, wenn aus der 
beim Finanzamt Österreich zu führenden Liste hervorgeht, dass zum 
Zeitpunkt der Zuwendung die Voraussetzungen für die Anerkennung als 
begünstigte Einrichtung vorliegen. 

 2. bis 5. ...  2. bis 5. ... 

(8) Die Aufnahme in die in Abs. 7 Z 1 genannte Liste darf nur erfolgen, 
wenn glaubhaft gemacht wurde, dass durch die Körperschaft Maßnahmen zur 
Erfüllung der Datenübermittlungsverpflichtung gemäß § 18 Abs. 8 getroffen 
wurden und folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

(8) Die Aufnahme in die in Abs. 7 Z 1 genannte Liste darf nur erfolgen, 
wenn glaubhaft gemacht wurde, dass durch die Körperschaft Maßnahmen zur 
Erfüllung der Datenübermittlungsverpflichtung gemäß § 18 Abs. 8 getroffen 
wurden und folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Für Körperschaften im Sinne des Abs. 5 Z 4 neben den in Z 2 genannten 
Voraussetzungen: 

 3. Für Körperschaften im Sinne des Abs. 5 Z 4 neben den in Z 2 genannten 
Voraussetzungen: 

 a) …  a) … 

 b) Die Rechtsgrundlage stellt sicher, dass jede Änderung der 
Rechtsgrundlage, insbesondere der Aufgaben der Körperschaft, sowie 
die Beendigung ihrer begünstigten Tätigkeit dem Finanzamt 
Wien 1/23 unverzüglich bekannt gegeben werden. 

 b) Die Rechtsgrundlage stellt sicher, dass jede Änderung der 
Rechtsgrundlage, insbesondere der Aufgaben der Körperschaft, sowie 
die Beendigung ihrer begünstigten Tätigkeit dem Finanzamt 
Österreich unverzüglich bekannt gegeben werden. 

 c) bis e) …  c) bis e) … 

Das Vorliegen der Voraussetzungen der Z 1 bis 4 sowie die Einhaltung der 
anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften ist von einem Wirtschaftsprüfer 
jährlich im Rahmen einer den Anforderungen der §§ 268 ff des 
Unternehmensgesetzbuches entsprechenden Prüfung zu bestätigen. Die 
Bestimmungen des § 275 des Unternehmensgesetzbuches gelten sinngemäß. 

Das Vorliegen der Voraussetzungen der Z 1 bis 4 sowie die Einhaltung der 
anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften ist von einem Wirtschaftsprüfer 
jährlich im Rahmen einer den Anforderungen der §§ 268 ff des 
Unternehmensgesetzbuches entsprechenden Prüfung zu bestätigen. Die 
Bestimmungen des § 275 des Unternehmensgesetzbuches gelten sinngemäß. 

Diese Bestätigung ist dem Finanzamt Wien 1/23 jährlich innerhalb von neun 
Monaten nach dem Abschlussstichtag vorzulegen. Im Falle einer Änderung der 
Rechtsgrundlage, ist auch die geänderte Rechtsgrundlage (Vereinsstatut, Satzung, 
Gesellschaftsvertrag) vorzulegen. Das Finanzamt Wien 1/23 hat die Erfüllung der 
gesetzlichen Voraussetzungen mit Bescheid zu bestätigen, die Körperschaft zu 
erfassen und sämtliche Körperschaften, die diesen Voraussetzungen entsprechen, 
auf der Homepage des Bundesministeriums für Finanzen in einer Liste zu 
veröffentlichen. 

Diese Bestätigung ist dem Finanzamt Österreich jährlich innerhalb von neun 
Monaten nach dem Abschlussstichtag vorzulegen. Im Falle einer Änderung der 
Rechtsgrundlage, ist auch die geänderte Rechtsgrundlage (Vereinsstatut, Satzung, 
Gesellschaftsvertrag) vorzulegen. Das Finanzamt Österreich hat die Erfüllung der 
gesetzlichen Voraussetzungen mit Bescheid zu bestätigen, die Körperschaft zu 
erfassen und sämtliche Körperschaften, die diesen Voraussetzungen entsprechen, 
auf der Homepage des Bundesministeriums für Finanzen in einer Liste zu 
veröffentlichen. 

Wird die Aufnahme in die Liste erstmalig beantragt, sind die aktuelle Wird die Aufnahme in die Liste erstmalig beantragt, sind die aktuelle 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Rechtsgrundlage, die Bestätigungen des Wirtschaftsprüfers für die 
vorangegangen drei Wirtschaftsjahre und, wenn vorhanden, die Zahl, unter der 
die Körperschaft im Zentralen Vereinsregister oder im Firmenbuch erfasst ist, 
dem Finanzamt zu übermitteln. 

Rechtsgrundlage, die Bestätigungen des Wirtschaftsprüfers für die 
vorangegangen drei Wirtschaftsjahre und, wenn vorhanden, die Zahl, unter der 
die Körperschaft im Zentralen Vereinsregister oder im Firmenbuch erfasst ist, 
dem Finanzamt Österreich zu übermitteln. 

Zuwendungen an die Innovationsstiftung für Bildung Zuwendungen an die Innovationsstiftung für Bildung 

§ 4c. (1) Freigebige Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen an die 
Innovationsstiftung für Bildung gemäß § 1 ISBG sowie an deren Substiftungen 
gemäß § 4 Abs. 5 ISBG zur Förderung ihrer Tätigkeiten gemäß § 3 Abs. 1 und 2 
ISBG oder zum Zweck der ertragsbringenden Vermögensausstattung gelten als 
Betriebsausgaben, wobei folgende Höchstbeträge zu berücksichtigen sind: 

§ 4c. (1) Freigebige Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen an die 
Innovationsstiftung für Bildung gemäß § 1 ISBG sowie an deren Substiftungen 
gemäß § 4 Abs. 5 ISBG zur Förderung ihrer Tätigkeiten gemäß § 3 Abs. 1 und 2 
ISBG oder zum Zweck der ertragsbringenden Vermögensausstattung gelten als 
Betriebsausgaben, wobei folgende Höchstbeträge zu berücksichtigen sind: 

 1. Bis zu einem Gewinn vor Berücksichtigung des Gewinnfreibetrages von 
höchstens 5 Millionen Euro beträgt der Höchstbetrag 500 000 Euro. 
Durch die Berücksichtigung der Zuwendung darf kein Verlust entstehen. 

 1. Bis zu einem Gewinn vor Berücksichtigung von Zuwendungen gemäß 
§ 4a und § 4b und vor Berücksichtigung eines Gewinnfreibetrages von 
höchstens 5 Millionen Euro beträgt der Höchstbetrag 500 000 Euro. 
Durch die Berücksichtigung der Zuwendung darf kein Verlust entstehen. 

 2. …  2. … 

Werden Wirtschaftsgüter zugewendet, ist der gemeine Wert als Betriebsausgabe 
anzusetzen; der Restbuchwert ist nicht zusätzlich als Betriebsausgabe und der 
Teilwert nicht als Betriebseinnahme anzusetzen. Stille Reserven, die nach § 12 
auf das zugewendete Wirtschaftsgut übertragen wurden, sind nachzuversteuern. 
Soweit Zuwendungen die angeführten Höchstgrenzen übersteigen, können diese 
nach Maßgabe des § 18 Abs. 1 Z 9 als Sonderausgabe abgesetzt werden. 

Werden Wirtschaftsgüter zugewendet, ist der gemeine Wert als Betriebsausgabe 
anzusetzen; der Restbuchwert ist nicht zusätzlich als Betriebsausgabe und der 
Teilwert nicht als Betriebseinnahme anzusetzen. Stille Reserven, die nach § 12 
auf das zugewendete Wirtschaftsgut übertragen wurden, sind nachzuversteuern. 
Soweit Zuwendungen die angeführten Höchstgrenzen übersteigen, können diese 
nach Maßgabe des § 18 Abs. 1 Z 9 als Sonderausgabe abgesetzt werden. 

(2) ... (2) ... 

Bewertung Bewertung 

§ 6. Für die Bewertung der einzelnen Wirtschaftsgüter des 
Betriebsvermögens gilt folgendes: 

§ 6. Für die Bewertung der einzelnen Wirtschaftsgüter des 
Betriebsvermögens gilt folgendes: 

 1. bis 12. …  1. bis 12. … 

 13. Werden nach Maßgabe der unternehmensrechtlichen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung im unternehmensrechtlichen 
Jahresabschluss eines späteren Wirtschaftsjahres Anlagegüter 
aufgewertet (Zuschreibung), sind diese Zuschreibungen auch für den 
steuerlichen Wertansatz maßgebend und erhöhen den steuerlichen 
Gewinn dieses Jahres. 

 13. Werden nach Maßgabe der unternehmensrechtlichen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung im unternehmensrechtlichen 
Jahresabschluss eines späteren Wirtschaftsjahres Anlagegüter 
aufgewertet (Zuschreibung), sind diese Zuschreibungen auch für den 
steuerlichen Wertansatz maßgebend und erhöhen den steuerlichen 
Gewinn dieses Jahres. Sind infolge einer Umgründung mit steuerlicher 
Buchwertfortführung die sich aus der Umgründung ergebenden 
Anschaffungskosten von Anlagegütern niedriger als die ursprünglichen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anschaffungskosten vor der Umgründung, ist im Falle einer späteren 
Werterholung steuerlichauf die ursprünglichen Anschaffungskosten vor 
der Umgrünudung abzustellen und bis zu diesen zuzuschreiben. 

 14. bis 16. ...  14. bis 16. ... 

Geringwertige Wirtschaftsgüter Geringwertige Wirtschaftsgüter 

§ 13. Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von abnutzbaren 
Anlagegütern können als Betriebsausgaben abgesetzt werden, wenn diese Kosten 
für das einzelne Anlagegut 400 Euro nicht übersteigen (geringwertige 
Wirtschaftsgüter). Dies kann unabhängig von der Behandlung im 
unternehmensrechtlichen Jahresabschluss erfolgen. Bei Gewinnermittlung gemäß 
§ 4 Abs. 3 kann dieser Betrag im Jahr der Verausgabung voll abgesetzt werden. 
Wirtschaftsgüter, die aus Teilen bestehen, sind als Einheit aufzufassen, wenn sie 
nach ihrem wirtschaftlichen Zweck oder nach der Verkehrsauffassung eine 
Einheit bilden. Die vorstehenden Sätze gelten nicht für Wirtschaftsgüter, die zur 
entgeltlichen Überlassung bestimmt sind. 

§ 13. Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von abnutzbaren 
Anlagegütern können als Betriebsausgaben abgesetzt werden, wenn diese Kosten 
für das einzelne Anlagegut 800 Euro nicht übersteigen (geringwertige 
Wirtschaftsgüter). Dies kann unabhängig von der Behandlung im 
unternehmensrechtlichen Jahresabschluss erfolgen. Bei Gewinnermittlung gemäß 
§ 4 Abs. 3 kann dieser Betrag im Jahr der Verausgabung voll abgesetzt werden. 
Wirtschaftsgüter, die aus Teilen bestehen, sind als Einheit aufzufassen, wenn sie 
nach ihrem wirtschaftlichen Zweck oder nach der Verkehrsauffassung eine 
Einheit bilden. Die vorstehenden Sätze gelten nicht für Wirtschaftsgüter, die zur 
entgeltlichen Überlassung bestimmt sind. 

Einnahmen Einnahmen 

§ 15. (1) ... § 15. (1) ... 

 (2) 1. ...  (2) 1. ... 

 2. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz die 
Höhe geldwerter Vorteile mit Verordnung festzulegen sowie in der 
Verordnung für die Zurverfügungstellung von Kraftfahrzeugen im 
Interesse ökologischer Zielsetzungen Ermäßigungen und Befreiungen 
vorzusehen. 

 2. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz die 
Höhe geldwerter Vorteile mit Verordnung festzulegen sowie in der 
Verordnung für die Zurverfügungstellung von Kraftfahrzeugen, 
Krafträdern und Fahrrädern im Interesse ökologischer Zielsetzungen 
Ermäßigungen und Befreiungen vorzusehen. 

 3. …  3. … 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Werbungskosten Werbungskosten 

§ 16. (1) Werbungskosten sind die Aufwendungen oder Ausgaben zur 
Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen. Aufwendungen und 
Ausgaben für den Erwerb oder Wertminderungen von Wirtschaftsgütern sind nur 
insoweit als Werbungskosten abzugsfähig, als dies im folgenden ausdrücklich 
zugelassen ist. Hinsichtlich der durchlaufenden Posten ist § 4 Abs. 3 anzuwenden. 
Werbungskosten sind bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der sie erwachsen sind. 
Werbungskosten sind auch: 

§ 16. (1) Werbungskosten sind die Aufwendungen oder Ausgaben zur 
Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen. Aufwendungen und 
Ausgaben für den Erwerb oder Wertminderungen von Wirtschaftsgütern sind nur 
insoweit als Werbungskosten abzugsfähig, als dies im folgenden ausdrücklich 
zugelassen ist. Hinsichtlich der durchlaufenden Posten ist § 4 Abs. 3 anzuwenden. 
Werbungskosten sind bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der sie erwachsen sind. 
Werbungskosten sind auch: 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 

 6. Ausgaben des Steuerpflichtigen für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte. Für die Berücksichtigung dieser Aufwendungen gilt: 

 6. Ausgaben des Steuerpflichtigen für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte. Für die Berücksichtigung dieser Aufwendungen gilt: 

 a) bis f) ...  a) bis f) ... 

 g) Für die Inanspruchnahme des Pendlerpauschales hat der Arbeitnehmer 
dem Arbeitgeber auf einem amtlichen Vordruck eine Erklärung über 
das Vorliegen der Voraussetzungen abzugeben. Der Arbeitgeber hat 
die Erklärung des Arbeitnehmers zum Lohnkonto (§ 76) zu nehmen. 
Änderungen der Verhältnisse für die Berücksichtigung des 
Pendlerpauschales muss der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber innerhalb 
eines Monates melden. 

 g) Für die Inanspruchnahme des Pendlerpauschales hat der Arbeitnehmer 
dem Arbeitgeber auf einem amtlichen Formular eine Erklärung über 
das Vorliegen der Voraussetzungen abzugeben oder elektronisch zu 
übermitteln. Der Arbeitgeber hat die Erklärung des Arbeitnehmers 
zum Lohnkonto (§ 76) zu nehmen. Änderungen der Verhältnisse für 
die Berücksichtigung des Pendlerpauschales muss der Arbeitnehmer 
dem Arbeitgeber innerhalb eines Monates melden. 

 h) bis j) ...  h) bis j) ... 

 7. bis 10. ...  7. bis 10. ... 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Durchschnittssätze Durchschnittssätze 

§ 17. (1) Bei den Einkünften aus einer Tätigkeit im Sinne des § 22 oder des 
§ 23 können die Betriebsausgaben im Rahmen der Gewinnermittlung gemäß § 4 
Abs. 3 mit einem Durchschnittssatz ermittelt werden. Der Durchschnittssatz 
beträgt 

§ 17. (1) Bei den Einkünften aus einer Tätigkeit im Sinne des § 22 oder des 
§ 23 können die Betriebsausgaben im Rahmen der Gewinnermittlung gemäß § 4 
Abs. 3 mit einem Durchschnittssatz ermittelt werden. Der Durchschnittssatz 
beträgt 

 – bei freiberuflichen oder gewerblichen Einkünften aus einer 
kaufmännischen oder technischen Beratung, einer Tätigkeit im Sinne des 
§ 22 Z 2 sowie aus einer schriftstellerischen, vortragenden, 
wissenschaftlichen, unterrichtenden oder erzieherischen Tätigkeit 6%, 
höchstens jedoch 13 200 €, 

 – bei freiberuflichen oder gewerblichen Einkünften aus einer 
kaufmännischen oder technischen Beratung, einer Tätigkeit im Sinne des 
§ 22 Z 2 sowie aus einer schriftstellerischen, vortragenden, 
wissenschaftlichen, unterrichtenden oder erzieherischen Tätigkeit 6%, 
höchstens jedoch 13 200 €, 

 – sonst 12%, höchstens jedoch 26 400 €,  – sonst 12%, höchstens jedoch 26 400 €, 

der Umsätze im Sinne des § 125 Abs. 1 der Bundesabgabenordnung. Daneben 
dürfen nur folgende Ausgaben als Betriebsausgaben abgesetzt werden: Ausgaben 
für den Eingang an Waren, Rohstoffen, Halberzeugnissen, Hilfsstoffen und 
Zutaten, die nach ihrer Art und ihrem betrieblichen Zweck in ein 
Wareneingangsbuch (§ 128 BAO) einzutragen sind oder einzutragen wären, 
sowie Ausgaben für Löhne (einschließlich Lohnnebenkosten) und für 
Fremdlöhne, soweit diese unmittelbar in Leistungen eingehen, die den 
Betriebsgegenstand des Unternehmens bilden, weiters Beiträge im Sinne des § 4 
Abs. 4 Z 1 und Reise- und Fahrtkosten, soweit ihnen ein Kostenersatz in gleicher 

der Umsätze im Sinne des § 125 Abs. 1 der Bundesabgabenordnung. Daneben 
dürfen nur folgende Ausgaben als Betriebsausgaben abgesetzt werden: Ausgaben 
für den Eingang an Waren, Rohstoffen, Halberzeugnissen, Hilfsstoffen und 
Zutaten, die nach ihrer Art und ihrem betrieblichen Zweck in ein 
Wareneingangsbuch (§ 128 BAO) einzutragen sind oder einzutragen wären, 
sowie Ausgaben für Löhne (einschließlich Lohnnebenkosten) und für 
Fremdlöhne, soweit diese unmittelbar in Leistungen eingehen, die den 
Betriebsgegenstand des Unternehmens bilden, weiters Beiträge im Sinne des § 4 
Abs. 4 Z 1 und Reise- und Fahrtkosten, soweit ihnen ein Kostenersatz in gleicher 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Höhe gegenübersteht; diese Reise- und Fahrtkosten vermindern die Umsätze im 
Sinne des zweiten Satzes. § 4 Abs. 3 vorletzter Satz ist anzuwenden. 

Höhe gegenübersteht; diese Reise- und Fahrtkosten vermindern die Umsätze im 
Sinne des zweiten Satzes. § 4 Abs. 3 dritter Satz ist anzuwenden. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

 (3a) Im Rahmen der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung kann der Gewinn nach 
Maßgabe der Z 1 bis Z 11 pauschal ermittelt werden. 

    1. Die pauschale Gewinnermittlung betrifft Einkünfte gemäß § 22 oder § 23 
mit Ausnahme von Einkünften aus einer Tätigkeit als Gesellschafter-
Geschäftsführer, Aufsichtsratsmitglied oder Stiftungsvorstand. 

    2. Die Pauschalierung kann angewendet werden, wenn im 
Veranlagungsjahr Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 des 
Umsatzsteuergesetzes 1994, die zu Einkünften im Sinne der Z 1 führen, 
von nicht mehr als 35.000 Euro erzielt werden. Werden Umsätze von 
nicht mehr als 40.000 Euro erzielt, kann die Pauschalierung angewendet 
werden, wenn im Vorjahr Umsätze im Sinne des ersten Satzes von nicht 
mehr als 35.000 Euro erzielt wurden. 

    3. Gewinn ist der Unterschiedsbetrag zwischen den Betriebseinnahmen 
(ohne Umsatzsteuer) aus Umsätzen gemäß § 1 Abs. 1 des 
Umsatzsteuergesetzes 1994 und den gemäß Z 4 oder Z 5 pauschal 
ermittelten Betriebsausgaben. Neben den pauschalen Betriebsausgaben 
sind keine weiteren Betriebsausgaben zu berücksichtigen. 

    4. Wurden die im Veranlagungsjahr zu leistenden Beiträge zur 
Pflichtversicherung in der Kranken- und Pensionsversicherung 
vollständig geleistet, betragen die pauschalen Betriebsausgaben 60% der 
Betriebseinnahmen gemäß Z 3. Abweichend davon betragen die 
pauschalen Betriebsausgaben bei einem Dienstleistungsbetrieb 35% der 
Betriebseinnahmen gemäß Z 3. 

    5. Wurden die im Veranlagungsjahr zu leistenden Beiträge zur 
Pflichtversicherung in der Kranken- und Pensionsversicherung nicht 
vollständig geleistet oder wurden keine derartigen Beiträge geleistet, weil 
eine Ausnahme von der Pflichtversicherung in Anspruch genommen 
wurde, betragen die pauschalen Betriebsausgaben 45% der 
Betriebseinnahmen gemäß Z 3. Abweichend davon betragen die 
pauschalen Betriebsausgaben bei einem Dienstleistungsbetrieb 20% der 
Betriebseinnahmen gemäß Z 3. 

    6. Der Bundesminister für Finanzen wird für die Anwendung der Z 4 und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Z 5 ermächtigt, im Wege einer Verordnung eine branchenbezogene 
Einordnung eines Betriebes als Dienstleistungsbetrieb vorzunehmen. Bei 
einem Betrieb, der nicht ausschließlich Dienstleistungen erbringt, ist für 
die Anwendung des Pauschalsatzes die Tätigkeit maßgeblich, aus der der 
höhere Umsatz stammt. 

    7. Wird ein Wirtschaftsgut des Anlagevermögens entnommen, ist § 6 Z 4 
letzter Satz nicht anzuwenden. 

    8. Bei einer Mitunternehmerschaft im Sinne des § 22 Z 3 oder § 23 Z 2 gilt 
Folgendes: 

    a) Für die Anwendung der Z 2 sind die Umsätze maßgeblich, die von der 
Mitunternehmerschaft insgesamt erzielt werden. 

    b) Die pauschale Gewinnermittlung ist von der Mitunternehmerschaft 
einheitlich vorzunehmen; der so ermittelte Gewinn ist auf die 
Beteiligten aufzuteilen. 

    c) Keiner der Mitunternehmer nimmt die Pauschalierung außerhalb der 
Gewinnermittlung für die betreffende Mitunternehmerschaft in 
Anspruch. 

    d) Die pauschalen Betriebsausgaben sind gemäß Z 5 zu ermitteln. 

    9. Bei Inanspruchnahme der Pauschalierung besteht keine Verpflichtung 
zur Führung eines Wareneingangsbuches sowie einer Anlagenkartei (§ 7 
Abs. 3). 

    10. Wird von der Ermittlung des Gewinnes gemäß Z 1 bis Z 9 auf eine 
andere Form der Gewinnermittlung übergegangen, ist eine erneute 
Ermittlung des Gewinnes gemäß Z 1 bis Z 9 frühestens nach Ablauf von 
drei Wirtschaftsjahren zulässig 

    11. Die Anwendung der Pauschalierung ist auf elektronischem Weg in der 
Steuererklärung zu beantragen. Das Finanzamt hat den zu 
berücksichtigenden Gewinn zu ermitteln. 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 

Sonderausgaben Sonderausgaben 

§ 18. (1) bis (3) … § 18. (1) bis (3) … 

(4) In folgenden Fällen sind die als Sonderausgaben abgesetzten Beträge 
nachzuversteuern: 

(4) In folgenden Fällen sind die als Sonderausgaben abgesetzten Beträge 
nachzuversteuern: 

 1. …  1. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Die Umstände, die zu einer Nachversteuerung oder Verminderung der 
absetzbaren Versicherungsprämien (Abs. 1 Z 2 letzter Satz) führen, 
müssen dem Wohnsitzfinanzamt ohne amtliche Aufforderung innerhalb 
eines Monats mitgeteilt werden 

Die Umstände, die zu einer Nachversteuerung oder Verminderung der 
absetzbaren Versicherungsprämien (Abs. 1 Z 2 letzter Satz) führen, 
müssen dem Finanzamt des Versicherungsnehmers ohne amtliche 
Aufforderung innerhalb eines Monats mitgeteilt werden 

 – vom Versicherungsunternehmen im Falle des Rückkaufs, der 
Abgeltung der Ansprüche aus einem Rentenversicherungsvertrag 
sowie einer Vorauszahlung, einer Verpfändung oder einer sonstigen 
Rückvergütung, 

 – vom Versicherungsunternehmen im Falle des Rückkaufs, der 
Abgeltung der Ansprüche aus einem Rentenversicherungsvertrag 
sowie einer Vorauszahlung, einer Verpfändung oder einer sonstigen 
Rückvergütung, 

 – vom Steuerpflichtigen in allen übrigen Fällen.  – vom Steuerpflichtigen in allen übrigen Fällen. 

Im Falle der Verminderung der absetzbaren Versicherungsprämien 
(Abs. 1 Z 2 letzter Satz) entfällt die Meldepflicht dann, wenn die 
rückvergüteten Beträge mit künftigen Versicherungsprämien 
aufgerechnet werden. 

Im Falle der Verminderung der absetzbaren Versicherungsprämien 
(Abs. 1 Z 2 letzter Satz) entfällt die Meldepflicht dann, wenn die 
rückvergüteten Beträge mit künftigen Versicherungsprämien 
aufgerechnet werden. 

 2. a) Eine Nachversteuerung von achtjährig gebundenen Beträgen (Abs. 1 
Z 3 lit. a) hat insoweit zu erfolgen, als vor Ablauf von acht Jahren seit 
Vertragsabschluß die geleisteten Beträge ganz oder zum Teil 
rückgezahlt werden. Eine Nachversteuerung erfolgt nicht, 

 2. a) Eine Nachversteuerung von achtjährig gebundenen Beträgen (Abs. 1 
Z 3 lit. a) hat insoweit zu erfolgen, als vor Ablauf von acht Jahren seit 
Vertragsabschluß die geleisteten Beträge ganz oder zum Teil 
rückgezahlt werden. Eine Nachversteuerung erfolgt nicht, 

 – wenn die Wohnung dem Wohnungswerber ins Eigentum 
(Eigentumswohnung, Eigenheim) übertragen wird 

 – wenn die Wohnung dem Wohnungswerber ins Eigentum 
(Eigentumswohnung, Eigenheim) übertragen wird 

 – wenn der Vertrag durch den Tod des Wohnungswerbers aufgelöst 
wird oder 

 – wenn der Vertrag durch den Tod des Wohnungswerbers aufgelöst 
wird oder 

 – soweit die rückgezahlten Beträge wieder für Zwecke der 
Wohnraumschaffung oder der Wohnraumsanierung verwendet 
werden. 

 – soweit die rückgezahlten Beträge wieder für Zwecke der 
Wohnraumschaffung oder der Wohnraumsanierung verwendet 
werden. 

Die im Abs. 1 Z 3 lit. a genannten Bauträger sind verpflichtet, die 
Umstände, die zu einer Nachversteuerung führen, dem 
Wohnsitzfinanzamt des Wohnungswerbers innerhalb eines Monats 
ohne amtliche Aufforderung mitzuteilen. 

Die im Abs. 1 Z 3 lit. a genannten Bauträger sind verpflichtet, die 
Umstände, die zu einer Nachversteuerung führen, dem Finanzamt des 
Wohnungswerbers innerhalb eines Monats ohne amtliche 
Aufforderung mitzuteilen. 

 b) und c)  ...  b) und c)  ... 

 3. Eine Nachversteuerung von Ausgaben zur Anschaffung von 
Genußscheinen und jungen Aktien (Abs. 1 Z 4) hat zu erfolgen, wenn die 
Genußscheine oder Aktien vor Ablauf von zehn Jahren seit ihrer 
Hinterlegung aus dem Depot ausscheiden oder entnommen, entgeltlich 
oder unentgeltlich übertragen oder einem Betriebsvermögen zugeführt 
werden. Der Umtausch von Aktien gemäß den §§ 67, 179, 226 Abs. 7 

 3. Eine Nachversteuerung von Ausgaben zur Anschaffung von 
Genußscheinen und jungen Aktien (Abs. 1 Z 4) hat zu erfolgen, wenn die 
Genußscheine oder Aktien vor Ablauf von zehn Jahren seit ihrer 
Hinterlegung aus dem Depot ausscheiden oder entnommen, entgeltlich 
oder unentgeltlich übertragen oder einem Betriebsvermögen zugeführt 
werden. Der Umtausch von Aktien gemäß den §§ 67, 179, 226 Abs. 7 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und 233 des Aktiengesetzes und gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Spaltung von Kapitalgesellschaften gilt insoweit nicht als Entnahme aus 
dem Depot, als nicht bare Zuzahlungen geleistet werden. Eine 
Kapitalherabsetzung mit Rückzahlung der Einlagen gilt insoweit als 
Ausscheiden aus dem Depot. Im Falle eines Depotwechsels oder der 
Drittverwahrung unterbleibt eine Nachversteuerung, wenn das 
übernehmende Kreditinstitut die Verpflichtungen im Sinne dieser Ziffer 
übernimmt und das übertragende Kreditinstitut hievon verständigt. Die 
Verständigung ist von dem übertragenden Kreditinstitut zehn Jahre ab 
der Anschaffung aufzubewahren. Die Nachversteuerung erfolgt im Falle 
der Auflösung eines Beteiligungsfonds höchstens in Höhe des 
ausgeschütteten Liquidationserlöses, im Falle der Kapitalherabsetzung 
oder der Abwicklung einer Aktiengesellschaft höchstens in Höhe der 
rückgezahlten Beträge. Die Tatsachen, die zur Nachversteuerung führen, 
sind im Falle des Ausscheidens oder der Entnahme von Genußscheinen 
oder Aktien aus dem Depot von dem depotführenden Kreditinstitut, in 
allen anderen Fällen vom Steuerpflichtigen dem Wohnsitzfinanzamt 
innerhalb eines Monats ohne amtliche Aufforderung mitzuteilen. Die 
Nachversteuerung erfolgt nicht, soweit 

und 233 des Aktiengesetzes und gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Spaltung von Kapitalgesellschaften gilt insoweit nicht als Entnahme aus 
dem Depot, als nicht bare Zuzahlungen geleistet werden. Eine 
Kapitalherabsetzung mit Rückzahlung der Einlagen gilt insoweit als 
Ausscheiden aus dem Depot. Im Falle eines Depotwechsels oder der 
Drittverwahrung unterbleibt eine Nachversteuerung, wenn das 
übernehmende Kreditinstitut die Verpflichtungen im Sinne dieser Ziffer 
übernimmt und das übertragende Kreditinstitut hievon verständigt. Die 
Verständigung ist von dem übertragenden Kreditinstitut zehn Jahre ab 
der Anschaffung aufzubewahren. Die Nachversteuerung erfolgt im Falle 
der Auflösung eines Beteiligungsfonds höchstens in Höhe des 
ausgeschütteten Liquidationserlöses, im Falle der Kapitalherabsetzung 
oder der Abwicklung einer Aktiengesellschaft höchstens in Höhe der 
rückgezahlten Beträge. Die Tatsachen, die zur Nachversteuerung führen, 
sind im Falle des Ausscheidens oder der Entnahme von Genußscheinen 
oder Aktien aus dem Depot von dem depotführenden Kreditinstitut, in 
allen anderen Fällen vom Steuerpflichtigen seinem Finanzamt innerhalb 
eines Monats ohne amtliche Aufforderung mitzuteilen. Die 
Nachversteuerung erfolgt nicht, soweit 

 a) und b) …  a) und b) … 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

(8) Für Beiträge gemäß Abs. 1 Z 1a und Z 5 sowie für Zuwendungen gemäß 
Abs. 1 Z 7 bis 9 gilt Folgendes: 

(8) Für Beiträge gemäß Abs. 1 Z 1a und Z 5 sowie für Zuwendungen gemäß 
Abs. 1 Z 7 bis 9 gilt Folgendes: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Kommt der übermittlungspflichtige Empfänger seinen 
Übermittlungsverpflichtungen im Bezug auf alle Personen, die Beiträge 
oder Zuwendungen geleistet haben nicht nach, ist er von dem für die 
Erhebung der Einkommensteuer des Steuerpflichtigen zuständigen 
Finanzamt aufzufordern, dies unverzüglich nachzuholen. Wird dies 
unterlassen, 

 4. Kommt der übermittlungspflichtige Empfänger seinen 
Übermittlungsverpflichtungen im Bezug auf alle Personen, die Beiträge 
oder Zuwendungen geleistet haben nicht nach, ist er von dem für die 
Erhebung der Einkommensteuer des Steuerpflichtigen zuständigen 
Finanzamt aufzufordern, dies unverzüglich nachzuholen. Wird dies 
unterlassen, 

 a) hat das Finanzamt Wien 1/23 für einen Empfänger, der in der Liste 
gemäß § 4a Abs. 7 Z 1 aufscheint, den Bescheid über die Erfüllung 
der gesetzlichen Voraussetzungen für die Anerkennung als 
spendenbegünstigte Körperschaft zu widerrufen und die 
Geltungsdauer der Spendenbegünstigung zu begrenzen oder 

 a) hat das Finanzamt Österreich für einen Empfänger, der in der Liste 
gemäß § 4a Abs. 7 Z 1 aufscheint, den Bescheid über die Erfüllung 
der gesetzlichen Voraussetzungen für die Anerkennung als 
spendenbegünstigte Körperschaft zu widerrufen und die 
Geltungsdauer der Spendenbegünstigung zu begrenzen oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 b) …  b) … 

 5.   …  5.   … 

Die einzelnen Einkunftsarten Die einzelnen Einkunftsarten 

Land- und Forstwirtschaft (§ 2 Abs. 3 Z 1) Land- und Forstwirtschaft (§ 2 Abs. 3 Z 1) 

§ 21. (1) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft sind: § 21. (1) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft sind: 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

  5. Einkünfte aus übrigem land- und forstwirtschaftlichem Vermögen im 
Sinne des § 50 des Bewertungsgesetzes 1955. 

(2) … (2) … 

Selbständige Arbeit (§ 2 Abs. 3 Z 2) Selbständige Arbeit (§ 2 Abs. 3 Z 2) 

§ 22. Einkünfte aus selbständiger Arbeit sind: § 22. Einkünfte aus selbständiger Arbeit sind: 

 1. Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit. Zu diesen Einkünften gehören 
nur 

 1. Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit. Zu diesen Einkünften gehören 
nur 

 a)  ...  a)  ... 

 b) Einkünfte aus der Berufstätigkeit der  b) Einkünfte aus der Berufstätigkeit der 

 – staatlich befugten und beeideten Ziviltechniker oder aus einer 
unmittelbar ähnlichen Tätigkeit sowie aus der Berufstätigkeit der 

 – staatlich befugten und beeideten Ziviltechniker oder aus einer 
unmittelbar ähnlichen Tätigkeit sowie aus der Berufstätigkeit der 

 – Ärzte, Tierärzte und Dentisten,  – Ärzte, Tierärzte und Dentisten, 

 – Rechtsanwälte, Patentanwälte, Notareund Wirtschaftstreuhänder,  – Rechtsanwälte, Patentanwälte, Notare, Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer, 

 – Unternehmensberater, Versicherungsmathematiker, Schiedsrichter 
im Schiedsgerichtsverfahren, 

 – Unternehmensberater, Versicherungsmathematiker, Schiedsrichter 
im Schiedsgerichtsverfahren, 

 – Bildberichterstatter und Journalisten,  – Bildberichterstatter und Journalisten, 

 – Dolmetscher und Übersetzer.  – Dolmetscher und Übersetzer. 

Zu den Einkünften aus freiberuflicher Tätigkeit zählen auch die 
Entgelte der Ärzte für die Behandlung von Pfleglingen der 
Sonderklasse (einschließlich ambulatorischer Behandlung), soweit 
diese Entgelte nicht von einer Krankenanstalt im eigenen Namen 
vereinnahmt werden. 

Zu den Einkünften aus freiberuflicher Tätigkeit zählen auch die 
Entgelte der Ärzte für die Behandlung von Pfleglingen der 
Sonderklasse (einschließlich ambulatorischer Behandlung), soweit 
diese Entgelte nicht von einer Krankenanstalt im eigenen Namen 
vereinnahmt werden, sowie Einkünfte als Vertretungsarzt gemäß § 2 
Abs. 2a Z 3 Freiberuflichen-Sozialversicherungsgesetz – FSVG, 
BGBl. Nr. 624/1978. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 c)  …  c)  … 

 2. bis 5. …  2. bis 5. … 

Einkünfte aus Kapitalvermögen Einkünfte aus Kapitalvermögen 

§ 27. (1) bis (5) … § 27. (1) bis (5) … 

(6) Als Veräußerung im Sinne der Abs. 3 und 4 gelten auch: (6) Als Veräußerung im Sinne der Abs. 3 und 4 gelten auch: 

 1. …  1. … 

 a) …  a) … 

 b) Als tatsächliche Veräußerung gilt auch   b) Als tatsächliche Veräußerung gilt auch  

ein späterer Wegzug oder die spätere Überführung des Wirtschaftsgutes oder 
Derivates in einen Staat, der von lit. a nicht erfasst ist. 

 – ein späterer Wegzug oder die spätere Überführung des 
Wirtschaftsgutes oder Derivates in einen Staat, der von lit. a nicht 
erfasst ist sowie 

  – ein Antrag auf Festsetzung der nicht festgesetzten Steuerschuld. 

 c) bis e) …  c) bis e) … 

 2. bis 5. ...  2. bis 5. ... 

(7) Steuerfrei sind Ausschüttungen aus Anteilen und Genussrechten an 
natürliche Personen bis zu einer Höhe von 15 000 Euro pro Kalenderjahr, die von 
Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften im Sinne des § 6b Abs. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 106/2017 ausgegeben worden sind. Dabei gilt Folgendes: 

(7) Steuerfrei sind 75% der Ausschüttungen aus Anteilen und Genussrechten 
an natürliche Personen bis zu einer Höhe von 15 000 Euro pro Kalenderjahr, die 
von Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften im Sinne des § 6b Abs. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 106/2017 ausgegeben worden sind. Dabei gilt Folgendes: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

(8) … (8) … 

Besonderer Steuersatz und Bemessungsgrundlage für Einkünfte aus 
Kapitalvermögen 

Besonderer Steuersatz und Bemessungsgrundlage für Einkünfte aus 
Kapitalvermögen 

§ 27a. (1) bis (5) … § 27a. (1) bis (5) … 

(6) Die Abs. 1 bis 5 gelten auch für Einkünfte aus der Überlassung von 
Kapital, aus realisierten Wertsteigerungen von Kapitalvermögen und aus 
Derivaten von natürlichen Personen, soweit diese zu den Einkünften im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 Z 1 bis 4 gehören. Abs. 1 gilt nicht für Einkünfte aus realisierten 
Wertsteigerungen von Kapitalvermögen und aus Derivaten, wenn die Erzielung 
solcher Einkünfte einen Schwerpunkt der betrieblichen Tätigkeit darstellt. 

(6) Die Abs. 1 bis 5 gelten auch für Einkünfte aus der Überlassung von 
Kapital, aus realisierten Wertsteigerungen von Kapitalvermögen und aus 
Derivaten von natürlichen Personen, soweit diese zu den Einkünften im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 gehören. Abs. 1 gilt nicht für Einkünfte aus realisierten 
Wertsteigerungen von Kapitalvermögen und aus Derivaten, wenn die Erzielung 
solcher Einkünfte einen Schwerpunkt der betrieblichen Tätigkeit darstellt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Private Grundstücksveräußerungen Private Grundstücksveräußerungen 

§ 30. (1) … § 30. (1) … 

(2) Von der Besteuerung ausgenommen sind die Einkünfte: (2) Von der Besteuerung ausgenommen sind die Einkünfte: 

 1. bis 3. ….  1. bis 3. …. 

 4. Aus Tauschvorgängen  4. Aus Tauschvorgängen 

von Grundstücken im Rahmen eines Zusammenlegungs- oder 
Flurbereinigungsverfahrens im Sinne des Flurverfassungs-
Grundsatzgesetzes 1951, BGBl. Nr. 103/1951, sowie im Rahmen 
behördlicher Maßnahmen zur besseren Gestaltung von Bauland, 
insbesondere nach den für die bessere Gestaltung von Bauland 
geltenden Vorschriften. Das in solchen Verfahren erworbene 
Grundstück tritt hinsichtlich aller für die Ermittlung der Einkünfte 
relevanter Umstände an die Stelle des hingegebenen Grundstückes. 

 – von land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken im Rahmen eines 
Zusammenlegungs- oder Flurbereinigungsverfahrens im Sinne der 
jeweiligen Landesgesetze, soweit sie den Vorschriften des 
Flurverfassungs-Grundsatzgesetzes 1951, BGBl. Nr. 103/1951 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 189/2013 entsprechen, sowie  

  – im Rahmen behördlicher Maßnahmen zur besseren Gestaltung von 
Bauland, insbesondere nach den für die bessere Gestaltung von 
Bauland geltenden Vorschriften. 

 Das in solchen Verfahren erworbene Grundstück tritt hinsichtlich aller 
für die Ermittlung der Einkünfte relevanter Umstände an die Stelle des 
hingegebenen Grundstückes. 

(3) bis (8) ... (3) bis (8) ... 

Steuersätze und Steuerabsetzbeträge Steuersätze und Steuerabsetzbeträge 

§ 33. (1) bis (3) ... § 33. (1) bis (3) ... 

(3a) Für ein Kind, für das Familienbeihilfe nach dem 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967 gewährt wird und das sich ständig in einem 
Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz aufhält, 
steht auf Antrag ein Familienbonus Plus nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen zu: 

(3a) Für ein Kind, für das Familienbeihilfe nach dem 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967 gewährt wird und das sich ständig in einem 
Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz aufhält, 
steht auf Antrag ein Familienbonus Plus nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen zu: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. (Ehe-)Partner im Sinne der Z 3 ist eine Person, mit der der 
Familienbeihilfenberechtigte verheiratet ist, eine eingetragene 
Partnerschaft nach dem Eingetragene Partnerschaft-Gesetz – EPG 
begründet hat oder für mehr als sechs Monate im Kalenderjahr in einer 

 4. (Ehe-)Partner im Sinne der Z 3 ist eine Person, mit der der 
Familienbeihilfenberechtigte verheiratet ist, eine eingetragene 
Partnerschaft nach dem Eingetragene Partnerschaft-Gesetz – EPG 
begründet hat oder für mehr als sechs Monate im Kalenderjahr in einer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Lebensgemeinschaft lebt. Lebensgemeinschaft lebt. Die Frist von sechs Monaten im Kalenderjahr 

gilt nicht, wenn dem nicht die Familienbeihilfe beziehenden Partner in 
den restlichen Monaten des Kalenderjahres, in denen die 
Lebensgemeinschaft nicht besteht, der Unterhaltsabsetzbetrag für dieses 
Kind zusteht. 

 5. bis 7. …  5. bis 7. … 

(4) bis (8) … (4) bis (8) … 

(10) Ein im Rahmen einer Veranlagung bei der Berechnung der Steuer 
anzuwendender Durchschnittssteuersatz ist vorbehaltlich des Abs. 11 nach 
Berücksichtigung der Abzüge nach den Abs. 4 bis 6 (ausgenommen 
Kinderabsetzbeträge nach Abs. 3) zu ermitteln. Diese Abzüge sind nach 
Anwendung des Durchschnittssteuersatzes nicht nochmals abzuziehen. 

(10) Ein im Rahmen einer Veranlagung bei der Berechnung der Steuer 
anzuwendender Durchschnittssteuersatz ist vorbehaltlich des Abs. 11 nach 
Berücksichtigung der Abzüge gemäß Abs. 3a bis 6 (ausgenommen 
Kinderabsetzbeträge nach Abs. 3) zu ermitteln. Diese Abzüge sind nach 
Anwendung des Durchschnittssteuersatzes nicht nochmals abzuziehen. 

(11) Ist bei der Berechnung der Steuer ein Progressionsvorbehalt aus der 
Anwendung eines Doppelbesteuerungsabkommens zu berücksichtigen, gilt für 
die Steuerberechung Folgendes: Der Durchschnittssteuersatz ist zunächst ohne 
Berücksichtigung der Abzüge nach den Abs. 4 bis 6 zu ermitteln. Von der unter 
Anwendung dieses Durchschnittssteuersatzes ermittelten Steuer sind die Abzüge 
nach den Abs. 4 bis 6 (ausgenommen Kinderabsetzbeträge nach Abs. 3) 
abzuziehen. 

(11) Ist bei der Berechnung der Steuer ein Progressionsvorbehalt aus der 
Anwendung eines Doppelbesteuerungsabkommens zu berücksichtigen, gilt für 
die Steuerberechung Folgendes: Der Durchschnittssteuersatz ist zunächst ohne 
Berücksichtigung der Abzüge nach den Abs. 4 bis 6 zu ermitteln. Von der unter 
Anwendung dieses Durchschnittssteuersatzes ermittelten Steuer sind die Abzüge 
gemäß Abs. 3a bis 6 (ausgenommen Kinderabsetzbeträge nach Abs. 3) 
abzuziehen. 

Außergewöhnliche Belastung Außergewöhnliche Belastung 

§ 34. (1) bis (5) .... § 34. (1) bis (5) .... 

(6) Folgende Aufwendungen können ohne Berücksichtigung des 
Selbstbehaltes abgezogen werden: 

(6) Folgende Aufwendungen können ohne Berücksichtigung des 
Selbstbehaltes abgezogen werden: 

 – Aufwendungen zur Beseitigung von Katastrophenschäden, insbesondere 
Hochwasser-, Erdrutsch-, Vermurungs- und Lawinenschäden im Ausmaß 
der erforderlichen Ersatzbeschaffungskosten. 

 – Aufwendungen zur Beseitigung von Katastrophenschäden, insbesondere 
Hochwasser-, Erdrutsch-, Vermurungs- und Lawinenschäden im Ausmaß 
der erforderlichen Ersatzbeschaffungskosten. 

 – Kosten einer auswärtigen Berufsausbildung nach Abs. 8.  – Kosten einer auswärtigen Berufsausbildung nach Abs. 8. 

 – Aufwendungen für die Kinderbetreuung im Sinne des Abs. 9.  

 – Mehraufwendungen des Steuerpflichtigen für Personen, für die gemäß 
§ 8 Abs. 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 erhöhte 
Familienbeihilfe gewährt wird, soweit sie die Summe der 
pflegebedingten Geldleistungen (Pflegegeld, Pflegezulage, Blindengeld 
oder Blindenzulage) übersteigen. 

 – Mehraufwendungen des Steuerpflichtigen für Personen, für die gemäß 
§ 8 Abs. 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 erhöhte 
Familienbeihilfe gewährt wird, soweit sie die Summe der 
pflegebedingten Geldleistungen (Pflegegeld, Pflegezulage, Blindengeld 
oder Blindenzulage) übersteigen. 

 – Aufwendungen im Sinne des § 35, die an Stelle der Pauschbeträge  – Aufwendungen im Sinne des § 35, die an Stelle der Pauschbeträge 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
geltend gemacht werden (§ 35 Abs. 5). geltend gemacht werden (§ 35 Abs. 5). 

 – Mehraufwendungen aus dem Titel der Behinderung, wenn die 
Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 vorliegen, soweit sie die Summe 
pflegebedingter Geldleistungen (Pflegegeld, Pflegezulage, Blindengeld 
oder Blindenzulage) übersteigen. 

 – Mehraufwendungen aus dem Titel der Behinderung, wenn die 
Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 vorliegen, soweit sie die Summe 
pflegebedingter Geldleistungen (Pflegegeld, Pflegezulage, Blindengeld 
oder Blindenzulage) übersteigen. 

Der Bundesminister für Finanzen kann mit Verordnung festlegen, in welchen 
Fällen und in welcher Höhe Mehraufwendungen aus dem Titel der Behinderung 
ohne Anrechnung auf einen Freibetrag nach § 35 Abs. 3 und ohne Anrechnung 
auf eine pflegebedingte Geldleistung zu berücksichtigen sind. 

Der Bundesminister für Finanzen kann mit Verordnung festlegen, in welchen 
Fällen und in welcher Höhe Mehraufwendungen aus dem Titel der Behinderung 
ohne Anrechnung auf einen Freibetrag nach § 35 Abs. 3 und ohne Anrechnung 
auf eine pflegebedingte Geldleistung zu berücksichtigen sind. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 

Sonstige Bezüge Sonstige Bezüge 

§ 67. (1) … § 67. (1) … 

(2) Das Jahressechstel beträgt ein Sechstel der bereits zugeflossenen, auf das 
Kalenderjahr umgerechneten laufenden Bezüge. Soweit die sonstigen Bezüge 
gemäß Abs. 1 mehr als das Jahressechstel oder nach Abzug der in Abs. 12 
genannten Beträge mehr als 83 333 Euro betragen, sind diese übersteigenden 
Bezüge im Auszahlungsmonat nach Abs. 10 zu besteuern. Bei der Berechnung 
des Jahressechstels ist jener laufende Bezug, der zusammen mit dem sonstigen 
Bezug ausgezahlt wird, bereits zu berücksichtigen. Wird ein sonstiger Bezug in 
einem Kalenderjahr vor Fälligkeit des ersten laufenden Bezuges ausgezahlt, ist 
dieser erste laufende Bezug in seiner voraussichtlichen Höhe auf das 
Kalenderjahr umzurechnen. Steuerfreie laufende Bezüge gemäß § 3, 
ausgenommen laufende Einkünfte gemäß § 3 Abs. 1 Z 10, 11 und 15 lit. a, 
erhöhen nicht das Jahressechstel, steuerfreie sonstige Bezüge gemäß § 3, 
ausgenommen sonstige Einkünfte gemäß § 3 Abs. 1 Z 10 und 11, werden auf das 
Jahressechstel nicht angerechnet. 

(2) Das Jahressechstel beträgt ein Sechstel der bereits zugeflossenen, auf das 
Kalenderjahr umgerechneten laufenden Bezüge. Soweit die sonstigen Bezüge 
gemäß Abs. 1 mehr als das Jahressechstel oder nach Abzug der in Abs. 12 
genannten Beträge mehr als 83 333 Euro betragen, sind diese übersteigenden 
Bezüge im Auszahlungsmonat nach Abs. 10 zu besteuern. Bei der Berechnung 
des Jahressechstels ist jener laufende Bezug, der zusammen mit dem sonstigen 
Bezug ausgezahlt wird, bereits zu berücksichtigen. Wird ein sonstiger Bezug in 
einem Kalenderjahr vor Fälligkeit des ersten laufenden Bezuges ausgezahlt, ist 
dieser erste laufende Bezug in seiner voraussichtlichen Höhe auf das 
Kalenderjahr umzurechnen. Steuerfreie laufende Bezüge gemäß § 3, 
ausgenommen laufende Einkünfte gemäß § 3 Abs. 1 Z 10, 11 und 15 lit. a, 
erhöhen nicht das Jahressechstel, steuerfreie sonstige Bezüge gemäß § 3, 
ausgenommen sonstige Einkünfte gemäß § 3 Abs. 1 Z 10 und 11, werden auf das 
Jahressechstel nicht angerechnet. Der Arbeitgeber darf in einem Kalenderjahr 
nicht mehr als ein Sechstel der im Kalenderjahr zugeflossenen laufenden Bezüge 
als sonstige Bezüge mit den festen Steuersätzen gemäß Abs. 1 besteuern (§ 77 
Abs. 4a). 

(3) bis (12) ... (3) bis (12) ... 

Lohnsteuerabzug in besonderen Fällen Lohnsteuerabzug in besonderen Fällen 

§ 69. (1) … § 69. (1) … 

(2) Bei Auszahlung von Bezügen aus einer gesetzlichen Kranken- oder 
Unfallversorgung sowie aus einer Kranken- oder Unfallversorgung der 

(2) Bei Auszahlung von Bezügen aus einer gesetzlichen Kranken- oder 
Unfallversorgung sowie aus einer Kranken- oder Unfallversorgung der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Versorgungs- und Unterstützungseinrichtungen der Kammern der selbständig 
Erwerbstätigen gemäß § 25 Abs. 1 Z 1 lit. c und e, bei Auszahlung von 
Rehabilitationsgeld gemäß § 143a ASVG und bei Auszahlung von 
Wiedereingliederungsgeld gemäß § 143d ASVG sind 25% Lohnsteuer 
einzubehalten, soweit diese Bezüge 30 Euro täglich übersteigen. Wird ein 13. 
bzw. 14. Bezug zusätzlich ausgezahlt, hat ein vorläufiger Lohnsteuerabzug von 
diesen Bezügen zu unterbleiben. Zur Berücksichtigung dieser Bezüge im 
Veranlagungsverfahren haben die Versicherungsträger bis zum 31. Jänner des 
folgenden Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) auszustellen und an das 
Finanzamt der Betriebsstätte zu übermitteln. In diesem Lohnzettel ist ein 
Siebentel gesondert als sonstiger Bezug gemäß § 67 Abs. 1 auszuweisen. 

Versorgungs- und Unterstützungseinrichtungen der Kammern der selbständig 
Erwerbstätigen gemäß § 25 Abs. 1 Z 1 lit. c und e, bei Auszahlung von 
Rehabilitationsgeld gemäß § 143a ASVG und bei Auszahlung von 
Wiedereingliederungsgeld gemäß § 143d ASVG sind 25% Lohnsteuer 
einzubehalten, soweit diese Bezüge 30 Euro täglich übersteigen. Wird ein 13. 
bzw. 14. Bezug zusätzlich ausgezahlt, hat ein vorläufiger Lohnsteuerabzug von 
diesen Bezügen zu unterbleiben. Zur Berücksichtigung dieser Bezüge im 
Veranlagungsverfahren haben die Versicherungsträger bis zum 31. Jänner des 
folgenden Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) auszustellen und an ihr 
Finanzamt zu übermitteln. In diesem Lohnzettel ist ein Siebentel gesondert als 
sonstiger Bezug gemäß § 67 Abs. 1 auszuweisen. 

(3) Bei Auszahlung von einkommensteuerpflichtigen Bezügen nach dem 
Heeresgebührengesetz 2001 sind 22% der Lohnsteuer einzubehalten, soweit diese 
Bezüge 20 Euro täglich übersteigen. Zur Berücksichtigung dieser Bezüge im 
Veranlagungsverfahren hat die auszahlende Stelle bis zum 31. Jänner des 
Folgejahres einen Lohnzettel (§ 84) auszustellen und an das Finanzamt der 
Betriebsstätte zu übermitteln. In diesem Lohnzettel ist ein Siebentel der 
einkommensteuerpflichtigen Bezüge nach dem Heeresgebührengesetz 2001 
gesondert als sonstiger Bezug gemäß § 67 Abs. 1 auszuweisen. 

(3) Bei Auszahlung von einkommensteuerpflichtigen Bezügen nach dem 
Heeresgebührengesetz 2001 sind 22% der Lohnsteuer einzubehalten, soweit diese 
Bezüge 20 Euro täglich übersteigen. Zur Berücksichtigung dieser Bezüge im 
Veranlagungsverfahren hat die auszahlende Stelle bis zum 31. Jänner des 
Folgejahres einen Lohnzettel (§ 84) auszustellen und an ihr Finanzamt zu 
übermitteln. In diesem Lohnzettel ist ein Siebentel der 
einkommensteuerpflichtigen Bezüge nach dem Heeresgebührengesetz 2001 
gesondert als sonstiger Bezug gemäß § 67 Abs. 1 auszuweisen. 

(4) (4) 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Zur Berücksichtigung der Bezüge nach Z 1 und 2 im 
Veranlagungsverfahren hat die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse bis zum 31. Jänner des Folgejahres einen Lohnzettel 
(§ 84) auszustellen und an das Finanzamt der Betriebsstätte zu 
übermitteln. 

 3. Zur Berücksichtigung der Bezüge nach Z 1 und 2 im 
Veranlagungsverfahren hat die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse bis zum 31. Jänner des Folgejahres einen Lohnzettel 
(§ 84) auszustellen und an ihr Finanzamt zu übermitteln. 

(5) Bei Auszahlung von Bezügen im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 3 lit. d hat die 
auszahlende Stelle bis 31. Jänner des folgenden Kalenderjahres einen Lohnzettel 
(§ 84) zur Berücksichtigung dieser Bezüge im Veranlagungsverfahren 
auszustellen und an das Finanzamt der Betriebsstätte zu übermitteln. In diesem 
Lohnzettel sind ein Siebentel der ausgezahlten Bezüge als sonstiger Bezug gemäß 
§ 67 Abs. 1 auszuweisen. Ein vorläufiger Lohnsteuerabzug hat zu unterbleiben. 

(5) Bei Auszahlung von Bezügen im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 3 lit. d hat die 
auszahlende Stelle bis 31. Jänner des folgenden Kalenderjahres einen Lohnzettel 
(§ 84) zur Berücksichtigung dieser Bezüge im Veranlagungsverfahren 
auszustellen und an ihr Finanzamt zu übermitteln. In diesem Lohnzettel sind ein 
Siebentel der ausgezahlten Bezüge als sonstiger Bezug gemäß § 67 Abs. 1 
auszuweisen. Ein vorläufiger Lohnsteuerabzug hat zu unterbleiben. 

(6) Die auszahlende Stelle hat in folgenden Fällen zur Berücksichtigung der 
Bezüge im Veranlagungsverfahren bis zum 31. Jänner des folgenden 
Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) auszustellen und an das Finanzamt der 

(6) Die auszahlende Stelle hat in folgenden Fällen zur Berücksichtigung der 
Bezüge im Veranlagungsverfahren bis zum 31. Jänner des folgenden 
Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) auszustellen und an ihr Finanzamt zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Betriebsstätte zu übermitteln: übermitteln: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

Betrifft eine Auszahlung im Sinne der Z 1 oder 2 ein abgelaufenes Kalenderjahr, 
ist der Lohnzettel bis zum Ende des Kalendermonats zu übermitteln, das dem 
Quartal der Auszahlung folgt. 

Betrifft eine Auszahlung im Sinne der Z 1 oder 2 ein abgelaufenes Kalenderjahr, 
ist der Lohnzettel bis zum Ende des Kalendermonats zu übermitteln, das dem 
Quartal der Auszahlung folgt. 

(7) Bei Auszahlung von Bezügen im Sinne des 
Dienstleistungsscheckgesetzes haben die Gebietskrankenkassen bis 31. Jänner des 
folgenden Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) zur Berücksichtigung dieser 
Bezüge im Veranlagungsverfahren auszustellen und an das Finanzamt der 
Betriebsstätte zu übermitteln. In diesem Lohnzettel ist ein Siebentel der 
ausgezahlten Bezüge als sonstiger Bezug gemäß § 67 Abs. 1 auszuweisen. Ein 
vorläufiger Lohnsteuerabzug hat zu unterbleiben. 

(7) Bei Auszahlung von Bezügen im Sinne des 
Dienstleistungsscheckgesetzes haben die Gebietskrankenkassen bis 31. Jänner des 
folgenden Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) zur Berücksichtigung dieser 
Bezüge im Veranlagungsverfahren auszustellen und an ihr Finanzamt zu 
übermitteln. In diesem Lohnzettel ist ein Siebentel der ausgezahlten Bezüge als 
sonstiger Bezug gemäß § 67 Abs. 1 auszuweisen. Ein vorläufiger 
Lohnsteuerabzug hat zu unterbleiben. 

(8) Bei Auszahlung von Bezügen gemäß § 33f Abs. 1 Bauarbeiter-Urlaubs- 
und Abfertigungsgesetz, BGBl. Nr. 414/1972, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 104/2005, durch die Bauarbeiter- Urlaubs- und Abfertigungskasse ist 
die Lohnsteuer nach § 70 Abs. 2 Z 1 in Verbindung mit § 67 Abs. 5 zu berechnen. 
Die Bauarbeiter- Urlaubs- und Abfertigungskasse hat die Lohnsteuer nur dann 
einzubehalten und abzuführen, wenn sie für das laufende Kalenderjahr den Betrag 
von 100 Euro übersteigt. Zur Berücksichtigung dieser Bezüge im 
Veranlagungsverfahren hat die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse bis 
31. Jänner des folgenden Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) auszustellen und 
an das Finanzamt der Betriebsstätte zu übermitteln. 

(8) Bei Auszahlung von Bezügen gemäß § 33f Abs. 1 Bauarbeiter-Urlaubs- 
und Abfertigungsgesetz, BGBl. Nr. 414/1972, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 104/2005, durch die Bauarbeiter- Urlaubs- und Abfertigungskasse ist 
die Lohnsteuer nach § 70 Abs. 2 Z 1 in Verbindung mit § 67 Abs. 5 zu berechnen. 
Die Bauarbeiter- Urlaubs- und Abfertigungskasse hat die Lohnsteuer nur dann 
einzubehalten und abzuführen, wenn sie für das laufende Kalenderjahr den Betrag 
von 100 Euro übersteigt. Zur Berücksichtigung dieser Bezüge im 
Veranlagungsverfahren hat die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse bis 
31. Jänner des folgenden Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) auszustellen und 
an ihr Finanzamt zu übermitteln. 

(9) Bei Auszahlung von Bezügen im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 3 lit. e erster 
Satz hat die auszahlende Stelle bis 31. Jänner des Folgejahres einen Lohnzettel 
(§ 84) zur Berücksichtung dieser Bezüge im Veranlagungsverfahren auszustellen 
und an das Finanzamt der Betriebsstätte zu übermitteln. Ein vorläufiger 
Lohnsteuerabzug hat zu unterbleiben. 

(9) Bei Auszahlung von Bezügen im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 3 lit. e erster 
Satz hat die auszahlende Stelle bis 31. Jänner des Folgejahres einen Lohnzettel 
(§ 84) zur Berücksichtung dieser Bezüge im Veranlagungsverfahren auszustellen 
und an ihr Finanzamt zu übermitteln. Ein vorläufiger Lohnsteuerabzug hat zu 
unterbleiben. 

Lohnzahlungszeitraum Lohnzahlungszeitraum 

§ 77. (1) und (2) …  § 77. (1) und (2) …  

(3) Der Arbeitgeber kann im laufenden Kalenderjahr von den zum laufenden 
Tarif zu versteuernden Bezügen durch Aufrollen der vergangenen 
Lohnzahlungszeiträume die Lohnsteuer neu berechnen. Umfaßt die Aufrollung 
die Bezüge des Monats Dezember, können dabei vom Arbeitnehmer entrichtete 
Beiträge für die freiwillige Mitgliedschaft bei Berufsverbänden gemäß § 16 

(3) Der Arbeitgeber kann im laufenden Kalenderjahr von den zum laufenden 
Tarif zu versteuernden Bezügen durch Aufrollen der vergangenen 
Lohnzahlungszeiträume die Lohnsteuer neu berechnen. Umfaßt die Aufrollung 
die Bezüge des Monats Dezember, können dabei vom Arbeitnehmer entrichtete 
Beiträge für die freiwillige Mitgliedschaft bei Berufsverbänden gemäß § 16 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 1 Z 3 lit. b berücksichtigt werden, wenn Abs. 1 Z 3 lit. b berücksichtigt werden, wenn 

 – der Arbeitnehmer im Kalenderjahr ständig von diesem Arbeitgeber 
Arbeitslohn (§ 25) erhalten hat, 

 – der Arbeitnehmer im Kalenderjahr ständig von diesem Arbeitgeber 
Arbeitslohn (§ 25) erhalten hat, 

 – der Arbeitgeber keine Freibeträge auf Grund einer Mitteilung im Sinne 
des § 63 berücksichtigt hat und 

 – der Arbeitgeber keine Freibeträge auf Grund einer Mitteilung im Sinne 
des § 63 berücksichtigt hat und 

 – dem Arbeitgeber die entsprechenden Belege vorgelegt werden. Eine 
Neuberechnung der Lohnsteuer ist nicht mehr zulässig, wenn im 
laufenden Kalenderjahr an den Arbeitnehmer Krankengeld aus der 
gesetzlichen Krankenversicherung ausbezahlt wird. 

 – dem Arbeitgeber die entsprechenden Belege vorgelegt werden. Eine 
Neuberechnung der Lohnsteuer ist, abgesehen von Fällen gemäß Abs. 4a, 
nicht mehr zulässig, wenn im laufenden Kalenderjahr an den 
Arbeitnehmer Krankengeld aus der gesetzlichen Krankenversicherung 
ausbezahlt wird. 

(4) … (4) … 

 (4a) Wurde im laufenden Kalenderjahr insgesamt mehr als ein Sechstel der 
zugeflossenen laufenden Bezüge mit den festen Steuersätzen gemäß § 67 Abs. 1 
versteuert, hat der Arbeitgeber bei Auszahlung des letzten laufenden Bezuges im 
Kalenderjahr die übersteigenden Beträge durch Aufrollen nach § 67 Abs. 10 zu 
versteuern. 

(5) … (5) … 

Abfuhr der Lohnsteuer Abfuhr der Lohnsteuer 

§ 79. (1) Der Arbeitgeber hat die gesamte Lohnsteuer, die in einem 
Kalendermonat einzubehalten war, spätestens am 15. Tag nach Ablauf des 
Kalendermonates in einem Betrag an  Finanzamt der Betriebsstätte abzuführen. 
Die Lohnsteuer von Bezügen (Löhnen), die regelmäßig wiederkehrend bis zum 
15. Tag eines Kalendermonats für den vorangegangenen Kalendermonat 
ausbezahlt werden, gilt als Lohnsteuer, die im vorangegangenen Kalendermonat 
einzubehalten war. 

§ 79. (1) Der Arbeitgeber hat die gesamte Lohnsteuer, die in einem 
Kalendermonat einzubehalten war, spätestens am 15. Tag nach Ablauf des 
Kalendermonates in einem Betrag an sein Finanzamt abzuführen. Die Lohnsteuer 
von Bezügen (Löhnen), die regelmäßig wiederkehrend bis zum 15. Tag eines 
Kalendermonats für den vorangegangenen Kalendermonat ausbezahlt werden, gilt 
als Lohnsteuer, die im vorangegangenen Kalendermonat einzubehalten war. 

(2) und (3) .... (2) und (3) .... 

Lohnsteueranmeldung Lohnsteueranmeldung 

§ 80. (1) Das Finanzamt der Betriebsstätte kann verlangen, daß ein 
Arbeitgeber, der die Lohnsteuer nicht ordnungsmäßig abführt, eine 
Lohnsteueranmeldung abgibt. Die Lohnsteueranmeldung ist spätestens am 15. 
Tag nach Ablauf des Kalendermonates dem Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81) 
zu übersenden. Der Arbeitgeber hat in der Lohnsteueranmeldung unabhängig 
davon, ob er die einbehaltene Lohnsteuer an das Finanzamt abgeführt hat oder 

§ 80. (1) Das Finanzamt des Arbeitgebers kann verlangen, daß ein 
Arbeitgeber, der die Lohnsteuer nicht ordnungsmäßig abführt, eine 
Lohnsteueranmeldung abgibt. Die Lohnsteueranmeldung ist spätestens am 15. 
Tag nach Ablauf des Kalendermonates dem Finanzamt des Arbeitgebers zu 
übersenden. Der Arbeitgeber hat in der Lohnsteueranmeldung unabhängig davon, 
ob er die einbehaltene Lohnsteuer an das Finanzamt abgeführt hat oder nicht, zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nicht, zu erklären, wieviel Lohnsteuer im Kalendermonat einzubehalten war (§ 79 
Abs. 1). 

erklären, wieviel Lohnsteuer im Kalendermonat einzubehalten war (§ 79 Abs. 1). 

(2) Hat das Finanzamt der Betriebsstätte die Abgabe der 
Lohnsteueranmeldung verlangt, so muß der Arbeitgeber die 
Lohnsteueranmeldung auch dann abgeben, wenn er im Anmeldungszeitraum 
keine Lohnsteuer einzubehalten hatte. Der Arbeitgeber hat in diesem Fall in der 
Lohnsteueranmeldung zu erklären, daß er im Anmeldungszeitraum keine 
Lohnsteuer einzubehalten hatte. Der Arbeitgeber wird von der Verpflichtung zur 
Abgabe weiterer Lohnsteueranmeldungen befreit, wenn er Arbeitnehmer nicht 
mehr beschäftigt und dies dem Finanzamt mitteilt. 

(2) Hat das Finanzamt des Arbeitgebers die Abgabe der 
Lohnsteueranmeldung verlangt, so muß der Arbeitgeber die 
Lohnsteueranmeldung auch dann abgeben, wenn er im Anmeldungszeitraum 
keine Lohnsteuer einzubehalten hatte. Der Arbeitgeber hat in diesem Fall in der 
Lohnsteueranmeldung zu erklären, daß er im Anmeldungszeitraum keine 
Lohnsteuer einzubehalten hatte. Der Arbeitgeber wird von der Verpflichtung zur 
Abgabe weiterer Lohnsteueranmeldungen befreit, wenn er Arbeitnehmer nicht 
mehr beschäftigt und dies dem Finanzamt mitteilt. 

Betriebsstätte Betriebsstätte 

§ 81. (1) Als Betriebsstätte für Zwecke des Steuerabzuges vom Arbeitslohn 
gilt jede vom Arbeitgeber im Inland für die Dauer von mehr als einem Monat 
unterhaltene feste örtliche Anlage oder Einrichtung, wenn sie der Ausübung der 
durch den Arbeitnehmer ausgeführten Tätigkeit dient; § 29 Abs. 2 der 
Bundesabgabenordnung gilt entsprechend. Als Betriebsstätte gilt auch der 
Heimathafen österreichischer Handelsschiffe, wenn die Reederei im Inland keine 
Niederlassung hat. 

§ 81. Als Betriebsstätte für Zwecke des Steuerabzuges vom Arbeitslohn gilt 
jede vom Arbeitgeber im Inland für die Dauer von mehr als einem Monat 
unterhaltene feste örtliche Anlage oder Einrichtung, wenn sie der Ausübung der 
durch den Arbeitnehmer ausgeführten Tätigkeit dient; § 29 Abs. 2 der 
Bundesabgabenordnung gilt entsprechend. Als Betriebsstätte gilt auch der 
Heimathafen österreichischer Handelsschiffe, wenn die Reederei im Inland keine 
Niederlassung hat. 

(2) Als Finanzamt der Betriebsstätte gilt das für die Erhebung der 
Lohnsteuer zuständige Finanzamt. 

 

Lohnzettel Lohnzettel 

§ 84. (1) § 84. (1) 

 1. Der Arbeitgeber hat dem Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81) oder dem 
sachlich und örtlich zuständigen Krankenversicherungsträger (§ 23 
Abs. 1 ASVG) ohne besondere Aufforderung die Lohnzettel aller im 
Kalenderjahr beschäftigten Arbeitnehmer zu übermitteln. Bei 
Auszahlung einer pflegebedingten Geldleistung (Pflegegeld, 
Pflegezulage, Blindengeld oder Blindenzulage), von Wochengeld und 
vergleichbaren Bezügen aus der gesetzlichen Sozialversicherung sowie 
dem Grunde und der Höhe nach gleichartigen Zuwendungen aus 
Versorgungs- und Unterstützungseinrichtungen der Kammern der 
selbständig Erwerbstätigen ist ein Lohnzettel von der auszahlenden Stelle 
auszustellen. 

 1. Der Arbeitgeber hat seinem Finanzamt oder der Österreichischen 
Gesundheitskasse ohne besondere Aufforderung die Lohnzettel aller im 
Kalenderjahr beschäftigten Arbeitnehmer zu übermitteln. Bei 
Auszahlung einer pflegebedingten Geldleistung (Pflegegeld, 
Pflegezulage, Blindengeld oder Blindenzulage), von Wochengeld und 
vergleichbaren Bezügen aus der gesetzlichen Sozialversicherung sowie 
dem Grunde und der Höhe nach gleichartigen Zuwendungen aus 
Versorgungs- und Unterstützungseinrichtungen der Kammern der 
selbständig Erwerbstätigen ist ein Lohnzettel von der auszahlenden Stelle 
auszustellen. 

 2. ...  2. ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 3. Abweichend vom Übermittlungsstichtag gemäß Z 2 ist ein Lohnzettel bei 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
Arbeitgebers bis zum Ende des zweitfolgenden Monats zu übermitteln. 
In diesem Fall ist ein Lohnzettel bis zum Tag der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens auszustellen. Der Bundesminister für Finanzen wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für Angelegenheiten des 
Arbeitsrechts zuständigen Bundesminister durch Verordnung für diesen 
Lohnzettel zusätzliche Daten, die für die Ermittlung der Ansprüche nach 
dem Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz erforderlich sind, festzulegen. 
Der Lohnzettel ist vom Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81) oder dem 
sachlich und örtlich zuständigen Krankenversicherungsträger (§ 23 
Abs. 1 ASVG) den Geschäftsstellen der IEF-Service GmbH gemäß § 5 
Abs. 1 des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes elektronisch zur 
Verfügung zu stellen. 

 3. Abweichend vom Übermittlungsstichtag gemäß Z 2 ist ein Lohnzettel bei 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
Arbeitgebers bis zum Ende des zweitfolgenden Monats zu übermitteln. 
In diesem Fall ist ein Lohnzettel bis zum Tag der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens auszustellen. Der Bundesminister für Finanzen wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für Angelegenheiten des 
Arbeitsrechts zuständigen Bundesminister durch Verordnung für diesen 
Lohnzettel zusätzliche Daten, die für die Ermittlung der Ansprüche nach 
dem Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz erforderlich sind, festzulegen. 
Der Lohnzettel ist vom Finanzamt des Arbeitgebers oder der 
Österreichischen Gesundheitskasse den Geschäftsstellen der IEF-Service 
GmbH gemäß § 5 Abs. 1 des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes 
elektronisch zur Verfügung zu stellen. 

 4. ...  4. ... 

(2) ... (2) ... 

(3) Der Lohnzettel ist auf Grund der Eintragungen im Lohnkonto (§ 76) 
auszuschreiben. Erfolgen nach Übermittlung eines Lohnzettels Ergänzungen des 
Lohnkontos, welche die Bemessungsgrundlagen oder die abzuführende Steuer 
betreffen, ist ein berichtigter Lohnzettel innerhalb von zwei Wochen ab erfolgter 
Ergänzung an das Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81) zu übermitteln. 

(3) Der Lohnzettel ist auf Grund der Eintragungen im Lohnkonto (§ 76) 
auszuschreiben. Erfolgen nach Übermittlung eines Lohnzettels Ergänzungen des 
Lohnkontos, welche die Bemessungsgrundlagen oder die abzuführende Steuer 
betreffen, ist ein berichtigter Lohnzettel innerhalb von zwei Wochen ab erfolgter 
Ergänzung an das Finanzamt des Arbeitgebers zu übermitteln. 

(4) ... (4) ... 

(5) Auf dem Lohnzettel sind (5) Auf dem Lohnzettel sind 

 – die Versicherungsnummer gemäß § 31 ASVG des Arbeitnehmers,  – die Versicherungsnummer gemäß § 31 ASVG des Arbeitnehmers, 

 – die Versicherungsnummer des (Ehe)Partners sowie die Anzahl der 
Kinder (§ 106 Abs. 1) des Arbeitnehmers, falls der 
Alleinverdienerabsetzbetrag oder der Alleinerzieherabsetzbetrag 
berücksichtigt wurde, 

 – die Versicherungsnummer des (Ehe)Partners sowie die Anzahl der 
Kinder (§ 106 Abs. 1) des Arbeitnehmers, falls der 
Alleinverdienerabsetzbetrag oder der Alleinerzieherabsetzbetrag 
berücksichtigt wurde, 

 – die Versicherungsnummer des Ehepartners oder eingetragenen Partners 
des Arbeitnehmers, falls der erhöhte Pensionistenabsetzbetrag 
berücksichtigt wurde, 

 – die Versicherungsnummer des Ehepartners oder eingetragenen Partners 
des Arbeitnehmers, falls der erhöhte Pensionistenabsetzbetrag 
berücksichtigt wurde, 

  – die Anzahl, Name, Versicherungsnummer, Geburtsdatum und 
Wohnsitzstaat der Kinder, für die ein Familienbonus Plus berücksichtigt 
wurde, sowie die Monate und die Höhe des berücksichtigten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Familienbonus Plus, 

anzuführen. Wurde eine Versicherungsnummer nicht vergeben, ist jeweils das 
Geburtsdatum anstelle der Versicherungsnummer anzuführen. Auf der für die 
Finanzverwaltung bestimmten Ausfertigung ist zusätzlich die Steuernummer des 
Arbeitgebers anzuführen. 

anzuführen. Wurde eine Versicherungsnummer nicht vergeben, ist jeweils das 
Geburtsdatum anstelle der Versicherungsnummer anzuführen. Auf der für die 
Finanzverwaltung bestimmten Ausfertigung ist zusätzlich die Steuernummer des 
Arbeitgebers anzuführen. 

(6) ... (6) ... 

Lohnsteuerprüfung Lohnsteuerprüfung 

§ 86. (1) Das Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81) hat die Einhaltung aller für 
die ordnungsgemäße Einbehaltung und Abfuhr der Lohnsteuer, der Abzugsteuer 
gemäß § 99 Abs. 1 Z 1, Z 4 und Z 5 zweiter Fall sowie die für die Erhebung des 
Dienstgeberbeitrages (§ 41 FLAG) und des Zuschlages zum Dienstgeberbeitrag 
(§ 122 Abs. 8 Wirtschaftskammergesetz 1998) maßgebenden tatsächlichen und 
rechtlichen Verhältnisse zu prüfen (Lohnsteuerprüfung). Es hat sich für die 
Durchführung der Prüfung des Prüfdienstes für lohnabhängige Abgaben und 
Beiträge gemäß dem Bundesgesetz über die Prüfung lohnabhängiger Abgaben 
und Beiträge (PLABG), zu bedienen. 

§ 86. (1) Das Finanzamt des Arbeitgebers hat die Einhaltung aller für die 
ordnungsgemäße Einbehaltung und Abfuhr der Lohnsteuer, der Abzugsteuer 
gemäß § 99 Abs. 1 Z 1, Z 4 und Z 5 zweiter Fall sowie die für die Erhebung des 
Dienstgeberbeitrages (§ 41 FLAG) und des Zuschlages zum Dienstgeberbeitrag 
(§ 122 Abs. 8 Wirtschaftskammergesetz 1998) maßgebenden tatsächlichen und 
rechtlichen Verhältnisse zu prüfen (Lohnsteuerprüfung). Es hat sich für die 
Durchführung der Prüfung des Prüfdienstes für lohnabhängige Abgaben und 
Beiträge gemäß dem Bundesgesetz über die Prüfung lohnabhängiger Abgaben 
und Beiträge (PLABG), zu bedienen. 

(1a) bis (3) … (1a) bis (3) … 

Auskunftspflicht der Behörde Auskunftspflicht der Behörde 

§ 90. Das Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81) hat auf Anfrage einer Partei 
tunlichst innerhalb von 14 Tagen darüber Auskunft zu geben, ob und inwieweit 
im einzelnen Fall die Vorschriften über die Lohnsteuer anzuwenden sind. 

§ 90. Das Finanzamt des Arbeitgebers hat auf Anfrage einer Partei tunlichst 
innerhalb von 14 Tagen darüber Auskunft zu geben, ob und inwieweit im 
einzelnen Fall die Vorschriften über die Lohnsteuer anzuwenden sind. 

Auslandsbeamte Auslandsbeamte 

§ 92. (1) … § 92. (1) … 

(2) Weisen die im Abs. 1 genannten Arbeitnehmer nach, daß bei ihnen 
besondere Verhältnisse gemäß § 63 vorliegen, so stellt das 
Betriebsstättenfinanzamt auf Antrag des Arbeitnehmers einen den §§ 63 und 64 
entsprechenden Freibetragsbescheid und die Mitteilung zur Vorlage beim 
Arbeitgeber aus. Auf Grund dieser Mitteilung hat der Arbeitgeber die 
ausgewiesenen Freibeträge zu berücksichtigen. 

(2) Weisen die im Abs. 1 genannten Arbeitnehmer nach, daß bei ihnen 
besondere Verhältnisse gemäß § 63 vorliegen, so stellt das Finanzamt des 
Arbeitgebers auf Antrag des Arbeitnehmers einen den §§ 63 und 64 
entsprechenden Freibetragsbescheid und die Mitteilung zur Vorlage beim 
Arbeitgeber aus. Auf Grund dieser Mitteilung hat der Arbeitgeber die 
ausgewiesenen Freibeträge zu berücksichtigen. 

Schuldner und Abzugsverpflichteter Schuldner und Abzugsverpflichteter 

§ 95. (1) Schuldner der Kapitalertragsteuer ist der Empfänger der 
Kapitalerträge. Der Abzugsverpflichtete (Abs. 2) haftet dem Bund für die 
Einbehaltung und Abfuhr der Kapitalertragsteuer. Wird Kapitalertragsteuer auf 

§ 95. (1) Schuldner der Kapitalertragsteuer ist der Empfänger der 
Kapitalerträge. Der Abzugsverpflichtete (Abs. 2) haftet dem Bund für die 
Einbehaltung und Abfuhr der Kapitalertragsteuer. Wird Kapitalertragsteuer auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Grundlage von Meldungen gemäß § 186 Abs. 2 Z 2 des 
Investmentfondsgesetzes 2011 und gemäß § 40 Abs. 2 Z 1 des Immobilien-
Investmentfondsgesetzes einbehalten, haften für die Richtigkeit der gemeldeten 
Beträge der Rechtsträger des Investmentfonds und der steuerliche Vertreter zur 
ungeteilten Hand; die Haftung ist vom Finanzamt Wien 1/23 geltend zu machen. 

Grundlage von Meldungen gemäß § 186 Abs. 2 Z 2 des 
Investmentfondsgesetzes 2011 und gemäß § 40 Abs. 2 Z 1 des Immobilien-
Investmentfondsgesetzes einbehalten, haften für die Richtigkeit der gemeldeten 
Beträge der Rechtsträger des Investmentfonds und der steuerliche Vertreter zur 
ungeteilten Hand; die Haftung ist vom Finanzamt für Großbetriebe geltend zu 
machen. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Abfuhr der Kapitalertragsteuer Abfuhr der Kapitalertragsteuer 

§ 96. (1) … § 96. (1) … 

(2) Die Kapitalertragsteuer ist an das für die Erhebung der Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer des Abzugsverpflichteten zuständige Finanzamt abzuführen. 
Ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts zum Abzug verpflichtet, ist für die 
Erhebung jenes Finanzamt örtlich zuständig, in dessen Bereich die Zahlstelle 
liegt. 

(2) Die Kapitalertragsteuer ist an das für die Erhebung der Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer des Abzugsverpflichteten zuständige Finanzamt abzuführen 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Abfuhr der Abzugsteuer Abfuhr der Abzugsteuer 

§ 101. (1) Der Schuldner hat die innerhalb eines Kalendermonates gemäß 
§ 99 einbehaltenen Steuerbeträge unter der Bezeichnung „Steuerabzug gemäß 
§ 99 EStG“ spätestens am 15. Tag nach Ablauf des Kalendermonates an sein 
Betriebsfinanzamt bzw. an sein Wohnsitzfinanzamt abzuführen. Sind 
Steuerabzüge für mehrere Gläubiger vorgenommen worden, so ist der 
Gesamtbetrag in einer Summe ohne Bezeichnung der einzelnen Gläubiger 
abzuführen. 

§ 101. (1) Der Schuldner hat die innerhalb eines Kalendermonates gemäß 
§ 99 einbehaltenen Steuerbeträge unter der Bezeichnung „Steuerabzug gemäß 
§ 99 EStG“ spätestens am 15. Tag nach Ablauf des Kalendermonates an sein 
Finanzamt abzuführen. Sind Steuerabzüge für mehrere Gläubiger vorgenommen 
worden, so ist der Gesamtbetrag in einer Summe ohne Bezeichnung der einzelnen 
Gläubiger abzuführen. 

(2) und (3) .... (2) und (3) .... 

Veranlagung beschränkt Steuerpflichtiger Veranlagung beschränkt Steuerpflichtiger 

§ 102. (1) Zur Einkommensteuer sind zu veranlagen: § 102. (1) Zur Einkommensteuer sind zu veranlagen: 

 1. …  1. … 

 2.  2. 

  Steuerabzugspflichtige Einkünfte eines beschränkt Steuerpflichtigen, 
die 

 a) Steuerabzugspflichtige Einkünfte eines beschränkt Steuerpflichtigen, 
die 

 – zu den Betriebseinnahmen eines inländischen Betriebes,  – zu den Betriebseinnahmen eines inländischen Betriebes, 

 – zu den Einkünften aus der Beteiligung an einem Unternehmen als  – zu den Einkünften aus der Beteiligung an einem Unternehmen als 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
stiller Gesellschafter oder stiller Gesellschafter oder 

 – zu den Gewinnanteilen gemäß § 99 Abs. 1 Z 2  – zu den Gewinnanteilen gemäß § 99 Abs. 1 Z 2 

gehören. gehören. 

  b) Lohnsteuerpflichtige Einkünfte gemäß § 70 Abs. 2 Z 1, wenn 

  – andere veranlagungspflichtige Einkünfte bezogen wurden, deren 
Gesamtbetrag 730 Euro übersteigt, 

  – im Kalenderjahr zumindest zeitweise gleichzeitig zwei oder 
mehrere lohnsteuerpflichtige Einkünfte, die beim 
Lohnsteuerabzug gesondert versteuert wurden, bezogen worden 
sind. 

 § 41 Abs. 3 ist dabei sinngemäß anzuwenden. 

 3. .Einkünfte, von denen eine Lohnsteuer nach § 70 Abs. 2 oder eine 
Abzugssteuer nach § 99 Abs. 1 Z 1, 3, 4, 5 oder 6 zu erheben ist, über 
Antrag des beschränkt Steuerpflichtigen. Dabei dürfen in den Fällen des 
§ 70 Abs. 2 Z 2 Werbungskosten sowie in den Fällen des § 99 Abs. 1 Z 1 
Betriebsausgaben nicht abgezogen werden, wenn sie ohne Beibringung 
eines inländischen Besteuerungsnachweises an Personen geleistet 
wurden, die hiemit der beschränkten Steuerpflicht unterliegen und die 
nicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder des 
Europäischen Wirtschaftsraumes gegenüber der Republik Österreich 
ansässig sind. Der Antrag kann innerhalb von fünf Jahren ab dem Ende 
des Veranlagungszeitraumes gestellt werden. 

 3. Nicht unter Z 2 lit. b fallende lohnsteuerpflichtige Einkünfte oder 
Einkünfte, von denen eine Abzugssteuer nach § 99 Abs. 1 Z 1, 3, 4, 5, 
oder 6 zu erheben ist, über Antrag des beschränkt 
Steuerpflichtigen.Dabei dürfen in den Fällen des § 70 Abs. 2 Z 2 
Werbungskosten sowie in den Fällen des § 99 Abs. 1 Z 1 
Betriebsausgaben nicht abgezogen werden, wenn sie ohne Beibringung 
eines inländischen Besteuerungsnachweises an Personen geleistet 
wurden, die hiemit der beschränkten Steuerpflicht unterliegen und die 
nicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder des 
Europäischen Wirtschaftsraumes gegenüber der Republik Österreich 
ansässig sind. Der Antrag kann innerhalb von fünf Jahren ab dem Ende 
des Veranlagungszeitraumes gestellt werden. 

 4. ….  4. …. 

Erfolgt eine Veranlagung nach den Z 1 bis 4, bleiben jene Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit bei der Veranlagung außer Ansatz, von denen 
Lohnsteuer im Ausmaß von 20% des vollen Betrages einzubehalten war, sofern 
nicht ein Antrag auf Veranlagung dieser Einkünfte nach Z 3 gestellt worden ist. 
Bei der Veranlagung der steuerabzugspflichtigen Einkünfte nach Z 2 und 3 sind 
die durch Steuerabzug einbehaltenen Beträge anzurechnen. 

Erfolgt eine Veranlagung nach den Z 1 bis 4, bleiben jene Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit bei der Veranlagung außer Ansatz, von denen 
Lohnsteuer im Ausmaß von 20% des vollen Betrages einzubehalten war, sofern 
nicht ein Antrag auf Veranlagung dieser Einkünfte nach Z 3 gestellt worden ist. 
Bei der Veranlagung der steuerabzugspflichtigen Einkünfte nach Z 2 und 3 sind 
die durch Steuerabzug einbehaltenen Beträge anzurechnen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Steuerabzug bei Einkünften aus Anlass der Einräumung von 
Leitungsrechten 

Steuerabzug bei Einkünften aus Anlass der Einräumung von 
Leitungsrechten 

§ 107. (1) ... § 107. (1) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Infrastrukturbetreiber im Sinne dieser Bestimmung sind: (2) Infrastrukturbetreiber im Sinne dieser Bestimmung sind: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Fernwärmeversorgungsunternehmen (§ 10 
Energieförderungsgesetz 1979) 

 4. Fernwärmeversorgungsunternehmen, das sind Unternehmen, die zum 
Zwecke der entgeltlichen Versorgung Dritter Anlagen zur Erzeugung, 
Leitung und Verteilung von Fernwärme (Fernwärmeanlagen) betreiben. 

(3) Die Nutzung von Grund und Boden liegt bei allen Maßnahmen im 
öffentlichen Interesse, die von Infrastrukturbetreibern zur Errichtung und zum 
Betrieb von ober- oder unterirdischen Leitungen insbesondere nach Maßgabe der 
Bestimmungen des Elektrizitätswirtschafts- und – organisationsgesetzes 2010, 
des Gaswirtschaftsgesetzes 2011, des Mineralrohstoffgesetzes oder des 
Energieförderungsgesetzes 1979 durchgeführt werden. 

(3) Die Nutzung von Grund und Boden liegt bei allen Maßnahmen im 
öffentlichen Interesse, die von Infrastrukturbetreibern zur Errichtung und zum 
Betrieb von ober- oder unterirdischen Leitungen insbesondere nach Maßgabe der 
Bestimmungen des Elektrizitätswirtschafts- und – organisationsgesetzes 2010, 
des Gaswirtschaftsgesetzes 2011 oder des Mineralrohstoffgesetzes durchgeführt 
werden. 

(4) bis (6) ... (4) bis (6) ... 

(7) Abzugsverpflichteter ist der Schuldner der Einkünfte. Der 
Abzugsverpflichtete hat die Abzugsteuer bei jeder Zahlung einzubehalten und die 
in einem Kalenderjahr einbehaltenen Steuerbeträge in einem Gesamtbetrag 
spätestens am 15. Februar des Folgejahres an sein Betriebsfinanzamt abzuführen. 

(7) Abzugsverpflichteter ist der Schuldner der Einkünfte. Der 
Abzugsverpflichtete hat die Abzugsteuer bei jeder Zahlung einzubehalten und die 
in einem Kalenderjahr einbehaltenen Steuerbeträge in einem Gesamtbetrag 
spätestens am 15. Februar des Folgejahres an sein Finanzamt abzuführen. 

(8) … (8) … 

(9) Mit der Entrichtung der Abzugsteuer durch den Abzugsverpflichteten gilt 
vorbehaltlich des Abs. 11 die Einkommensteuer in Bezug auf Einkünfte gemäß 
Abs. 1 als abgegolten. 

(9) Mit der Entrichtung der Abzugsteuer durch den Abzugsverpflichteten 
oder Steuerschuldner gilt vorbehaltlich des Abs. 11 die Einkommensteuer in 
Bezug auf Einkünfte gemäß Abs. 1 als abgegolten. 

(10) und (11) ... (10) und (11) ... 

Bausparen Bausparen 

§ 108. (1) bis (4) … § 108. (1) bis (4) … 

(5) Die pauschale Erstattung erfolgt durch die Bausparkasse, bei welcher der 
Bausparvertrag abgeschlossen worden ist. Diese fordert den zu erstattenden 
Steuerbetrag beim Finanzamt Wien 1/23 an. Das Finanzamt überweist der 
Bausparkasse den Betrag zugunsten des Bausparkontos des Steuerpflichtigen. 
Voraussetzung für diese Überweisung ist, daß die Bausparkasse die im Antrag 
und der Erklärung nach Abs. 3 angegebenen Daten im Wege des 
Datenträgeraustausches oder der automationsunterstützten Datenübermittlung 
meldet. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt der 
Meldung und das Verfahren des Datenträgeraustausches und der 
automationsunterstützten Datenübermittlung mit Verordnung festzulegen. In der 

(5) Die pauschale Erstattung erfolgt durch die Bausparkasse, bei welcher der 
Bausparvertrag abgeschlossen worden ist. Diese fordert den zu erstattenden 
Steuerbetrag beim Finanzamt für Großbetriebe an. Das Finanzamt überweist der 
Bausparkasse den Betrag zugunsten des Bausparkontos des Steuerpflichtigen. 
Voraussetzung für diese Überweisung ist, daß die Bausparkasse die im Antrag 
und der Erklärung nach Abs. 3 angegebenen Daten im Wege des 
Datenträgeraustausches oder der automationsunterstützten Datenübermittlung 
meldet. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt der 
Meldung und das Verfahren des Datenträgeraustausches und der 
automationsunterstützten Datenübermittlung mit Verordnung festzulegen. In der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verordnung kann vorgesehen werden, daß sich die Bausparkasse einer 
bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

Verordnung kann vorgesehen werden, daß sich die Bausparkasse einer 
bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

(6) bis (10) … (6) bis (10) … 

Prämienbegünstigte Pensionsvorsorge Prämienbegünstigte Pensionsvorsorge 

§ 108a. (1) bis (3) ... § 108a. (1) bis (3) ... 

(4) Die pauschale Erstattung erfolgt durch jenen Rechtsträger, bei dem der 
Antrag im Sinne des Abs. 3 abzugeben ist. Dieser Rechtsträger fordert den zu 
erstattenden Steuerbetrag beim Finanzamt Wien 1/23 an. Die Anforderung hat bis 
spätestens Ende Februar im Wege des Datenträgeraustausches oder der 
automationsunterstützten Datenübermittlung zu erfolgen und die im Antrag und 
der Erklärung nach Abs. 3 angegebenen Daten zu enthalten. Das Finanzamt 
überweist den jeweiligen Rechtsträgern die pauschalen Erstattungsbeträge. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt der Meldung und das 
Verfahren des Datenträgeraustausches und der automationsunterstützten 
Datenübermittlung mit Verordnung festzulegen. In der Verordnung kann 
vorgesehen werden, daß sich der Rechtsträger einer bestimmten geeigneten 
öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

(4) Die pauschale Erstattung erfolgt durch jenen Rechtsträger, bei dem der 
Antrag im Sinne des Abs. 3 abzugeben ist. Dieser Rechtsträger fordert den zu 
erstattenden Steuerbetrag beim Finanzamt Finanzamt für Großbetriebe an. Die 
Anforderung hat bis spätestens Ende Februar im Wege des 
Datenträgeraustausches oder der automationsunterstützten Datenübermittlung zu 
erfolgen und die im Antrag und der Erklärung nach Abs. 3 angegebenen Daten zu 
enthalten. Das Finanzamt überweist den jeweiligen Rechtsträgern die pauschalen 
Erstattungsbeträge. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt 
der Meldung und das Verfahren des Datenträgeraustausches und der 
automationsunterstützten Datenübermittlung mit Verordnung festzulegen. In der 
Verordnung kann vorgesehen werden, daß sich der Rechtsträger einer bestimmten 
geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Übermittlungsstelle zu 
bedienen hat. 

(5) Zu Unrecht erstattete Einkommensteuer (Lohnsteuer) ist vom 
Steuerpflichtigen rückzufordern. Als zu Unrecht erstattet gelten auch 
Erstattungsbeträge, wenn es bei prämienbegünstigten Beiträgen zu 
Pensionskassen, zu betrieblichen Kollektivversicherungen im Sinne des § 93 des 
VAG 2016 oder bei Pensionszusatzversicherungen (§ 108b Abs. 1) zu einer 
Kapitalabfindung kommt. Weiters gelten als zu Unrecht erstattet 
Erstattungsbeträge, wenn der unwiderrufliche Auszahlungsplan gemäß § 108b 
Abs. 2 Z 2 nicht erfüllt wird, es sei denn, an die Stelle des nicht erfüllten 
Auszahlungsplanes tritt nachweislich ein anderer Auszahlungsplan im Sinne des 
§ 174 Abs. 2 des Investmentfondsgesetzes 2011. Die zurückzufordernden Beträge 
sind durch den Rechtsträger einzubehalten. Der Rechtsträger hat die 
rückzufordernden Beträge spätestens am 15. Tag nach Ablauf des 
Kalendermonates, in dem die Rückforderung zu erfolgen hat, an das Finanzamt 
Wien 1/23 abzuführen. 

(5) Zu Unrecht erstattete Einkommensteuer (Lohnsteuer) ist vom 
Steuerpflichtigen rückzufordern. Als zu Unrecht erstattet gelten auch 
Erstattungsbeträge, wenn es bei prämienbegünstigten Beiträgen zu 
Pensionskassen, zu betrieblichen Kollektivversicherungen im Sinne des § 93 des 
VAG 2016 oder bei Pensionszusatzversicherungen (§ 108b Abs. 1) zu einer 
Kapitalabfindung kommt. Weiters gelten als zu Unrecht erstattet 
Erstattungsbeträge, wenn der unwiderrufliche Auszahlungsplan gemäß § 108b 
Abs. 2 Z 2 nicht erfüllt wird, es sei denn, an die Stelle des nicht erfüllten 
Auszahlungsplanes tritt nachweislich ein anderer Auszahlungsplan im Sinne des 
§ 174 Abs. 2 des Investmentfondsgesetzes 2011. Die zurückzufordernden Beträge 
sind durch den Rechtsträger einzubehalten. Der Rechtsträger hat die 
rückzufordernden Beträge spätestens am 15. Tag nach Ablauf des 
Kalendermonates, in dem die Rückforderung zu erfolgen hat, an das Finanzamt 
für Großbetriebe abzuführen. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Prämienbegünstigte Zukunftsvorsorge Prämienbegünstigte Zukunftsvorsorge 

§ 108g. (1) bis (3) ... § 108g. (1) bis (3) ... 

(4) Die pauschale Erstattung erfolgt durch jenen Rechtsträger, bei dem der 
Antrag im Sinne des Abs. 3 abzugeben ist. Dieser Rechtsträger fordert den zu 
erstattenden Steuerbetrag beim Finanzamt Wien 1/23 an. Die Anforderung hat bis 
spätestens Ende Februar im Wege des Datenträgeraustausches oder der 
automationsunterstützten Datenübermittlung zu erfolgen und die im Antrag und 
der Erklärung nach Abs. 3 angegebenen Daten zu enthalten. Das Finanzamt 
überweist den jeweiligen Rechtsträgern die pauschalen Erstattungsbeträge. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt der Meldung und das 
Verfahren des Datenträgeraustausches und der automationsunterstützten 
Datenübermittlung mit Verordnung festzulegen. In der Verordnung kann 
vorgesehen werden, dass sich der Rechtsträger einer bestimmten geeigneten 
öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

(4) Die pauschale Erstattung erfolgt durch jenen Rechtsträger, bei dem der 
Antrag im Sinne des Abs. 3 abzugeben ist. Dieser Rechtsträger fordert den zu 
erstattenden Steuerbetrag beim Finanzamt für Großbetriebe an. Die Anforderung 
hat bis spätestens Ende Februar im Wege des Datenträgeraustausches oder der 
automationsunterstützten Datenübermittlung zu erfolgen und die im Antrag und 
der Erklärung nach Abs. 3 angegebenen Daten zu enthalten. Das Finanzamt 
überweist den jeweiligen Rechtsträgern die pauschalen Erstattungsbeträge. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt der Meldung und das 
Verfahren des Datenträgeraustausches und der automationsunterstützten 
Datenübermittlung mit Verordnung festzulegen. In der Verordnung kann 
vorgesehen werden, dass sich der Rechtsträger einer bestimmten geeigneten 
öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

(5) Zu Unrecht erstattete Einkommensteuer (Lohnsteuer) ist vom 
Steuerpflichtigen rückzufordern. Als zu Unrecht erstattet gelten auch 
Erstattungsbeträge, wenn der Steuerpflichtige nach Ablauf eines Zeitraumes von 
mindestens zehn Jahren eine Verfügung im Sinne des § 108i Abs. 1 Z 1 trifft. Ist 
aus diesem Grund zu Unrecht erstattete Steuer rückzufordern, so reduziert sich 
der zurückzufordernde Betrag auf die Hälfte. Gleichzeitig damit ist eine 
Nachversteuerung, der auf den Steuerpflichtigen im Rahmen der 
Zukunftsvorsorgeeinrichtung entfallenden Kapitalerträge unter Zugrundelegung 
eines Steuersatzes von 27,5% vorzunehmen. Diese Nachversteuerung tritt bei der 
Veräußerung von Anteilen an Pensionsinvestmentfonds oder deren Rücklösung 
im Sinne des § 108i Abs. 1 Z 1 an die Stelle einer Besteuerung gemäß § 27 
Abs. 3. Die zurückzufordernden und nachzuversteuernden Beträge sind durch den 
Rechtsträger einzubehalten. Der Rechtsträger hat die einbehaltenen Beträge 
spätestens am 15. Tag des auf die Rückforderung (Nachversteuerung) 
zweitfolgenden Kalendermonates an das Finanzamt Wien 1/23 abzuführen. 

(5) Zu Unrecht erstattete Einkommensteuer (Lohnsteuer) ist vom 
Steuerpflichtigen rückzufordern. Als zu Unrecht erstattet gelten auch 
Erstattungsbeträge, wenn der Steuerpflichtige nach Ablauf eines Zeitraumes von 
mindestens zehn Jahren eine Verfügung im Sinne des § 108i Abs. 1 Z 1 trifft. Ist 
aus diesem Grund zu Unrecht erstattete Steuer rückzufordern, so reduziert sich 
der zurückzufordernde Betrag auf die Hälfte. Gleichzeitig damit ist eine 
Nachversteuerung, der auf den Steuerpflichtigen im Rahmen der 
Zukunftsvorsorgeeinrichtung entfallenden Kapitalerträge unter Zugrundelegung 
eines Steuersatzes von 27,5% vorzunehmen. Diese Nachversteuerung tritt bei der 
Veräußerung von Anteilen an Pensionsinvestmentfonds oder deren Rücklösung 
im Sinne des § 108i Abs. 1 Z 1 an die Stelle einer Besteuerung gemäß § 27 
Abs. 3. Die zurückzufordernden und nachzuversteuernden Beträge sind durch den 
Rechtsträger einzubehalten. Der Rechtsträger hat die einbehaltenen Beträge 
spätestens am 15. Tag des auf die Rückforderung (Nachversteuerung) 
zweitfolgenden Kalendermonates an das Finanzamt für Großbetriebe abzuführen. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 

§ 124b. § 124b. 

 1. bis 269. …  1. bis 269. … 

 270. a) und b) …  270. a) und b) … 

 c) Wird im unternehmensrechtlichen Jahresabschluss eines  c) Wird im unternehmensrechtlichen Jahresabschluss eines 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kreditinstitutes im Sinne von Artikel 4 Abs. 1 Unterabs. 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 über Aufsichtsanforderungen an 
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 646/2012 im ersten Geschäftsjahr, das nach dem 
31. Dezember 2015 begonnen hat, anstelle von bestehenden 
Einzelwertberichtigungen eine pauschale Wertberichtigung für 
Forderungen auf Basis von statistisch ermittelten Erfahrungswerten 
aus gleich gelagerten Sachverhalten gemäß § 201 Abs. 2 Z 7 UGB 
gebildet, kann der als Betriebseinnahme zu erfassende Betrag aus der 
Auflösung der Einzelwertberichtigungen einer Zuschreibungsrücklage 
im Sinne der lit. a zugeführt werden. Diese Zuschreibungsrücklage ist 
bis zur Veranlagung 2019 unverändert weiter zu führen und ab der 
Veranlagung 2020 jährlich um ein Fünftel steuerwirksam aufzulösen. 

Kreditinstitutes im Sinne von Artikel 4 Abs. 1 Unterabs. 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 über Aufsichtsanforderungen an 
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 646/2012 im ersten Geschäftsjahr, das nach dem 
31. Dezember 2015 begonnen hat, anstelle von bestehenden 
Einzelwertberichtigungen eine pauschale Wertberichtigung für 
Forderungen auf Basis von statistisch ermittelten Erfahrungswerten 
aus gleich gelagerten Sachverhalten gemäß § 201 Abs. 2 Z 7 UGB 
gebildet, kann der als Betriebseinnahme zu erfassende Betrag aus der 
Auflösung der Einzelwertberichtigungen einer Zuschreibungsrücklage 
im Sinne der lit. a zugeführt werden. Diese Zuschreibungsrücklage ist 
bis zur Veranlagung 2020 unverändert weiter zu führen und ab der 
Veranlagung 2021 jährlich um ein Fünftel steuerwirksam aufzulösen. 

 271.   bis 299. …  271.   bis 299. … 

 300. § 6 Z 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 163/2015 tritt mit 
1. Jänner 2016 in Kraft. § 6 Z 6 lit. b in der Fassung vor dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 163/2015 ist letztmalig anzuwenden für 
Überführungen und Verlegungen, die vor dem 1. Jänner 2016 erfolgen 

 300. § 6 Z 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 163/2015 tritt mit 
1. Jänner 2016 in Kraft. § 6 Z 6 lit. b in der Fassung vor dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 163/2015 ist letztmalig anzuwenden für 
Überführungen und Verlegungen, die vor dem 1. Jänner 2016 erfolgen, 
wobei auch ein Antrag auf Festsetzung der nicht festgesetzten 
Steuerschuld als Veräußerung gilt. 

 301. bis 325. ...  301. bis 325. ... 

 326. a)  …  326. a)  … 

 b) § 27 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2017 
ist auf Ausschüttungen aus Anteilen und Genussrechten von 

 b) § 27 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2017 
ist auf Ausschüttungen aus Anteilen und Genussrechten von 

 – zum 30. September 2022 bestehenden Beteiligungen gemäß § 6b 
Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 bis zum 
30. September 2028 anzuwenden; 

 – zum 31. Dezember 2013 bestehenden Beteiligungen gemäß § 6b 
Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 bis zum 
31. Dezember 2029 anzuwenden; 

 – nach dem 30. September 2022 erworbenen Beteiligungen gemäß 
§ 6b Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 nicht mehr 
anzuwenden. 

 – nach dem 31. Dezember 2013 erworbenen Beteiligungen gemäß 
§ 6b Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 nicht mehr 
anzuwenden. 

 327. bis 338. …  327. bis 338. … 

  „339. § 3 Abs. 2, § 4a Abs. 7 Z 1 und Abs. 8, § 18 Abs. 4 Z 1, Z 2 lit. a, Z 3 
und Z 4 lit. a, § 30 Abs. 2 Z 4, § 69, § 79 Abs. 1, § 80 Abs. 1 und Abs. 2, 
§ 81 Abs. 2, § 84 Abs. 1 Z 1 und Z 3 und Abs. 3, § 86 Abs. 1, § 90, § 92 
Abs. 2, § 95 Abs. 1, § 96 Abs. 2, § 101 Abs. 1, § 107 Abs. 7, § 108 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 5, § 108a Abs. 4 und Abs. 5 und § 108g Abs. 4 und Abs. 5, jeweils 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 
1. Jänner 2020 in Kraft. 

  340. § 6 Z 13 in der Fassung BGBl. I Nr. xx/2019 ist erstmals für 
Zuschreibungen nach Umgründungen anzuwenden, die nach dem 
30. April 2019 beschlossen oder vertraglich unterfertigt werden. 

  341. § 13 in der Fassung BGBl. I Nr. xx/2019 ist erstmals für Wirtschaftsjahre 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2019 beginnen. 

  342. § 17 Abs. 3a und § 21 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes, 
BGBl. I Nr. xx/2019, sind erstmalig bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 2020 anzuwenden. 

  343. § 67 Abs. 2, § 77 Abs. 3 und Abs. 4a, § 102 Abs. 1 Z 2 und 3, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, sind erstmalig 
anzuwenden, wenn 

  – die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 2020, 

  – die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben oder 
durch Veranlagung festgesetzt wird, für Lohnzahlungszeiträume, 
die nach dem 31. Dezember 2019 enden. 

  344. § 33 Abs. 3a Z 4, § 33 Abs. 10 und Abs. 11, § 34 Abs. 6, § 84 Abs. 5 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, sind erstmalig 
anzuwenden, wenn 

  – die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 2019, 

  – die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben oder durch 
Veranlagung festgesetzt wird, für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 
31. Dezember 2018 enden. 

Berücksichtigung des Familienbonus Plus und von Absetzbeträgen durch 
den Arbeitgeber oder die pensionsauszahlende Stelle 

Berücksichtigung des Familienbonus Plus und von Absetzbeträgen durch 
den Arbeitgeber oder die pensionsauszahlende Stelle 

§ 129. (1) Für die Inanspruchnahme eines Familienbonus Plus, des 
Alleinverdiener-, Alleinerzieher-, oder des erhöhten Pensionistenabsetzbetrages 
hat der Arbeitnehmer (Pensionist) dem Arbeitgeber (der pensionsauszahlenden 
Stelle) auf einem amtlichen Vordruck eine Erklärung über das Vorliegen der 
Voraussetzungen gemäß § 33 Abs. 3a, § 33 Abs. 4 Z 1 oder Z 2 oder § 33 Abs. 6 

§ 129. (1) Für die Inanspruchnahme eines Familienbonus Plus, des 
Alleinverdiener-, Alleinerzieher-, oder des erhöhten Pensionistenabsetzbetrages 
hat der Arbeitnehmer (Pensionist) dem Arbeitgeber (der pensionsauszahlenden 
Stelle) auf einem amtlichen Formular eine Erklärung über das Vorliegen der 
Voraussetzungen gemäß § 33 Abs. 3a, § 33 Abs. 4 Z 1 oder Z 2 oder § 33 Abs. 6 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Z 1 abzugeben. Z 1 abzugeben oder elektronisch zu übermitteln. 

(2) In dieser Erklärung ist anzugeben: (2) In dieser Erklärung ist anzugeben: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Für die Inanspruchnahme eines Familienbonus Plus:  4. Für die Inanspruchnahme eines Familienbonus Plus: 

 – Name, Versicherungsnummer, Geburtsdatum und Wohnsitz des 
Kindes, für das ein Familienbonus Plus berücksichtigt werden 
soll, 

 – Name, Versicherungsnummer, Geburtsdatum und Wohnsitzstaat 
des Kindes, für das ein Familienbonus Plus berücksichtigt werden 
soll, 

 – ob der Arbeitnehmer der Familienbeihilfenberechtigte oder dessen 
(Ehe-)Partner (§ 33 Abs. 3a Z 5) ist 

 – ob der Arbeitnehmer der Familienbeihilfenberechtigte oder dessen 
(Ehe-)Partner (§ 33 Abs. 3a Z 5) ist 

 – ob der Arbeitnehmer den gesetzlichen Unterhalt für ein nicht 
haushaltszugehöriges Kind leistet, 

 – ob der Arbeitnehmer den gesetzlichen Unterhalt für ein nicht 
haushaltszugehöriges Kind leistet, 

 – ob der Familienbonus Plus zur Gänze oder zur Hälfte 
berücksichtigt werden soll 

 – ob der Familienbonus Plus zur Gänze oder zur Hälfte 
berücksichtigt werden soll 

Weiters ist dem Arbeitgeber (der pensionsauszahlenden Stelle) für die 
Inanspruchnahme eines Familienbonus Plus ein Nachweis über den 
Familienbeihilfenanspruch oder über die Unterhaltsleistung vorzulegen. 

Weiters ist dem Arbeitgeber (der pensionsauszahlenden Stelle) für die 
Inanspruchnahme eines Familienbonus Plus ein Nachweis über den 
Familienbeihilfenanspruch oder über die Unterhaltsleistung vorzulegen 
oder elektronisch zu übermitteln. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

(5) Die Erklärung für die Inanspruchnahme des 
Alleinverdienerabsetzbetrages, des Alleinerzieherabsetzbetrages oder des 
erhöhten Pensionistenabsetzbetrages darf bei Vorliegen mehrerer Arbeitgeber 
(pensionsauszahlenden Stellen) gleichzeitig nur einem Arbeitgeber (einer 
pensionsauszahlenden Stelle) vorgelegt werden. 

(5) Die Erklärung für die Inanspruchnahme des 
Alleinverdienerabsetzbetrages, des Alleinerzieherabsetzbetrages oder des 
erhöhten Pensionistenabsetzbetrages darf bei Vorliegen mehrerer Arbeitgeber 
(pensionsauszahlenden Stellen) gleichzeitig nur einem Arbeitgeber (einer 
pensionsauszahlenden Stelle) vorgelegt oder elektronisch übermittelt werden. 

(6) Weiters ist beim Familienbonus Plus Folgendes zu berücksichtigen: (6) Weiters ist beim Familienbonus Plus Folgendes zu berücksichtigen: 

 1. Die Erklärung für die Inanspruchnahme eines Familienbonus Plus darf 
von jedem Anspruchsberechtigten für ein Kind nur einem Arbeitgeber 
(einer pensionsauszahlenden Stelle) vorgelegt werden. 

 1. Die Erklärung für die Inanspruchnahme eines Familienbonus Plus darf 
von jedem Anspruchsberechtigten für ein Kind nur einem Arbeitgeber 
(einer pensionsauszahlenden Stelle) vorgelegt oder elektronisch 
übermittelt werden. 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

 4. Der Arbeitgeber darf einen Familienbonus Plus nur bis zu dem Monat 
berücksichtigen, in dem das Kind das 18. Lebensjahr vollendet. Nach 
Ablauf dieses Monats darf ein Familienbonus Plus nur berücksichtigt 
werden, wenn dem Arbeitgeber neuerlich eine Erklärung gemäß Abs. 2 
Z 4 mit den dort vorgesehenen Nachweisen vorgelegt  wird. 

 4. Der Arbeitgeber darf einen Familienbonus Plus nur bis zu dem Monat 
berücksichtigen, in dem das Kind das 18. Lebensjahr vollendet. Nach 
Ablauf dieses Monats darf ein Familienbonus Plus nur berücksichtigt 
werden, wenn dem Arbeitgeber neuerlich eine Erklärung gemäß Abs. 2 
Z 4 mit den dort vorgesehenen Nachweisen vorgelegt oder elektronisch 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
übermittelt wird. 

7. Eine Haftung des Arbeitgebers nach § 82 besteht nur insoweit, als die 
Lohnsteuer nach Maßgabe der Verhältnisse, wie sie dem Arbeitgeber aufgrund 
der, nicht offensichtlich unrichtigen Erklärung gemäß Abs 2 des Arbeitnehmers, 
beim Steuerabzug bekannt waren, unrichtig berechnet wurde. 

(7) Eine Haftung des Arbeitgebers nach § 82 besteht nur insoweit, als die 
Lohnsteuer nach Maßgabe der Verhältnisse, wie sie dem Arbeitgeber aufgrund 
der, nicht offensichtlich unrichtigen Erklärung gemäß Abs 2 des Arbeitnehmers, 
beim Steuerabzug bekannt waren, unrichtig berechnet wurde. 

Artikel 2 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988 

Artikel 2 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988 

Gemeinnützige Bauvereinigungen Gemeinnützige Bauvereinigungen 

§ 6a. (1) ... § 6a. (1) ... 

(2) Auf Antrag der Bauvereinigung hat das zuständige Finanzamt (Abs. 6) 
die unbeschränkte Steuerpflicht bescheidmäßig auf geplante Geschäfte im Sinne 
des Abs. 1 unter der Auflage zu beschränken, daß für diese Geschäfte insgesamt 
ein gesonderter Rechnungskreis geführt wird. Der Antrag ist von der 
Bauvereinigung vor der Aufnahme der Geschäfte im Sinne des Abs. 1 zu stellen. 
Ein aus diesen Geschäften insgesamt entstehender Verlust ist nicht 
ausgleichsfähig. Das Antragsrecht des zuständigen Finanzamtes (Abs. 6) nach 
§ 35 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes bleibt unberührt. 

(2) Auf Antrag der Bauvereinigung hat das zuständige Finanzamt die 
unbeschränkte Steuerpflicht bescheidmäßig auf geplante Geschäfte im Sinne des 
Abs. 1 unter der Auflage zu beschränken, daß für diese Geschäfte insgesamt ein 
gesonderter Rechnungskreis geführt wird. Der Antrag ist von der Bauvereinigung 
vor der Aufnahme der Geschäfte im Sinne des Abs. 1 zu stellen. Ein aus diesen 
Geschäften insgesamt entstehender Verlust ist nicht ausgleichsfähig. Das 
Antragsrecht des zuständigen Finanzamtes nach § 35 des 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes bleibt unberührt. 

(3) Auf Antrag der Bauvereinigung hat das zuständige Finanzamt (Abs. 6) 
im Zweifelsfall bescheidmäßig festzustellen, ob ein geplantes Geschäft unter § 7 
Abs. 1 bis 3 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes fällt oder nicht. Der Antrag 
ist von der Bauvereinigung vor der Aufnahme des Geschäftes zu stellen. Der 
Antrag kann mit einem Antrag nach Abs. 2 verbunden werden. 

(3) Auf Antrag der Bauvereinigung hat das zuständige Finanzamt im 
Zweifelsfall bescheidmäßig festzustellen, ob ein geplantes Geschäft unter § 7 
Abs. 1 bis 3 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes fällt oder nicht. Der Antrag 
ist von der Bauvereinigung vor der Aufnahme des Geschäftes zu stellen. Der 
Antrag kann mit einem Antrag nach Abs. 2 verbunden werden. 

(4) und (5) ... (4) und (5) ... 

(6) Zuständiges Finanzamt im Sinne der Abs. 2 und 3 ist das Finanzamt 
Wien 1/23 für den örtlichen Wirkungsbereich der Länder Wien, Niederösterreich 
und Burgenland sowie das Finanzamt Linz, Salzburg-Stadt, Graz-Stadt, 
Klagenfurt, Innsbruck und Feldkirch jeweils für den örtlichen Wirkungsbereich 
jenes Landes, in dem die Bauvereinigungen ihren Sitz haben. 

 

§ 6b. (1) Bei Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften bleiben im 
Finanzierungsbereich (Z 3 lit. a) Veräußerungsgewinne, Veräußerungsverluste 
und sonstige Wertänderungen aus Beteiligungen (Abs. 2 Z 4) bei der Ermittlung 
der Einkünfte außer Ansatz, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

§ 6b. (1) Bei Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften bleiben im 
Finanzierungsbereich (Z 3 lit. a) Veräußerungsgewinne, Veräußerungsverluste 
und sonstige Wertänderungen aus Beteiligungen (Abs. 2 Z 4) bei der Ermittlung 
der Einkünfte außer Ansatz, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 

  6. Bei Veräußerung einer Beteiligung (Abs. 2 Z 4) wird im folgenden 
Wirtschaftsjahr mindestens ein Betrag in Höhe der sich aus der 
Steuerfreiheit ergebenden Steuerersparnis an die Anteilsinhaber der 
Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft ausgeschüttet. 

Die Befreiung umfasst auch Erträge aus der Annexfinanzierung gemäß Abs. 2 Z 3 
lit. f. 

Die Befreiung umfasst auch Erträge aus der Annexfinanzierung gemäß Abs. 2 Z 3 
lit. f. 

(2) Die Investition des Eigenkapitals (Finanzierungsbereich) erfolgt 
ausschließlich in Form von Beteiligungen an operativen Unternehmen in der 
Frühphase und Unternehmen in der Wachstumsphase nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen: 

(2) Die Investition des Eigenkapitals (Finanzierungsbereich) erfolgt 
ausschließlich in Form von Beteiligungen an operativen Unternehmen in der 
Frühphase und Unternehmen in der Wachstumsphase nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen: 

 1. …  1. … 

 2. Unternehmen in der Wachstumsphase sind zu Beginn der Finanzierung 
durch die Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft nicht börsennotiert, 
fallen nicht unter Z 1 und sind 

 2. Unternehmen in der Wachstumsphase sind zu Beginn der Finanzierung 
durch die Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft nicht börsennotiert, 
fallen nicht unter Z 1, sind seit ihrem ersten kommerziellen Verkauf noch 
keine zehn Jahre gewerblich tätig und sind 

 a) und b) …  a) und b) … 

 3. Als Beteiligungen an Unternehmen gemäß Z 1 oder Z 2 gelten  3. Als Beteiligungen an Unternehmen gemäß Z 1 oder Z 2 gelten 

 a) bis f) …  a) bis f) … 

  4. Eine Investition darf nicht in Unternehmen erfolgen, die zu Unrecht 
staatliche Beihilfen erhalten und diese noch nicht zurückgezahlt haben. 

(3) Im Finanzierungsbereich gilt für die 
Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft Folgendes: 

(3) Im Finanzierungsbereich gilt für die 
Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft Folgendes: 

 1. …  1. … 

 2. Die Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft darf in ein einzelnes 
Unternehmen 

 2. Die Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft darf in ein einzelnes 
Unternehmen 

 a) …  a) … 

 b) höchstens 15 Millionen Euro einschließlich Anschluss- und 
Annexfinanzierung investieren. 

 b) höchstens 15 Millionen Euro einschließlich Anschluss- und 
Annexfinanzierung investieren. Der Betrag von 15 Millionen Euro 
vermindert sich, soweit das Unternehmen bereits Investitionen, 
einschließlich Anschluss- und Annexfinanzierung, von anderen 
Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften erhalten hat. 

 3. …  3. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(4) … (4) … 

(5) Die Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft hat das Vorliegen der 
Voraussetzungen jährlich durch Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers oder einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nachzuweisen. Die Bestimmungen des § 275 des 
Unternehmensgesetzbuches gelten dabei sinngemäß. Das Finanzamt Wien 1/23 
hat das Vorliegen der Voraussetzungen zu bescheinigen und sämtliche 
Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften, die diese Voraussetzungen erfüllen, 
einmal jährlich elektronisch zu veröffentlichen (Liste der 
Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften); dabei ist das Datum der 
Veröffentlichung auf der Liste anzugeben. Davon abweichend ist im Fall der 
erstmaligen Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers oder einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft das Vorliegen der Voraussetzungen binnen acht 
Wochen zu bescheinigen und die Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft auf die 
zuletzt veröffentlichte Liste aufzunehmen; dabei ist zusätzlich zum Datum der 
Veröffentlichung der Zusatz „neu aufgenommen“ anzuführen. 

(5) Die Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft hat das Vorliegen der 
Voraussetzungen jährlich durch Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers oder einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nachzuweisen und Informationen über die 
getätigten Investitionen entsprechend den Anforderungen in Rz 166 lit. v der 
Leitlinien 2014 offenzulegen. Die Bestimmungen des § 275 des 
Unternehmensgesetzbuches gelten dabei sinngemäß. Das Finanzamt für 
Großbetriebe hat das Vorliegen der Voraussetzungen zu bescheinigen und 
sämtliche Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften, die diese Voraussetzungen 
erfüllen, einmal jährlich elektronisch zu veröffentlichen (Liste der 
Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften); dabei ist das Datum der 
Veröffentlichung auf der Liste anzugeben. Davon abweichend ist im Fall der 
erstmaligen Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers oder einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft das Vorliegen der Voraussetzungen binnen acht 
Wochen zu bescheinigen und die Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft auf die 
zuletzt veröffentlichte Liste aufzunehmen; dabei ist zusätzlich zum Datum der 
Veröffentlichung der Zusatz „neu aufgenommen“ anzuführen. 

(6) … (6) … 

Passiveinkünfte niedrigbesteuerter Körperschaften Passiveinkünfte niedrigbesteuerter Körperschaften 

§ 10a. (1) bis (5) … § 10a. (1) bis (5) … 

(6) Die Vorschriften über die Hinzurechnung von Passiveinkünften sowie 
die Vermeidung der Doppelbesteuerung (Abs. 9) sind sinngemäß anzuwenden 

(6) Die Vorschriften über die Hinzurechnung von Passiveinkünften sowie 
die Vermeidung der Doppelbesteuerung (Abs. 9) sind sinngemäß anzuwenden 

 1. auf inländische Körperschaften, die den Ort der Geschäftsleitung im 
Sinne des § 27 der Bundesabgabenordnung im Ausland haben und 

 1. auf inländische Körperschaften, die aufgrund eines 
Doppelbesteuerungsabkommens im Ausland ansässig sind und 

 2. ...  2. ... 

(7) … (7) … 

(8) Die Hinzurechnung von Passiveinkünften gemäß Abs. 5 sowie der 
Methodenwechsel gemäß Abs. 7 unterbleiben für ausländische 
Finanzunternehmen im Sinne von Artikel 2 Abs. 5 der Richtlinie (EU) 2016/1164 
mit Vorschriften zur Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken mit 
unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts, ABl. 
Nr. L 193 vom 19.7.2016 S. 1, wenn nicht mehr als ein Drittel der 
Passiveinkünfte des Unternehmens im Sinne des Abs. 2 aus Transaktionen mit 
der inländischen beherrschenden Körperschaft oder dessen verbundenen 

(8) Die Hinzurechnung von Passiveinkünften gemäß Abs. 5 sowie der 
Methodenwechsel gemäß Abs. 7 unterbleiben für ausländische 
Finanzunternehmen im Sinne von Artikel 2 Abs. 5 der Richtlinie (EU) 2016/1164 
mit Vorschriften zur Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken mit 
unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts, ABl. 
Nr. L 193 vom 19.7.2016 S. 1, wenn nicht mehr als ein Drittel der 
Passiveinkünfte des Unternehmens im Sinne des Abs. 2 aus Transaktionen mit 
der inländischen beherrschenden oder beteiligten Körperschaft oder deren 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Unternehmen stammen. verbundenen Unternehmen stammen. 

(9) Die Doppelbesteuerung ist wie folgt zu vermeiden: (9) Die Doppelbesteuerung ist wie folgt zu vermeiden: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Beim Methodenwechsel gemäß Abs. 7 wird auf Antrag die auf die 
steuerpflichtigen Gewinnanteile entfallende tatsächliche Steuerbelastung 
angerechnet. Die anrechenbare ausländische Steuer erhöht die 
steuerpflichtigen Gewinnanteile. 

 4. Beim Methodenwechsel gemäß Abs. 7 wird auf Antrag die auf die 
steuerpflichtigen Gewinnanteile entfallende tatsächliche Steuerbelastung, 
vorrangig die ausländische Körperschaftsteuer, angerechnet. Die 
anrechenbare ausländische Steuer erhöht die steuerpflichtigen 
Gewinnanteile. 

Übersteigt in den Fällen der Z 3 und Z 4 die anrechenbare ausländische 
Körperschaftsteuer die Steuerschuld unter Außerachtlassung einer Mindeststeuer 
nach § 24 Abs. 4, kann der Übersteigungsbetrag auf die Steuerschuld in 
folgenden Jahren auf Antrag angerechnet werden. Über die Höhe des 
Übersteigungsbetrages ist im Abgabenbescheid abzusprechen. 

Übersteigt in den Fällen der Z 3 und Z 4 die anrechenbare ausländische 
Körperschaftsteuer die Steuerschuld unter Außerachtlassung einer Mindeststeuer 
nach § 24 Abs. 4, kann der Übersteigungsbetrag auf die Steuerschuld in 
folgenden Jahren auf Antrag angerechnet werden. Über die Höhe des 
Übersteigungsbetrages ist im Abgabenbescheid abzusprechen. 

(10) ... (10) ... 

Nichtabzugsfähige Aufwendungen und Ausgaben Nichtabzugsfähige Aufwendungen und Ausgaben 

§ 12. (1) Bei den einzelnen Einkünften dürfen nicht abgezogen werden: § 12. (1) Bei den einzelnen Einkünften dürfen nicht abgezogen werden: 

 1. bis 9. …  1. bis 9. … 

 10. Aufwendungen für Zinsen oder Lizenzgebühren im Sinne des § 99a 
Abs. 1 zweiter und dritter Satz des Einkommensteuergesetzes 1988 unter 
folgenden Voraussetzungen: 

 10. Aufwendungen für Zinsen oder Lizenzgebühren im Sinne des § 99a 
Abs. 1 zweiter und dritter Satz des Einkommensteuergesetzes 1988 unter 
folgenden Voraussetzungen: 

 a) bis c) …  a) bis c) … 

Kann eine Steuerermäßigung oder -rückerstattung im Sinne des dritten und 
vierten Teilstriches erst in einem späteren Wirtschaftsjahr in Anspruch 
genommen werden, ist diese bereits bei der Ermittlung der Steuerbelastung zu 
berücksichtigen. Erfolgt jedoch innerhalb von neun Wirtschaftsjahren nach dem 
Anfallen der Aufwendungen für Zinsen oder Lizenzgebühren tatsächlich keine 
solche Steuerermäßigung oder -rückerstattung, stellt dies ein rückwirkendes 
Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung dar. 

Kann eine Steuerermäßigung oder -rückerstattung im Sinne des dritten und 
vierten Teilstriches erst in einem späteren Wirtschaftsjahr in Anspruch 
genommen werden, ist diese bereits bei der Ermittlung der Steuerbelastung zu 
berücksichtigen. Erfolgt jedoch innerhalb von neun Wirtschaftsjahren nach dem 
Anfallen der Aufwendungen für Zinsen oder Lizenzgebühren tatsächlich keine 
solche Steuerermäßigung oder -rückerstattung, stellt dies ein rückwirkendes 
Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung dar. 

Ist der Empfänger nicht Nutzungsberechtigter, ist auf den Nutzungsberechtigten 
abzustellen. Die Aufwendungen dürfen abgezogen werden, wenn die 
empfangende Körperschaft die unionsrechtlichen Vorschriften für 
Risikokapitalbeihilfen erfüllt. 

Ist der Empfänger nicht Nutzungsberechtigter, ist auf den Nutzungsberechtigten 
abzustellen. Die Aufwendungen dürfen abgezogen werden, wenn 

    – die Zinsen oder Lizenzgebühren aufgrund der 
Hinzurechnungsbesteuerung gemäß § 10a oder einer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vergleichbaren ausländischen Regelung nachweislich keiner 
Niedrigbesteuerung im Sinne der lit. c unterliegen oder 

    – die empfangende Körperschaft die unionsrechtlichen Vorschriften 
für Risikokapitalbeihilfen erfüllt. 

 11. ...  11. ... 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

5. ABSCHNITT 5. ABSCHNITT 

Sondervorschriften für Kreditinstitute Sondervorschriften für hybride Gestaltungen 

§ 14. (1) Die Hälfte der Zuführung zur Haftrücklage (§ 23 Abs. 6 des 
Bankwesengesetzes) ist insoweit abzugsfähig, als ihre Bemessungsgrundlage das 
arithmetische Mittel der in den Monatsausweisen (§ 74 Abs. 1 des 
Bankwesengesetzes) für die vor dem Monat des Bilanzstichtages gelegenen 
Monate des Wirtschaftsjahres enthaltenen Bemessungsgrundlagen für die 
erforderlichen Eigenmittel (§ 22 Abs. 2 des Bankwesengesetzes) um nicht mehr 
als 15% übersteigen. 

§ 14. (1) Eine Steuerdiskrepanz im Sinne des Abs. 2 im Rahmen einer 
hybriden Gestaltung im Sinne der Abs. 3 bis 5 ist nach Maßgabe der Abs. 6 bis 11 
zu neutralisieren. 

(2)  (2) Eine Steuerdiskrepanz liegt vor, wenn 

    1. Aufwendungen in einem Staat abzugsfähig sind und die 
korrespondierenden Erträge steuerlich in keinem anderen Staat erfasst 
werden (Abzug ohne korrespondierende Einnahme) oder 

  Die bestimmungsgemäße Verwendung der Haftrücklage bleibt bei der 
Ermittlung des Einkommens außer Ansatz. Dabei sind Haftrücklagen 
(Rücklagenteile), die über das nach Abs. 1 steuerwirksam gebildete 
Ausmaß hinausgehen, aliquot dem steuerwirksamen und dem 
steuerneutralen Rücklagenteil zuzuordnen. Die nächstfolgenden 
Zuführungen zur Rücklage sind in Höhe der bestimmungsgemäß 
verwendeten steuerwirksamen Rücklage zur Gänze nicht abzugsfähig, 
darüber hinausgehende Zuführungen nach Maßgabe des Abs. 1. 

 2. dieselben Aufwendungen in mehreren Staaten abzugsfähig sind 
(doppelter Abzug). 

(3)  (3) Eine hybride Gestaltung liegt unter folgenden Voraussetzungen vor: 

  1.  

  a) Eine Steuerdiskrepanz im Sinne des Abs. 2 Z 1 entsteht aufgrund von 
Unterschieden hinsichtlich der 

  – Einstufung eines Finanzinstrumentes (hybrides Finanzinstrument), 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  – Zurechnung der Einkünfte aus einem übertragenen 
Finanzinstrument (hybride Übertragung), 

  – Beurteilung der Steuersubjektivität des Zahlers oder 
Zahlungsempfängers (hybrides Unternehmen), 

  – Zuordnung von Aufwendungen und Erträgen zu einer 
Betriebsstätte (hybride Betriebsstätte), 

  – Beurteilung über das Bestehen einer Betriebsstätte 
(unberücksichtigte Betriebsstätte). 

  b) Eine Steuerdiskrepanz im Sinne des Abs. 2 Z 2 führt aufgrund von 
steuerlichen Sondervorschriften zu einem doppelten Abzug von 
Aufwendungen eines hybriden Unternehmens, einer Betriebstätte oder 
einer doppelt ansässigen Körperschaft führen. 

  2. Die Steuerdiskrepanz im Sinne der Ziffer 1 ergibt sich 

  – zwischen verbundenen Unternehmen im Sinne des Abs. 4, 

  – zwischen dem Hauptsitz und einer Betriebsstätte eines Unternehmens, 

  – zwischen zwei oder mehreren Betriebsstätten desselben Unternehmens 
oder 

Wird die Haftrücklage deshalb aufgelöst, weil die Verpflichtung zu ihrer Bildung 
dem Grunde nach weggefallen ist, so ist der Auflösungsbetrag bei Ermittlung des 
Einkommens nur zur Hälfte anzusetzen. 

 – im Rahmen einer strukturierten Gestaltung im Sinne des Abs. 5. 

 (4) Für Zwecke dieser Bestimmung gelten als verbundene Unternehmen: 

  – Unternehmen im Sinne des § 10a Abs. 4 Z 2, 

  – Unternehmen, die vollständig in denselben Konzernabschluss gemäß 
§§ 245a oder 247 UGB einbezogen werden, 

  – Unternehmen, in denen die Körperschaft maßgeblichen Einfluss auf 
die Unternehmensleitung nimmt und 

  – Unternehmen mit einem maßgeblichen Einfluss auf die Leitung der 
Körperschaft. 

 (5) Eine strukturierte Gestaltung liegt vor, wenn 

  – die Steuerdiskrepanz in die Bedingungen der Gestaltung eingerechnet 
ist oder 

  – diese mit der Absicht der Erzielung einer Steuerdiskrepanz entwickelt 
wurde. 
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 Dies gilt nicht, wenn die Körperschaft oder ein verbundenes 
Unternehmen von der hybriden Gestaltung nichts wusste und nicht an 
dem Steuervorteil aus der hybriden Gestaltung beteiligt war. 

 (6) Soweit eine hybride Gestaltung zu einem Abzug von Aufwendungen 
ohne korrespondierende steuerliche Erfassung der Erträge im Sinne des Abs. 2 
Z 1 führt, gilt Folgendes: 

  1. Diese Aufwendung dürfen im Inland nicht abgezogen werden. 

  2. Wird der Abzug im Ausland nicht verweigert, sind die Erträge bei der 
inländischen Körperschaft steuerlich zu erfassen, wenn eine Zahlung 
eines ausländischen hybriden Unternehmens an die an ihm beteiligte 
inländische Körperschaft stattfindet. 

 (7) Soweit eine hybride Gestaltung zu einem doppelten Abzug von 
Aufwendungen im Sinne des Abs. 2 Z 2 führt, gilt Folgendes: 

  1. Diese Aufwendungen dürfen im Inland bei der (beteiligten) Körperschaft 
nicht abgezogen werden. 

  2. Wird der Abzug im Ausland nicht verweigert, dürfen diese 
Aufwendungen bei einem inländischen hybriden Unternehmen oder einer 
inländischen Betriebsstätte nicht abgezogen werden. 

  3. Bei einer doppelt ansässigen Körperschaft dürfen diese Aufwendungen 
im Inland nicht abgezogen werden. Dies gilt nicht, wenn die 
Körperschaft aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens mit einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union abkommensrechtlich als im Inland 
steuerlich ansässig betrachtet wird. 

 Die Z 1 bis 3 gelten nicht für Aufwendungen, die mit steuerlich doppelt 
berücksichtigten Einkünften im jeweiligen oder in einem späteren Wirtschaftsjahr 
verrechnet werden. 

 (8) Werden bei einer ausländischen unberücksichtigten Betriebsstätte Erträge 
weder im Inland noch im Betriebsstättenstaat erfasst, sind diese im Inland 
steuerlich zu erfassen. Dies gilt nicht, wenn die Einkünfte gemäß einem 
Doppelbesteuerungsabkommen mit einem Drittstaat von der Steuer zu befreien 
sind. 

 (9) Aufwendungen für eine Zahlung einer Körperschaft an ein verbundenes 
Unternehmen in einem Drittstaat dürfen im Inland nicht abgezogen werden, wenn 
diese Zahlung in einem Drittstaat mit abzugsfähigen Aufwendungen im Rahmen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einer hybriden Gestaltung verrechnet wird (importierte hybride Gestaltung). Dies 
gilt nicht, wenn bereits einer der beteiligten Drittstaaten die hybride Gestaltung 
neutralisiert hat. 

 (10) Eine inländische Personenvereinigung gilt als Körperschaft und ihre 
Einkünfte werden einer Besteuerung unterworfen, insoweit 

  – ein oder mehrere ausländische verbundene Unternehmen im Sinne des 
Abs. 4 an dieser beteiligt sind und 

  – die Personenvereinigung nach dem Recht dieser Staaten als 
Steuersubjekt beurteilt wird 

  – und diese Einkünfte ansonsten weder im Inland noch im Ausland 
steuerlich erfasst werden (umgekehrt hybride Gestaltung). 

 Dies gilt nicht für Organismen für gemeinsame Anlagen im Sinne des Art. 9a 
Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2016/1164 mit Vorschriften zur Bekämpfung von 
Steuervermeidungspraktiken mit unmittelbaren Auswirkungen auf das 
Funktionieren des Binnenmarkts, ABl. Nr. L 193 vom 12.7.2016 S. 1. 

 (11) Soweit eine hybride Übertragung im Sinne des Abs. 3 Z 1 lit. a zweiter 
Teilstrich mit der Absicht entwickelt wurde, bei mehr als einer der beteiligten 
Parteien eine Ermäßigung oder Anrechnung der Quellensteuer auf eine Zahlung 
aus einem übertragenen Finanzinstrument herbeizuführen, wird der sich aus der 
Ermäßigung oder Anrechnung ergebende Vorteil im Verhältnis zu den 
steuerpflichtigen Nettoeinkünften in Zusammenhang mit der Zahlung begrenzt. 

Steuersätze Steuersätze 

§ 22. (1) ... § 22. (1) ... 

(2) Die Körperschaftsteuer beträgt 25% für nach § 13 Abs. 3 und 4 zu 
versteuernde Einkünfte einer Privatstiftung. 

(2) Die Körperschaftsteuer beträgt 25% für nach § 13 Abs. 3 und 4 zu 
versteuernde Einkünfte einer Privatstiftung nach Abzug von Sonderausgaben 
gemäß § 13 Abs. 1 Z 4. 

(3) ... (3) ... 

Sondervorschriften für Unternehmensgruppen Sondervorschriften für Unternehmensgruppen 

§ 24a. (1) § 24a. (1) 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

    3. Das Ergebnis jedes beschränkt steuerpflichtigen ausländischen 
Gruppenmitglieds (§ 9 Abs. 2 zweiter Teilstrich) und beschränkt 
steuerpflichtigen ausländischen Gruppenträgers (§ 9 Abs. 3 fünfter 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Teilstrich) ist mit Bescheid (§ 92 Abs. 1 lit. b der 
Bundesabgabenordnung) festzustellen. In diesem Bescheid ist über den 
Gesamtbetrag der beschränkt steuerpflichtigen Einkünfte aus 
inländischen Betriebsstätten und inländischem unbeweglichen Vermögen 
abzusprechen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Inkrafttreten und Aufhebung Inkrafttreten und Aufhebung 

§ 26c. § 26c. 

 1. bis 64. …  1. bis 64. … 

 65. a) § 5 Z 14 und § 6b jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 106/2017 treten am ersten Tag des zweitfolgenden Monats nach 
der Nichtuntersagung durch die Europäische Kommission in Kraft. 
Der Bundesminister für Finanzen hat diesen Zeitpunkt im 
Bundesgesetzblatt kundzumachen. 

 65. a) § 5 Z 14 und § 6b,  jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 106/2017, und § 6b in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2019 treten mit Ausnahme des Abs. 5 dritter Satz am 
ersten Tag des zweitfolgenden Monats nach der Nichtuntersagung 
durch die Europäische Kommission in Kraft. Der Bundesminister für 
Finanzen hat diesen Zeitpunkt im Bundesgesetzblatt kundzumachen. 

 b) § 5 Z 14 und § 6b jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 106/2017 sind auf 

 b) § 5 Z 14 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2017 
und § 6b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 sind 
auf zum 31. Dezember 2023 bestehende Beteiligungen gemäß § 6b 
Abs. 2 bis zum 31. Dezember 2029 weiter anzuwenden. 

 – zum 30. September 2022 bestehende Beteiligungen gemäß § 6b Abs. 2 
bis zum 30. September 2028 weiter anzuwenden; 

 

 – nach dem 30. September 2022 erworbene Beteiligungen gemäß § 6b 
Abs. 2 nicht mehr anzuwenden. 

 

Dabei endet für die Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft am 30. September 2028 
ein Wirtschaftsjahr. 

 

 66. bis 69. …  66. bis 69. … 

  70. § 6a, § 6b Abs. 5 dritter Satz, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

  71. § 14 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 tritt mit 
1. Jänner 2020 in Kraft. 

  72. § 10a und § 12 Abs. 1 Z 10, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2019, sind erstmalig bei der Veranlagung 2019 
anzuwenden. 

  73. § 24a Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 ist 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
auf alle offenen Verfahren anzuwenden. 

Artikel 3 
Änderung des Umgründungssteuergesetzes 

Artikel 3 
Änderung des Umgründungssteuergesetzes 

Sonstige Rechtsfolgen der Verschmelzung Sonstige Rechtsfolgen der Verschmelzung 

§ 6. (1) bis (4) … § 6. (1) bis (4) … 

(5) Verschmelzungen nach § 1 sind von den Kapitalverkehrsteuern befreit 
wenn die übertragende Körperschaft am Tag der Anmeldung des 
Verschmelzungsbeschlusses zur Eintragung in das Firmenbuch länger als zwei 
Jahre besteht. 

 

(6) Werden auf Grund einer Verschmelzung nach § 1 Erwerbsvorgänge nach 
§ 1 des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 verwirklicht, so ist die 
Grunderwerbsteuer gemäß § 4 in Verbindung mit § 7 des 
Grunderwerbsteuergesetzes 1987 zu berechnen. 

(5) Werden auf Grund einer Verschmelzung nach § 1 Erwerbsvorgänge nach 
§ 1 des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 verwirklicht, so ist die 
Grunderwerbsteuer gemäß § 4 in Verbindung mit § 7 des 
Grunderwerbsteuergesetzes 1987 zu berechnen. 

Einbringungsstichtag Einbringungsstichtag 

§ 13. (1) Einbringungsstichtag ist der Tag, zu dem das Vermögen mit 
steuerlicher Wirkung auf die übernehmende Körperschaft übergehen soll. Der 
Stichtag kann auch auf einen Zeitpunkt vor Unterfertigung des 
Einbringungsvertrages rückbezogen werden. In jedem Fall ist innerhalb einer 
Frist von neun Monaten nach Ablauf des Einbringungsstichtages (§ 108 der 
Bundesabgabenordnung) 

§ 13. (1) Einbringungsstichtag ist der Tag, zu dem das Vermögen mit 
steuerlicher Wirkung auf die übernehmende Körperschaft übergehen soll. Der 
Stichtag kann auch auf einen Zeitpunkt vor Unterfertigung des 
Einbringungsvertrages rückbezogen werden. In jedem Fall ist innerhalb einer 
Frist von neun Monaten nach Ablauf des Einbringungsstichtages (§ 108 der 
Bundesabgabenordnung) 

 – die Anmeldung der Einbringung im Wege der Sachgründung bzw. einer 
Kapitalerhöhung zur Eintragung in das Firmenbuch und 

 – die Anmeldung der Einbringung im Wege der Sachgründung bzw. einer 
Kapitalerhöhung zur Eintragung in das Firmenbuch und 

 – in den übrigen Fällen die Meldung der Einbringung bei dem für die 
Erhebung der Körperschaftsteuer der übernehmenden Körperschaft 
zuständigen Finanzamt 

 – in den übrigen Fällen die Meldung der Einbringung bei dem für die 
Erhebung der Körperschaftsteuer der übernehmenden Körperschaft 
zuständigen Finanzamt 

vorzunehmen. Erfolgt die Anmeldung oder Meldung nach Ablauf der genannten 
Frist, gilt als Einbringungsstichtag der Tag des Abschlusses des 
Einbringungsvertrages, wenn dies innerhalb einer Frist von neun Monaten nach 
Ablauf des Ersatzstichtages (§ 108 BAO) dem für die Erhebung der 
Körperschaftsteuer der übernehmenden Körperschaft zuständigen Finanzamt 
gemeldet wird und die in § 12 Abs. 1 genannten Voraussetzungen auf den 
Ersatzstichtag vorliegen. Erfolgt die Einbringung in eine im Ausland ansässige 
übernehmende Körperschaft, für die bis zur Einbringung kein inländisches 

vorzunehmen. Erfolgt die Anmeldung oder Meldung nach Ablauf der genannten 
Frist, gilt als Einbringungsstichtag der Tag des Abschlusses des 
Einbringungsvertrages, wenn dies innerhalb einer Frist von neun Monaten nach 
Ablauf des Ersatzstichtages (§ 108 BAO) dem für die Erhebung der 
Körperschaftsteuer der übernehmenden Körperschaft zuständigen Finanzamt 
gemeldet wird und die in § 12 Abs. 1 genannten Voraussetzungen auf den 
Ersatzstichtag vorliegen. Erfolgt die Einbringung in eine im Ausland ansässige 
übernehmende Körperschaft, für die bis zur Einbringung kein inländisches 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Finanzamt zuständig ist, tritt an die Stelle der vorgenannten Behörden das für den 
Einbringenden zuständige Wohnsitz-, Sitz- oder Lagefinanzamt. 

Finanzamt zuständig ist, tritt an die Stelle der vorgenannten Behörden das für die 
Erhebung der Einkommen- oder Körperschaftsteuer des Einbringenden 
zuständige Finanzamt. 

(2) ... (2) ... 

Bewertung von Betriebsvermögen Bewertung von Betriebsvermögen 

§ 16. (1) Der Einbringende hat das in § 15 genannte Vermögen in der 
Einbringungsbilanz (oder im Einbringungsvertrag) und einzubringende 
Kapitalanteile im Einbringungsvertrag mit den in § 14 Abs. 1 genannten Werten 
anzusetzen (Buchwerteinbringung). Soweit im Rahmen der Einbringung in eine 
inländische oder ausländische Körperschaft das Besteuerungsrecht der Republik 
Österreich eingeschränkt wird, sind die nach § 6 Z 6 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Werte anzusetzen, wobei § 6 Z 6 
lit. c bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden sind. 
Dabei sind offene Raten auch dann fällig zu stellen, wenn in weiterer Folge die 
Gegenleistung durch den Einbringenden veräußert wird oder auf sonstige Art 
ausscheidet. Bei teilweiser Einschränkung des Besteuerungsrechtes der Republik 
Österreich ist auf den nach dem zweiten Satz ermittelten Gewinn der besondere 
Steuersatz gemäß § 27a Abs. 1 Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 
anzuwenden. Dabei sind offene Raten nur dann fällig zu stellen, wenn in weiterer 
Folge die Gegenleistung durch den Einbringenden veräußert wird oder auf 
sonstige Art ausscheidet. 

§ 16. (1) Der Einbringende hat das in § 15 genannte Vermögen in der 
Einbringungsbilanz (oder im Einbringungsvertrag) und einzubringende 
Kapitalanteile im Einbringungsvertrag mit den in § 14 Abs. 1 genannten Werten 
anzusetzen (Buchwerteinbringung). Soweit im Rahmen der Einbringung in eine 
inländische oder ausländische Körperschaft das Besteuerungsrecht der Republik 
Österreich ganz oder teilweise eingeschränkt wird, sind die nach § 6 Z 6 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Werte anzusetzen, wobei § 6 Z 6 
lit. c bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden sind. 
Dabei sind offene Raten auch dann fällig zu stellen, wenn in weiterer Folge die 
Gegenleistung durch den Einbringenden veräußert wird oder auf sonstige Art 
ausscheidet. Bei teilweiser Einschränkung des Besteuerungsrechtes der Republik 
Österreich ist auf den nach dem zweiten Satz ermittelten Gewinn der besondere 
Steuersatz gemäß § 27a Abs. 1 Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 
anzuwenden. Dabei sind offene Raten nur dann fällig zu stellen, wenn in weiterer 
Folge die Gegenleistung durch den Einbringenden veräußert wird oder auf 
sonstige Art ausscheidet. 

(1a) Abweichend von Abs. 1 gilt bei Einbringung von Kapitalanteilen im 
Sinne des § 12 Abs. 2 Z 3 durch eine unbeschränkt steuerpflichtige 
Kapitalgesellschaft oder Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft in eine in der 
Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, 
wenn dem Einbringenden eine Gegenleistung gewährt wird, Folgendes: 

(1a) Abweichend von Abs. 1 gilt bei Einbringung von Kapitalanteilen im 
Sinne des § 12 Abs. 2 Z 3 in eine in einem EU/EWR-Staat ansässige Gesellschaft, 
wenn dem Einbringenden eine Gegenleistung gewährt wird, Folgendes: 

 – Abs. 1 erster Satz ist anzuwenden.  – Abs. 1 erster Satz ist anzuwenden. 

 – Entsteht durch die Einbringung eine internationale Schachtelbeteiligung 
im Sinne des § 10 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 oder wird 
ihr Ausmaß durch neue Anteile oder durch Zurechnung zur bestehenden 
Beteiligung verändert, entsteht eine Steuerschuld hinsichtlich des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem Buchwert und dem nach § 6 Z 14 
des Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Wert zum 
Einbringungsstichtag, wenn die Kapitalanteile von der übernehmenden 
Gesellschaft in weiterer Folge veräußert werden oder sonst aus dem 

 – Entsteht durch die Einbringung eine internationale Schachtelbeteiligung 
im Sinne des § 10 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 oder wird 
ihr Ausmaß durch neue Anteile oder durch Zurechnung zur bestehenden 
Beteiligung verändert, entsteht eine Steuerschuld hinsichtlich des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem Buchwert und dem nach § 6 Z 14 
des Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Wert zum 
Einbringungsstichtag, wenn die Kapitalanteile von der übernehmenden 
Gesellschaft in weiterer Folge veräußert werden oder sonst aus dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Betriebsvermögen ausscheiden. Dies gilt nicht, soweit die Anteile an der 
übernehmenden Körperschaft vor dem Entstehen der Abgabenschuld 
entgeltlich übertragen werden. 

Betriebsvermögen ausscheiden. Dies gilt nicht, soweit die Anteile an der 
übernehmenden Körperschaft vor dem Entstehen der Abgabenschuld 
entgeltlich übertragen werden. 

 – Zwischen dem Einbringungsstichtag und der Veräußerung (Ausscheiden) 
eingetretene Wertminderungen sind höchstens im Ausmaß des 
Unterschiedsbetrages zu berücksichtigen. 

 – Zwischen dem Einbringungsstichtag und der Veräußerung (Ausscheiden) 
eingetretene Wertminderungen sind höchstens im Ausmaß des 
Unterschiedsbetrages zu berücksichtigen, soweit diese nicht in einem 
anderen Staat berücksichtigt werden. 

  – Bei einer natürlichen Person als Einbringendem sind § 17 Abs. 1 und 
Abs. 1a sinngemäß anzuwenden. 

(2) Ist beim Einbringenden das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
hinsichtlich der Gegenleistung (§ 19) eingeschränkt, gilt Folgendes: 

(2) Ist beim Einbringenden das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
hinsichtlich der Gegenleistung (§ 19) eingeschränkt, gilt Folgendes: 

 1. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union oder zu anderen Mitgliedstaaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes eingeschränkt, sind die Abs. 1, 1a und 3 
anzuwenden. 

 1. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union oder zu anderen Mitgliedstaaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes eingeschränkt, sind die Abs. 1, 1a und 3 
anzuwenden. Dies gilt auch bei der Einbringung von inländischem 
Vermögen gemäß § 12 Abs. 2 Z 1 und 2 (Betriebe und 
Mitunternehmeranteile) durch natürliche Personen, wenn lediglich das 
Besteuerungsrecht an der Gegenleistung und nicht am Vermögen 
eingeschränkt wird (teilweise Einschränkung). 

 2. ....  2. .... 

(3) bis (6) ... (3) bis (6) ... 

Bewertung der nicht zu einem inländischen Betriebsvermögen gehörenden 
Kapitalanteile 

Bewertung der nicht zu einem inländischen Betriebsvermögen gehörenden 
Kapitalanteile 

§ 17. (1) .... § 17. (1) .... 

 (1a) Eine sich aus dem Ansatz gemäß § 16 Abs. 1 zweiter Satz ergebende 
Steuerschuld ist auf Antrag in der Einkommen- oder Körperschaftsteuererklärung 
des Einbringenden nicht festzusetzen, wobei § 27 Abs. 6 Z 1 lit. a bis c und § 27a 
Abs. 3 Z 1 lit. b letzter Satz des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß 
anzuwenden sind. Zu einer Festsetzung kommt es im Fall der tatsächlichen 
Veräußerung, des sonstigen Ausscheidens oder des steuerneutralen Untergangs 
der Gegenleistung (§ 19). 

(2) … (2) … 
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Die Anteile an der übernehmenden Körperschaft Die Anteile an der übernehmenden Körperschaft 

§ 20. (1) ... § 20. (1) ... 

(2) Für die Bewertung der Anteile und der sonstigen Gegenleistung im Sinne 
des Abs. 1 gilt Folgendes: 

(2) Für die Bewertung der Anteile und der sonstigen Gegenleistung im Sinne 
des Abs. 1 gilt Folgendes: 

 1. bis 4. ...  1. bis 4. ... 

 5. Kommt es in Fällen des § 16 Abs. 1 oder Abs. 2 Z 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes vor BGBl. I Nr. 163/2015 zur Festsetzung der 
Steuerschuld, erhöhen sich rückwirkend mit Beginn des dem 
Einbringungsstichtag folgenden Tages die Anschaffungskosten oder 
Buchwerte entsprechend. 

 5. Kommt es in Fällen des § 16 Abs. 1 oder Abs. 2 Z 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes vor BGBl. I Nr. 163/2015 oder des § 17 Abs. 1a zur 
Festsetzung der Steuerschuld, erhöhen sich rückwirkend mit Beginn des 
dem Einbringungsstichtag folgenden Tages die Anschaffungskosten oder 
Buchwerte entsprechend. 

(3) ... (3) ... 

(4) Bei Vorliegen der Voraussetzung des § 19 Abs. 2 Z 5 gilt folgendes: (4) Bei Vorliegen der Voraussetzung des § 19 Abs. 2 Z 5 gilt folgendes: 

 1. Der nach den §§ 16 und 17 maßgebende Wert der Sacheinlage ist dem 
steuerlich maßgebenden Wert der bisherigen Anteile des Einbringenden 
an der übernehmenden Körperschaft zuzuschreiben oder von ihm 
abzuschreiben. Gehören die Anteile an der übernehmenden Körperschaft 
nicht zum Betriebsvermögen des Einbringenden, bleibt ein Buchgewinn 
oder Buchverlust bei der Gewinnermittlung außer Ansatz. Abs. 2 dritter 
und vierter Satz ist anzuwenden. 

 1. Der nach den §§ 16 und 17 maßgebende Wert der Sacheinlage ist dem 
steuerlich maßgebenden Wert der bisherigen Anteile des Einbringenden 
an der übernehmenden Körperschaft zuzuschreiben oder von ihm 
abzuschreiben. Gehören die Anteile an der übernehmenden Körperschaft 
nicht zum Betriebsvermögen des Einbringenden, bleibt ein Buchgewinn 
oder Buchverlust bei der Gewinnermittlung außer Ansatz. Abs. 2 Z 4 und 
Z 5 ist anzuwenden. 

 2. und 3. ….  2. und 3. …. 

(6) bis (8) ... (6) bis (8) ... 

Sonstige Rechtsfolgen der Einbringung Sonstige Rechtsfolgen der Einbringung 

§ 22. (1) bis (3) … § 22. (1) bis (3) … 

(4) Einbringungen nach § 12 und dafür gewährte Gegenleistungen nach § 19 
sind von den Kapitalverkehrsteuern und von den Gebühren nach § 33 TP 21 des 
Gebührengesetzes 1957 befreit, wenn das zu übertragende Vermögen am Tag des 
Abschlusses des Einbringungsvertrages länger als zwei Jahre als Vermögen des 
Einbringenden besteht. 

(4) Einbringungen nach § 12 und dafür gewährte Gegenleistungen nach § 19 
sind von den Gebühren nach § 33 TP 21 des Gebührengesetzes 1957 befreit, 
wenn das zu übertragende Vermögen am Tag des Abschlusses des 
Einbringungsvertrages länger als zwei Jahre als Vermögen des Einbringenden 
besteht. 

(5) ... (5) ... 

Sonstige Rechtsfolgen des Zusammenschlusses Sonstige Rechtsfolgen des Zusammenschlusses 

§ 26. (1) und (2) .... § 26. (1) und (2) .... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) Zusammenschlüsse nach § 23 sind hinsichtlich des übertragenen 
Vermögens (§ 23 Abs. 2) von den Kapitalverkehrsteuern und von den Gebühren 
nach § 33 TP 21 des Gebührengesetzes 1957 befreit, wenn das zu übertragene 
Vermögen am Tag des Abschlusses des Zusammenschlußvertrages länger als 
zwei Jahre als Vermögen des Übertragenden besteht. 

(3) Zusammenschlüsse nach § 23 sind hinsichtlich des übertragenen 
Vermögens (§ 23 Abs. 2) von den Gebühren nach § 33 TP 21 des 
Gebührengesetzes 1957 befreit, wenn das zu übertragene Vermögen am Tag des 
Abschlusses des Zusammenschlußvertrages länger als zwei Jahre als Vermögen 
des Übertragenden besteht. 

(4) ... (4) ... 

Sonstige Rechtsfolgen der Spaltung Sonstige Rechtsfolgen der Spaltung 

§ 38. (1) bis (4) .... § 38. (1) bis (4) .... 

(5) Spaltungen nach § 32 sind von den Kapitalverkehrsteuern befreit, wenn  

 –bei Aufspaltungen die spaltende Körperschaft am Tag der Anmeldung 
der Spaltung zur Eintragung in das Firmenbuch länger als zwei Jahre besteht und 

 

 –bei Abspaltungen das zu übertragende Vermögen am Tag der 
Anmeldung der Spaltung zur Eintragung in das Firmenbuch länger als zwei Jahre 
als Vermögen der spaltenden Körperschaft besteht. 

 

(6) Werden auf Grund einer Spaltung im Sinne des § 32 Erwerbsvorgänge 
nach § 1 des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 verwirklicht, so ist die 
Grunderwerbsteuer gemäß § 4 in Verbindung mit § 7 des 
Grunderwerbsteuergesetzes 1987 zu berechnen. 

(5) Werden auf Grund einer Spaltung im Sinne des § 32 Erwerbsvorgänge 
nach § 1 des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 verwirklicht, so ist die 
Grunderwerbsteuer gemäß § 4 in Verbindung mit § 7 des 
Grunderwerbsteuergesetzes 1987 zu berechnen. 

Sonstige Rechtsfolgen der Spaltung Sonstige Rechtsfolgen der Spaltung 

§ 38f. (1) und (2) ... § 38f. (1) und (2) ... 

(3) Ist der Anteilsinhaber am Tage des Abschlusses des Spaltungsvertrages 
an der spaltenden Körperschaft länger als zwei Jahre beteiligt, so ist eine 
Vermögensübertragung im Rahmen der Liquidation der spaltenden Körperschaft 
oder der Abspaltung oder ein Anteilstausch von den Kapitalverkehrsteuern und 
von den Gebühren nach § 33 TP 21 des Gebührengesetzes befreit. 

(3) Ist der Anteilsinhaber am Tage des Abschlusses des Spaltungsvertrages 
an der spaltenden Körperschaft länger als zwei Jahre beteiligt, so ist eine 
Vermögensübertragung im Rahmen der Liquidation der spaltenden Körperschaft 
oder der Abspaltung oder ein Anteilstausch von den Gebühren nach § 33 TP 21 
des Gebührengesetzes befreit. 

Anzeige- und Evidenzpflicht Anzeige- und Evidenzpflicht 

§ 43. (1) Wer Vermögen durch eine Umgründung überträgt oder übernimmt 
und nicht schon nach dem ersten Hauptstück zu einer Meldung verpflichtet ist, 
hat die Umgründung abweichend von der Frist des § 121 der 
Bundesabgabenordnung innerhalb der im ersten Hauptstück genannten Frist unter 
Nachweis der Rechtsgrundlage dem Betriebsfinanzamt oder dem für die 
Erhebung der Abgaben vom Einkommen und Vermögen zuständigen Finanzamt 

§ 43. (1) Wer Vermögen durch eine Umgründung überträgt oder übernimmt 
und nicht schon nach dem ersten Hauptstück zu einer Meldung verpflichtet ist, 
hat die Umgründung abweichend von der Frist des § 121 der 
Bundesabgabenordnung innerhalb der im ersten Hauptstück genannten Frist unter 
Nachweis der Rechtsgrundlage dem für die Erhebung der Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer zuständigen Finanzamt anzuzeigen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
anzuzeigen. 

(2) ... (2) ... 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 1. a) bis 29. ...  1. a) bis 29. ... 

 30. § 1 Abs. 2, § 3 Abs. 1, § 5 Abs. 1 Z 3 bis 5, § 7 Abs. 2, § 9 Abs. 1 Z 2 
und 3, § 16 Abs. 1, 1a und 2, § 18 Abs. 1 Z 3, § 20 Abs. 2 Z 5 und Abs. 7 
Z 1, § 21, § 24 Abs. 1 Z 3, § 25 Abs. 1 Z 2, § 29 Abs. 1 Z 3, § 30 Abs. 1 
Z 2 und § 36 Abs. 3 Z 1 und 2, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 163/2015, sind erstmals auf Umgründungen 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 beschlossen oder 
vertraglich unterfertigt werden. 

 30. § 1 Abs. 2, § 3 Abs. 1, § 5 Abs. 1 Z 3 bis 5, § 7 Abs. 2, § 9 Abs. 1 Z 2 
und 3, § 16 Abs. 1, 1a und 2, § 18 Abs. 1 Z 3, § 20 Abs. 2 Z 5 und Abs. 7 
Z 1, § 21, § 24 Abs. 1 Z 3, § 25 Abs. 1 Z 2, § 29 Abs. 1 Z 3, § 30 Abs. 1 
Z 2 und § 36 Abs. 3 Z 1 und 2, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 163/2015, sind erstmals auf Umgründungen 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 beschlossen oder 
vertraglich unterfertigt werden. Für Umgründungen, die vor dem 
1. Jänner 2016 beschlossen oder vertraglich unterfertigt wurden, gilt auch 
ein Antrag auf Festsetzung einer nicht festgesetzten Steuerschuld als 
Veräußerung. 

 31. Für Umgründungen mit einem Stichtag nach dem 31. Dezember 2018 ist 
§ 6 Z 6 des Einkommensteuergesetzes 1988 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 62/2018 erstmals anzuwenden. Dabei gilt 
§ 124b Z 331 des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß für 
Umgründungen, denen ein Stichtag vor dem 1. Jänner 2019 zu Grunde 
liegt. 

 31. Für Umgründungen mit einem Stichtag nach dem 31. Dezember 2018 ist 
§ 6 Z 6 des Einkommensteuergesetzes 1988 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 62/2018 erstmals anzuwenden. Dabei gilt 
§ 124b Z 330 des Einkommensteuergesetzes 1988 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß für Umgründungen, denen 
ein Stichtag vor dem 1. Jänner 2019 zu Grunde liegt. 

 32. und 33. ...  32. und 33. ... 

  34. § 13 Abs. 1 und § 43 Abs. 1, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

  35. § 16 Abs. 1a und § 17 Abs. 1a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2019 sind erstmals auf Einbringungen anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 2019 beschlossen oder vertraglich unterfertigt 
werden. 

Artikel 4 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994 

Artikel 4 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994 

Lieferung Lieferung 

§ 3. (1) bis (3) … § 3. (1) bis (3) … 

(4) bis (8)… (4) bis (8)… 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(9) bis (14) … (9) bis (14) … 

 (15) 

  1. Bei Reihengeschäften wird die Versendung oder Beförderung folgender 
Lieferung zugeordnet: 

  a) der Lieferung durch den ersten Lieferer in der Reihe, wenn er die 
Gegenstände befördert oder versendet; 

  b) der Lieferung durch den Zwischenhändler, wenn er seinem Lieferer 
die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer mitgeteilt hat, die ihm vom 
Mitgliedstaat, aus dem die Gegenstände versandt oder befördert 
werden, erteilt wurde; 

  c) der Lieferung an den Zwischenhändler, wenn kein Fall der lit. b 
vorliegt; 

  d) der Lieferung an den letzten Abnehmer (Empfänger), wenn er die 
Gegenstände befördert oder versendet. 

  2. Bei Anwendung von Abs. 3a wird die Beförderung oder Versendung 
abweichend von Z 1 der Lieferung durch den Unternehmer gemäß 
Abs. 3a Z 1 bzw. 2 zugeordnet. 

  3. Lieferungen in der Reihe vor der Lieferung, der die Beförderung oder 
Versendung zugeordnet wird, gelten dort als ausgeführt, wo die 
Beförderung oder Versendung beginnt. 

  4. Lieferungen in der Reihe nach der Lieferung, der die Beförderung oder 
Versendung zugeordnet wird, gelten dort als ausgeführt, wo die 
Beförderung oder Versendung endet. 

  5. Ein Reihengeschäft liegt vor, wenn dieselben Gegenstände nacheinander 
geliefert werden und diese Gegenstände unmittelbar vom ersten Lieferer 
bis zum letzten Abnehmer (Empfänger) in der Reihe versandt oder 
befördert werden. 

  6. Zwischenhändler ist ein Lieferer innerhalb der Reihe (mit 
Ausnahme des ersten Lieferers), der die Gegenstände versendet oder befördert. 

Bemessungsgrundlage für die Einfuhr Bemessungsgrundlage für die Einfuhr 

§ 5. (1) und (2) … § 5. (1) und (2) … 

(4) Der sich aus den Abs. 1 bis 3 ergebenden Bemessungsgrundlage sind 
hinzuzurechnen, soweit sie darin nicht enthalten sind: 

(4) Der sich aus den Abs. 1 bis 3 ergebenden Bemessungsgrundlage sind 
hinzuzurechnen, soweit sie darin nicht enthalten sind: 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. …  1. … 

 2. die im Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld auf den Gegenstand 
entfallenden Beträge an Zoll einschließlich der Abschöpfung, 
Verbrauchsteuern und Monopolabgaben sowie an anderen Abgaben mit 
gleicher Wirkung wie Zölle, wenn, diese Abgaben anläßlich oder im 
Zusammenhang mit der Einfuhr von Gegenständen von den Zollämtern 
zu erheben sind; 

 2. die im Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld auf den Gegenstand 
entfallenden Beträge an Zoll einschließlich der Abschöpfung, 
Verbrauchsteuern und Monopolabgaben sowie an anderen Abgaben mit 
gleicher Wirkung wie Zölle, wenn, diese Abgaben anläßlich oder im 
Zusammenhang mit der Einfuhr von Gegenständen vom Zollamt 
Österreich zu erheben sind; 

 3. …  3. … 

(5) und (6) .. (5) und (6) .. 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 6. (1) Von den unter § 1 Abs. 1 Z 1 fallenden Umsätzen sind steuerfrei: § 6. (1) Von den unter § 1 Abs. 1 Z 1 fallenden Umsätzen sind steuerfrei: 

 1. bis 26. …  1. bis 26. … 

 27. die Umsätze der Kleinunternehmer. Kleinunternehmer ist ein 
Unternehmer, der im Inland sein Unternehmen betreibt und dessen 
Umsätze nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 im Veranlagungszeitraum 
30 000 Euro nicht übersteigen. Bei dieser Umsatzgrenze bleiben 
Umsätze aus Hilfsgeschäften einschließlich der Geschäftsveräußerungen 
sowie Umsätze, die nach § 6 Abs. 1 Z 8 lit. d und j, Z 9 lit. b und d, Z 10 
bis 15, Z 17 bis 26 und Z 28 steuerfrei sind, außer Ansatz. Das einmalige 
Überschreiten der Umsatzgrenze um nicht mehr als 15% innerhalb eines 
Zeitraumes von fünf Kalenderjahren ist unbeachtlich; 

 27. die Umsätze der Kleinunternehmer. Kleinunternehmer ist ein 
Unternehmer, der im Inland sein Unternehmen betreibt und dessen 
Umsätze nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 im Veranlagungszeitraum 
35 000 Euro nicht übersteigen. Bei dieser Umsatzgrenze bleiben 
Umsätze aus Hilfsgeschäften einschließlich der Geschäftsveräußerungen 
sowie Umsätze, die nach § 6 Abs. 1 Z 8 lit. d und j, Z 9 lit. b und d, Z 10 
bis 15, Z 17 bis 26 und Z 28 steuerfrei sind, außer Ansatz. Das einmalige 
Überschreiten der Umsatzgrenze um nicht mehr als 15% innerhalb eines 
Zeitraumes von fünf Kalenderjahren ist unbeachtlich; 

 28.  …  28.  … 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 

Steuersätze Steuersätze 

§ 10. (1) … § 10. (1) … 

(2) Die Steuer ermäßigt sich auf 10% für (2) Die Steuer ermäßigt sich auf 10% für 

 1. bis 7. …  1. bis 7. … 

 8. die Umsätze der Kranken- und Pflegeanstalten, der Alters-, Blinden- und 
Siechenheime sowie jener Anstalten, die eine Bewilligung als Kuranstalt 
oder Kureinrichtung nach den jeweils geltenden Rechtsvorschriften über 
natürliche Heilvorkommen und Kurorte besitzen, soweit es sich um 
Leistungen handelt, die unmittelbar mit der Kranken- oder 
Kurbehandlung oder unmittelbar mit der Betreuung der Pfleglinge im 

 8. die Umsätze der Kranken- und Pflegeanstalten, der Alters-, Blinden- und 
Siechenheime sowie jener Anstalten, die eine Bewilligung als Kuranstalt 
oder Kureinrichtung nach den jeweils geltenden Rechtsvorschriften über 
natürliche Heilvorkommen und Kurorte besitzen, soweit es sich um 
Leistungen handelt, die unmittelbar mit der Kranken- oder 
Kurbehandlung oder unmittelbar mit der Betreuung der Pfleglinge im 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zusammenhang stehen, und sofern die Umsätze nicht unter § 6 Abs. 1 
Z 18 oder 25 fallen. 

Zusammenhang stehen, und sofern die Umsätze nicht unter § 6 Abs. 1 
Z 18 oder 25 fallen; 

  9. elektronische Druckwerke im Sinne der Anlage I Z 33 sowie Teile 
davon, die nicht vollständig oder im Wesentlichen aus Video- oder 
Musikinhalten bestehen bzw. Werbezwecken dienen. Z 2 gilt sinngemäß. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Vorsteuerabzug Vorsteuerabzug 

§ 12. (1) … § 12. (1) … 

(2) (2) 

 1. und 2 …  1. und 2 … 

 2a. Lieferungen, sonstige Leistungen oder Einfuhren, die im Zusammenhang 
mit der Anschaffung (Herstellung), Miete oder dem Betrieb von 
Personenkraftwagen oder Kombinationskraftwagen mit einem CO2-
Emissionswert von 0 Gramm pro Kilometer stehen und für die nicht nach 
§ 12 Abs. 2 Z 2 lit. b ein Vorsteuerabzug vorgenommen werden kann, 
berechtigen nach den allgemeinen Vorschriften des § 12 zum 
Vorsteuerabzug. Z 2 lit. a bleibt unberührt. 

 2a. Lieferungen, sonstige Leistungen oder Einfuhren, die im Zusammenhang 
mit der Anschaffung (Herstellung), Miete oder dem Betrieb von 
Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen oder Krafträdern mit 
einem CO2-Emissionswert von 0 Gramm pro Kilometer stehen und für 
die nicht nach § 12 Abs. 2 Z 2 lit. b ein Vorsteuerabzug vorgenommen 
werden kann, berechtigen nach den allgemeinen Vorschriften des § 12 
zum Vorsteuerabzug. Z 2 lit. a bleibt unberührt. 

 3. und 4. …  3. und 4. … 

(3) bis (15) … (3) bis (15) … 

Voranmeldung und Vorauszahlung, Veranlagung Voranmeldung und Vorauszahlung, Veranlagung 

§ 21. (1) bis (5) … § 21. (1) bis (5) … 

(6) Ein Kleinunternehmer (§ 6 Abs. 1 Z 27), dessen Umsätze nach § 1 Abs. 1 
Z 1 und 2 im Veranlagungszeitraum 30 000 Euro nicht übersteigen und der für 
den Veranlagungszeitraum keine Steuer zu entrichten hat, ist von der 
Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklärung befreit. Die Durchführung einer 
Veranlagung ist nicht erforderlich. Bei der Umsatzgrenze bleiben die Umsätze 
aus Hilfsgeschäften einschließlich der Geschäftsveräußerungen außer Ansatz. 

(6) Ein Kleinunternehmer (§ 6 Abs. 1 Z 27), dessen Umsätze nach § 1 Abs. 1 
Z 1 und 2 im Veranlagungszeitraum 35 000 Euro nicht übersteigen und der für 
den Veranlagungszeitraum keine Steuer zu entrichten hat, ist von der 
Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklärung befreit. Die Durchführung einer 
Veranlagung ist nicht erforderlich. Bei der Umsatzgrenze bleiben die Umsätze 
aus Hilfsgeschäften einschließlich der Geschäftsveräußerungen außer Ansatz. 

(8) bis (10) … (8) bis (10) … 

Besteuerung der Umsätze bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben Besteuerung der Umsätze bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 

§ 22. (1) bis (2) … § 22. (1) bis (2) … 

(3) Als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb ist ein Betrieb anzusehen, 
dessen Hauptzweck auf die Land- und Forstwirtschaft gerichtet ist. Als 

(3) Als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb ist ein Betrieb anzusehen, 
dessen Hauptzweck auf die Land- und Forstwirtschaft gerichtet ist. Als 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Landwirtschaft gelten insbesondere der Acker-, Garten-, Gemüse-, Obst- und 
Weinbau, die Wiesen- und Weidewirtschaft einschließlich der Wanderschäferei, 
die Fischzucht einschließlich der Teichwirtschaft und die Binnenfischerei, die 
Imkerei sowie Tierzucht- und Tierhaltungsbetriebe im Sinne des § 30 des 
Bewertungsgesetzes 1955. 

Landwirtschaft gelten insbesondere der Acker-, Garten-, Gemüse-, Obst- und 
Weinbau, die Wiesen- und Weidewirtschaft einschließlich der Wanderschäferei, 
die Fischzucht einschließlich der Teichwirtschaft und die Binnenfischerei, die 
Imkerei sowie Tierzucht- und Tierhaltungsbetriebe im Sinne des § 30 des 
Bewertungsgesetzes 1955. Die Übertragung eines land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebs gilt nicht als steuerbarer Umsatz. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

(6) Der Unternehmer kann bis zum Ablauf des Veranlagungszeitraumes 
gegenüber dem Finanzamt schriftlich erklären, daß seine Umsätze vom Beginn 
dieses Kalenderjahres an nicht nach den Abs. 1 bis 5, sondern nach den 
allgemeinen Vorschriften dieses Bundesgesetzes besteuert werden sollen. Diese 
Erklärung bindet den Unternehmer für mindestens fünf Kalenderjahre. Sie kann 
nur mit Wirkung vom Beginn eines Kalenderjahres an widerrufen werden. Der 
Widerruf ist spätestens bis zum Ablauf des ersten Kalendermonates nach Beginn 
dieses Kalenderjahres zu erklären. 

(6) Der Unternehmer kann bis zum Ablauf des Veranlagungszeitraumes 
gegenüber dem Finanzamt schriftlich erklären, dass seine Umsätze vom Beginn 
dieses Kalenderjahres oder des vorangegangenen Kalenderjahres an nicht nach 
den Abs. 1 bis 5, sondern nach den allgemeinen Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes besteuert werden sollen. Wird die Erklärung für Umsätze von 
Beginn des vorangegangenen Kalenderjahres an ausgeübt, hat der Unternehmer in 
diesem Zeitpunkt eine Steuererklärung für das vorangegangene Kalenderjahr 
einzureichen. Diese Erklärung bindet den Unternehmer für mindestens fünf 
Kalenderjahre. Sie kann nur mit Wirkung vom Beginn eines Kalenderjahres an 
widerrufen werden. Der Widerruf ist spätestens bis zum Ablauf des ersten 
Kalendermonates nach Beginn dieses Kalenderjahres zu erklären. 

(7) ... (7) ... 

Sondervorschriften für die Einfuhrumsatzsteuer Sondervorschriften für die Einfuhrumsatzsteuer 

§ 26. (1) und (2) … § 26. (1) und (2) … 

(3) 1. Für die Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer sind die Zollämter 
zuständig. 

(3) 1. Für die Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer ist das Zollamt Österreich 
zuständig. 

 2. …  2. … 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Besondere Aufsichtsmaßnahmen zur Sicherung des Steueranspruches Besondere Aufsichtsmaßnahmen zur Sicherung des Steueranspruches 

§ 27. § 27. 

(4) … (4) … 

(5) Über Verlangen der Organe der Zollbehörde, soweit es sich um 
Vorgänge im Zusammenhang mit dem grenzüberschreitenden Warenverkehr 
handelt, oder der Abgabenbehörde ist die Besichtigung von in Transportmitteln 
oder Transportbehältnissen beförderten, abgeholten oder verbrachten 

(5) Auf Verlangen eines Organs des Zollamtes Österreich, soweit es sich um 
Vorgänge im Zusammenhang mit dem grenzüberschreitenden Warenverkehr 
handelt, oder des Finanzamtes ist die Besichtigung von in Transportmitteln oder 
Transportbehältnissen beförderten, abgeholten oder verbrachten Gegenständen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Gegenständen sowie die Einsichtnahme in die diese Gegenstände begleitenden 
Geschäftspapiere wie Frachtbriefe, Lieferscheine, Rechnungen und dergleichen 
zu gestatten. Zur Durchführung solcher Besichtigungen und Einsichtnahmen sind 
das Finanzamt mit allgemeinem Aufgabenbereich, das Finanzamt gemäß § 17 
AVOG 2010 und die Zollbehörde, in deren Amtsbereich sich das Transportmittel 
oder Transportbehältnis befindet, zuständig. Die mit der Ausübung der Aufsicht 
beauftragten Organe haben sich zu Beginn der Amtshandlung unaufgefordert 
über ihre Person und darüber auszuweisen, dass sie zur Ausübung der Aufsicht 
berechtigt sind. 

sowie die Einsichtnahme in die diese Gegenstände begleitenden Geschäftspapiere 
wie Frachtbriefe, Lieferscheine, Rechnungen und dergleichen zu gestatten. Die 
mit der Ausübung der Aufsicht beauftragten Organe haben sich zu Beginn der 
Amtshandlung unaufgefordert über ihre Person und darüber auszuweisen, dass sie 
zur Ausübung der Aufsicht berechtigt sind. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 

(8) Zugelassene Fiskalvertreter sind Wirtschaftstreuhänder, Rechtsanwälte 
und Notare mit Wohnsitz oder Sitz im Inland sowie Spediteure, die Mitglieder 
des Fachverbandes der Wirtschaftskammer Österreich sind. Weiters ist jeder 
Unternehmer mit Wohnsitz oder Sitz im Inland über seinen Antrag vom 
Finanzamt als Fiskalvertreter unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufes 
zuzulassen, wenn er in der Lage ist, den abgabenrechtlichen Pflichten 
nachzukommen. Für das Zulassungsverfahren ist das Finanzamt Graz-Stadt 
zuständig. 

(8) Zugelassene Fiskalvertreter sind Wirtschaftstreuhänder, Rechtsanwälte 
und Notare mit Wohnsitz oder Sitz im Inland sowie Spediteure, die Mitglieder 
des Fachverbandes der Wirtschaftskammer Österreich sind. Weiters ist jeder 
Unternehmer mit Wohnsitz oder Sitz im Inland über seinen Antrag vom 
Finanzamt als Fiskalvertreter unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufes 
zuzulassen, wenn er in der Lage ist, den abgabenrechtlichen Pflichten 
nachzukommen. 

Allgemeine Übergangsvorschriften Allgemeine Übergangsvorschriften 

§ 28. (1) bis (46) … § 28. (1) bis (46) … 

 (47) 

    1. § 3 Abs. 15, § 5 Abs. 4 Z 2, § 6 Abs. 1 Z 27, § 10 Abs. 2 Z 8 und Z 9, § 
12 Abs. 2 Z 2a, § 21 Abs. 6, § 26 Abs. 3 Z 1, § 27 Abs. 5 und Abs. 8, 
Art. 1a, Art. 3 Abs. 1 und 2, Art. 6 Abs. 3, Art. 7 Abs. 1 Z 1 und Z 3 bis 
5 sowie Abs. 2, Art. 21 Abs. 3, Abs. 4 Z 2, Abs. 6 und 7 und Art. 24 
Abs. 1 lit. a, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft und sind erstmals auf 
Umsätze und sonstige Sachverhalte anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2019 ausgeführt werden bzw. sich ereignen. 

    2. § 22 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 tritt 
mit 1. Jänner 2020 in Kraft und ist erstmals auf Veranlagungszeiträume 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2019 beginnen. 

Anlage 1 Anlage 1 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(zu § 10 Abs. 2 UStG) (zu § 10 Abs. 2 UStG) 

Verzeichnis der dem Steuersatz von 10% unterliegenden Gegenstände Verzeichnis der dem Steuersatz von 10% unterliegenden Gegenstände 

 1. Bienen (Unterposition 0106 41 00 der Kombinierten Nomenklatur) und 
ausgebildete Blindenführhunde (aus Unterposition 0106 19 00 der 
Kombinierten Nomenklatur). 

 1. Bienen (Unterposition 0106 41 00 der Kombinierten Nomenklatur) und 
Assistenzhunde gemäß § 39a Bundesbehindertengesetz, BGBl. 
Nr. 283/1990, die ausschließlich für den persönlichen Gebrauch von 
Behinderten bestimmt sind 

 2. bis 34. …  2. bis 34. … 

 Konsignationslagerregelung 

 Art. 1a. (1) Das Verbringen eines Gegenstandes gemäß Art. 1 Abs. 3 gilt 
nicht als innergemeinschaftlicher Erwerb gegen Entgelt 
(Konsignationslagerregelung), wenn 

  a) die Gegenstände vom Unternehmer oder auf seine Rechnung von 
einem Dritten in das Inland im Hinblick darauf versandt oder 
befördert werden, um zu einem späteren Zeitpunkt an einen anderen 
Unternehmer geliefert zu werden, der gemäß einer bestehenden 
Vereinbarung zwischen den beiden Unternehmern zum Erwerb des 
Eigentums an diesen Gegenständen berechtigt ist (geplanter 
Erwerber); 

  b) der Unternehmer im Inland weder sein Unternehmen betreibt noch 
eine Betriebstätte hat; 

  c) dem Unternehmer die Identität und die inländische Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer des geplanten Erwerbers zum Zeitpunkt des 
Beginns der Versendung oder Beförderung bekannt sind und der 
Unternehmer diese Informationen in die Zusammenfassende Meldung 
gemäß Art. 21 Abs. 3 aufnimmt; und 

  d) der Unternehmer die Verbringung der Gegenstände in das Register 
gemäß Abs. 6 einträgt. 

 (2) Wurde ein Gegenstand gemäß Abs. 1 verbracht und wird der 
Gegenstand, wie geplant, innerhalb der in Abs. 3 genannten Frist an den Erwerber 
geliefert, gelten die Voraussetzungen des Art. 1 Abs. 2 Z 1 in diesem Zeitpunkt 
als erfüllt. 

 (3) Werden die Gegenstände nicht innerhalb von 12 Monaten nach ihrer 
Ankunft im Inland an den geplanten Erwerber geliefert und ist keiner der in 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 4 Z 1 oder Abs. 5 genannten Umstände eingetreten, liegt ein 
innergemeinschaftlicher Erwerb gegen Entgelt gemäß Art. 1 Abs. 3 am Tag nach 
Ablauf dieses Zeitraums vor. 

 (4) Kein Verbringen eines Gegenstandes gemäß Art. 1 Abs. 3 liegt vor, 
wenn vor der Lieferung an den geplanten Erwerber und innerhalb des in Abs. 3 
genannten Zeitraums: 

  1. der Gegenstand in den Mitgliedstaat zurückgesandt wird, von dem er aus 
versandt oder befördert wurde und der Unternehmer den Rückversand in 
das Register gemäß Abs. 6 einträgt; oder 

  2. der geplante Erwerber durch einen anderen Erwerber ersetzt wird, die 
Voraussetzungen gemäß Abs. 1 sinngemäß erfüllt sind und der 
Unternehmer die Ersetzung in das Register gemäß Abs. 6 einträgt. 

 (5) Ist eine der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 und Abs. 4 Z 2 innerhalb des 
in Abs. 3 genannten Zeitraums nicht mehr erfüllt, liegt ein 
innergemeinschaftlicher Erwerb gegen Entgelt gemäß Art. 1 Abs. 3 vor: 

  1. unmittelbar vor der Lieferung, wenn die Gegenstände an eine andere 
Person als den geplanten Erwerber geliefert werden; 

  2. unmittelbar vor dem Beginn dieser Versendung oder Beförderung, wenn 
die Gegenstände in ein anderes Land als den Mitgliedstaat, aus dem sie 
ursprünglich verbracht wurden, versandt oder befördert werden; 

  3. an dem Tag, an dem die Gegenstände tatsächlich abhandenkamen oder 
zerstört wurden, oder – falls ein solcher Tag nicht bestimmt werden kann 
– an dem Tag, an dem die Zerstörung oder das Fehlen der Gegenstände 
festgestellt wurde, bei Zerstörung, Verlust oder Diebstahl der 
Gegenstände; 

  4. zum Zeitpunkt, zu dem die betreffende Voraussetzung nicht mehr erfüllt 
ist, in allen anderen Fällen. 

 (6) Unternehmer, die Gegenstände im Rahmen dieser 
Konsignationslagerregelung verbringen, sowie geplante Erwerber gemäß Abs. 1 
lit. a müssen ein Register führen, das es den Steuerbehörden ermöglicht, die 
korrekte Anwendung des genannten Artikels zu überprüfen. 

Lieferung Lieferung 

Art. 3. (1) Als Lieferung gegen Entgelt gilt: Art. 3. (1) Als Lieferung gegen Entgelt gilt: 

 1. Das Verbringen eines Gegenstandes des Unternehmens aus dem Inland   Das Verbringen eines Gegenstandes des Unternehmens aus dem Inland 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
in das übrige Gemeinschaftsgebiet durch einen Unternehmer zu seiner 
Verfügung, ausgenommen einer nur vorübergehenden Verwendung, auch 
wenn der Unternehmer den Gegenstand in das Inland eingeführt hat. Der 
Unternehmer gilt als Lieferer. Eine vorübergehende Verwendung liegt 
vor, wenn der Unternehmer den Gegenstand verwendet: 

in das übrige Gemeinschaftsgebiet durch einen Unternehmer zu seiner 
Verfügung, ausgenommen einer nur vorübergehenden Verwendung, auch 
wenn der Unternehmer den Gegenstand in das Inland eingeführt hat. Der 
Unternehmer gilt als Lieferer. Eine vorübergehende Verwendung liegt 
vor, wenn der Unternehmer den Gegenstand verwendet: 

 a) bis h) …  a) bis h) … 

 Konsignationslagerregelung 

(2) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. Nr. 756/1996) (2) Das Verbringen eines Gegenstandes gemäß Abs. 1 im Rahmen einer 
Konsignationslagerregelung gilt nicht als Lieferung gegen Entgelt. Art. 1a ist 
sinngemäß anzuwenden. 

Versandhandel Versandhandel 

(3) bis (8) … (3) bis (8) … 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

Art. 6. (1) und (2) … Art. 6. (1) und (2) … 

(3) Steuerfrei ist die Einfuhr der Gegenstände, die vom Anmelder im 
Anschluß an die Einfuhr unmittelbar zur Ausführung von 
innergemeinschaftlichen Lieferungen (Art. 7) verwendet werden; der Anmelder 
hat das Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 7 buchmäßig nachzuweisen. Die 
Befreiung ist nur anzuwenden, wenn derjenige, für dessen Unternehmen der 
Gegenstand eingeführt worden ist, die anschließende innergemeinschaftliche 
Lieferung tätigt. 

(3) Steuerfrei ist die Einfuhr der Gegenstände, die vom Anmelder im 
Anschluß an die Einfuhr unmittelbar zur Ausführung von 
innergemeinschaftlichen Lieferungen (Art. 7) verwendet werden; der Anmelder 
hat das Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 7 buchmäßig nachzuweisen. Die 
Befreiung ist nur anzuwenden, wenn derjenige, für dessen Unternehmen der 
Gegenstand eingeführt worden ist, die anschließende innergemeinschaftliche 
Lieferung tätigt. 

Weiters ist Voraussetzung für die Anwendung der Steuerbefreiung, dass der 
Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer zum Zeitpunkt der Einfuhr den Zollbehörden 
die unter lit. a und b genannten Angaben zukommen lässt und den unter lit. c 
genannten Nachweis erbringt: 

Weiters ist Voraussetzung für die Anwendung der Steuerbefreiung, dass der 
Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer zum Zeitpunkt der Einfuhr dem Zollamt 
Österreich die unter lit. a und b genannten Angaben zukommen lässt und den 
unter lit. c genannten Nachweis erbringt: 

 a) bis c)…  a) bis c)… 

(5) … (5) … 

Innergemeinschaftliche Lieferung Innergemeinschaftliche Lieferung 

Art. 7. (1) Eine innergemeinschaftliche Lieferung (Art. 6 Abs. 1) liegt vor, 
wenn bei einer Lieferung die folgenden Voraussetzungen vorliegen: 

Art. 7. (1) Eine innergemeinschaftliche Lieferung (Art. 6 Abs. 1) liegt vor, 
wenn bei einer Lieferung die folgenden Voraussetzungen vorliegen: 

 1. Der Unternehmer oder der Abnehmer hat den Gegenstand der Lieferung 
in das übrige Gemeinschaftsgebiet befördert oder versendet; 

 1. Der Unternehmer oder der Abnehmer hat den Gegenstand der Lieferung 
in das übrige Gemeinschaftsgebiet befördert oder versendet. Wurde ein 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Gegenstand gemäß Art. 3 Abs. 2 im Rahmen einer 
Konsignationslagerregelung verbracht und wird der Gegenstand, 
innerhalb der in Art. 1a Abs. 3 genannten Frist an den geplanten 
Erwerber geliefert, gilt die Voraussetzung des ersten Satzes in diesem 
Zeitpunkt als erfüllt; 

 2. …  2. … 

 3. der Erwerb des Gegenstandes der Lieferung ist beim Abnehmer in einem 
anderen Mitgliedstaat steuerbar. 

 3. der Erwerb des Gegenstandes der Lieferung ist beim Abnehmer in einem 
anderen Mitgliedstaat steuerbar; 

  4. der Abnehmer im Sinne der Z 2 lit. a und lit. b hat dem Unternehmer, die 
in einem anderen Mitgliedstaat erteilte Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer mitgeteilt; 

    5. der Unternehmer ist der Verpflichtung zur Abgabe einer 
Zusammenfassenden Meldung nach Art. 21 Abs. 3 nachgekommen oder 
hat sein Versäumnis zur Zufriedenheit der zuständigen Behörden 
ordnungsgemäß begründet. 

Der Gegenstand der Lieferung kann durch Beauftragte vor der Beförderung oder 
Versendung in das übrige Gemeinschaftsgebiet bearbeitet oder verarbeitet worden 
sein. 

Der Gegenstand der Lieferung kann durch Beauftragte vor der Beförderung oder 
Versendung in das übrige Gemeinschaftsgebiet bearbeitet oder verarbeitet worden 
sein. 

(2) Als innergemeinschaftliche Lieferung gelten auch (2) Als innergemeinschaftliche Lieferung gilt auch das einer Lieferung 
gleichgestellte Verbringen eines Gegenstandes (Art. 3 Abs. 1). 

 1. das einer Lieferung gleichgestellte Verbringen eines 
Gegenstandes (Art. 3 Abs. 1 Z 1) und 

 

 2. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. Nr. 756/1996)  

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Voranmeldung und Vorauszahlung, Veranlagung Voranmeldung und Vorauszahlung, Veranlagung 

Art. 21. (1) und (2) … Art. 21. (1) und (2) … 

Zusammenfassende Meldung Zusammenfassende Meldung 

(3) Der Unternehmer im Sinne des § 2 hat bis zum Ablauf des auf jeden 
Kalendermonat (Meldezeitraum) folgenden Kalendermonates, in dem er 
innergemeinschaftliche Warenlieferungen ausgeführt hat, beim Finanzamt eine 
Meldung abzugeben (Zusammenfassende Meldung), in der er die Angaben nach 
Abs. 6 zu machen hat. Das gilt auch, wenn er im übrigen Gemeinschaftsgebiet 
steuerpflichtige sonstige Leistungen ausgeführt hat, für die der 

(3) Der Unternehmer im Sinne des § 2 hat bis zum Ablauf des auf jeden 
Kalendermonat (Meldezeitraum) folgenden Kalendermonates, in dem er 
innergemeinschaftliche Warenlieferungen ausgeführt oder Gegenstände im 
Rahmen einer Konsignationslagerregelung gemäß Art. 3 Abs. 2 verbracht hat, 
beim Finanzamt eine Meldung abzugeben (Zusammenfassende Meldung), in der 
er die Angaben nach Abs. 6 zu machen hat. Das gilt auch, wenn er im übrigen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Leistungsempfänger entsprechend Art. 196 der Richtlinie 2006/112/EG in der 
Fassung der Richtlinie 2008/8/EG die Steuer schuldet. Unternehmer, für die das 
Kalendervierteljahr der Voranmeldungszeitraum ist (§ 21 Abs. 2), haben diese 
Meldung bis zum Ablauf des auf jedes Kalendervierteljahr (Meldezeitraum) 
folgenden Kalendermonates abzugeben. Für die Anwendung dieser Vorschrift 
gelten auch nichtselbständige juristische Personen im Sinne des § 2 Abs. 2 Z 2 als 
Unternehmer, sofern sie eine eigene Umsatzsteuer-Identifikationsnummer haben. 
Die Zuständigkeit in Angelegenheiten der Zusammenfassenden Meldung richtet 
sich nach der Zuständigkeit für die Festsetzung der Umsatzsteuer des 
Unternehmers. 

Gemeinschaftsgebiet steuerpflichtige sonstige Leistungen ausgeführt hat, für die 
der Leistungsempfänger entsprechend Art. 196 der Richtlinie 2006/112/EG in der 
Fassung der Richtlinie 2008/8/EG die Steuer schuldet. Unternehmer, für die das 
Kalendervierteljahr der Voranmeldungszeitraum ist (§ 21 Abs. 2), haben diese 
Meldung bis zum Ablauf des auf jedes Kalendervierteljahr (Meldezeitraum) 
folgenden Kalendermonates abzugeben. Für die Anwendung dieser Vorschrift 
gelten auch nichtselbständige juristische Personen im Sinne des § 2 Abs. 2 Z 2 als 
Unternehmer, sofern sie eine eigene Umsatzsteuer-Identifikationsnummer haben. 
Die Zuständigkeit in Angelegenheiten der Zusammenfassenden Meldung richtet 
sich nach der Zuständigkeit für die Festsetzung der Umsatzsteuer des 
Unternehmers. 

(4) Eine innergemeinschaftliche Warenlieferung im Sinne dieser Vorschrift 
ist 

(4) Eine innergemeinschaftliche Warenlieferung im Sinne dieser Vorschrift 
ist 

 1. …  1. … 

 2. eine innergemeinschaftliche Lieferung im Sinne des Art. 7 Abs. 2 Z 1;  2. eine innergemeinschaftliche Lieferung im Sinne des Art. 7 Abs. 2. 

 3. …  3. … 

(5) … (5) … 

(6) Die Zusammenfassende Meldung muß folgende Angaben enthalten: (6) Die Zusammenfassende Meldung muss folgende Angaben enthalten: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

  2a. für das Verbringen von Gegenständen im Rahmen einer 
Konsignationslagerregelung gemäß Art. 3 Abs. 2 die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummern der geplanten Erwerber im Sinne des Art. 1a 
Abs. 1 lit. a sowie jede Änderung der gemeldeten Angaben; 

 3. …  3. … 

(7) Die Angaben nach Abs. 6 Z 1 und 2 sind für den Meldezeitraum zu 
machen, in dem die Rechnung für die innergemeinschaftliche Warenlieferung 
ausgestellt wird, spätestens jedoch für den Meldezeitraum, in dem der auf die 
Ausführung der innergemeinschaftlichen Warenlieferung folgende Monat endet. 

(7) Die Angaben nach Abs. 6 Z 1 und 2 sind für den Meldezeitraum zu 
machen, in dem die Rechnung für die innergemeinschaftliche Warenlieferung 
ausgestellt wird, spätestens jedoch für den Meldezeitraum, in dem der auf die 
Ausführung der innergemeinschaftlichen Warenlieferung folgende Monat endet. 
Die Angaben nach Abs. 6 Z 2a sind für den Meldezeitraum zu machen, in dem 
der auf die Verbringung der Gegenstände gemäß Art. 3 Abs. 2 bzw. die Änderung 
folgende Monat endet. 

Die Angaben nach Abs. 6 Z 3 sind für den Meldezeitraum zu machen, in dem die 
steuerpflichtige sonstige Leistung ausgeführt wird. 

Die Angaben nach Abs. 6 Z 3 sind für den Meldezeitraum zu machen, in dem die 
steuerpflichtige sonstige Leistung ausgeführt wird. 

(8) bis (11) … (8) bis (11) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Innergemeinschaftlicher Warenverkehr mit Gebrauchtgegenständen, 
Kunstgegenständen, Sammlungsstücken und Antiquitäten 

Innergemeinschaftlicher Warenverkehr mit Gebrauchtgegenständen, 
Kunstgegenständen, Sammlungsstücken und Antiquitäten 

Art. 24. (1) Die Differenzbesteuerung gemäß § 24 findet keine Anwendung, Art. 24. (1) Die Differenzbesteuerung gemäß § 24 findet keine Anwendung, 

 a) auf die Lieferung eines Gegenstandes, den der Wiederverkäufer 
innergemeinschaftlich erworben hat, wenn auf die Lieferung des 
Gegenstandes an den Wiederverkäufer die Steuerbefreiung für 
innergemeinschaftliche Lieferungen im übrigen Gemeinschaftsgebiet 
angewendet worden ist, 

 a) auf die Lieferung eines Gegenstandes, den der Wiederverkäufer 
innergemeinschaftlich erworben hat, wenn auf die Lieferung des 
Gegenstandes an den Wiederverkäufer die Steuerbefreiung für 
innergemeinschaftliche Lieferungen im übrigen Gemeinschaftsgebiet 
angewendet worden ist. Dies gilt nicht für Kunstgegenstände, die vom 
Urheber oder dessen Rechtsnachfolgern geliefert wurden; 

 b) …  b) … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Artikel 5 
Änderung des Gebührengesetzes 1957 

Artikel 5 
Änderung des Gebührengesetzes 1957 (GebG) 

§ 3. (1) … § 3. (1) … 

(2) (2) 

 1. …  1. … 

 2. Der Rechtsträger der Behörde hat die in einem Kalendervierteljahr 
gemäß Z 1 entrichteten Gebühren bis zum 15. Tag des auf ein 
Kalendervierteljahr folgenden Monats an das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel abzüglich der im § 14 Tarifpost 8 
Abs. 4, Tarifpost 9 Abs. 5 und Tarifpost 16 Abs. 5 angeführten 
Pauschalbeträge abzuführen. Auf dem Zahlungs- oder 
Überweisungsbeleg sind der Gesamtbetrag der entrichteten Gebühren, 
der Gesamtbetrag der Pauschalbeträge sowie der abzuführende 
Nettobetrag anzuführen. 

 2. Der Rechtsträger der Behörde hat die in einem Kalendervierteljahr 
gemäß Z 1 entrichteten Gebühren bis zum 15. Tag des auf ein 
Kalendervierteljahr folgenden Monats an das Finanzamt Österreich 
abzüglich der im § 14 Tarifpost 6 Abs. 3 lit. a, Tarifpost 8 Abs. 6, 
Tarifpost 9 Abs. 5 und Tarifpost 16 Abs. 5 angeführten Pauschalbeträge 
abzuführen. Auf dem Zahlungs- oder Überweisungsbeleg sind der 
Gesamtbetrag der entrichteten Gebühren, der Gesamtbetrag der 
Pauschalbeträge sowie der abzuführende Nettobetrag anzuführen. 

(3) … (3) … 

(4) Sofern in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, hat das 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel einem 
Gebührenschuldner, der in seinem Betrieb laufend eine Vielzahl gleichartiger 
Rechtsgeschäfte abschließt und die Gewähr für die ordnungsgemäße Einhaltung 
der Gebührenvorschriften bietet, auf Antrag zu bewilligen, dass er die auf diese 
Rechtsgeschäfte entfallenden Hundertsatzgebühren anstelle der sonst in diesem 

(4) Sofern in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, hat das 
Finanzamt Österreich einem Gebührenschuldner, der in seinem Betrieb laufend 
eine Vielzahl gleichartiger Rechtsgeschäfte abschließt und die Gewähr für die 
ordnungsgemäße Einhaltung der Gebührenvorschriften bietet, auf Antrag zu 
bewilligen, dass er die auf diese Rechtsgeschäfte entfallenden 
Hundertsatzgebühren anstelle der sonst in diesem Bundesgesetz angeordneten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesgesetz angeordneten Entrichtungsformen selbst berechnet und bis zum 15. 
Tag (Fälligkeitstag) des dem Entstehen der Gebührenschuld zweitfolgenden 
Monats an das Finanzamt entrichtet. Personen, die auf Grund der erteilten 
Bewilligung verpflichtet sind, die Hundertsatzgebühren auf diese Art zu 
entrichten, haben über diese gebührenpflichtigen Rechtsgeschäfte fortlaufende 
Aufschreibungen zu führen, welche die für die Gebührenbemessung 
erforderlichen Angaben enthalten. Innerhalb der Zahlungsfrist ist dem Finanzamt 
für den jeweiligen Berechnungs- und Zahlungszeitraum eine Abschrift dieser 
Aufschreibungen zu übersenden. Die Übersendung der Abschrift gilt als 
Gebührenanzeige gemäß § 31. Auf den Urkunden ist ein Vermerk anzubringen, 
der die Bezeichnung des Bewilligungsbescheides und die fortlaufende Nummer 
der Aufschreibungen enthält. Das Finanzamt hat jeweils für den Zeitraum eines 
Kalenderjahres die Hundertsatzgebühren für jedes gebührenpflichtige 
Rechtsgeschäft, das in den Aufschreibungen abgerechnet wurde, mit Bescheid 
festzusetzen. 

Entrichtungsformen selbst berechnet und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) des 
dem Entstehen der Gebührenschuld zweitfolgenden Monats an das Finanzamt 
Österreich entrichtet. Personen, die auf Grund der erteilten Bewilligung 
verpflichtet sind, die Hundertsatzgebühren auf diese Art zu entrichten, haben über 
diese gebührenpflichtigen Rechtsgeschäfte fortlaufende Aufschreibungen zu 
führen, welche die für die Gebührenbemessung erforderlichen Angaben enthalten. 
Innerhalb der Zahlungsfrist ist dem Finanzamt Österreich für den jeweiligen 
Berechnungs- und Zahlungszeitraum eine Abschrift dieser Aufschreibungen zu 
übersenden. Die Übersendung der Abschrift gilt als Gebührenanzeige gemäß 
§ 31. Auf den Urkunden ist ein Vermerk anzubringen, der die Bezeichnung des 
Bewilligungsbescheides und die fortlaufende Nummer der Aufschreibungen 
enthält. Das Finanzamt Österreich hat jeweils für den Zeitraum eines 
Kalenderjahres die Hundertsatzgebühren für jedes gebührenpflichtige 
Rechtsgeschäft, das in den Aufschreibungen abgerechnet wurde, mit Bescheid 
festzusetzen. 

(4a) Sofern in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind 
Rechtsanwälte, Notare und Wirtschaftstreuhänder (Parteienvertreter) befugt, 
innerhalb der Anzeigefrist des § 31 Abs. 1 die Hundertsatzgebühr für 
Rechtsgeschäfte als Bevollmächtigte eines Gebührenschuldners oder eines für die 
Gebühr Haftenden selbst zu berechnen und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) des 
auf den Kalendermonat, in dem die Selbstberechnung erfolgt, zweitfolgenden 
Monats an das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu 
entrichten. Parteienvertreter, die von der Befugnis zur Selbstberechnung 
Gebrauch machen wollen, haben beim Finanzamt die Zuteilung einer 
Steuernummer zu beantragen. Sie haben über die gebührenpflichtigen 
Rechtsgeschäfte Aufschreibungen zu führen. Diese haben die für die 
Gebührenberechnung erforderlichen Angaben zu enthalten. Insbesondere sind 
Angaben zur Art des Rechtsgeschäftes, zu den Gebührenschuldnern oder zu den 
für die Gebühr Haftenden, zum Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld, 
zur Bemessungsgrundlage und zur Höhe der selbst berechneten Gebühr 
aufzunehmen. Eine Abschrift dieser Aufschreibungen für die in einem 
Kalendermonat selbst berechneten Rechtsgeschäfte ist dem Finanzamt bis zum 
Fälligkeitstag zu übermitteln; dies gilt als Gebührenanzeige gemäß § 31. Auf den 
Urkunden ist ein Vermerk über die erfolgte Selbstberechnung anzubringen, der 
die Steuernummer des Parteienvertreters, die Nummer der Aufschreibungen und 
die Höhe des berechneten Gebührenbetrages enthält. Der Parteienvertreter hat die 

(4a) Sofern in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind 
Rechtsanwälte, Notare und Wirtschaftstreuhänder (Parteienvertreter) befugt, 
innerhalb der Anzeigefrist des § 31 Abs. 1 die Hundertsatzgebühr für 
Rechtsgeschäfte als Bevollmächtigte eines Gebührenschuldners oder eines für die 
Gebühr Haftenden selbst zu berechnen und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) des 
auf den Kalendermonat, in dem die Selbstberechnung erfolgt, zweitfolgenden 
Monats an das Finanzamt Österreich zu entrichten. Parteienvertreter, die von der 
Befugnis zur Selbstberechnung Gebrauch machen wollen, haben beim Finanzamt 
Österreich die Zuteilung einer Steuernummer zu beantragen. Sie haben über die 
gebührenpflichtigen Rechtsgeschäfte Aufschreibungen zu führen. Diese haben die 
für die Gebührenberechnung erforderlichen Angaben zu enthalten. Insbesondere 
sind Angaben zur Art des Rechtsgeschäftes, zu den Gebührenschuldnern oder zu 
den für die Gebühr Haftenden, zum Zeitpunkt des Entstehens der 
Gebührenschuld, zur Bemessungsgrundlage und zur Höhe der selbst berechneten 
Gebühr aufzunehmen. Eine Abschrift dieser Aufschreibungen für die in einem 
Kalendermonat selbst berechneten Rechtsgeschäfte ist dem Finanzamt Österreich 
bis zum Fälligkeitstag zu übermitteln; dies gilt als Gebührenanzeige gemäß § 31. 
Auf den Urkunden ist ein Vermerk über die erfolgte Selbstberechnung 
anzubringen, der die Steuernummer des Parteienvertreters, die Nummer der 
Aufschreibungen und die Höhe des berechneten Gebührenbetrages enthält. Der 
Parteienvertreter hat die Aufschreibungen und je eine Abschrift (Durchschrift, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Aufschreibungen und je eine Abschrift (Durchschrift, Gleichschrift) der über die 
Rechtsgeschäfte ausgefertigten Urkunden sieben Jahre aufzubewahren. Im 
übrigen ist § 132 BAO anzuwenden. Die selbst berechnete Gebühr ist spätestens 
am Fälligkeitstag zu entrichten. Im Zweifel ist bei den betreffenden 
Gebührenschuldnern oder Haftenden eine verhältnismäßige Entrichtung 
anzunehmen. Ein gemäß § 201 BAO festgesetzter Gebührenbetrag hat den im 
ersten Satz genannten Fälligkeitstag. Die Parteienvertreter haften für die 
Entrichtung der selbst berechneten Gebühr. Die Abgabenbehörden sind befugt, 
Prüfungen hinsichtlich sämtlicher in die Aufschreibungen aufzunehmenden 
Angaben durchzuführen. 

Gleichschrift) der über die Rechtsgeschäfte ausgefertigten Urkunden sieben Jahre 
aufzubewahren. Im übrigen ist § 132 BAO anzuwenden. Die selbst berechnete 
Gebühr ist spätestens am Fälligkeitstag zu entrichten. Im Zweifel ist bei den 
betreffenden Gebührenschuldnern oder Haftenden eine verhältnismäßige 
Entrichtung anzunehmen. Ein gemäß § 201 BAO festgesetzter Gebührenbetrag 
hat den im ersten Satz genannten Fälligkeitstag. Die Parteienvertreter haften für 
die Entrichtung der selbst berechneten Gebühr. Die Abgabenbehörden sind 
befugt, Prüfungen hinsichtlich sämtlicher in die Aufschreibungen 
aufzunehmenden Angaben durchzuführen. 

(4b) … (4b) … 

(4c) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel kann die 
Befugnis zur Selbstberechnung der Gebühren gemäß Abs. 4a und § 33 Tarifpost 5 
Abs. 5 Z 4 mit Bescheid aberkennen, wenn der zur Selbstberechnung Befugte 
vorsätzlich oder wiederholt grob fahrlässig die Bestimmungen des Abs. 4a oder 
des § 33 Tarifpost 5 Abs. 5 Z 4 verletzt. Die Aberkennung kann für mindestens 
drei Jahre oder unbefristet erfolgen. Bei unbefristeter Aberkennung kann 
frühestens fünf Jahre nach Aberkennung auf Antrag des zur Selbstberechnung 
Befugten der Aberkennungsbescheid aufgehoben werden, wenn glaubhaft ist, daß 
er in Hinkunft seinen abgabenrechtlichen Pflichten nachkommen wird. 

(4c) Das Finanzamt Österreich kann die Befugnis zur Selbstberechnung der 
Gebühren gemäß Abs. 4a und § 33 Tarifpost 5 Abs. 5 Z 4 mit Bescheid 
aberkennen, wenn der zur Selbstberechnung Befugte vorsätzlich oder wiederholt 
grob fahrlässig die Bestimmungen des Abs. 4a oder des § 33 Tarifpost 5 Abs. 5 
Z 4 verletzt. Die Aberkennung kann für mindestens drei Jahre oder unbefristet 
erfolgen. Bei unbefristeter Aberkennung kann frühestens fünf Jahre nach 
Aberkennung auf Antrag des zur Selbstberechnung Befugten der 
Aberkennungsbescheid aufgehoben werden, wenn glaubhaft ist, daß er in 
Hinkunft seinen abgabenrechtlichen Pflichten nachkommen wird. 

(5) Notare oder andere zur Beurkundung befugte Personen 
(Urkundspersonen) haben die in einem Kalendermonat entrichteten Gebühren des 
§ 14 Tarifpost 7 Abs. 1 Z 4 bis 6 und Tarifpost 13 bis zum 15. Tag 
(Fälligkeitstag) des auf den Kalendermonat, in dem die Gebührenschuld entsteht, 
zweitfolgenden Monats an das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel abzuführen. Die Urkundspersonen haben Aufschreibungen zu führen, 
die Angaben über die Art der Schrift, die Gebührenschuldner und den Zeitpunkt 
des Entstehens der Gebührenschuld enthalten müssen. Dieser Verpflichtung wird 
durch die Führung der in den berufsrechtlichen Vorschriften vorgesehenen 
Register und Aufzeichnungen entsprochen. Das Finanzamt ist befugt, Prüfungen 
hinsichtlich der in die Aufschreibungen aufzunehmenden Angaben 
durchzuführen. 

(5) Notare oder andere zur Beurkundung befugte Personen 
(Urkundspersonen) haben die in einem Kalendermonat entrichteten Gebühren des 
§ 14 Tarifpost 7 Abs. 1 Z 4 bis 6 und Tarifpost 13 bis zum 15. Tag 
(Fälligkeitstag) des auf den Kalendermonat, in dem die Gebührenschuld entsteht, 
zweitfolgenden Monats an das Finanzamt Österreich abzuführen. Die 
Urkundspersonen haben Aufschreibungen zu führen, die Angaben über die Art 
der Schrift, die Gebührenschuldner und den Zeitpunkt des Entstehens der 
Gebührenschuld enthalten müssen. Dieser Verpflichtung wird durch die Führung 
der in den berufsrechtlichen Vorschriften vorgesehenen Register und 
Aufzeichnungen entsprochen. Das Finanzamt Österreich ist befugt, Prüfungen 
hinsichtlich der in die Aufschreibungen aufzunehmenden Angaben 
durchzuführen. 

§ 9. (1) … § 9. (1) … 

(2) Das Finanzamt kann zur Sicherung der Einhaltung der 
Gebührenvorschriften bei nicht ordnungsgemäßer Entrichtung oder nicht 

(2) Das Finanzamt Österreich kann zur Sicherung der Einhaltung der 
Gebührenvorschriften bei nicht ordnungsgemäßer Entrichtung oder nicht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ordnungsgemäßer Gebührenanzeige bei den im Abs. 1 genannten Gebühren 
zusätzlich eine Erhöhung bis zu 50 vH, bei den anderen Gebühren, mit Ausnahme 
der Wettgebühren nach § 33 TP 17 Abs. 1 Z 1, eine Erhöhung bis zum Ausmaß 
der verkürzten (gesetzmäßigen) Gebühr erheben. Bei Festsetzung dieser 
Gebührenerhöhung ist insbesondere zu berücksichtigen, inwieweit dem 
Gebührenschuldner bei Beachtung dieses Bundesgesetzes das Erkennen der 
Gebührenpflicht einer Schrift oder eines Rechtsgeschäftes zugemutet werden 
konnte, ob eine Gebührenanzeige geringfügig oder beträchtlich verspätet erstattet 
wurde sowie, ob eine Verletzung der Gebührenbestimmungen erstmalig oder 
wiederholt erfolgt ist. 

ordnungsgemäßer Gebührenanzeige bei den im Abs. 1 genannten Gebühren 
zusätzlich eine Erhöhung bis zu 50 vH, bei den anderen Gebühren, mit Ausnahme 
der Wettgebühren nach § 33 TP 17 Abs. 1 Z 1, eine Erhöhung bis zum Ausmaß 
der verkürzten (gesetzmäßigen) Gebühr erheben. Bei Festsetzung dieser 
Gebührenerhöhung ist insbesondere zu berücksichtigen, inwieweit dem 
Gebührenschuldner bei Beachtung dieses Bundesgesetzes das Erkennen der 
Gebührenpflicht einer Schrift oder eines Rechtsgeschäftes zugemutet werden 
konnte, ob eine Gebührenanzeige geringfügig oder beträchtlich verspätet erstattet 
wurde sowie, ob eine Verletzung der Gebührenbestimmungen erstmalig oder 
wiederholt erfolgt ist. 

§ 11. (1) Die Gebührenschuld entsteht § 11. (1) Die Gebührenschuld entsteht 

 1. bei Ansuchen um Erteilung und Ausfolgung eines Aufenthaltstitels (§ 14 
Tarifpost 8 Abs. 5) sowie bei den im § 14 Tarifpost 10 Abs. 1 Z 1 bis 9 
angeführten Schriften in Patent-, Gebrauchsmuster-, Marken- und 
Musterangelegenheiten mit Überreichung, bei den übrigen Eingaben 
sowie bei Beilagen und Protokollen gemäß § 14 Tarifpost 7 Abs. 1 Z 1 
und 2 in dem Zeitpunkt, in dem die das Verfahren in einer Instanz 
schriftlich ergehende abschließende Erledigung über die in der Eingabe 
enthaltenen Anbringen zugestellt wird; 

 1.  bei Ansuchen um Erteilung und Ausfolgung eines Aufenthaltstitels (§ 14 
Tarifpost 8 Abs. 4) sowie bei den im § 14 Tarifpost 10 Abs. 1 Z 1 bis 9 
angeführten Schriften in Patent-, Gebrauchsmuster-, Marken- und 
Musterangelegenheiten mit Überreichung, bei den übrigen Eingaben 
sowie bei Beilagen und Protokollen gemäß § 14 Tarifpost 7 Abs. 1 Z 1 
und 2 in dem Zeitpunkt, in dem die das Verfahren in einer Instanz 
schriftlich ergehende abschließende Erledigung über die in der Eingabe 
enthaltenen Anbringen zugestellt wird; 

 2. bis 6. …  2. bis 6. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 14. Tarife der festen Stempelgebühren für Schriften und Amtshandlungen. § 14. Tarife der festen Stempelgebühren für Schriften und Amtshandlungen. 

Tarifpost 1 bis 4 … Tarifpost 1 bis 4 … 

Tarifpost Tarifpost 

5 Beilagen 5 Beilagen 

(1) uns (2) … (1) uns (2) … 

(3) Von der Beilagengebühr sind befreit (3) Von der Beilagengebühr sind befreit 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Schriften und Druckwerke, die einem Ansuchen um Verleihung oder 
Erstreckung der Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft oder 
einem Ansuchen um Erteilung eines Aufenthaltstitels beigelegt werden. 

 3. Schriften und Druckwerke, die einem Ansuchen um Verleihung oder 
Erstreckung der Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft oder 
einem Ansuchen um Erteilung oder Neuausstellung eines 
Aufenthaltstitels beigelegt werden. 

Tarifpost Tarifpost 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

6 Eingaben 6 Eingaben 

(1) und (2) … (1) und (2) … 

(3) Der erhöhten Eingabengebühr (3) Der erhöhten Eingabengebühr 

 a) von 120 Euro, bei Kindern unter 6 Jahren von 75 Euro, unterliegen 
Ansuchen um Erteilung eines Aufenthaltstitels. Der im Inland tätig 
werdenden Gebietskörperschaft steht je Ansuchen ein Pauschalbetrag 
von 15 Euro zu; 

 a) von 120 Euro, bei Kindern unter 6 Jahren von 75 Euro, unterliegen 
Ansuchen um Erteilung oder Neuausstellung eines Aufenthaltstitels. Der 
im Inland tätig werdenden Gebietskörperschaft steht je Ansuchen ein 
Pauschalbetrag von 15 Euro zu; 

 b) …  b) … 

(4) … (4) … 

(5) Der Eingabengebühr unterliegen nicht (5) Der Eingabengebühr unterliegen nicht 

 1. bis 23. …  1. bis 23. … 

 24. Ansuchen um Ausstellung und Vornahme der in § 14 Tarifpost 8 Abs. 1, 
Abs. 5a und Abs. 5b, Tarifpost 9 und Tarifpost 16 angeführten Schriften 
und Amtshandlungen; 

 24. Ansuchen um Ausstellung und Vornahme der in § 14 Tarifpost 8 Abs. 1, 
Abs. 4a und Abs. 4b, Tarifpost 9 und Tarifpost 16 angeführten Schriften 
und Amtshandlungen; 

 25. bis 29. …  25. bis 29. … 

Tarifpost 7 bis 13 … Tarifpost 7 bis 13 … 

14 Zeugnisse 14 Zeugnisse 

(1) … (1) … 

(2) Der Gebühr unterliegen nicht (2) Der Gebühr unterliegen nicht 

 1. bis 22. …  1. bis 22. … 

 23. Verschlußanerkenntnisse, die auf Grund zollrechtlicher Vorschriften von 
den Zollbehörden ausgestellt oder anerkannt werden; 

 23. Verschlußanerkenntnisse, die auf Grund zollrechtlicher Vorschriften vom 
Zollamt Österreich ausgestellt oder anerkannt werden; 

 24. bis 29. …  24. bis 29. … 

15. Zulassungsscheine und Überstellungsfahrtscheine (§§ 41 und 46 KFG, 
BGBl. Nr. 267, in der jeweils geltenden Fassung) 

15. Zulassungsscheine und Überstellungsfahrtscheine (§§ 41 und 46 KFG, 
BGBl. Nr. 267, in der jeweils geltenden Fassung) 

(1) und (2) … (1) und (2) … 

(3) Der Rechtsträger der Zulassungsstelle haftet für die Gebühr. Er hat 
gesondert für jede von ihm eingerichtete Zulassungsstelle die Gebühr für die in 
einem Kalendermonat erteilten Zulassungen und bewilligten Überstellungsfahrten 
bis zum 15. des nächstfolgenden Monats (Fälligkeitstag) an das Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten. 

(3) Der Rechtsträger der Zulassungsstelle haftet für die Gebühr. Er hat 
gesondert für jede von ihm eingerichtete Zulassungsstelle die Gebühr für die in 
einem Kalendermonat erteilten Zulassungen und bewilligten Überstellungsfahrten 
bis zum 15. des nächstfolgenden Monats (Fälligkeitstag) an das Finanzamt 
Österreich zu entrichten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(4) … (4) … 

Tarifpost 16 bis 18 … Tarifpost 16 bis 18 … 

§ 31. (1) Rechtsgeschäfte, für die eine Hundertsatzgebühr mit Bescheid 
festzusetzen ist, sind, soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
bis zum 15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem die Gebührenschuld 
entstanden ist, zweitfolgenden Monats mit einer beglaubigten Abschrift oder mit 
einer Gleichschrift der die Gebührenpflicht begründenden Urkunde, bei nicht in 
der Amtssprache abgefaßten Urkunden mit einer beglaubigten Übersetzung, beim 
Finanzamt anzuzeigen. Ist diese Urkunde ein Annahmeschreiben, so ist ein 
bezügliches Anbotschreiben anzuschließen. Das Finanzamt, bei dem die Anzeige 
erstattet wurde, hat auf der die Gebührenpflicht begründenden Urkunde die 
erfolgte Anzeige zu bestätigen. 

§ 31. (1) Rechtsgeschäfte, für die eine Hundertsatzgebühr mit Bescheid 
festzusetzen ist, sind, soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
bis zum 15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem die Gebührenschuld 
entstanden ist, zweitfolgenden Monats mit einer beglaubigten Abschrift oder mit 
einer Gleichschrift der die Gebührenpflicht begründenden Urkunde, bei nicht in 
der Amtssprache abgefaßten Urkunden mit einer beglaubigten Übersetzung, beim 
Finanzamt Österreich anzuzeigen. Ist diese Urkunde ein Annahmeschreiben, so 
ist ein bezügliches Anbotschreiben anzuschließen. Das Finanzamt Österreich hat 
auf der die Gebührenpflicht begründenden Urkunde die erfolgte Anzeige zu 
bestätigen. 

(2) … (2) … 

§ 32. Sind die Gebühren bescheidmäßig festzusetzen, so kann das Finanzamt 
nach der bei ihm erfolgten Gebührenanzeige auf Grund eines Antrages und nach 
Rechtsmittelverzicht des Gebührenschuldners den Bescheid mündlich erlassen; 
die Gebühr wird mit der Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

§ 32. Sind die Gebühren bescheidmäßig festzusetzen, so kann das Finanzamt 
Österreich nach der bei ihm erfolgten Gebührenanzeige auf Grund eines Antrages 
und nach Rechtsmittelverzicht des Gebührenschuldners den Bescheid mündlich 
erlassen; die Gebühr wird mit der Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

§ 33. Tarif der Gebühren für Rechtsgeschäfte. § 33. Tarif der Gebühren für Rechtsgeschäfte. 

Tarifpost 1 bis 4 … Tarifpost 1 bis 4 … 

Tarifpost 5 Tarifpost 5 

Bestandverträge Bestandverträge 

(1) bis (4) … (1) bis (4) … 

(5) (5) 

 1. Die Hundertsatzgebühr ist vom Bestandgeber, der im Inland einen 
Wohnsitz, den gewöhnlichen Aufenthalt, seine Geschäftsleitung oder 
seinen Sitz hat oder eine inländische Betriebsstätte unterhält, selbst zu 
berechnen und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) des dem Entstehen der 
Gebührenschuld zweitfolgenden Monats an das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten. 

 1. Die Hundertsatzgebühr ist vom Bestandgeber, der im Inland einen 
Wohnsitz, den gewöhnlichen Aufenthalt, seine Geschäftsleitung oder 
seinen Sitz hat oder eine inländische Betriebsstätte unterhält, selbst zu 
berechnen und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) des dem Entstehen der 
Gebührenschuld zweitfolgenden Monats an das Finanzamt Österreich zu 
entrichten. 

 2. …  2. … 

 3. Der Bestandgeber hat dem Finanzamt über die in einem Kalendermonat 
abgeschlossenen Bestandverträge eine Anmeldung unter Verwendung 

 3. Der Bestandgeber hat dem Finanzamt Österreich über die in einem 
Kalendermonat abgeschlossenen Bestandverträge eine Anmeldung unter 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
eines amtlichen Vordruckes bis zum Fälligkeitstag zu übermitteln, 
welche die für die Gebührenberechnung erforderlichen Angaben zu 
enthalten hat; dies gilt als Gebührenanzeige gemäß § 31. Auf den 
Urkunden ist ein Vermerk über die erfolgte Selbstberechnung 
anzubringen, der den berechneten Gebührenbetrag, das Datum des Tages 
der Selbstberechnung und die Unterschrift des Bestandgebers enthält. 
Eine Anmeldung kann unterbleiben, wenn die Gebührenschuld mit 
Verrechnungsweisung (§ 214 Abs. 4 BAO) im Wege von FinanzOnline 
bis zum Fälligkeitstag entrichtet wird. 

Verwendung eines amtlichen Vordruckes bis zum Fälligkeitstag zu 
übermitteln, welche die für die Gebührenberechnung erforderlichen 
Angaben zu enthalten hat; dies gilt als Gebührenanzeige gemäß § 31. 
Auf den Urkunden ist ein Vermerk über die erfolgte Selbstberechnung 
anzubringen, der den berechneten Gebührenbetrag, das Datum des Tages 
der Selbstberechnung und die Unterschrift des Bestandgebers enthält. 
Eine Anmeldung kann unterbleiben, wenn die Gebührenschuld mit 
Verrechnungsweisung (§ 214 Abs. 4 BAO) im Wege von FinanzOnline 
bis zum Fälligkeitstag entrichtet wird. 

 4. Rechtsanwälte, Notare, Wirtschaftstreuhänder sowie Immobilienmakler 
und Immobilienverwalter im Sinne der Bestimmungen der 
Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, in der jeweils geltenden Fassung, 
(Parteienvertreter) und gemeinnützige Bauvereinigungen im Sinne der 
Bestimmungen des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 1979, BGBl. 
Nr. 139, in der jeweils geltenden Fassung, sind befugt, innerhalb der in 
der Z 1 angeführten Frist die Gebühr für Rechtsgeschäfte gemäß § 33 
Tarifpost 5 als Bevollmächtigte des Bestandgebers selbst zu berechnen 
und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) des auf den Kalendermonat, in dem 
die Selbstberechnung erfolgt, zweitfolgenden Monats an das Finanzamt 
für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten. Im Übrigen 
ist § 3 Abs. 4a, 4b und 4c sinngemäß anzuwenden. 

 4. Rechtsanwälte, Notare, Wirtschaftstreuhänder sowie Immobilienmakler 
und Immobilienverwalter im Sinne der Bestimmungen der 
Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, in der jeweils geltenden Fassung, 
(Parteienvertreter) und gemeinnützige Bauvereinigungen im Sinne der 
Bestimmungen des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 1979, BGBl. 
Nr. 139, in der jeweils geltenden Fassung, sind befugt, innerhalb der in 
der Z 1 angeführten Frist die Gebühr für Rechtsgeschäfte gemäß § 33 
Tarifpost 5 als Bevollmächtigte des Bestandgebers selbst zu berechnen 
und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) des auf den Kalendermonat, in dem 
die Selbstberechnung erfolgt, zweitfolgenden Monats an das Finanzamt 
Österreich zu entrichten. Im Übrigen ist § 3 Abs. 4a, 4b und 4c 
sinngemäß anzuwenden. 

 5. …  5. … 

Tarifpost 7 bis 16 Tarifpost 7 bis 16 

17 Glücksverträge 17 Glücksverträge 

(1) und (2) … (1) und (2) … 

(3) Die Wettgebühr nach Abs. 1 Z 1 ist, auch wenn eine Urkunde nicht 
errichtet wird, ohne amtliche Bemessung unmittelbar zu entrichten. Die Gebühr 
ist am 20. des dem Entstehen der Gebührenschuld folgenden Kalendermonats 
fällig. Bis zu diesem Zeitpunkt hat der gemäß § 28 Abs. 3 zur 
Gebührenentrichtung Verpflichtete eine Abrechnung unter Verwendung des 
amtlichen Vordrucks beim Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel vorzulegen; dies gilt als Gebührenanzeige. Die Abrechnung ist 
elektronisch zu übermitteln, sofern dies dem Verpflichteten auf Grund der 
technischen Voraussetzungen zumutbar ist. Der Bundesminister für Finanzen 
wird ermächtigt, die elektronische Übermittlung der Abrechnung und das 

(3) Die Wettgebühr nach Abs. 1 Z 1 ist, auch wenn eine Urkunde nicht 
errichtet wird, ohne amtliche Bemessung unmittelbar zu entrichten. Die Gebühr 
ist am 20. des dem Entstehen der Gebührenschuld folgenden Kalendermonats 
fällig. Bis zu diesem Zeitpunkt hat der gemäß § 28 Abs. 3 zur 
Gebührenentrichtung Verpflichtete eine Abrechnung unter Verwendung des 
amtlichen Vordrucks beim Finanzamt Österreich vorzulegen; dies gilt als 
Gebührenanzeige. Die Abrechnung ist elektronisch zu übermitteln, sofern dies 
dem Verpflichteten auf Grund der technischen Voraussetzungen zumutbar ist. 
Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, die elektronische 
Übermittlung der Abrechnung und das Verfahren mit Verordnung näher zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verfahren mit Verordnung näher zu regeln. regeln. 

(4) … (4) … 

Tarifpost 18 bis 21 … Tarifpost 18 bis 21 … 

Tarifpost 22 Tarifpost 22 

Wechsel Wechsel 

(1) bis (5) … (1) bis (5) … 

(6) Die Gebühr ist (6) Die Gebühr ist 

 a) …  a) … 

 b) bei Auslandswechseln vom ersten inländischen Inhaber oder 
Akzeptanten 

 b) bei Auslandswechseln vom ersten inländischen Inhaber oder 
Akzeptanten 

selbst zu berechnen und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) des dem Entstehen der 
Gebührenschuld zweitfolgenden Monats an das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten. Auf dem Wechsel ist ein Vermerk 
über die erfolgte Selbstberechnung anzubringen, der den berechneten 
Gebührenbetrag, das Datum des Tages der Selbstberechnung und die Unterschrift 
des Gebührenschuldners, der die Selbstberechnung durchgeführt hat, enthält. Der 
Gebührenschuldner, der die Selbstberechnung durchgeführt hat, hat dem 
Finanzamt eine Anmeldung über das Rechtsgeschäft unter Verwendung eines 
amtlichen Vordruckes bis zum Fälligkeitstag zu übermitteln, welche die für die 
Gebührenberechnung erforderlichen Angaben zu enthalten hat; dies gilt als 
Gebührenanzeige gemäß § 31. 

selbst zu berechnen und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) des dem Entstehen der 
Gebührenschuld zweitfolgenden Monats an das Finanzamt Österreich zu 
entrichten. Auf dem Wechsel ist ein Vermerk über die erfolgte Selbstberechnung 
anzubringen, der den berechneten Gebührenbetrag, das Datum des Tages der 
Selbstberechnung und die Unterschrift des Gebührenschuldners, der die 
Selbstberechnung durchgeführt hat, enthält. Der Gebührenschuldner, der die 
Selbstberechnung durchgeführt hat, hat dem Finanzamt eine Anmeldung über das 
Rechtsgeschäft unter Verwendung eines amtlichen Vordruckes bis zum 
Fälligkeitstag zu übermitteln, welche die für die Gebührenberechnung 
erforderlichen Angaben zu enthalten hat; dies gilt als Gebührenanzeige gemäß 
§ 31. 

(7) … (7) … 

§ 34. (1) Die Organe der Gebietskörperschaften sind verpflichtet, die bei 
ihnen anfallenden Schriften und Amtshandlungen auf die Einhaltung der 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes zu überprüfen. Stellen sie hiebei eine 
Verletzung der Gebührenvorschriften fest, so haben sie hierüber einen Befund 
aufzunehmen und diesen dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel zu übersenden. Die näheren Bestimmungen über die 
Befundaufnahme werden durch Verordnung getroffen. 

§ 34. (1) Die Organe der Gebietskörperschaften sind verpflichtet, die bei 
ihnen anfallenden Schriften und Amtshandlungen auf die Einhaltung der 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes zu überprüfen. Stellen sie hiebei eine 
Verletzung der Gebührenvorschriften fest, so haben sie hierüber einen Befund 
aufzunehmen und diesen dem Finanzamt Österreich zu übersenden. Die näheren 
Bestimmungen über die Befundaufnahme werden durch Verordnung getroffen. 

(2) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel ist 
berechtigt, bei Behörden, Ämtern und öffentlich-rechtlichen Körperschaften die 
Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes von Zeit zu Zeit durch eine 
Nachschau zu überprüfen. 

(2) Das Finanzamt Österreich ist berechtigt, bei Behörden, Ämtern und 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften die Einhaltung der Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes von Zeit zu Zeit durch eine Nachschau zu überprüfen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 35. (1) bis (4) … § 35. (1) bis (4) … 

(5) (5) 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Die Gebührenbefreiungen der Z 1 und 2 stehen nur zu, wenn  3. Die Gebührenbefreiungen der Z 1 und 2 stehen nur zu, wenn 

 a) …  a) … 

 b) im Falle der Z 2 die Rechtsgeschäfte innerhalb von zwei Jahren ab 
Schadenseintritt abgeschlossen werden und der Eintritt sowie die 
Höhe des Schadens bei Selbstberechnung dem gemäß § 3 Abs. 4 und 
4a zur Selbstberechnung Befugten, bei Selbstberechnung gemäß § 33 
TP 5 Abs. 5 Z 1 und 5 dem zur Selbstberechnung Verpflichteten und 
im Übrigen dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel nachgewiesen wird. 

 b) im Falle der Z 2 die Rechtsgeschäfte innerhalb von zwei Jahren ab 
Schadenseintritt abgeschlossen werden und der Eintritt sowie die 
Höhe des Schadens bei Selbstberechnung dem gemäß § 3 Abs. 4 und 
4a zur Selbstberechnung Befugten, bei Selbstberechnung gemäß § 33 
TP 5 Abs. 5 Z 1 und 5 dem zur Selbstberechnung Verpflichteten und 
im Übrigen dem Finanzamt Österreich nachgewiesen wird. 

 4. …  4. … 

(6) und (7) … (6) und (7) … 

§ 37. (1) bis (38) … § 37. (1) bis (38) … 

 (39) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 treten in Kraft, 

  1. der Titel mit Ablauf des Tages der Freigabe zur Abfrage im 
Bundesgesetzblatt,  

  2. § 3 Abs. 2 Z 2 erster Satz in der Fassung des Artikel 5 Z 2 lit. a des 
genannten Bundesgesetzes sowie § 11 Abs. 1 Z 1 und § 14 Tarifpost 6 
Abs. 5 Z 24 mit 1. August 2018,  

  3. § 3 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des Artikel 5 Z 2 lit. b des genannten 
Bundesgesetzes sowie § 3 Abs. 4, Abs. 4a, Abs. 4c und Abs. 5, § 14 
Tarifpost 14 Abs. 2 Z 23, Tarifpost 15 Abs. 3, § 31 Abs. 1, § 33 
Tarifpost 5 Abs. 5 Z 1, Z 3 und Z 4, Tarifpost 17 Abs. 3, Tarifpost 22 
Abs. 6 lit. b, § 34 Abs. 1 und Abs. 2 und § 35 Abs. 5 Z 3 lit. b mit 
1. Jänner 2020, 

  4. § 14 Tarifpost 5 Abs. 3 Z 3 und Tarifpost 6 Abs. 3 lit. a mit 1. Jänner 
2020 und sind auf Ansuchen und Beilagen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2019 eingebracht werden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 6 
Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 

Artikel 6 
Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 

Ausnahmen von der Besteuerung Ausnahmen von der Besteuerung 

§ 3. (1) Von der Besteuerung sind ausgenommen: § 3. (1) Von der Besteuerung sind ausgenommen: 

 1. …  1. … 

 2. Unentgeltliche oder teilentgeltliche Erwerbe (§ 7 Abs. 1 Z 1) eines 
Grundstückes durch natürliche Personen nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen: 

 2. Unentgeltliche oder teilentgeltliche Erwerbe (§ 7 Abs. 1 Z 1) eines 
Grundstückes durch natürliche Personen nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen: 

 a) bis e) …  a) bis e) … 

 f) Die Steuer ist nachzuerheben, wenn der Erwerber innerhalb von fünf 
Jahren nach dem Erwerb das Vermögen gemäß lit. a oder wesentliche 
Grundlagen davon entgeltlich oder unentgeltlich überträgt, 
betriebsfremden Zwecken zuführt oder wenn der Betrieb oder 
Teilbetrieb aufgegeben wird. Der Erwerber hat Umstände, die zur 
Nacherhebung der Steuer führen, innerhalb eines Monats nach ihrem 
Eintritt dem Finanzamt anzuzeigen. 

 f) Die Steuer ist nachzuerheben, wenn der Erwerber innerhalb von fünf 
Jahren nach dem Erwerb das Vermögen gemäß lit. a oder wesentliche 
Grundlagen davon entgeltlich oder unentgeltlich überträgt, 
betriebsfremden Zwecken zuführt oder wenn der Betrieb oder 
Teilbetrieb aufgegeben wird. Der Erwerber hat Umstände, die zur 
Nacherhebung der Steuer führen, innerhalb eines Monats nach ihrem 
Eintritt dem Finanzamt Österreich anzuzeigen. 

 g) …  g) … 

 2a. bis 3. …  2a. bis 3. … 

 4. der Erwerb eines Grundstückes im Wege eines 
Zusammenlegungsverfahrens im Sinne des I. Hauptstückes, I. Abschnitt, 
und im Wege eines Flurbereinigungsverfahrens im Sinne des II. 
Hauptstückes des Flurverfassungs-Grundsatzgesetzes 1951, BGBl. 
Nr. 103, in der jeweils geltenden Fassung, 

 4. Der Erwerb eines land- und forstwirtschaftlichen Grundstückes im 
Rahmen eines Zusammenlegungs- oder Flurbereinigungsverfahrens im 
Sinne der jeweiligen Landesgesetze, soweit sie den Vorschriften des 
Flurverfassungs-Grundsatzgesetzes 1951, BGBl. Nr. 103/1951 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 189/2013 entsprechen. 

 5. bis 6. …  5. bis 6. … 

 7. Erwerbe eines Grundstückes unter Lebenden durch den Ehegatten oder 
eingetragenen Partner unmittelbar zum Zwecke der gleichteiligen 
Anschaffung oder Errichtung einer Wohnstätte zur Befriedigung des 
dringenden Wohnbedürfnisses der Ehegatten oder eingetragenen Partner, 
soweit die Wohnnutzfläche 150 m² nicht übersteigt. Die Steuerbefreiung 
tritt außer Kraft, wenn diese Wohnstätte nicht unter Aufgabe der Rechte 
an der bisherigen Ehewohnung oder der gemeinsamen Wohnung der 
eingetragenen Partner innerhalb von drei Monaten ab Übergabe zur 
Befriedigung des dringenden Wohnbedürfnisses bezogen und ohne 

 7. Erwerbe eines Grundstückes unter Lebenden durch den Ehegatten oder 
eingetragenen Partner unmittelbar zum Zwecke der gleichteiligen 
Anschaffung oder Errichtung einer Wohnstätte zur Befriedigung des 
dringenden Wohnbedürfnisses der Ehegatten oder eingetragenen Partner, 
soweit die Wohnnutzfläche 150 m² nicht übersteigt. Die Steuerbefreiung 
tritt außer Kraft, wenn diese Wohnstätte nicht unter Aufgabe der Rechte 
an der bisherigen Ehewohnung oder der gemeinsamen Wohnung der 
eingetragenen Partner innerhalb von drei Monaten ab Übergabe zur 
Befriedigung des dringenden Wohnbedürfnisses bezogen und ohne 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Änderung der Eigentumsverhältnisse weitere fünf Jahre benützt wird; 
wird die Wohnstätte erst errichtet, muss die Benutzung zur Befriedigung 
des dringenden Wohnbedürfnisses innerhalb von drei Monaten ab 
Fertigstellung, längstens jedoch innerhalb von acht Jahren nach 
vertraglicher Begründung des Miteigentums – bei schon bestehendem, 
nicht nach dieser Bestimmung steuerfrei erworbenem Miteigentum ab 
Einreichung des Ansuchens um Erteilung der Baubewilligung – erfolgen; 
Umstände, die zur Nacherhebung der Steuer führen, sind innerhalb eines 
Monats nach ihrem Eintritt dem Finanzamt anzuzeigen, 

Änderung der Eigentumsverhältnisse weitere fünf Jahre benützt wird; 
wird die Wohnstätte erst errichtet, muss die Benutzung zur Befriedigung 
des dringenden Wohnbedürfnisses innerhalb von drei Monaten ab 
Fertigstellung, längstens jedoch innerhalb von acht Jahren nach 
vertraglicher Begründung des Miteigentums – bei schon bestehendem, 
nicht nach dieser Bestimmung steuerfrei erworbenem Miteigentum ab 
Einreichung des Ansuchens um Erteilung der Baubewilligung – erfolgen; 
Umstände, die zur Nacherhebung der Steuer führen, sind innerhalb eines 
Monats nach ihrem Eintritt dem Finanzamt Österreich anzuzeigen, 

 7a. bis 9. …  7a. bis 9. … 

(2) … (2) … 

Abgabenerklärung Abgabenerklärung 

§ 10. (1)Erwerbsvorgänge, die diesem Bundesgesetz unterliegen, sind bis 
zum 15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem die Steuerschuld entstanden ist, 
zweitfolgenden Monats beim Finanzamt mit einer Abgabenerklärung anzuzeigen; 
die Abgabenerklärung hat die Sozialversicherungsnummer oder Steuernummer 
der am Erwerbsvorgang Beteiligten zu enthalten. Hierzu sind die in § 9 genannten 
Personen sowie die Notare, Rechtsanwälte und sonstigen Bevollmächtigten, die 
beim Erwerb des Grundstückes oder bei Errichtung der Vertragsurkunde über den 
Erwerb mitgewirkt haben, zur ungeteilten Hand verpflichtet. Sind 
Erwerbsvorgänge von der Besteuerung ausgenommen, ist die Abgabenerklärung 
bis zum 15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem die Steuerschuld entstanden 
wäre, zweitfolgenden Monats vorzulegen; in den Fällen des § 3 Abs. 1 Z 1 lit. b 
ist keine Abgabenerklärung vorzulegen. Ist über den Erwerbsvorgang eine Schrift 
(Urkunde, Beschluss, usw.) ausgefertigt worden, so ist sie unter Angabe des im 
automationsunterstützten Verfahren vergebenen Ordnungsbegriffes 
(Erfassungsnummer) dem Finanzamt in Abschrift zu übermitteln. Diese 
Verpflichtungen entfallen insgesamt bei Erwerbsvorgängen, für die gemäß § 11 
eine Selbstberechnung der Steuer erfolgt. 

§ 10. (1)Erwerbsvorgänge, die diesem Bundesgesetz unterliegen, sind bis 
zum 15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem die Steuerschuld entstanden ist, 
zweitfolgenden Monats beim Finanzamt Österreich mit einer Abgabenerklärung 
anzuzeigen; die Abgabenerklärung hat die Sozialversicherungsnummer oder 
Steuernummer der am Erwerbsvorgang Beteiligten zu enthalten. Hierzu sind die 
in § 9 genannten Personen sowie die Notare, Rechtsanwälte und sonstigen 
Bevollmächtigten, die beim Erwerb des Grundstückes oder bei Errichtung der 
Vertragsurkunde über den Erwerb mitgewirkt haben, zur ungeteilten Hand 
verpflichtet. Sind Erwerbsvorgänge von der Besteuerung ausgenommen, ist die 
Abgabenerklärung bis zum 15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem die 
Steuerschuld entstanden wäre, zweitfolgenden Monats vorzulegen; in den Fällen 
des § 3 Abs. 1 Z 1 lit. b ist keine Abgabenerklärung vorzulegen. Ist über den 
Erwerbsvorgang eine Schrift (Urkunde, Beschluss, usw.) ausgefertigt worden, so 
ist sie unter Angabe des im automationsunterstützten Verfahren vergebenen 
Ordnungsbegriffes (Erfassungsnummer) dem Finanzamt Österreich in Abschrift 
zu übermitteln. Diese Verpflichtungen entfallen insgesamt bei 
Erwerbsvorgängen, für die gemäß § 11 eine Selbstberechnung der Steuer erfolgt. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Befugnis zur Selbstberechnung Befugnis zur Selbstberechnung 

§ 11. (1) … § 11. (1) … 

(2) Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel kann die 
Befugnisse gemäß Abs. 1 mit Bescheid aberkennen, wenn der Parteienverteter 

(2) Das Finanzamt Österreich kann die Befugnisse gemäß Abs. 1 mit 
Bescheid aberkennen, wenn der Parteienverteter vorsätzlich oder wiederholt grob 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vorsätzlich oder wiederholt grob fahrlässig die Bestimmungen der §§ 13 und 15 
verletzt. Die Aberkennung kann für mindestens drei Jahre oder unbefristet 
erfolgen. Von der Aberkennung sowie von deren Aufhebung sind die vier 
Präsidenten der Oberlandesgerichte zu verständigen. Bei unbefristeter 
Aberkennung kann frühestens fünf Jahre nach Aberkennung auf Antrag des 
Parteienvertreters der Aberkennungsbescheid aufgehoben werden, wenn 
glaubhaft ist, daß der Parteienvertreter in Hinkunft seinen abgabenrechtlichen 
Pflichten nachkommen wird. 

fahrlässig die Bestimmungen der §§ 13 und 15 verletzt. Die Aberkennung kann 
für mindestens drei Jahre oder unbefristet erfolgen. Von der Aberkennung sowie 
von deren Aufhebung sind die vier Präsidenten der Oberlandesgerichte sowie die 
jeweils zuständige Rechtsanwaltskammer oder Notariatskammer zu verständigen. 
Bei unbefristeter Aberkennung kann frühestens fünf Jahre nach Aberkennung auf 
Antrag des Parteienvertreters der Aberkennungsbescheid aufgehoben werden, 
wenn glaubhaft ist, daß der Parteienvertreter in Hinkunft seinen 
abgabenrechtlichen Pflichten nachkommen wird. 

(3) … (3) … 

Erhebung der Steuer bei Selbstberechnung Erhebung der Steuer bei Selbstberechnung 

§ 13. (1) Parteienvertreter haben für Erwerbsvorgänge, für die sie eine 
Selbstberechnung vornehmen, spätestens am 15. Tag (Fälligkeitstag) des auf den 
Kalendermonat (Anmeldungszeitraum), in dem die Selbstberechnung erfolgt, 
zweitfolgenden Kalendermonats eine Anmeldung über die selbst berechneten 
Erwerbsvorgänge beim Finanzamt vorzulegen; die Anmeldung hat die 
Sozialversicherungsnummer oder Steuernummer der am Erwerbsvorgang 
Beteiligten zu enthalten. Die Selbstberechnung und Anmeldung hat elektronisch 
zu erfolgen. Ist über einen der in der elektronischen Anmeldung enthaltenen 
Erwerbsvorgänge eine Urkunde errichtet worden, die in ein durch Bundesgesetz 
vorgesehenes Urkundenarchiv aufgenommen wurde, so ist der Abgabenbehörde 
der Zugriffscode zu dieser Urkunde bekannt zu geben. Die Abgabenbehörden 
sind berechtigt, auf diese Urkunde lesend zuzugreifen. Der Bundesminister für 
Finanzen wird ermächtigt, die elektronische Selbstberechnung und Anmeldung 
durch Verordnung näher zu regeln, soweit sich die Regelungen auf die 
gerichtlichen Eintragungsgebühren und die elektronische Übermittlung der Daten 
an die Justiz beziehen, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz. Aus 
der Anmeldung muss sich ergeben, für welchen Steuerschuldner in welchem 
Ausmaß die Steuer und – nach Maßgabe der Bestimmungen im GGG – die 
Eintragungsgebühren nach dem GGG selbst berechnet und entrichtet wurden. Im 
Zweifel ist bei den betreffenden Steuerschuldnern eine verhältnismäßige 
Entrichtung anzunehmen. Die Anmeldung gilt als Abgabenerklärung. 

§ 13. (1) Parteienvertreter haben für Erwerbsvorgänge, für die sie eine 
Selbstberechnung vornehmen, spätestens am 15. Tag (Fälligkeitstag) des auf den 
Kalendermonat (Anmeldungszeitraum), in dem die Selbstberechnung erfolgt, 
zweitfolgenden Kalendermonats eine Anmeldung über die selbst berechneten 
Erwerbsvorgänge beim Finanzamt Österreich vorzulegen; die Anmeldung hat die 
Sozialversicherungsnummer oder Steuernummer der am Erwerbsvorgang 
Beteiligten zu enthalten. Die Selbstberechnung und Anmeldung hat elektronisch 
zu erfolgen. Ist über einen der in der elektronischen Anmeldung enthaltenen 
Erwerbsvorgänge eine Urkunde errichtet worden, die in ein durch Bundesgesetz 
vorgesehenes Urkundenarchiv aufgenommen wurde, so ist der Abgabenbehörde 
der Zugriffscode zu dieser Urkunde bekannt zu geben. Die Abgabenbehörden 
sind berechtigt, auf diese Urkunde lesend zuzugreifen. Der Bundesminister für 
Finanzen wird ermächtigt, die elektronische Selbstberechnung und Anmeldung 
durch Verordnung näher zu regeln, soweit sich die Regelungen auf die 
gerichtlichen Eintragungsgebühren und die elektronische Übermittlung der Daten 
an die Justiz beziehen, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz. Aus 
der Anmeldung muss sich ergeben, für welchen Steuerschuldner in welchem 
Ausmaß die Steuer und – nach Maßgabe der Bestimmungen im GGG – die 
Eintragungsgebühren nach dem GGG selbst berechnet und entrichtet wurden. Im 
Zweifel ist bei den betreffenden Steuerschuldnern eine verhältnismäßige 
Entrichtung anzunehmen. Die Anmeldung gilt als Abgabenerklärung. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Aufbewahrung, Überprüfung Aufbewahrung, Überprüfung 

§ 15. (1) … § 15. (1) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Das Finanzamt ist befugt, Prüfungen hinsichtlich sämtlicher in der 
Anmeldung enthaltenen Angaben durchzuführen. 

(2) Das Finanzamt Österreich ist befugt, Prüfungen hinsichtlich sämtlicher in 
der Anmeldung enthaltenen Angaben durchzuführen. 

Mitteilungspflicht Mitteilungspflicht 

§ 16. Stellt sich die Unrichtigkeit der Bemessungsgrundlage für die 
Selbstberechnung bei der Grunderwerbsteuer heraus, hat das Finanzamt ohne 
unnötigen Aufschub dem Grundbuchsgericht in elektronischer Form die richtige 
Bemessungsgrundlage mitzuteilen. Die nähere Regelung betreffend die Form, den 
Inhalt und den elektronischen Übermittlungsweg der Selbstberechnungserklärung 
wird einer Verordnung des Bundesministers für Finanzen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Justiz vorbehalten. 

§ 16. Stellt sich die Unrichtigkeit der Bemessungsgrundlage für die 
Selbstberechnung bei der Grunderwerbsteuer heraus, hat das Finanzamt 
Österreich ohne unnötigen Aufschub dem Grundbuchsgericht in elektronischer 
Form die richtige Bemessungsgrundlage mitzuteilen. Die nähere Regelung 
betreffend die Form, den Inhalt und den elektronischen Übermittlungsweg der 
Selbstberechnungserklärung wird einer Verordnung des Bundesministers für 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz vorbehalten. 

Übergangsbestimmungen und Aufhebung bisheriger Rechtsvorschriften Übergangsbestimmungen und Aufhebung bisheriger Rechtsvorschriften 

§ 18. (1) bis (2l) … § 18. (1) bis (2l) … 

(2m) § 3 Abs. 1 Z 2, 7, 8 und 9, § 4 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1, 3 und 4, §§ 6 und 
7 und § 8 Abs. 4 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 36/2014 
sind auf alle Erwerbsvorgänge anzuwenden, die nach dem 31. Mai 2014 
verwirklicht werden oder für die die Steuerschuld oder ein Erhebungsgrund für 
die Steuer nach dem 31. Mai 2014 entsteht. Wurde der Erwerbsvorgang vor dem 
1. Juni 2014 verwirklicht oder ist der Erblasser vor dem 1. Juni 2014 verstorben, 
kann der Steuerschuldner gegenüber dem die Steuer selbstberechnenden 
Parteienvertreter oder gegenüber dem Finanzamt schriftlich erklären, dass die 
Besteuerung nach § 4 Abs. 2 und §§ 6 und 7, jeweils in der Fassung vor dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 36/2014, erfolgen soll. 

(2m) § 3 Abs. 1 Z 2, 7, 8 und 9, § 4 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1, 3 und 4, §§ 6 und 
7 und § 8 Abs. 4 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 36/2014 
sind auf alle Erwerbsvorgänge anzuwenden, die nach dem 31. Mai 2014 
verwirklicht werden oder für die die Steuerschuld oder ein Erhebungsgrund für 
die Steuer nach dem 31. Mai 2014 entsteht. Wurde der Erwerbsvorgang vor dem 
1. Juni 2014 verwirklicht oder ist der Erblasser vor dem 1. Juni 2014 verstorben, 
kann der Steuerschuldner gegenüber dem die Steuer selbstberechnenden 
Parteienvertreter oder gegenüber dem Finanzamt Österreich schriftlich erklären, 
dass die Besteuerung nach § 4 Abs. 2 und §§ 6 und 7, jeweils in der Fassung vor 
dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 36/2014, erfolgen soll. 

(2n) § 4 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 36/2014 
ist auf alle Erwerbs-vorgänge betreffend land- und forstwirtschaftliche 
Grundstücke anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2014 verwirklicht werden 
oder für die die Steuerschuld oder ein Erhebungsgrund für die Steuer nach dem 
31. Dezember 2014 entsteht. Wurde der Erwerbsvorgang nach dem 31. Mai 2014 
und vor dem 1. Jänner 2015 verwirklicht oder ist der Erblasser nach dem 31. Mai 
2014 und vor dem 1. Jänner 2015 verstorben, kann der Steuerschuldner 
gegenüber dem die Steuer selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegenüber 
dem Finanzamt schriftlich erklären, dass die Besteuerung nach § 4 Abs. 2 Z 1 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 36/2014 erfolgen soll. Wurde der 
Erwerbsvorgang vor dem 1. Juni 2014 verwirklicht oder ist der Erblasser vor dem 
1. Juni 2014 verstorben, kann der Steuerschuldner gegenüber dem die Steuer 

(2n) § 4 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 36/2014 
ist auf alle Erwerbs-vorgänge betreffend land- und forstwirtschaftliche 
Grundstücke anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2014 verwirklicht werden 
oder für die die Steuerschuld oder ein Erhebungsgrund für die Steuer nach dem 
31. Dezember 2014 entsteht. Wurde der Erwerbsvorgang nach dem 31. Mai 2014 
und vor dem 1. Jänner 2015 verwirklicht oder ist der Erblasser nach dem 31. Mai 
2014 und vor dem 1. Jänner 2015 verstorben, kann der Steuerschuldner 
gegenüber dem die Steuer selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegenüber 
dem Finanzamt Österreich schriftlich erklären, dass die Besteuerung nach § 4 
Abs. 2 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 36/2014 erfolgen soll. 
Wurde der Erwerbsvorgang vor dem 1. Juni 2014 verwirklicht oder ist der 
Erblasser vor dem 1. Juni 2014 verstorben, kann der Steuerschuldner gegenüber 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegenüber dem Finanzamt schriftlich 
erklären, dass die Besteuerung nach § 4 Abs. 2 und §§ 6 und 7 jeweils in der 
Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 36/2014 erfolgen soll. 

dem die Steuer selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegenüber dem 
Finanzamt Österreich schriftlich erklären, dass die Besteuerung nach § 4 Abs. 2 
und §§ 6 und 7 jeweils in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 36/2014 erfolgen soll. 

(2o) … (2o) … 

(2p) § 1 Abs. 2a, 3, 4 und 5, § 3 Abs. 1 Z 2, 2a und 7, § 4, § 7, § 9 Z 3, § 10 
Abs. 1, § 11 Abs. 3 und § 13 Abs. 1 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 118/2015 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft und sind auf 
Erwerbsvorgänge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 verwirklicht 
werden oder wenn der Erblasser nach dem 31. Dezember 2015 verstorben ist. § 3 
Abs. 1 Z 7a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 tritt mit 
1. Jänner 2016 in Kraft und ist auf Erwerbsvorgänge anzuwenden, wenn der 
Erblasser nach dem 31. Dezember 2015 verstorben ist. Entsteht die Steuerschuld 
nach dem 31. Dezember 2015, wurde jedoch entweder der Erwerbsvorgang vor 
dem 1. Jänner 2016 verwirklicht oder ist der Erblasser vor dem 1. Jänner 2016 
verstorben, kann der Steuerschuldner gegenüber dem die Steuer 
selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegenüber dem Finanzamt schriftlich 
erklären, dass die Besteuerung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes in der 
Fassung des Bundesgesetz BGBl. I Nr. 118/2015 erfolgen soll. Durch das 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 wird kein 
Erwerbsvorgang verwirklicht. 

(2p) § 1 Abs. 2a, 3, 4 und 5, § 3 Abs. 1 Z 2, 2a und 7, § 4, § 7, § 9 Z 3, § 10 
Abs. 1, § 11 Abs. 3 und § 13 Abs. 1 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 118/2015 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft und sind auf 
Erwerbsvorgänge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 verwirklicht 
werden oder wenn der Erblasser nach dem 31. Dezember 2015 verstorben ist. § 3 
Abs. 1 Z 7a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 tritt mit 
1. Jänner 2016 in Kraft und ist auf Erwerbsvorgänge anzuwenden, wenn der 
Erblasser nach dem 31. Dezember 2015 verstorben ist. Entsteht die Steuerschuld 
nach dem 31. Dezember 2015, wurde jedoch entweder der Erwerbsvorgang vor 
dem 1. Jänner 2016 verwirklicht oder ist der Erblasser vor dem 1. Jänner 2016 
verstorben, kann der Steuerschuldner gegenüber dem die Steuer 
selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegenüber dem Finanzamt Österreich 
schriftlich erklären, dass die Besteuerung nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes in der Fassung des Bundesgesetz BGBl. I Nr. 118/2015 erfolgen soll. 
Durch das Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 wird kein 
Erwerbsvorgang verwirklicht. 

Änderungen des Gesellschafterbestandes, die vor dem 1. Jänner 2016 erfolgen, 
sind für die Verwirklichung des Tatbestandes des § 1 Abs. 2a nicht zu 
berücksichtigen. Werden Anteile am Gesellschaftsvermögen oder an der 
Gesellschaft, die am 31. Dezember 2015 treuhändig gehalten wurden, nach 
diesem Tag an den Treugeber übertragen, sind § 1 Abs. 2a letzter Satz und Abs. 3 
letzter Satz nicht anzuwenden. Werden am 31. Dezember 2015 mindestens 95% 
der Anteile am Gesellschaftsvermögen oder an der Gesellschaft in der Hand einer 
Person oder einer Unternehmensgruppe gemäß § 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 gehalten, ist § 1 Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 auch auf Rechtsvorgänge anzuwenden, 
sofern dadurch der Prozentsatz verändert wird, aber nicht unter 95% sinkt und 
bezogen auf diese Anteile nicht bereits ein Tatbestand des § 1 Abs. 3 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 erfüllt wurde. 

Änderungen des Gesellschafterbestandes, die vor dem 1. Jänner 2016 erfolgen, 
sind für die Verwirklichung des Tatbestandes des § 1 Abs. 2a nicht zu 
berücksichtigen. Werden Anteile am Gesellschaftsvermögen oder an der 
Gesellschaft, die am 31. Dezember 2015 treuhändig gehalten wurden, nach 
diesem Tag an den Treugeber übertragen, sind § 1 Abs. 2a vorletzter Satz und 
Abs. 3 vorletzter Satz nicht anzuwenden. Werden am 31. Dezember 2015 
mindestens 95% der Anteile am Gesellschaftsvermögen oder an der Gesellschaft 
in der Hand einer Person oder einer Unternehmensgruppe gemäß § 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 gehalten, ist § 1 Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 auch auf Rechtsvorgänge anzuwenden, 
sofern dadurch der Prozentsatz verändert wird, aber nicht unter 95% sinkt und 
bezogen auf diese Anteile nicht bereits ein Tatbestand des § 1 Abs. 3 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015 erfüllt wurde. 

(2q) und (2r) … (2q) und (2r) … 
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 (2s) § 18 Abs. 2p vorletzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2019 tritt mit 15. August 2018 in Kraft. § 11 Abs. 2 vorletzter Satz in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 tritt mit Ablauf des Tages der 
Freigabe zur Abfrage im Bundesgesetzblatt in Kraft. § 3 Abs. 1 Z 2 lit. f, Z 4 und 
Z 7, § 10 Abs. 1 erster und vorletzter Satz, § 11 Abs. 2 erster Satz, § 13 Abs. 1 
erster Satz, § 15 Abs. 2, § 16 sowie § 18 Abs. 2m, 2n und 2p dritter Satz, jeweils 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 
2020 in Kraft. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Artikel 7 
Änderung des Versicherungssteuergesetzes 1953 

Artikel 7 
Änderung des Versicherungssteuergesetzes 1953 

Ausnahmen von der Besteuerung Ausnahmen von der Besteuerung 

§ 4. (1) und (2) … § 4. (1) und (2) … 

(3) Von der Steuer gemäß § 6 Abs. 3 sind ausgenommen: (3) Von der Steuer gemäß § 6 Abs. 3 sind ausgenommen: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Omnibusse sowie Kraftfahrzeuge, die ausschließlich oder vorwiegend im 
Mietwagen- oder Taxigewerbe verwendet werden; 

 4. Kraftfahrzeuge der Klassen M2 und M3 (Omnibusse) sowie 
Kraftfahrzeuge, die ausschließlich oder vorwiegend im Mietwagen- oder 
Taxigewerbe verwendet werden; 

 5. und 6. …  5. und 6. … 

 7. Krafträder, deren Hubraum 100 Kubikzentimeter nicht übersteigt;  7. Kraftfahrzeuge der Klassen L1e, L2e, L3e, L4e und L5e (Krafträder), 
deren Hubraum 100 Kubikzentimeter nicht übersteigt; 

 8. …  8. … 

 9. Kraftfahrzeuge, die von Menschen mit Behinderungen zur persönlichen 
Fortbewegung verwendet werden müssen, ab Stellung eines 
Befreiungsansuchens gemäß lit. f in einer für die Zulassung des 
Kraftfahrzeuges örtlich zuständigen Zulassungsstelle. Folgende 
Voraussetzungen müssen erfüllt sein: 

 9. Kraftfahrzeuge, die von Menschen mit Behinderungen zur persönlichen 
Fortbewegung verwendet werden müssen, ab Stellung eines 
Befreiungsansuchens gemäß lit. f in einer für die Zulassung des 
Kraftfahrzeuges örtlich zuständigen Zulassungsstelle. Folgende 
Voraussetzungen müssen erfüllt sein: 

 a) Das Kraftfahrzeug ist ausschließlich auf den Menschen mit 
Behinderung zugelassen. Der Bundesminister für Finanzen wird 
ermächtigt, jenen Personenkreis, auf den ein Kraftfahrzeug zusätzlich 
zu dem Menschen mit Behinderung zugelassen sein darf, durch 
Verordnung zu erweitern. Eine Erweiterung ist zulässig, wenn die 

 a) Das Kraftfahrzeug ist ausschließlich auf den Menschen mit 
Behinderung zugelassen. In einer Verordnung des Bundesministers für 
Finanzen gemeinsam mit dem Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie sowie der Bundesministerin für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Konsumentenschutz kann jener Personenkreis, auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Rechtmäßigkeit der Inanspruchnahme der Befreiung durch geeignete 
administrative und technische Maßnahmen sichergestellt werden kann. 

den ein Kraftfahrzeug zusätzlich zu dem Menschen mit Behinderung 
zugelassen sein darf, durch Verordnung erweitert werden. Eine 
Erweiterung ist zulässig, wenn die Rechtmäßigkeit der 
Inanspruchnahme der Befreiung durch geeignete administrative und 
technische Maßnahmen sichergestellt werden kann. 

 b) bis e) …  b) bis e) … 

 f) Das Ansuchen um Befreiung ist in einer für die Zulassung des 
Kraftfahrzeuges örtlich zuständigen Zulassungsstelle gemäß § 40a des 
Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267/1967, in der geltenden 
Fassung, zu stellen. In diesem Ansuchen muss erklärt werden, dass die 
Voraussetzung der lit. d erfüllt wird. Die Zulassungsstelle hat 

 f) Das Ansuchen um Befreiung ist in einer für die Zulassung des 
Kraftfahrzeuges örtlich zuständigen Zulassungsstelle gemäß § 40a des 
Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267/1967, in der geltenden 
Fassung, zu stellen. In diesem Ansuchen muss erklärt werden, dass die 
Voraussetzung der lit. d erfüllt wird. Die Zulassungsstelle hat 

 – das Ansuchen um Befreiung entgegenzunehmen,  – das Ansuchen um Befreiung entgegenzunehmen, 

 – dieses in der Zulassungsevidenz gemäß § 47 Abs. 4a des 
Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267/1967, in der geltenden 
Fassung, zu erfassen und beim beantragten Kraftfahrzeug zu 
vermerken, 

 – dieses in der Zulassungsevidenz gemäß § 47 Abs. 4a des 
Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267/1967, in der geltenden 
Fassung, zu erfassen und beim beantragten Kraftfahrzeug zu 
vermerken, 

 – das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß lit. a bis c und lit. e zu 
prüfen sowie 

 – das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß lit. a bis c und lit. e zu 
prüfen sowie 

 – das Ansuchen aufzubewahren.  – das Ansuchen aufzubewahren. 

Die Form, der Inhalt und das Verfahren betreffend das 
Befreiungsansuchen und der in der Zulassungsevidenz zu erfassenden 
Daten sind in einer Verordnung gemäß lit. h festzulegen. 

Die Form, der Inhalt und das Verfahren betreffend das 
Befreiungsansuchen und der in der Zulassungsevidenz zu erfassenden 
Daten sind in einer Verordnung gemäß lit. h festzulegen. 

Stellt die Zulassungsstelle fest, dass mindestens eine der 
Voraussetzungen gemäß lit. a bis c und lit. e nicht erfüllt ist, hat sie 
den Vermerk in der Zulassungsevidenz nicht vorzunehmen oder zu 
löschen und darüber eine Bescheinigung auszustellen. Unter Vorlage 
der Bescheinigung kann ein Antrag auf Befreiung an das Finanzamt 
für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel gestellt werden. Das 
Finanzamt hat mittels Bescheid über den Antrag abzusprechen und bei 
Zuerkennung der Befreiung die bescheinigende Zulassungsstelle in 
Kenntnis zu setzen; diese hat den Vermerk entsprechend 
vorzunehmen. 

Stellt die Zulassungsstelle fest, dass mindestens eine der 
Voraussetzungen gemäß lit. a bis c und lit. e nicht erfüllt ist, hat sie 
den Vermerk in der Zulassungsevidenz nicht vorzunehmen oder zu 
löschen und darüber eine Bescheinigung auszustellen. Unter Vorlage 
der Bescheinigung kann ein Antrag auf Feststellung des Vorliegens 
der Befreiungsvoraussetzungen an das Finanzamt Österreich gestellt 
werden. Das Finanzamt Österreich hat mittels Bescheid über den 
Antrag abzusprechen und bei Erfüllung der 
Befreiungsvoraussetzungen die bescheinigende Zulassungsstelle in 
Kenntnis zu setzen; diese hat den Vermerk entsprechend 
vorzunehmen. 

 g) und h)…  g) und h)… 

 10. …  10. … 
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(4) …. (4) …. 

Steuerberechnung Steuerberechnung 

§ 5. (1) Die Steuer wird für jede einzelne Versicherung berechnet. Die 
Bemessungsgrundlage ist 

§ 5. (1) Die Steuer wird für jede einzelne Versicherung berechnet. Die 
Bemessungsgrundlage ist 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. bei Versicherungsverträgen, die gemäß § 59 des Kraftfahrgesetzes 1967, 
BGBl. Nr. 267, in der jeweils geltenden Fassung abgeschlossen werden, 
neben dem Versicherungsentgelt 

 3. bei Versicherungsverträgen, die gemäß § 59 des Kraftfahrgesetzes 1967, 
BGBl. Nr. 267/1967, in der jeweils geltenden Fassung abgeschlossen 
werden, neben dem Versicherungsentgelt 

 a) der Hubraum bei Krafträdern,  a) bei Kraftfahrzeugen der Klassen L1e, L2e, L3e, L4e und L5e, 

  aa) die vor dem 1. März 2020 erstmalig zugelassen wurden, der 
Hubraum in Kubikzentimetern, 

  bb) die nach dem 29. Februar 2020 erstmalig zugelassen werden, der 
Hubraum in Kubikzentimetern und die kombinierten CO2-
Emissionen in Gramm pro Kilometer; 

 b) die Leistung des Verbrennungsmotors (in Kilowatt) bei allen übrigen 
Kraftfahrzeugen. 

 b) bei Kraftfahrzeugen der Klasse M1, 

  aa) die vor dem 1. März 2020 erstmalig zugelassen wurden, die 
Leistung des Verbrennungsmotors in Kilowatt, 

  bb) die nach dem 29. Februar 2020 erstmalig zugelassen werden und 
für welche die CO2-Emissionen gemäß der Verordnung (EU) 
2017/1151 zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 
über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der 
Emissionen von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen 
(Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Fahrzeugreparatur- 
und -wartungsinformationen, zur Änderung der Richtlinie 
2007/46/EG, der Verordnung (EG) Nr. 692/2008 sowie der 
Verordnung (EU) Nr. 1230/2012 und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 692/2008 (im Folgenden: Verordnung (EU) 
2017/1151), ABl. Nr. 175 vom 7. Juli 2017, Seite 1, nach dem 
weltweit harmonisierten Prüfverfahren für leichte Nutzfahrzeuge 
(WLTP) ermittelt wurden, die Leistung des Verbrennungsmotors 
in Kilowatt und der kombinierte WLTP-Wert der CO2-
Emissionen in Gramm pro Kilometer, bei extern aufladbaren 
Hybridelektrofahrzeugen jedoch der gewichtet kombinierte 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
WLTP-Wert der CO2-Emissionen in Gramm pro Kilometer, 

  cc) die nach dem 29. Februar 2020 erstmalig zugelassen werden und 
für welche die CO2-Emissionen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 692/2008 zur Durchführung und Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 715/2007 über die Typgenehmigung von 
Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten 
Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und 
über den Zugang zu Reparatur- und Wartungsinformationen für 
Fahrzeuge (im Folgenden: Verordnung (EG) Nr. 692/2008), ABl. 
Nr. 199 vom 28. Juli 2008, Seite 1, nach dem Neuen 
Europäischen Fahrzyklus (NEFZ) ermittelt wurden, die Leistung 
des Verbrennungsmotors in Kilowatt und der kombinierte NEFZ-
Wert der CO2-Emissionen in Gramm pro Kilometer, bei extern 
aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen jedoch der gewichtet 
kombinierte NEFZ-Wert der CO2-Emissionen in Gramm pro 
Kilometer, 

  dd) die nach dem 29. Februar 2020 erstmalig zugelassen werden und 
für welche die CO2-Emissionen weder gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 692/2008 noch gemäß der Verordnung (EU) 2017/1151 
ermittelt wurden, die Leistung des Verbrennungsmotors in 
Kilowatt; 

  c) bei allen übrigen Kraftfahrzeugen, die Leistung des 
Verbrennungsmotors in Kilowatt. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

(5) Für die Steuerberechnung gemäß Abs. 1 Z 3 sind die in der 
Zulassungsbescheinigung eingetragenen Werte maßgebend. Bei unterschiedlichen 
Angaben über die Leistung des Verbrennungsmotors ist die kleinere Zahl 
maßgebend. Ist die Leistung des Verbrennungsmotors nicht in Kilowatt 
angegeben, hat die Umrechnung gemäß § 64 des Maß- und Eichgesetzes 1950, 
BGBl. Nr. 152, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 174/1973, zu 
erfolgen. Bruchteile von Kilowatt sind auf volle Kilowatt aufzurunden. Fehlt eine 
entsprechende Eintragung, ist bei Krafträdern ein Hubraum von 350 
Kubikzentimeter, bei allen übrigen Kraftfahrzeugen eine Leistung des 
Verbrennungsmotors von 50 Kilowatt anzusetzen.Für die Steuerberechnung 
gemäß Abs. 1 Z 3 sind die in der Zulassungsbescheinigung eingetragenen Werte 
maßgebend.  Bruchteile von Kilowatt sind auf volle Kilowatt aufzurunden. Fehlt 

(5) Für die Steuerberechnung gemäß Abs. 1 Z 3 sind die in der 
Zulassungsbescheinigung eingetragenen Werte maßgebend. Ist die Leistung des 
Verbrennungsmotors nicht in Kilowatt angegeben, hat die Umrechnung gemäß § 
64 des Maß- und Eichgesetzes 1950, BGBl. Nr. 152, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 174/1973, zu erfolgen. Bruchteile von Kilowatt oder 
Gramm/Kilometer sind auf volle Kilowatt oder Gramm/Kilometer aufzurunden. 
Fehlt eine entsprechende Eintragung, ist bei Kraftfahrzeugen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
eine entsprechende Eintragung, ist bei Krafträdern ein Hubraum von 350 
Kubikzentimeter, bei allen übrigen Kraftfahrzeugen eine Leistung des 
Verbrennungsmotors von 50 Kilowatt anzusetzen. 

  – gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. a sublit. aa ein Hubraum von 350 
Kubikzentimeter, 

  – gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. a sublit. bb ein Hubraum von 350 
Kubikzentimeter oder ein CO2-Ausstoß von 85 Gramm pro 
Kilometer, 

  – gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. b sublit. bb eine Leistung des 
Verbrennungsmotors von 85 Kilowatt oder ein CO2-Ausstoß von 
125 Gramm pro Kilometer, 

  – gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. b sublit. cc eine Leistung des 
Verbrennungsmotors von 85 Kilowatt oder ein CO2-Ausstoß von 
105 Gramm pro Kilometer anzusetzen. 

(6) … (6) … 

Steuersatz Steuersatz 

§ 6. (1) bis (2) … § 6. (1) bis (2) … 

(3) 1. Bei der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung für im Inland zum 
Verkehr zugelassene Kraftfahrzeuge erhöht sich die nach § 5 Abs. 1 Z 1 
ergebende Steuer für jeden Monat des Bestehens eines Versicherungsvertrages 
über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung gemäß § 59 des 
Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267, in der jeweils geltenden Fassung 
(motorbezogene Versicherungssteuer), wenn das Versicherungsentgelt jährlich zu 
entrichten ist, bei 

(3) 1. Bei der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung für im Inland zum 
Verkehr zugelassene Kraftfahrzeuge erhöht sich die nach § 5 Abs. 1 Z 1 
ergebende Steuer für jeden Monat des Bestehens eines Versicherungsvertrages 
über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung gemäß § 59 des 
Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267, in der jeweils geltenden Fassung 
(motorbezogene Versicherungssteuer), wenn das Versicherungsentgelt jährlich zu 
entrichten ist, bei 

 a) Krafträdern um 0,025 Euro je Kubikzentimeter Hubraum;  a) Kraftfahrzeugen der Klassen L1e, L2e, L3e, L4e und L5e 

  aa) gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. a sublit. aa um 0,025 Euro je 
Kubikzentimeter Hubraum 

  bb) gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. a sublit. bb um 0,014 Euro je 
Kubikzentimeter des um 52 Kubikzentimeter verringerten 
Hubraums sowie 0,20 Euro je Gramm des um 52 verringerten 
Wertes der CO2-Emissionen in Gramm pro Kilometer, mindestens 
aber 10 Gramm pro Kilometer; 

 b) anderen Kraftfahrzeugen mit einem höchsten zulässigen 
Gesamtgewicht bis 3,5 Tonnen, ausgenommen bei Zugmaschinen und 

 b) Kraftfahrzeugen der Klasse M1  

147/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

72 von 184

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  73 von 184 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Motorkarren, je Kilowatt der um 24 Kilowatt verringerten Leistung 
des Verbrennungsmotors 

 – für die ersten 66 Kilowatt um 0,62 Euro,  – für die ersten 66 Kilowatt um 0,62 Euro, 

 – für die weiteren 20 Kilowatt um 0,66 Euro  – für die weiteren 20 Kilowatt um 0,66 Euro 

 – und für die darüber hinausgehenden Kilowatt um 0,75 Euro,  – und für die darüber hinausgehenden Kilowatt um 0,75 Euro, 

mindestens um 6,20 Euro, bei anderen Kraftfahrzeugen als 
Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen höchstens aber um 
72 Euro. Für mit einem Fremdzündungsmotor ausgestattete 
Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen, die vor dem 1. Jänner 
1987 erstmals im Inland zum Verkehr zugelassen wurden, erhöht sich die 
motorbezogene Versicherungssteuer um 20%, sofern nicht nachgewiesen 
wird, dass das Kraftfahrzeug die gemäß § 1d Abs. 1 Z 3 Kategorie A 
oder B der KDV 1967, BGBl. Nr. 399/1967, in der Fassung der 
34. Novelle, BGBl. Nr. 579/1991, vorgeschriebenen 
Schadstoffgrenzwerte einhält. 

mindestens um 6,20 Euro, bei anderen Kraftfahrzeugen als 
Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen höchstens aber um 
72 Euro. Für mit einem Fremdzündungsmotor ausgestattete 
Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen, die vor dem 1. Jänner 
1987 erstmals im Inland zum Verkehr zugelassen wurden, erhöht sich die 
motorbezogene Versicherungssteuer um 20%, sofern nicht nachgewiesen 
wird, dass das Kraftfahrzeug die gemäß § 1d Abs. 1 Z 3 Kategorie A 
oder B der KDV 1967, BGBl. Nr. 399/1967, in der Fassung der 
34. Novelle, BGBl. Nr. 579/1991, vorgeschriebenen 
Schadstoffgrenzwerte einhält. 

  aa) gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. b sublit. aa je Kilowatt der um 24 
Kilowatt verringerten Leistung des Verbrennungsmotors 

   – für die ersten 66 Kilowatt um 0,62 Euro, 

   – für die weiteren 20 Kilowatt um 0,66 Euro 

   – und für die darüber hinausgehenden Kilowatt um 0,75 Euro, 

 mindestens um 6,20 Euro. Für mit einem Fremdzündungsmotor 
ausgestattete Kraftfahrzeuge, die vor dem 1. Jänner 1987 erstmals 
im Inland zum Verkehr zugelassen wurden, erhöht sich die 
motorbezogene Versicherungssteuer um 20%, sofern nicht 
nachgewiesen wird, dass das Kraftfahrzeug die gemäß § 1d Abs. 1 
Z 3 Kategorie A oder B der KDV 1967, BGBl. Nr. 399/1967, in 
der Fassung der 34. Novelle, BGBl. Nr. 579/1991, 
vorgeschriebenen Schadstoffgrenzwerte einhält; 

  bb) gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. b sublit. bb um 0,72 Euro je Kilowatt 
der um 65 Kilowatt verringerten Leistung des 
Verbrennungsmotors sowie 0,72 Euro je Gramm des um 115 
Gramm pro Kilometer verringerten Wertes der CO2-Emissionen 
in Gramm pro Kilometer; es sind aber mindestens 5 Kilowatt und 
mindestens 5 Gramm pro Kilometer anzusetzen; 

  cc) gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. b sublit. cc um 0,72 Euro je Kilowatt der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
um 65 Kilowatt verringerten Leistung des Verbrennungsmotors 
sowie 0,72 Euro je Gramm des um 90 Gramm pro Kilometer 
verringerten Wertes der CO2-Emissionen in Gramm pro 
Kilometer; es sind aber mindestens 5 Kilowatt und mindestens 5 
Gramm pro Kilometer anzusetzen; 

  dd) gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. b sublit. dd je Kilowatt der um 24 
Kilowatt verringerten Leistung des Verbrennungsmotors 

  – für die ersten 66 Kilowatt um 0,65 Euro, 

  – für die weiteren 20 Kilowatt um 0,70 Euro, 

  – und für die darüber hinausgehenden Kilowatt um 0,79 Euro,  

 mindestens um 6,50 Euro; 

  c) allen übrigen Kraftfahrzeugen je Kilowatt der um 24 Kilowatt 
verringerten Leistung des Verbrennungsmotors 

  aa) die vor dem 1. März 2020 erstmalig zugelassen wurden, 

  – für die ersten 66 Kilowatt um 0,62 Euro, 

  – für die weiteren 20 Kilowatt um 0,66 Euro 

  – und für die darüber hinausgehenden Kilowatt um 0,75 Euro, 

 mindestens um 6,20 Euro höchstens aber um 72 Euro. 

  bb) die nach dem 29. Februar 2020 erstmalig zugelassen werden, 

  – für die ersten 66 Kilowatt um 0,65 Euro, 

  – für die weiteren 20 Kilowatt um 0,70 Euro, 

  – und für die darüber hinausgehenden Kilowatt um 0,79 Euro,  

 mindestens um 6,50 Euro, höchstens aber um 76 Euro. 

 2. Die motorbezogene Versicherungssteuer gemäß Z 1 erhöht sich, wenn 
das Versicherungsentgelt 

 2. Die motorbezogene Versicherungssteuer für Kraftfahrzeuge gemäß Z 1 
lit. a sublit. aa, lit. b sublit. aa und lit. c sublit. aa erhöht sich, wenn das 
Versicherungsentgelt 

 – halbjährlich zu entrichten ist, um 6%;  – halbjährlich zu entrichten ist, um 6%; 

 – vierteljährlich zu entrichten ist, um 8%;  – vierteljährlich zu entrichten ist, um 8%; 

 – monatlich zu entrichten ist, um 10%.  – monatlich zu entrichten ist, um 10%. 

 3. bis 6. …  3. bis 6. … 

 7. Der Versicherer hat unrichtige Berechnungen der motorbezogenen 
Versicherungssteuer zu berichtigen. Berichtigungen können nur für das 
laufende und die zwei vorangegangenen Kalenderjahre erfolgen. 

 7. Der Versicherer hat unrichtige Berechnungen der motorbezogenen 
Versicherungssteuer zu berichtigen. Berichtigungen können nur für das 
laufende und die zwei vorangegangenen Kalenderjahre erfolgen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nachforderungen auf Grund von Berichtigungen sind vom 
Versicherungsnehmer ab Aufforderung zu entrichten. Die §§ 38 und 39 
Versicherungsvertragsgesetz, BGBl. Nr. 2/1959, in der jeweils geltenden 
Fassung, gelten entsprechend. Lehnt der Versicherer eine vom 
Versicherungsnehmer verlangte Berichtigung ab, hat er dem 
Versicherungsnehmer eine Bescheinigung über die von ihm entrichtete 
motorbezogene Versicherungssteuer auszustellen. Der 
Versicherungsnehmer kann vom Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel die Rückzahlung einer zu Unrecht 
entrichteten motorbezogenen Versicherungssteuer beantragen. Anträge 
können bis zum Ablauf des zweiten Jahres gestellt werden, in welchem 
das Verlangen auf Richtigstellung schriftlich gestellt wurde. 

Nachforderungen auf Grund von Berichtigungen sind vom 
Versicherungsnehmer ab Aufforderung zu entrichten. Die §§ 38 und 39 
Versicherungsvertragsgesetz, BGBl. Nr. 2/1959, in der jeweils geltenden 
Fassung, gelten entsprechend. Lehnt der Versicherer eine vom 
Versicherungsnehmer verlangte Berichtigung ab, hat er dem 
Versicherungsnehmer eine Bescheinigung über die von ihm entrichtete 
motorbezogene Versicherungssteuer auszustellen. Der 
Versicherungsnehmer kann vom Finanzamt Österreich die Rückzahlung 
einer zu Unrecht entrichteten motorbezogenen Versicherungssteuer 
beantragen. Anträge können bis zum Ablauf des zweiten Jahres gestellt 
werden, in welchem das Verlangen auf Richtigstellung schriftlich gestellt 
wurde. 

 8. Für die motorbezogene Versicherungssteuer gelten, sofern sich nichts 
anderes ergibt, die Bestimmungen über die vom Versicherungsentgelt zu 
berechnende Steuer. 

 8. Für die motorbezogene Versicherungssteuer gelten, sofern sich nichts 
anderes ergibt, die Bestimmungen über die vom Versicherungsentgelt zu 
berechnende Steuer. Die Einteilung der Kraftfahrzeuge in Klassen richtet 
sich nach § 3 des Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267/1967, in der 
jeweils geltenden Fassung. 

   9. a) Beginnend mit 1. Jänner 2021 werden jährlich der Wert 115 Gramm 
pro Kilometer in Z 1 lit. b sublit. bb um den Wert 3 und der Wert 65 
Kilowatt in Z 1 lit. b sublit. bb und cc um den Wert 1 abgesenkt. 

    b) Abweichend von lit. a wird der Bundesminister für Finanzen 
ermächtigt, einmal jährlich zum 1. Jänner des Folgejahres durch 
Verordnung die Steuersätze und die Abzugsbeträge gemäß Z 1 
anzupassen, um die Änderung der durchschnittlichen CO2-Emissionen 
auf Grund der technischen Entwicklung und der regulatorischen 
Vorgaben zu berücksichtigen; dabei ist auf ökologische und soziale 
Zielsetzungen Bedacht zu nehmen. 

    c) Die gemäß lit. a oder b angepassten Werte sind für jene 
Kraftfahrzeuge anzuwenden, die ab dem Wirksamwerden der 
Änderungen bis zum Wirksamwerden der Änderungen des 
Folgejahres erstmalig zugelassen werden. 

Steuerschuldner Steuerschuldner 

§ 7. (1) … § 7. (1) … 

(1a) Versicherer mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 

(1a) Versicherer mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 

147/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

75 von 184

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  76 von 184 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Wirtschaftsraum außerhalb Österreichs, die im Dienstleistungsverkehr (§ 5 Z 13 
VAG 2016, in der jeweils geltenden Fassung) Versicherungsverträge abschließen, 
für die die Zahlung des Versicherungsentgeltes der Steuer gemäß § 1 Abs. 2 
unterliegt, können einen Bevollmächtigten (Fiskalvertreter), der auch 
Zustellungsbevollmächtigter sein muss, beauftragen und haben diesen dem 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel bekanntzugeben. Der 
Fiskalvertreter hat die abgabenrechtlichen Pflichten zu erfüllen, die dem von ihm 
Vertretenen obliegen. Er ist befugt, die dem Versicherer zustehenden Rechte 
wahrzunehmen. Als Fiskalvertreter können nur Wirtschaftstreuhänder, 
Rechtsanwälte und Notare mit Wohnsitz oder Sitz im Inland sowie 
Versicherungsunternehmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 VAG 2016, in der jeweils 
geltenden Fassung, bestellt werden. Der Versicherer ist verpflichtet, dem 
Fiskalvertreter den Abschluß von Versicherungsverträgen gemäß dem ersten Satz 
unter Angabe aller für die Erhebung der Versicherungssteuer bedeutsamen 
Umstände unverzüglich bekanntzugeben. 

Wirtschaftsraum außerhalb Österreichs, die im Dienstleistungsverkehr (§ 5 Z 13 
VAG 2016, in der jeweils geltenden Fassung) Versicherungsverträge abschließen, 
für die die Zahlung des Versicherungsentgeltes der Steuer gemäß § 1 Abs. 2 
unterliegt, können einen Bevollmächtigten (Fiskalvertreter), der auch 
Zustellungsbevollmächtigter sein muss, beauftragen und haben diesen dem 
Finanzamt Österreich bekanntzugeben. Der Fiskalvertreter hat die 
abgabenrechtlichen Pflichten zu erfüllen, die dem von ihm Vertretenen obliegen. 
Er ist befugt, die dem Versicherer zustehenden Rechte wahrzunehmen. Als 
Fiskalvertreter können nur Wirtschaftstreuhänder, Rechtsanwälte und Notare mit 
Wohnsitz oder Sitz im Inland sowie Versicherungsunternehmen gemäß § 1 Abs. 1 
Z 1 VAG 2016, in der jeweils geltenden Fassung, bestellt werden. Der 
Versicherer ist verpflichtet, dem Fiskalvertreter den Abschluß von 
Versicherungsverträgen gemäß dem ersten Satz unter Angabe aller für die 
Erhebung der Versicherungssteuer bedeutsamen Umstände unverzüglich 
bekanntzugeben. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Steuererhebung Steuererhebung 

§ 8. (1) … § 8. (1) … 

(2) Der Versicherer (§ 7 Abs. 1) oder der Bevollmächtigte (§ 7 Abs. 1 und 2) 
hat bis zum 30. April eine Jahressteuererklärung für das abgelaufene 
Kalenderjahr beim Finanzamt einzureichen. 

(2) Der Versicherer (§ 7 Abs. 1) oder der Bevollmächtigte (§ 7 Abs. 1 und 2) 
hat bis zum 30. April eine Jahressteuererklärung für das abgelaufene 
Kalenderjahr beim Finanzamt Österreich einzureichen. 

(3) Ist der Versicherungsnehmer zur Entrichtung der Steuer verpflichtet (§ 7 
Abs. 3), so hat er spätestens am fünfzehnten Tag (Fälligkeitstag) des auf einen 
Kalendermonat folgenden Kalendermonates, in dem das Versicherungsentgelt 
entrichtet worden ist, eine Steuererklärung beim Finanzamt einzureichen, in 
welcher er die Steuer selbst zu berechnen hat; die Steuer ist spätestens am 
Fälligkeitstag zu entrichten. 

(3) Ist der Versicherungsnehmer zur Entrichtung der Steuer verpflichtet (§ 7 
Abs. 3), so hat er spätestens am fünfzehnten Tag (Fälligkeitstag) des auf einen 
Kalendermonat folgenden Kalendermonates, in dem das Versicherungsentgelt 
entrichtet worden ist, eine Steuererklärung beim Finanzamt Österreich 
einzureichen, in welcher er die Steuer selbst zu berechnen hat; die Steuer ist 
spätestens am Fälligkeitstag zu entrichten. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

(6) Der Versicherer (§ 7 Abs. 1) oder der Bevollmächtigte (§ 7 Abs. 1 und 2) 
ist verpflichtet, zur Feststellung der Steuer und der Grundlage ihrer Berechnung 
im Inland Aufzeichungen zu führen. Diese müssen alle Angaben enthalten, die 
für die Berechnung der Steuer von Bedeutung sind. Ausländische Versicherer, die 
im Inland gelegene Risken versichern (§ 1 Abs. 2 und 3), haben auf Anforderung 
dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel ein vollständiges 

(6) Der Versicherer (§ 7 Abs. 1) oder der Bevollmächtigte (§ 7 Abs. 1 und 2) 
ist verpflichtet, zur Feststellung der Steuer und der Grundlage ihrer Berechnung 
im Inland Aufzeichungen zu führen. Diese müssen alle Angaben enthalten, die 
für die Berechnung der Steuer von Bedeutung sind. Ausländische Versicherer, die 
im Inland gelegene Risken versichern (§ 1 Abs. 2 und 3), haben auf Anforderung 
dem Finanzamt Österreich ein vollständiges Verzeichnis dieser 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verzeichnis dieser Versicherungsverhältnisse mit allen Angaben, die für die 
Berechnung der Steuer von Bedeutung sind, zu übermitteln. Diese Verpflichtung 
besteht auch dann, wenn der Versicherer die Voraussetzungen für die 
Steuerpflicht oder für die Steuerentrichtung nicht für gegeben hält. 

Versicherungsverhältnisse mit allen Angaben, die für die Berechnung der Steuer 
von Bedeutung sind, zu übermitteln. Diese Verpflichtung besteht auch dann, 
wenn der Versicherer die Voraussetzungen für die Steuerpflicht oder für die 
Steuerentrichtung nicht für gegeben hält. 

Vollziehung und Aufhebung bisher geltender Rechtsvorschriften Vollziehung und Aufhebung bisher geltender Rechtsvorschriften 

§ 12. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind hinsichtlich des 
§ 4 Abs. 3 Z 9 lit. b, f, g und h in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 62/2018 und des § 12 Abs. 3 Z 27 der Bundesminister für Finanzen, der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie sowie die 
Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 
betraut; hinsichtlich der übrigen Bestimmungen ist der Bundesminister für 
Finanzen betraut. 

§ 12. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind hinsichtlich des 
§ 4 Abs. 3 Z 9 lit. a, b, f, g und h in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 62/2018 und des § 12 Abs. 3 Z 27 der Bundesminister für Finanzen, der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie sowie die 
Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 
betraut; hinsichtlich der übrigen Bestimmungen ist der Bundesminister für 
Finanzen betraut. 

(2) … (2) … 

 (3)  (3) 

 1. bis 30. …  1. bis 30. … 

   31.  § 4 Abs. 3 Z 9 lit. a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
xx/2019 tritt mit 1. Dezember 2019 in Kraft. § 4 Abs. 3 Z 9 lit. f, § 6 
Abs. 3 Z 7, § 7 Abs. 1a, § 8 Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 6, jeweils in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 
2020 in Kraft. § 4 Abs. 3 Z 4 und 7, § 5 Abs. 1 Z 3 und Abs. 5 sowie § 6 
Abs. 3 Z 1, 2, 8 und 9, jeweils in Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2019, treten mit 1. März 2020 in Kraft. 

(4) … (4) … 

Artikel 8 
Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 1992 

Artikel 8 
Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 1992 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 2. (1) Von der Steuer sind befreit: § 2. (1) Von der Steuer sind befreit: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Omnibusse sowie Kraftfahrzeuge, die ausschließlich oder vorwiegend im 
Mietwagen oder Taxigewerbe verwendet werden; 

 4. Kraftfahrzeuge der Klassen M2 und M3 (Omnibusse) sowie 
Kraftfahrzeuge, die ausschließlich oder vorwiegend im Mietwagen- oder 
Taxigewerbe verwendet werden; 

 5. …  5. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 6. Krafträder, deren Hubraum 100 Kubikzentimeter nicht übersteigt;  6. Kraftfahrzeuge der Klassen L1e, L2e, L3e, L4e und L5e (Krafträder), 
deren Hubraum 100 Kubikzentimeter nicht übersteigt; 

 7. bis 11. …  7. bis 11. … 

 12. Kraftfahrzeuge, die für Körperbehinderte zugelassen sind und von diesen 
infolge körperlicher Schädigung zur persönlichen Fortbewegung 
verwendet werden müssen, unter folgenden Voraussetzungen: 

 12. Kraftfahrzeuge, die ausschließlich für Menschen mit Behinderung 
zugelassen sind und von diesen zur persönlichen Fortbewegung 
verwendet werden müssen, unter folgenden Voraussetzungen: 

 a) Überreichung einer Abgabenerklärung an das Finanzamt. Bei 
Erfüllung aller Voraussetzungen entsteht der Anspruch auf 
Steuerfreiheit mit der Überreichung der Abgabenerklärung; dies gilt 
auch, wenn der Nachweis über die Körperbehinderung erst 
nachträglich beigebracht wird; 

 a) Überreichung einer Abgabenerklärung an das Finanzamt. Bei 
Erfüllung aller Voraussetzungen entsteht der Anspruch auf 
Steuerfreiheit mit der Überreichung der Abgabenerklärung; dies gilt 
auch, wenn der Nachweis über die Behinderung erst nachträglich 
beigebracht wird; 

 b) Nachweis der Körperbehinderung durch  b) Nachweis der Behinderung durch 

 – einen Ausweis gemäß § 29b der Straßenverkehrsordnung 1960 
oder 

 – einen Ausweis gemäß § 29b der Straßenverkehrsordnung 1960 
oder 

 – einen Eintrag der Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher 
Verkehrsmittel im Behindertenpass gemäß § 42 Abs. 1 
Bundesbehindertengesetzes 1990. 

 – einen Eintrag der Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher 
Verkehrsmittel oder der Blindheit im Behindertenpass gemäß § 40 
ff. Bundesbehindertengesetz, BGBl. Nr. 283/1990 in der 
geltenden Fassung; 

 c) vorwiegende Verwendung des Kraftfahrzeuges zur persönlichen 
Fortbewegung des Körperbehinderten und für Fahrten, die Zwecken 
des Körperbehinderten und seiner Haushaltsführung dienen; 

 c) vorwiegende Verwendung des Kraftfahrzeuges zur persönlichen 
Fortbewegung des Menschen mit Behinderung und für Fahrten, die 
Zwecken des Menschen mit Behinderung und seiner Haushaltsführung 
dienen; 

 d) die Steuerbefreiung steht - von zeitlichen Überschneidungen bis zu 
einer Dauer von einem Monat abgesehen - nur für ein Kraftfahrzeug 
zu. Unter einem Wechselkennzeichen zum Verkehr zugelassene 
Kraftfahrzeuge werden von der Steuerbefreiung miterfaßt; 

 d) die Steuerbefreiung steht nur für ein Kraftfahrzeug zu. Unter einem 
Wechselkennzeichen zum Verkehr zugelassene Kraftfahrzeuge 
werden von der Steuerbefreiung miterfasst; 

 13. und 14. …  13. und 14. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Steuersatz Steuersatz 

§ 5. (1) Die Steuer beträgt je Monat bei § 5. (1) Die Steuer beträgt je Monat bei 

 1. Krafträdern je Kubikzentimeter Hubraum 0,0275 Euro;  1. Kraftfahrzeugen der Klassen L1e, L2e, L3e, L4e und L5e, 

  a) die vor dem 1. März 2020 erstmalig zugelassen wurden, je 
Kubikzentimeter Hubraum 0,0275 Euro, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  b) die nach dem 29. Februar 2020 erstmalig zugelassen werden, 0,014 
Euro je Kubikzentimeter des um 52 Kubikzentimeter verringerten 
Hubraums sowie 0,20 Euro je Gramm des um 52 verringerten Wertes 
der CO2-Emissionen in Gramm pro Kilometer, mindestens aber 10 
Gramm pro Kilometer. 

 2. allen anderen Kraftfahrzeugen  2. Kraftfahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht bis 3,5 
Tonnen  

 a)   a) der Klasse M1, 

mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht bis 3,5 Tonnen je Kilowatt der um 
24 Kilowatt verringerten Leistung des Verbrennungsmotors 

 aa) die vor dem 1. März 2020 erstmalig zugelassen wurden, je Kilowatt 
der um 24 Kilowatt verringerten Leistung des Verbrennungsmotors 

 – für die ersten 66 Kilowatt   0,682 Euro,   – für die ersten 66 Kilowatt 0,682 Euro, 

 – für die weiteren 20 Kilowatt   0,726 Euro und   – für die weiteren 20 Kilowatt 0,726 Euro 

 – für die darüber hinausgehenden Kilowatt   0,825 Euro,   – und für die darüber hinausgehenden Kilowatt 0,825 Euro, 

mindestens 6,82 Euro. Bei anderen Kraftfahrzeugen als 
Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen beträgt die Steuer 
höchstens 80 Euro. 

mindestens 6,82 Euro.  

Für mit einem Fremdzündungsmotor ausgestattete 
Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen, die vor dem 
1. Jänner 1987 erstmals im Inland zum Verkehr zugelassen wurden, 
erhöht sich ab dem 1. Jänner 1995 die Steuer um 20%, sofern nicht 
nachgewiesen wird, dass das Kraftfahrzeug die gemäß § 1d Abs. 1 Z 3 
Kategorie A oder B der KDV 1967, BGBl. Nr. 399/1967, in der 
Fassung der 34. Novelle, BGBl. Nr. 579/1991, vorgeschriebenen 
Schadstoffgrenzwerte einhält; 

Für mit einem Fremdzündungsmotor ausgestattete Kraftfahrzeuge, die 
vor dem 1. Jänner 1987 erstmals im Inland zum Verkehr zugelassen 
wurden, erhöht sich die Kraftfahrzeugsteuer um 20%, sofern nicht 
nachgewiesen wird, dass das Kraftfahrzeug die gemäß § 1d Abs. 1 Z 3 
Kategorie A oder B der KDV 1967, BGBl. Nr. 399/1967, in der 
Fassung der 34. Novelle, BGBl. Nr. 579/1991, vorgeschriebenen 
Schadstoffgrenzwerte einhält; 

  bb) die nach dem 29. Februar 2020 erstmalig zugelassen werden und 
für welche die CO2-Emissionen gemäß der Verordnung (EU) 
2017/1151 zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 
über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der 
Emissionen von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen 
(Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Fahrzeugreparatur- 
und -wartungsinformationen, zur Änderung der Richtlinie 
2007/46/EG, der Verordnung (EG) Nr. 692/2008 sowie der 
Verordnung (EU) Nr. 1230/2012 und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 692/2008 (im Folgenden: Verordnung (EU) 
2017/1151), ABl. Nr. 175 vom 7. Juli 2017, Seite 1, gemäß dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
weltweit harmonisierten Prüfverfahrens für leichte Nutzfahrzeuge 
(WLTP) ermittelt wurden, 0,72 Euro je Kilowatt der um 65 
Kilowatt verringerten Leistung des Verbrennungsmotors sowie 
0,72 Euro je Gramm des um 115 Gramm pro Kilometer 
verringerten Wertes der CO2-Emissionen in Gramm pro 
Kilometer; es sind aber mindestens 5 Kilowatt und mindestens 5 
Gramm pro Kilometer anzusetzen. Es gilt der kombinierte WLTP-
Wert der CO2-Emissionen in Gramm pro Kilometer, bei extern 
aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen jedoch der gewichtet 
kombinierte WLTP-Wert der CO2-Emissionen in Gramm pro 
Kilometer; 

  cc) die nach dem 29. Februar 2020 erstmalig zugelassen werden und 
für welche die CO2-Emissionen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
692/2008 zur Durchführung und Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 715/2007 über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen 
hinsichtlich der Emissionen von leichten Personenkraftwagen und 
Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu 
Reparatur- und Wartungsinformationen für Fahrzeuge (im 
Folgenden: Verordnung (EG) Nr. 692/2008), ABl. Nr. 199 vom 
28. Juli 2008, Seite 1, gemäß dem Neuen Europäischen 
Fahrzyklus (NEFZ) ermittelt wurden, um 0,72 Euro je Kilowatt 
der um 65 Kilowatt verringerten Leistung des 
Verbrennungsmotors sowie 0,72 Euro je Gramm des um 90 
Gramm pro Kilometer verringerten Wert der CO2-Emissionen in 
Gramm pro Kilometer; es sind aber mindestens 5 Kilowatt und 
mindestens 5 Gramm pro Kilometer anzusetzen. Es gilt der 
kombinierte NEFZ-Wert der CO2-Emissionen in Gramm pro 
Kilometer, bei extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen 
jedoch der gewichtet kombinierte NEFZ-Wert der CO2-
Emissionen in Gramm pro Kilometer; 

  dd) die nach dem 29. Februar 2020 erstmalig zugelassen werden und 
für welche die CO2-Emissionen weder gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 692/2008 noch gemäß der Verordnung (EU) 2017/1151 
ermittelt wurden, je Kilowatt der um 24 Kilowatt verringerten 
Leistung des Verbrennungsmotors 

  – für die ersten 66 Kilowatt 0,682 Euro, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  – für die weiteren 20 Kilowatt 0,726 Euro, 

  – und für die darüber hinausgehenden Kilowatt 0,825 Euro,  

 mindestens 6,82 Euro; 

    b) allen übrigen Kraftfahrzeugen je Kilowatt der um 24 Kilowatt 
verringerten Leistung des Verbrennungsmotors  

  – für die ersten 66 Kilowatt 0,682 Euro, 

  – für die weiteren 20 Kilowatt 0,726 Euro 

  – und für die darüber hinausgehenden Kilowatt 0,825 Euro, 

 mindestens 6,82 Euro höchstens aber 80 Euro; 

 b) mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 Tonnen 
für jede angefangene Tonne höchstes zulässiges Gesamtgewicht 

2. Kraftfahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 
3,5 Tonnen für jede angefangene Tonne höchstes zulässiges 
Gesamtgewicht 

 – bei Fahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht bis 
zu 12 Tonnen 1,55 Euro, mindestens 15 Euro; 

 – bei Fahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht bis 
zu 12 Tonnen 1,55 Euro, mindestens 15 Euro; 

 – bei Fahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht 
von mehr als 12 Tonnen bis zu 18 Tonnen 1,70 Euro; 

 – bei Fahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht 
von mehr als 12 Tonnen bis zu 18 Tonnen 1,70 Euro; 

 – bei Fahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht 
von mehr als 18 Tonnen 1,90 Euro, höchstens 80 Euro, bei 
Anhängern höchstens 66 Euro. 

 – bei Fahrzeugen mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht 
von mehr als 18 Tonnen 1,90 Euro, höchstens 80 Euro, bei 
Anhängern höchstens 66 Euro. 

Bei Sattelanhängern ist das kraftfahrrechtlich höchste zulässige 
Gesamtgewicht um die Sattellast zu verringern. 

Bei Sattelanhängern ist das kraftfahrrechtlich höchste zulässige 
Gesamtgewicht um die Sattellast zu verringern. 

(2) Für die Steuerberechnung gemäß Abs. 1 sind die in der 
Zulassungsbescheinigung eingetragenen Werte maßgebend. Bei unterschiedlichen 
Angaben über die Leistung des Verbrennungsmotors ist die kleinere Zahl 
maßgebend. Ist die Leistung des Verbrennungsmotors nicht in Kilowatt 
angegeben, hat die Umrechnung gemäß § 64 des Maß- und Eichgesetzes 1950, 
BGBl. Nr. 152, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 174/1973, zu 
erfolgen. Bruchteile von Kilowatt sind auf volle Kilowatt aufzurunden. Fehlt eine 
entsprechende Eintragung, ist bei Krafträdern ein Hubraum von 350 cm

3
, bei 

Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen eine Leistung des 
Verbrennungsmotors von 50 Kilowatt, im übrigen ein höchstes zulässiges 
Gesamtgewicht von 8 Tonnen anzusetzen. 

(2) Für die Steuerberechnung gemäß Abs. 1 sind die in der 
Zulassungsbescheinigung eingetragenen Werte maßgebend. Ist die Leistung des 
Verbrennungsmotors nicht in Kilowatt angegeben, hat die Umrechnung gemäß 
§ 64 des Maß- und Eichgesetzes 1950, BGBl. Nr. 152, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 174/1973, zu erfolgen. Bruchteile von Kilowatt oder 
Gramm/Kilometer sind auf volle Kilowatt oder Gramm/Kilometer aufzurunden. 
Fehlt eine entsprechende Eintragung, ist bei Kraftfahrzeugen  

  – gemäß Abs. 1 Z 1 lit. a ein Hubraum von 350 Kubikzentimeter, 

  – gemäß Abs. 1 Z 1 lit. b ein Hubraum von 350 Kubikzentimeter oder ein 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
CO2-Ausstoß von 85 Gramm pro Kilometer, 

  – gemäß Abs. 1 Z 2 lit. b sublit. bb eine Leistung des Verbrennungsmotors 
von 85 Kilowatt oder ein CO2-Ausstoß von 125 Gramm pro Kilometer, 

  – gemäß Abs. 1 Z 2 lit. b sublit. cc eine Leistung des Verbrennungsmotors 
von 85 Kilowatt oder ein CO2-Ausstoß von 105 Gramm pro Kilometer, 

  – gemäß Abs. 1 Z 3 ein höchstes zulässiges Gesamtgewicht von 8 Tonnen 
anzusetzen. 

(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 

 (6) 1. Beginnend mit 1. Jänner 2021 werden jährlich der Wert 115 Gramm 
pro Kilometer in Abs. 1 Z 2 lit. a sublit. bb um den Wert 3 und der Wert 65 
Kilowatt in Abs. 1 Z 2 lit. a sublit. bb und cc um den Wert 1 abgesenkt. 

  2. Abweichend von lit. a wird der Bundesminister für Finanzen ermächtigt, 
einmal jährlich zum 1. Jänner des Folgejahres, durch Verordnung die 
Steuersätze und die Abzugsbeträge gemäß Abs. 1 anzupassen, um die 
Änderung der durchschnittlichen CO2-Emissionen auf Grund der 
technischen Entwicklung und der regulatorischen Vorgaben zu 
berücksichtigen; dabei ist auf ökologische und soziale Zielsetzungen 
Bedacht zu nehmen. 

  3. Die gemäß Z 1 oder 2 angepassten Werte sind für jene Kraftfahrzeuge 
anzuwenden, die ab dem Wirksamwerden der Änderungen bis zum 
Wirksamwerden der Änderungen des Folgejahres erstmalig zugelassen 
werden. 

Anzeige-, Aufzeichnungs- und Erklärungspflicht, Entrichtung der Steuer Anzeige-, Aufzeichnungs- und Erklärungspflicht, Entrichtung der Steuer 

§ 6. (1) Der Steuerschuldner hat dem Finanzamt (§ 7) die Umstände 
anzuzeigen, die die Abgabepflicht nach diesem Bundesgesetz begründen; diese 
Anzeige ist binnen einem Monat, gerechnet vom Eintritt des anzeigepflichtigen 
Ereignisses, zu erstatten. 

§ 6. (1) Der Steuerschuldner hat dem Finanzamt  die Umstände anzuzeigen, 
die die Abgabepflicht nach diesem Bundesgesetz begründen; diese Anzeige ist 
binnen einem Monat, gerechnet vom Eintritt des anzeigepflichtigen Ereignisses, 
zu erstatten. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

(5) Für ein in einem ausländischen Zulassungsverfahren zugelassenes 
Kraftfahrzeug hat der Steuerschuldner den Beginn der inländischen Steuerpflicht 
beim Grenzübertritt dem Zollamt, wenn ein Zollamt nicht vorhanden ist, 
innerhalb von 24 Stunden nach Grenzübertritt einem anderen Zollamt 
bekanntzugeben. Das Zollamt hat die Steuer nach den für den Zoll geltenden 
Rechtsvorschriften zu erheben. Der Steuerschuldner hat den Bescheid über die 

(5) Für ein in einem ausländischen Zulassungsverfahren zugelassenes 
Kraftfahrzeug hat der Steuerschuldner den Beginn der inländischen Steuerpflicht 
innerhalb von 24 Stunden nach Grenzübertritt dem Zollamt Österreich 
bekanntzugeben. Das Zollamt Österreich hat die Steuer nach den für den Zoll 
geltenden Rechtsvorschriften zu erheben. Der Steuerschuldner hat den Bescheid 
über die Festsetzung der Steuer im Inland mitzuführen und den Organen einer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Festsetzung der Steuer im Inland mitzuführen und den Organen der Zollbehörde 
oder der Abgabenbehörde sowie dem Austrittszollamt auf Verlangen zur 
Überprüfung auszuhändigen. Das Austrittszollamt hat, soweit erforderlich, eine 
Neufestsetzung unter Anrechnung der vom Eintrittszollamt festgesetzten Steuer 
vorzunehmen. 

Abgabenbehörde auf Verlangen auszuhändigen. Beim Verlassen des 
Staatsgebietes hat das Zollamt Österreich, soweit erforderlich, die Steuer unter 
Anrechnung der beim Eintritt in das Staatsgebiet festgesetzten Steuer neu zu 
berechnen. 

Zuständigkeit zur Erhebung Zuständigkeit zur Erhebung 

§ 7. (1) Für in einem inländischen Zulassungsverfahren zugelassene 
Kraftfahrzeuge ist für die Erhebung der Steuer nach diesem Bundesgesetz das 
Wohnsitz- oder Betriebsfinanzamt des Steuerschuldners örtlich zuständig. 

§ 7. (1) Für in einem inländischen Zulassungsverfahren zugelassene 
Kraftfahrzeuge und bei der widerrechtlichen Verwendung von Kraftfahrzeugen 
(§ 1 Abs. 1 Z 3) ist für die Erhebung der Steuer das Finanzamt Österreich oder 
das Finanzamt für Großbetriebe zuständig. 

(2) Bei widerrechtlicher Verwendung eines Kraftfahrzeuges (§ 1 Abs. 1 Z 3) 
ist das Finanzamt örtlich zuständig, das als erstes Kenntnis davon erlangt. 
Befindet sich dessen Sitz in Wien, so obliegt dem Finanzamt Wien 8/16/17 die 
Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer; die Einhebung und zwangsweise Einbringung 
dieser Abgabe jedoch nur für seinen Amtsbereich. 

(2) Im grenzüberschreitenden Verkehr mit nicht im Inland zugelassenen 
Kraftfahrzeugen ist das Zollamt Österreich zuständig. 

(3) Im grenzüberschreitenden Verkehr mit nicht im Inland zugelassenen 
Kraftfahrzeugen ist das Zollamt zuständig, das als erstes befaßt wird oder als 
erstes einschreitet. 

 

Verweisungen Verweisungen 

§ 9. (1) … § 9. (1) … 

(2) Die in diesem Bundesgesetz verwendeten Begriffe des Kraftfahrrechtes 
richten sich nach den jeweils geltenden kraftfahrrechtlichen Vorschriften. 

(2) Die in diesem Bundesgesetz verwendeten Begriffe des Kraftfahrrechtes 
richten sich nach den jeweils geltenden kraftfahrrechtlichen Vorschriften.Die 
Einteilung der Kraftfahrzeuge in Klassen richtet sich nach § 3 des 
Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267/1967, in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) … (3) … 

Übergangsbestimmung und Aufhebung bisheriger Rechtsvorschriften  

§ 10. (1) Der gemäß § 6 Abs. 1 Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952 mit 
1. Oktober 1992 beginnende Steuerzeitraum 1992/1993 endet am 30. April 1993. 
Die Steuerkarte für den Steuerzeitraum 1992/1993 ist vom Steuerschuldner 
unaufgefordert bis spätestens 31. Mai 1993 dem Finanzamt zu übergeben. 

 

(2) Für Pauschalierungen gemäß § 7 Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952 gilt 
Abs. 1 sinngemäß. Die Kraftfahrzeugsteuernachweisung für den verkürzten 
Steuerzeitraum ist bis 31. Mai 1993 dem Finanzamt zu übergeben. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) Das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952 ist auf Steuerzeiträume nach dem 
30. April 1993 nicht mehr anzuwenden. 

 

Inkrafttreten und Vollziehung Inkrafttreten und Vollziehung 

§ 11. (1) … § 11. (1) … 

 1. bis 9. …  1. bis 9. … 

  10. § 2 Abs. 1 Z 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 
tritt mit 1. Dezember 2019 in Kraft. § 6 Abs. 1 und 5 sowie § 7, jeweils 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 
1. Jänner 2020 in Kraft. § 2 Abs. 1 Z 4 und 6, § 5 Abs. 1, 2 und 6 sowie 
§ 9 Abs. 2, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2019, treten mit 1. März 2020 in Kraft. 

(2) … (2) … 

Artikel 9 
Änderung des Elektrizitätsabgabegesetzes 

Artikel 9 
Änderung des Elektrizitätsabgabegesetzes 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 2. Von der Abgabe sind befreit: § 2. Von der Abgabe sind befreit: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. elektrische Energie, soweit sie für nichtenergetische Zwecke verwendet 
wird. Die Befreiung erfolgt im Wege einer Vergütung an denjenigen, der 
die elektrische Energie verwendet. Für das Vergütungsverfahren sind die 
Regelungen des Energieabgabenvergütungsgesetzes anzuwenden, wobei 
die Vergütung auch monatlich erfolgen kann. 

 3. elektrische Energie, soweit sie für nichtenergetische Zwecke verwendet 
wird. Die Befreiung erfolgt im Wege einer Vergütung an denjenigen, der 
die elektrische Energie verwendet. Für das Vergütungsverfahren sind die 
Regelungen des Energieabgabenvergütungsgesetzes anzuwenden, wobei 
die Vergütung auch monatlich erfolgen kann; 

  4. elektrische Energie, soweit sie mittels Photovoltaik von 
Elektrizitätserzeugern, auch von Erzeugergemeinschaften, selbst erzeugt 
und nicht in das Netz eingespeist, sondern selbst verbraucht wird, für die 
jährlich bilanziell nachweisbar selbst verbrauchte elektrische Energie. 
Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin für Nachhaltigkeit und 
Tourismus das Verfahren für die Inanspruchnahme der Steuerbefreiung 
näher zu regeln und erforderlichenfalls einen Gleichklang mit  dem 
Erneuerbaren Ausbaugesetz 2020, BGBl. I Nr. xx/2019 oder sonstigen 
Normen zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Förderung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, ABl. Nr. L 328 vom 
21.12.2018, S. 82 herzustellen. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 7. (1) bis (7) … § 7. (1) bis (7) … 

 (8) § 2 Z 3 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 ist 
vorbehaltlich der zeitgerechten Erfüllung allfälliger EU-rechtlicher, insbesondere 
beihilfenrechtlicher Verpflichtungen auf Vorgänge nach dem 31. Dezember 2019 
anzuwenden. 

Artikel 10 
Änderung des Erdgasabgabegesetzes 

Artikel 10 
Änderung des Erdgasabgabegesetzes 

Steuergegenstand Steuergegenstand 

§ 2. (1) Erdgas im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Waren der 
Unterposition 2711 21 00 der Kombinierten Nomenklatur. 

§ 2. (1) Erdgas im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

  1. Waren der Unterposition 2711 21 00 der Kombinierten Nomenklatur, 

  2. Biogas (ausgenommen Waren der Unterposition 2711 19 00 der 
Kombinierten Nomenklatur), 

  3. Wasserstoff. 

(2) … (2) … 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 3. (1) … § 3. (1) … 

(2) Die Steuerbefreiung erfolgt im Wege einer Vergütung an denjenigen, der 
das Erdgas verwendet für 

(2) Die Steuerbefreiung erfolgt im Wege einer Vergütung an denjenigen, der 
das Erdgas verwendet für 

 1. …  1. … 

 2. Erdgas, soweit es zur Erzeugung von elektrischer Energie verwendet 
wird. 

 2. Erdgas, soweit es zur Erzeugung von elektrischer Energie verwendet 
wird, 

  3. nachweislich die Nachhaltigkeitskriterien des Erneuerbaren Ausbau 
Gesetz 2020, BGBl. I Nr. xx/2019, der Kraftstoffverordnung 2012, 
BGBl. II Nr. 398/2012 oder sonstiger Normen zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Förderung der Nutzung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen, ABl. Nr. L 328 vom 21.12.2018, S. 82 

  a) erfüllendes Biogas nach § 2 Abs. 1 Z 2, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  b) erfüllender, ausschließlich aus erneuerbaren Energieträgern 
hergestellter Wasserstoff, 

    c) erfüllendes synthetisches Gas, das aus erneuerbarem Wasserstoff 
hergestellt wurde, 

 unvermischt oder soweit diese Erdgas beigemischt werden, 

  4. Wasserstoff, der weder als Treibstoff noch zur Herstellung von 
Treibstoffen verwendet wird. 

Für das Vergütungsverfahren sind die Regelungen des 
Energieabgabenvergütungsgesetzes sinngemäß anzuwenden, wobei die 
Vergütung auch monatlich erfolgen kann. 

Für das Vergütungsverfahren sind die Regelungen des 
Energieabgabenvergütungsgesetzes sinngemäß anzuwenden, wobei die 
Vergütung auch monatlich erfolgen kann. Der Bundesminister für Finanzen wird 
ermächtigt, durch Verordnung im Einvernehmen mit der Bundesministerin für 
Nachhaltigkeit und Tourismus das Verfahren zum Nachweis der Erfüllung der 
Nachhaltigkeitskriterien nach Abs. 2 Z 3 näher zu regeln und erforderlichenfalls 
einen Gleichklang mit Umweltvorschriften, insbesondere dem Erneuerbaren 
Ausbaugesetz 2020 und sonstigen Normen zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2018/2001, herzustellen. 

Bemessungsgrundlage und Höhe der Abgabe Bemessungsgrundlage und Höhe der Abgabe 

§ 5. (1) bis (3) … § 5. (1) bis (3) … 

 (4) Für Wasserstoff beträgt die Abgabe 0,021 Euro je m
3
. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 8. (1) bis (4) … § 8. (1) bis (4) … 

 (5) § 2 Abs. 1, § 3 Abs. 2 Z 2 bis 4 und letzter Satz sowie § 5 Abs. 4 jeweils 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 sind vorbehaltlich der 
zeitgerechten Erfüllung allfälliger beihilferechtlicher Verpflichtungen auf 
Vorgänge nach dem 31. Dezember 2019 anzuwenden. anzuwenden. 

Artikel 11 
Änderung des Energieabgabenvergütungsgesetzes 

Artikel 11 
Änderung des Energieabgabenvergütungsgesetzes 

§ 1. (1) und (2) … § 1. (1) und (2) … 

(3) In die Energieabgabenvergütung sind folgende Energieträger 
einzubeziehen: 

(3) In die Energieabgabenvergütung sind folgende Energieträger 
einzubeziehen: 

   – elektrische Energie im Sinne des Elektrizitätsabgabegesetzes  1. elektrische Energie im Sinne des Elektrizitätsabgabegesetzes (Position 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(Position 2716 der Kombinierten Nomenklatur) 2716 der Kombinierten Nomenklatur); 

   – Erdgas im Sinne des Erdgasabgabegesetzes (Unterposition 
2711 21 00 der Kombinierten Nomenklatur) 

 2. Erdgas nach § 2 Abs. 1 Z 1 des Erdgasabgabegesetzes (Unterposition 
2711 21 00 der Kombinierten Nomenklatur); 

   – Kohle im Sinne des Kohleabgabegesetzes (Positionen 2701, 
2702, 2704, 2713 und 2714 der Kombinierten Nomenklatur) 

 3. Kohle im Sinne des Kohleabgabegesetzes (Positionen 2701, 2702, 2704, 
2713 und 2714 der Kombinierten Nomenklatur); 

   – Mineralöle im Sinne des Mineralölsteuergesetzes:  4. Mineralöle im Sinne des Mineralölsteuergesetzes 1995 

Heizöl Extraleicht (gekennzeichnetes Gasöl Unterpositionen 2710 19 41, 2710 19 
45, 2710 19 49 der Kombinierten Nomenklatur) Heizöl leicht, mittel, 
schwer (Unterpositionen 2710 19 61, 2710 19 63, 2710 19 65, 
2710 19 69 der Kombinierten Nomenklatur) Flüssiggas 
(Unterpositionen 2711 12, 2711 13, 2711 14, 2711 19 der 
Kombinierten Nomenklatur) 

 a) Heizöl Extraleicht (gekennzeichnetes Gasöl Unterpositionen 2710 19 
43 bis 2710 19 48 und 2710 20 11 bis 2710 20 19 der Kombinierten 
Nomenklatur) 

  b) Heizöl leicht, mittel, schwer (Unterpositionen 2710 19 62 bis 2710 19 
68 und 2710 20 31 bis 2710 20 39 der Kombinierten Nomenklatur) 

  c) Flüssiggas (Unterpositionen 2711 12, 2711 13, 2711 14, 2711 19 der 
Kombinierten Nomenklatur). 

(4) … (4) … 

§ 2. (1) … § 2. (1) … 

(2)  (2)  

 1. …  1. … 

 2. Bei der Berechnung des Vergütungsbetrages gilt entweder die Grenze 
von 0,5 % des Nettoproduktionswertes oder die folgenden Selbstbehalte, 
wobei der niedrigere Betrag gutgeschrieben wird: 

 2. Bei der Berechnung des Vergütungsbetrages gilt entweder die Grenze 
von 0,5 % des Nettoproduktionswertes oder die folgenden Selbstbehalte, 
wobei der niedrigere Betrag gutgeschrieben wird: 

 – für elektrische Energie 0,0005 €/kWh  a) für elektrische Energie 0,0005 €/kWh; 

 – für Erdgas der Unterposition 2711 21 00 der Kombinierten Nomenklatur 
0,00598 €/Normkubikmeter 

 b) für Erdgas nach § 2 Abs. 1 Z 1 des Erdgasabgabegesetzes (Unterposition 
2711 21 00 der Kombinierten Nomenklatur) 0,00598 €/Normkubikmeter; 

 – für Kohle der Positionen 2701, 2702, 2704, 2713 und 2714 der 
Kombinierten Nomenklatur 0,15 €/Gigajoule 

 c) für Kohle der Positionen 2701, 2702, 2704, 2713 und 2714 der 
Kombinierten Nomenklatur 0,15 €/Gigajoule; 

 – für Heizöl Extraleicht (gekennzeichnetes Gasöl Unterpositionen 2710 19 
41, 2710 19 45, 2710 19 49 der Kombinierten Nomenklatur) 21 €/1000 
Liter 

 d) für Heizöl Extraleicht (gekennzeichnetes Gasöl Unterpositionen 
2710 19 43 bis 2710 19 48 und 2710 20 11 bis 2710 20 19 der 
Kombinierten Nomenklatur) 21 €/1000 Liter; 

 – für Heizöl leicht, mittel, schwer (Unterpositionen 2710 19 61, 2710 19 
63, 2710 19 65, 2710 19 69 der Kombinierten Nomenklatur) 15 €/1000 

 e) für Heizöl leicht, mittel, schwer (Unterpositionen 2710 19 62 bis 
2710 19 68 und 2710 20 31 bis 2710 20 39 der Kombinierten 

147/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

87 von 184

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  88 von 184 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
kg Nomenklatur) 15 €/1000 kg; 

 – für Flüssiggas (Unterpositionen 2711 12, 2711 13, 2711 14, 2711 19 der 
Kombinierten Nomenklatur) 7,5 €/1000 kg. 

 f) für Flüssiggas (Unterpositionen 2711 12, 2711 13, 2711 14, 2711 19 der 
Kombinierten Nomenklatur) 7,5 €/1000 kg. 

Der Vergütungsbetrag wird abzüglich eines allgemeinen Selbstbehaltes von 400 € 
gutgeschrieben. 

Der Vergütungsbetrag wird abzüglich eines allgemeinen Selbstbehaltes von 400 € 
gutgeschrieben. 

 3. …  3. … 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

§ 4. (1) bis (7) … § 4. (1) bis (7) … 

 (8) § 1 Abs. 3 Z 2 und § 2 Abs. 2 Z 2 lit. b, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, finden ab dem Zeitpunkt Anwendung, zu 
dem § 2 Abs. 1 Z 1 Erdgasabgabegesetz in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2019 anwendbar ist. 

Artikel 12 
Änderung des Normverbrauchsabgabegesetzes 1991 

Artikel 12 
Änderung des Normverbrauchsabgabegesetzes 1991 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 3. Von der Normverbrauchsabgabe sind befreit: § 3. Von der Normverbrauchsabgabe sind befreit: 

 1. Ausfuhrlieferungen. § 6 Abs. 1 Z 1 und § 7 UStG 1994 sind mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß als Ausfuhrlieferungen auch Lieferungen in 
das übrige Gemeinschaftsgebiet (§ 1 Abs. 1 UStG 1994) gelten. 
Voraussetzung für die Befreiung ist die Bekanntgabe der 
Fahrgestellnummer (der Fahrzeugidentifizierungsnummer) und die 
Sperre des Fahrzeuges in der Genehmigungsdatenbank nach § 30a 
KFG 1967. 

 1. Ausfuhrlieferungen. § 6 Abs. 1 Z 1 und § 7 UStG 1994 sind mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß als Ausfuhrlieferungen auch Lieferungen in 
das übrige Unionsgebiet (§ 1 Abs. 1 UStG 1994) gelten. Voraussetzung 
für die Befreiung ist die Bekanntgabe der Fahrgestellnummer (der 
Fahrzeugidentifizierungsnummer) und die Sperre des Fahrzeuges in der 
Genehmigungsdatenbank nach § 30a KFG 1967. 

 2. …  2. … 

Bemessungsgrundlage Bemessungsgrundlage 

§ 5. (1) ... § 5. (1) ... 

(2) Die Abgabe ist in allen anderen Fällen (§ 1 Z 3 und Z 4) nach dem ohne 
Umsatzsteuerkomponente ermittelten gemeinen Wert des Kraftfahrzeuges zu 
bemessen. Wird das Fahrzeug im übrigen Gemeinschaftsgebiet bei einem 
befugten Fahrzeughändler erworben, dann gilt der Anschaffungspreis als 
gemeiner Wert. 

(2) Die Abgabe ist in allen anderen Fällen (§ 1 Z 3 und Z 4) nach dem ohne 
Umsatzsteuerkomponente ermittelten gemeinen Wert des Kraftfahrzeuges zu 
bemessen. Wird das Fahrzeug im übrigen Unionsgebiet bei einem befugten 
Fahrzeughändler erworben, dann gilt der Anschaffungspreis als gemeiner Wert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) ... (3) ... 

Tarif Tarif 

§ 6. (1) Der Steuersatz bestimmt sich für Motorräder in Prozent nach der 
folgenden Formel: Der um 100 Kubikzentimeter verminderte Hubraum in 
Kubikzentimeter multipliziert mit 0,02. Bei einem Hubraum von nicht mehr als 
125 Kubikzentimeter beträgt der Steuersatz 0%. Der Höchststeuersatz beträgt 
20%. 

§ 6. (1) Für Krafträder bestimmt sich der Steuersatz in Prozent nach der 
folgenden Formel: (CO2-Emissionswert in g/km minus 55 g) dividiert durch vier. 
Die errechneten Steuersätze sind auf volle Prozentsätze auf- bzw. abzurunden. 
Der Höchststeuersatz beträgt 20%. Hat ein Fahrzeug einen höheren CO2-Ausstoß 
als 150 g/km, erhöht sich die Steuer für den die Grenze von 150 g/km 
übersteigenden CO2-Ausstoß um 20 Euro je g/km. Bei einem Hubraum von nicht 
mehr als 125 Kubikzentimeter beträgt der Steuersatz 0%. 

(2) Für andere Kraftfahrzeuge bestimmt sich der Steuersatz in Prozent nach 
der folgenden Formel: (CO2-Emissionswert in Gramm je Kilometer minus 
90 Gramm) dividiert durch fünf. Der Höchststeuersatz beträgt 32%. Hat ein 
Fahrzeug einen höheren CO2-Ausstoß als 250 g/km, erhöht sich die Steuer für 
den die Grenze von 250 g/km übersteigenden CO2-Ausstoß um 20 Euro je 
Gramm CO2 pro Kilometer. 

(2) Für andere Kraftfahrzeuge bestimmt sich der Steuersatz in Prozent nach 
der folgenden Formel: (CO2-Emissionswert in g/km minus 115 g) dividiert durch 
fünf. Die errechneten Steuersätze sind auf volle Prozentsätze auf- bzw. 
abzurunden. Der Höchststeuersatz beträgt 32%. Hat ein Fahrzeug einen höheren 
CO2-Ausstoß als 275 g/km, erhöht sich die Steuer für den die Grenze von 
275 g/km übersteigenden CO2-Ausstoß um 40 Euro je g/km. Die so errechnete 
Steuer ist um einen Abzugsposten in Höhe von 350 Euro zu vermindern. Die 
Berechnung kann zu keiner Steuergutschrift führen. 

Der maßgebliche CO2-Emissionswert ergibt sich aus dem CO2-Emissionswert des 
kombinierten Verbrauches laut Typen- bzw. Einzelgenehmigung gemäß 
Kraftfahrgesetz 1967 oder der EG-Typengenehmigung. 

 

(3) Die errechneten Steuersätze sind auf volle Prozentsätze auf- bzw. 
abzurunden. Die gemäß Abs. 2 errechnete Steuer ist um einen Abzugsposten zu 
vermindern, wenn kein Bonus gemäß Abs. 5 anzuwenden ist. Im Zeitraum von 
1. März 2014 bis zum 31. Dezember 2014 beträgt der Abzugsposten für 
Fahrzeuge mit Dieselmotor 350 Euro, für Fahrzeuge mit anderen Kraftstoffarten 
450 Euro. Im Kalenderjahr 2015 beträgt der Abzugsposten für alle Fahrzeuge 
400 Euro und ab dem 1. Jänner 2016 300 Euro. Die Berechnung kann zu keiner 
Steuergutschrift führen. 

(3) Der maßgebliche CO2-Emissionswert ist der kombinierte WLTP-Wert 
der CO2-Emissionen in g/km, bei extern aufladbaren Elektro-Hybridfahrzeugen 
jedoch der gewichtet, kombinierte WLTP-Wert der CO2-Emissionen in g/km, 
jeweils ermittelt nach dem weltweit harmonisierten Prüfverfahren für leichte 
Nutzfahrzeuge (WLTP) gemäß der Verordnung (EU) 2017/1151 zur Ergänzung 
der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 über die Typgenehmigung von 
Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten Personenkraftwagen 
und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Fahrzeug-
reparatur- und -wartungsinformationen, zur Änderung der Richtlinie 2007/46/EG, 
der Verordnung (EG) Nr. 692/2008 sowie der Verordnung (EU) Nr. 1230/2012 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 692/2008, ABl. Nr. L 175 vom 
07.07.2017 S. 1, laut Typen- bzw. Einzelgenehmigung gemäß Kraftfahrgesetz 
1967 oder der EG-Typengenehmigung bzw. Übereinstimmungsbescheinigung. 

(4) Bei Fahrzeugen im Sinne des § 2 Z 2, für die kein CO2-Emissionswert (4)  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vorliegt, gilt Folgendes: 

 1. Liegt nur ein Kraftstoffverbrauch, aber kein CO2-Emissionswert vor, 
dann gilt bei Fahrzeugen mit Benzinmotoren oder mit Motoren für 
andere Kraftstoffarten der Kraftstoffverbrauch in Liter pro 100 Kilometer 
vervielfacht mit 25, bei Fahrzeugen mit Dieselmotoren vervielfacht mit 
28 als CO2-Emissionswert. 

 1. Liegt für Krafträder im Sinne des § 2 Z 1 kein CO2-Emissionswert vor, 
berechnet sich der Steuersatz in Prozent aus dem um 100 
Kubikzentimeter verminderten Hubraum in Kubikzentimeter 
multipliziert mit 0,02. Die errechneten Steuersätze sind auf volle 
Prozentsätze auf- bzw. abzurunden. Bei einem Hubraum von nicht mehr 
als 125 Kubikzentimeter beträgt der Steuersatz 0%. Der Höchststeuersatz 
beträgt 20%. 

 2. Liegt weder ein CO2-Emissionswert noch ein Kraftstoffverbrauchswert 
vor, wird der CO2-Emissionswert mit dem Zweifachen der Nennleistung 
des Verbrennungsmotors in Kilowatt angenommen. 

 2. Liegt für Kraftfahrzeuge im Sinne des § 2 Z 2 kein CO2-Emissionswert 
vor, gilt Folgendes: 

  a) Liegt ein Kraftstoffverbrauchswert vor, dann gilt bei Fahrzeugen mit 
Benzinmotoren oder mit Motoren für andere Kraftstoffarten der 
Kraftstoffverbrauch in Liter pro 100 Kilometer vervielfacht mit 25, 
bei Fahrzeugen mit Dieselmotoren vervielfacht mit 28 als CO2-
Emissionswert. 

  b) Liegt weder ein CO2-Emissionswert noch ein 
Kraftstoffverbrauchswert vor, wird der CO2-Emissionswert mit dem 
Zweifachen der Nennleistung des Verbrennungsmotors in Kilowatt 
angenommen. 

Wird vom Antragsteller der entsprechende CO2-Emissionswert oder 
Kraftstoffverbrauch nachgewiesen, ist dieser heranzuziehen. 

 3. Wird vom Antragsteller der entsprechende CO2-Emissionswert oder 
Kraftstoffverbrauch nachgewiesen, ist dieser heranzuziehen. 

(5) Für Fahrzeuge mit umweltfreundlichem Antriebsmotor (Hybridantrieb, 
Verwendung von Kraftstoff der Spezifikation E 85, von Methan in Form von 
Erdgas/Biogas, Flüssiggas oder Wasserstoff) vermindert sich die Steuerschuld bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2015 um höchstens 600 Euro, wobei die 
Berechnung zu keiner Steuergutschrift führen kann. 

(5) Beginnend ab 1. Jänner 2021 wird der Wert 55g in Abs. 1 jeweils um den 
Wert zwei und der Wert 115g in Abs. 2 jeweils um den Wert drei jährlich 
abgesenkt. Der Bundesminister für Finanzen hat durch Verordnung die Werte für 
diese Absenkung wie auch weitere Werte in Abs. 1 und Abs. 2 anzupassen, 
soweit die Änderung der durchschnittlichen CO2-Emissionen auf Grund der 
technischen Entwicklung und regulatorischer Vorgaben dies erfordert. Dabei 
können im Interesse ökologischer und sozialer Zielsetzungen für unterschiedliche 
Kategorien von Kraftfahrzeugen abweichende Anpassungen vorgenommen 
werden. 

(6) Bei Gebrauchtfahrzeugen, die unmittelbar aus dem übrigen 
Gemeinschaftsgebiet in das Inland gebracht werden, ist bei Vorliegen der 
Voraussetzungen die vor dem 1. März 2014 geltende Rechtslage anzuwenden. 
Die Steuer ist in der Höhe zu bemessen, die im Zeitpunkt der erstmaligen 

(6) Bei Gebrauchtfahrzeugen, die unmittelbar aus dem übrigen Unionsgebiet 
in das Inland gebracht werden, ist bei Vorliegen der Voraussetzungen die vor 
dem 1. März 2014 geltende Rechtslage anzuwenden. Die Steuer ist in der Höhe 
zu bemessen, die im Zeitpunkt der erstmaligen Zulassung des Fahrzeuges in der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zulassung des Fahrzeuges in der Europäischen Union im Inland anzuwenden 
gewesen wäre, wobei für die Bonus-Malus-Berechnung die Wertentwicklung des 
Fahrzeuges zu berücksichtigen ist. 

Europäischen Union im Inland anzuwenden gewesen wäre, wobei für die Bonus-
Malus-Berechnung die Wertentwicklung des Fahrzeuges zu berücksichtigen ist. 

(7) ... (7) ... 

Abgabenerhebung Abgabenerhebung 

§ 11. (1) Die Erhebung der Abgabe obliegt in den Fällen des § 7 Abs. 1 Z 1, 
in den Fällen des innergemeinschaftlichen Erwerbs (§ 7 Abs. 1 Z 1a) durch 
Unternehmer und der Änderung der Bemessungsgrundlage nach § 8 dem 
Finanzamt, das für die Erhebung der Umsatzsteuer des Abgabenschuldners 
zuständig ist. Der Abgabenschuldner hat spätestens am 15. Tag (Fälligkeitstag) 
des auf den Kalendermonat, in dem die Steuerschuld entstanden ist 
(Anmeldungszeitraum), zweitfolgenden Monats eine Anmeldung bei dem für die 
Einhebung der Umsatzsteuer zuständigen Finanzamt einzureichen, in der er den 
für den Anmeldungszeitraum zu entrichtenden Betrag selbst zu berechnen hat. 
Die Anmeldung gilt als Abgabenerklärung. Der Abgabenschuldner hat die 
Abgabe spätestens am Fälligkeitstag zu entrichten. 

§ 11. (1) Die Erhebung der Normverbrauchsabgabe obliegt dem Finanzamt 
Österreich. 

(2) Die Erhebung der Abgabe obliegt in den Fällen des § 7 Abs. 1 Z 1a und 
Z 2 dem Finanzamt, in dessen Amtsbereich der Steuerpflichtige seinen Sitz, 
seinen (Haupt-)Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Der 
Abgabenschuldner hat spätestens einen Monat nach der Zulassung eine 
Anmeldung (Fälligkeitstag) beim Finanzamt einzureichen, in der er den zu 
entrichtenden Betrag selbst zu berechnen hat. Die Anmeldung gilt als 
Abgabenerklärung. Der Abgabenschuldner hat die Abgabe spätestens am 
Fälligkeitstag zu entrichten. 

(2) In den Fällen des § 7 Abs. 1 Z 1, in den Fällen des 
innergemeinschaftlichen Erwerbs (§ 7 Abs. 1 Z 1a) durch Unternehmer und der 
Änderung der Bemessungsgrundlage nach § 8 hat der Abgabenschuldner 
spätestens am 15. Tag (Fälligkeitstag) des auf den Kalendermonat, in dem die 
Steuerschuld entstanden ist (Anmeldungszeitraum), zweitfolgenden Monats eine 
Anmeldung einzureichen, in der er den für den Anmeldungszeitraum zu 
entrichtenden Betrag selbst zu berechnen hat. 

(3) Ein gemäß § 201 BAO festgesetzter Abgabenbetrag hat den in den 
Abs. 1 oder 2 genannten Fälligkeitstag. 

(3) In den Fällen des § 7 Abs. 1 Z 1a (soweit nicht in Abs. 2 erfasst) und Z 2 
hat der Abgabenschuldner spätestens einen Monat nach der Zulassung 
(Fälligkeitstag) eine Anmeldung einzureichen, in der er den zu entrichtenden 
Betrag selbst zu berechnen hat. 

 (4) Die Anmeldung gilt als Abgabenerklärung. Der Abgabenschuldner hat 
die Abgabe spätestens am Fälligkeitstag zu entrichten. Ein gemäß § 201 BAO 
festgesetzter Abgabenbetrag hat den in den Abs. 2 oder 3 genannten 
Fälligkeitstag. 

Vergütung Vergütung 

§ 12. (1) … § 12. (1) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Zuständig für die Vergütung ist in den Fällen der Z 1 und 2 das 
Finanzamt, in dessen Amtsbereich der Antragsteller seinen Sitz, seinen (Haupt-)-
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat in den Fällen der Z 3 das für 
die Erhebung der Umsatzsteuer des Leistungsempfängers zuständige Finanzamt. 
Ansonsten ist jenes Finanzamt örtlich zuständig, das auf Antrag mit der Sache 
befaßt wird. Voraussetzung für die Befreiung ist die Bekanntgabe der 
Fahrgestellnummer (der Fahrzeugidentifizierungsnummer) und die Sperre des 
Fahrzeuges in der Genehmigungsdatenbank nach § 30a KFG 1967. 

(2) Voraussetzung für die Befreiung ist die Bekanntgabe der 
Fahrgestellnummer (der Fahrzeugidentifizierungsnummer) und die Sperre des 
Fahrzeuges in der Genehmigungsdatenbank nach § 30a KFG 1967. 

(3) Der Antrag kann binnen fünf Jahren ab der Verwirklichung des 
Vergütungstatbestandes gestellt werden. 

(3) Der Antrag kann binnen fünf Jahren ab der Verwirklichung des 
Vergütungstatbestandes beim Finanzamt Österreich gestellt werden. 

§ 12a. (1) … § 12a. (1) … 

(2) Zuständig für die Vergütung ist jenes Finanzamt, das für die Erhebung 
der Umsatzsteuer des Antragstellers zuständig ist oder wäre. 

(2) Der Antrag kann binnen fünf Jahren ab der Verwirklichung des 
Vergütungstatbestandes beim Finanzamt Österreich gestellt werden. 

(3) Der Antrag kann binnen fünf Jahren ab der Verwirklichung des 
Vergütungstatbestandes gestellt werden. 

 

Mitwirkung anderer Behörden Mitwirkung anderer Behörden 

§ 13. (1) Bei der Zulassung zum Verkehr im Inland hat die Zulassungsstelle 
zu überprüfen, ob gegen die Zulassung steuerliche Bedenken bestehen. Liegen 
derartige steuerliche Bedenken vor, so hat der Zulassungswerber gegenüber dem 
Finanzamt nachzuweisen, dass die Normverbrauchsabgabe entrichtet worden ist 
und keine Vergütung gemäß § 12 oder § 12a stattgefunden hat. 

§ 13. (1) Bei der Zulassung zum Verkehr im Inland hat die Zulassungsstelle 
zu überprüfen, ob gegen die Zulassung steuerliche Bedenken bestehen. Liegen 
derartige steuerliche Bedenken vor, so hat der Zulassungswerber nachzuweisen, 
dass die Normverbrauchsabgabe entrichtet worden ist und keine Vergütung 
gemäß § 12 oder § 12a stattgefunden hat. 

(2) Kann der Zulassungswerber die steuerlichen Bedenken nicht ausräumen, 
so hat er den Betrag in Höhe der voraussichtlichen Normverbrauchsabgabe zu 
entrichten. Wird das Fahrzeug nicht im Inland zum Verkehr zugelassen, so ist die 
entrichtete Normverbrauchsabgabe vom Finanzamt zu erstatten. 

(2) Kann der Zulassungswerber die steuerlichen Bedenken nicht ausräumen, 
so hat er den Betrag in Höhe der voraussichtlichen Normverbrauchsabgabe zu 
entrichten. Wird das Fahrzeug nicht im Inland zum Verkehr zugelassen, so ist die 
entrichtete Normverbrauchsabgabe zu erstatten. 

Ist der Vorgang gemäß § 3 Z 4 lit. c befreit, darf eine Zulassung nur dann 
vorgenommen werden, wenn eine Bescheinigung des Bundesministeriums für 
europäische und internationale Angelegenheiten vorliegt, dass das Kraftfahrzeug 
von der Normverbrauchsabgabe befreit ist. 

Ist der Vorgang gemäß § 3 Z 4 lit. c befreit, darf eine Zulassung nur dann 
vorgenommen werden, wenn eine Bescheinigung des Bundesministeriums für 
europäische und internationale Angelegenheiten vorliegt, dass das Kraftfahrzeug 
von der Normverbrauchsabgabe befreit ist. 

(3) Die Abgabenbehörden sind berechtigt zu überprüfen, ob für im Inland 
nicht zugelassene Fahrzeuge die Steuerpflicht gemäß § 1 Z 3 entstanden ist. 
Soweit Organe der Zollbehörden Maßnahmen im Sinne dieses Absatzes setzen, 
ist ihr Handeln dem zuständigen Finanzamt zuzurechnen. 

(3) Das Finanzamt Österreich ist berechtigt zu überprüfen, ob für im Inland 
nicht zugelassene Kraftfahrzeuge die Steuerpflicht gemäß § 1 Z 3 entstanden ist. 
Soweit Organe des Zollamts Österreich oder des Amts für Betrugsbekämpfung 
Maßnahmen im Sinne dieses Absatzes setzen, ist ihr Handeln dem Finanzamt 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Österreich zuzurechnen. 

Inkrafttreten, Übergangsregelungen Inkrafttreten, Übergangsregelungen 

§ 15. (1) bis (17) ... § 15. (1) bis (17) ... 

 (18) § 6 Abs. 1 bis 5, § 11, § 12 Abs. 2 und Abs. 3, § 12a Abs. 2 samt Entfall 
des Abs. 3, § 13 Abs. 1 bis Abs. 3 und § 16 erster Satz, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, sind auf Vorgänge nach dem 
31. Dezember 2019 anzuwenden.  

 (19) § 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 89/2017 ist auch 
nach dem 31. Dezember 2019 weiterhin auf Kraftfahrzeuge anzuwenden, die im 
übrigen Unionsgebiet vor dem 1. Jänner 2020 zugelassen waren. Dies gilt weiters 
für Vorgänge gemäß § 1 Z 4 betreffend Kraftfahrzeuge, die bereits vor dem 
1. Jänner 2020 im Inland zugelassen waren, aber nicht der 
Normverbrauchsabgabe unterlagen oder befreit waren.  

 (20) Auf Kraftfahrzeuge, für die ein unwiderruflicher schriftlicher 
Kaufvertrag vor dem 1. Dezember 2019 abgeschlossen wurde und deren 
Lieferung gemäß § 1 Z 1 oder deren innergemeinschaftlicher Erwerb gemäß § 1 
Z 2 vor dem 1. Juni 2020 erfolgt, kann die bis zum 31. Dezember 2019 geltende 
Rechtslage angewendet werden. 

 (21) Auf Kraftfahrzeuge, deren CO2-Emissionen auch nach dem 
31. Dezember 2019 ausschließlich nach dem Neuen Europäischen Fahrzyklus 
(„NEFZ“) gemäß der Verordnung (EG) Nr. 692/2008 zur Durchführung und 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 über die Typgenehmigung von 
Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten Personenkraftwagen 
und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und 
Wartungsinformationen für Fahrzeuge, ABl. Nr. L 199 vom 28.07.2008, S. 1 zu 
ermitteln sind (sogenannte „auslaufende Serien“), findet § 6 Abs. 2 und 3 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 89/2017 weiterhin Anwendung. 

Vollziehung Vollziehung 

§ 16. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Finanzen, hinsichtlich des § 6 Abs. 5 erster und zweiter Satz sowie des ersten 
Halbsatzes des vierten Satzes der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie, hinsichtlich des § 13 der Bundesminister für Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie, und hinsichtlich des § 3 Z 4 lit. c der Bundesminister für Finanzen 

§ 16. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Finanzen, hinsichtlich des § 13 der Bundesminister für Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie, und hinsichtlich des § 3 Z 4 lit. c der Bundesminister für Finanzen 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten 
betraut. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten 
betraut. 

Artikel 13 
Änderung des Kommunalsteuergesetzes 1993 

Artikel 13 
Änderung des Kommunalsteuergesetzes 1993 

Örtliche Zuständigkeit des Finanzamtes Zuständigkeit des Finanzamtes 

§ 13. (1) Für die Zerlegung und Zuteilung der Bemessungsgrundlage ist das 
Finanzamt örtlich zuständig, in dessen Bereich sich die Unternehmensleitung 
befindet. 

§ 13. Die Zerlegung und Zuteilung der Bemessungsgrundlage ist von dem 
für die Erhebung der Lohnsteuer zuständigen Finanzamt durchzuführen. 

(2) Ist diese im Ausland, ist das Finanzamt örtlich zuständig, in dessen 
Bereich sich die wirtschaftlich bedeutendste inländische Betriebsstätte des 
ausländischen Unternehmers befindet; für Wanderunternehmen ist die 
(voraussichtlich) längste inländische Betriebsdauer maßgebend, bei gleich langer 
Dauer die zuletzt ausgeübte unternehmerische Tätigkeit. 

 

Kommunalsteuerprüfung Kommunalsteuerprüfung 

§ 14. (1) Die Prüfung der für Zwecke der Kommunalsteuer zu führenden 
Aufzeichnungen (Kommunalsteuerprüfung) obliegt dem Finanzamt der 
Betriebsstätte (§ 81 EStG 1988). Es hat sich für die Durchführung der Prüfung 
des Prüfdienstes für lohnabhängige Abgaben und Beiträge gemäß dem 
Bundesgesetz über die Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge zu 
bedienen. 

§ 14. (1) Die Prüfung der für Zwecke der Kommunalsteuer zu führenden 
Aufzeichnungen (Kommunalsteuerprüfung) obliegt für die Erhebung der 
Lohnsteuer zuständigen Finanzamt. Es hat sich für die Durchführung der Prüfung 
des Prüfdienstes für lohnabhängige Abgaben und Beiträge gemäß dem 
Bundesgesetz über die Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge zu 
bedienen. 

(2) Die Gemeinden haben den Finanzämtern (§ 81 EStG 1988) und den 
Krankenversicherungsträgern (§ 23 Abs. 1 ASVG) alle für die Erhebung der 
Kommunalsteuer bedeutsamen Daten zur Verfügung zu stellen. Diese Daten 
dürfen nur in der Art und dem Umfang verwendet werden, als dies zur 
Wahrnehmung der gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesentliche 
Voraussetzung ist. Die Verwendung nicht notwendiger Daten (Ballastwissen, 
Überschusswissen) ist unzulässig. Daten, die mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit nicht mehr benötigt werden, sind möglichst rasch zu löschen. 

(2) Die Gemeinden haben den Finanzämtern und den 
Krankenversicherungsträgern (§ 23 Abs. 1 ASVG) alle für die Erhebung der 
Kommunalsteuer bedeutsamen Daten zur Verfügung zu stellen. Diese Daten 
dürfen nur in der Art und dem Umfang verwendet werden, als dies zur 
Wahrnehmung der gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesentliche 
Voraussetzung ist. Die Verwendung nicht notwendiger Daten (Ballastwissen, 
Überschusswissen) ist unzulässig. Daten, die mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit nicht mehr benötigt werden, sind möglichst rasch zu löschen. 

(3) Der Aufwand für die Kommunalsteuerprüfung ist bei Prüfungen durch 
das Finanzamt vom Bund, bei Prüfungen durch den Krankenversicherungsträger 
vom Krankenversicherungsträger zu tragen. 

(3) Der Bund trägt die Kosten für die Kommunalsteuerprüfung im Sinne 
dieser Bestimmung.  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 16. (1) bis (15) … § 16. (1) bis (15) … 

 (16) § 13 und § 14 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 
treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 14 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

Artikel 14 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

§ 2. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten, soweit sie hierauf 
nicht unmittelbar anwendbar sind und nicht anderes bestimmt ist, sinngemäß in 
Angelegenheiten 

§ 2. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten, soweit sie hierauf 
nicht unmittelbar anwendbar sind und nicht anderes bestimmt ist, sinngemäß in 
Angelegenheiten 

 a) …  a) … 

 b) des Tabak-, Salz- und Alkoholmonopols, soweit die Abgabenbehörden 
des Bundes nach den diese Monopole regelnden Vorschriften 
behördliche Aufgaben zu besorgen haben; 

 b) des Tabakmonopols, soweit Abgabenbehörden des Bundes aufgrund 
des Tabakmonopolgesetzes 1996, BGBl. Nr. 830/1995, behördliche 
Aufgaben zu besorgen haben; 

 c) …  c) … 

§ 3. (1) und (2) … § 3. (1) und (2) … 

(3) Abgabenvorschriften im Sinn dieses Bundesgesetzes sind die 
Bundesabgabenordnung sowie alle Abgaben im Sinn des Abs. 1 und Monopole 
(§ 2 lit. b) regelnden oder sichernden 

(3) Abgabenvorschriften im Sinn dieses Bundesgesetzes sind die 
Bundesabgabenordnung sowie alle Abgaben im Sinn des Abs. 1 und das 
Tabakmonopol (§ 2 lit. b) regelnden oder sichernden 

 a) bis d) …  a) bis d) … 

 (3a) Sieht dieses Bundesgesetz eine abweichende Bestimmung für Landes- 
oder Gemeindeabgaben vor, dann bezieht sich die Abweichung nur auf Landes- 
oder Gemeindeabgaben, die nicht von einer Abgabenbehörde des Bundes (§ 49) 
erhoben werden. 

(4) bis (6) ... (4) bis (6) ... 

A. Entstehung des Abgabenanspruches. A. Entstehung des Abgabenanspruches. 

§ 4. (1) ... § 4. (1) ... 

(2) Der Abgabenanspruch entsteht insbesondere (2) Der Abgabenanspruch entsteht insbesondere 

 a) …  a) … 

 c) bei der Vermögensteuer und bei sonstigen jährlich wiederkehrend zu 
entrichtenden Abgaben und Beiträgen mit dem Beginn des 

 c) bei der sonstigen jährlich wiederkehrend zu entrichtenden Abgaben und 
Beiträgen mit dem Beginn des Kalenderjahres, für das die Abgabe (der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kalenderjahres, für das die Abgabe (der Beitrag) erhoben wird. Beitrag) erhoben wird. 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 

§ 48b. (1) Die Abgabenbehörden sind verpflichtet, von ihnen aufgegriffene 
Umstände über Personen, die unter § 4 Abs. 4 oder 5 ASVG fallen könnten, im 
Wege des Austausches von Nachrichten für Zwecke der Durchführung des 
Versicherungs-, Melde- und Beitragswesens den örtlich zuständigen 
Gebietskrankenkassen mitzuteilen. 

§ 48b. (1) Die Abgabenbehörden sind verpflichtet, von ihnen aufgegriffene 
Umstände über Personen, die unter § 4 Abs. 4 ASVG fallen könnten, im Wege 
des Austausches von Nachrichten für Zwecke der Durchführung des 
Versicherungs-, Melde- und Beitragswesens den örtlich zuständigen 
Gebietskrankenkassen mitzuteilen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 48f. (1) … § 48f. (1) … 

(2) Soweit personenbezogene Daten in einem Akt enthalten sind, besteht für 
die betroffene Person das Recht auf Auskunft gemäß Art. 15 DSGVO 
ausschließlich nach Maßgabe des § 90. Für das Verfahren der Einsicht- oder 
Abschriftnahme (einschließlich deren Verweigerung) gelten die Regelungen 
dieses Bundesgesetzes. 

(2) Soweit personenbezogene Daten in einem Akt enthalten sind, besteht für 
die betroffene Person das Recht auf Auskunft gemäß Art. 15 DSGVO 
ausschließlich nach Maßgabe der §§ 90 und 90a. Für das Verfahren der Einsicht- 
oder Abschriftnahme (einschließlich deren Verweigerung) gelten die Regelungen 
dieses Bundesgesetzes. 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 

§ 90a. (1) Soweit durch Verordnung zugelassen, kann die Abgabenbehörde 
Akteneinsicht (§ 90) auch in automationsunterstützter Form gestatten. Diese 
Akteneinsicht ist so zu ermöglichen, daß die Partei sowie die in den §§ 80 ff 
bezeichneten Vertreter auf Antrag der Partei berechtigt werden, Daten dieser 
Partei im Wege einer automationsunterstützten Datenübertragung mit einem 
Datenendgerät abzufragen und auszugeben. 

§ 90a. (1) Soweit durch Verordnung zugelassen, kann die Abgabenbehörde 
der Partei sowie den in den §§ 80 ff bezeichneten Vertretern ermöglichen, 
personenbezogene Daten dieser Partei aus Akten oder Aktenteilen im Wege 
automationsunterstützter Datenübertragung abzufragen. Bei der Ausgestaltung 
dieser Abfragemöglichkeit sind die in § 48e Abs. 1 Z 1 bis 6, § 90 Abs. 2 und 
Art. 15 Abs. 4 DSGVO angeführten Beschränkungen unter sinngemäßer 
Anwendung zu beachten. 

(2) Die Bewilligung zur Abfrage darf nur unter dem Vorbehalt des 
Widerrufs erteilt werden und kann mit Bedingungen und Auflagen, die der 
Datensicherheit dienen, verbunden werden. Die Bewilligung ist zu widerrufen, 
wenn sich die tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse geändert haben, die für 
die Erteilung der Bewilligung maßgebend gewesen sind, oder wenn das 
Vorhandensein dieser Verhältnisse zu Unrecht angenommen worden ist. 

(2) Von der gemäß Abs. 1 einem Vertreter eingeräumten Möglichkeit zur 
Abfrage von personenbezogenen Daten der Partei ist die Partei ungeachtet einer 
Zustellungsbevollmächtigung umgehend zu verständigen. Dem Vertreter ist die 
gemäß Abs. 1 eingeräumte Möglichkeit zur Abfrage von personenbezogenen 
Daten der Partei dann unverzüglich zu verwehren, wenn die erforderliche 
Vertretungsbefugnis nicht (mehr) vorhanden ist oder Zweifel über deren Inhalt, 
Umfang oder Bestand aufkommen. 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 

§ 90b. Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt abweichend von § 90a 
Folgendes: 

§ 90b. Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes: 

Nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten kann Akteneinsicht Nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten kann Akteneinsicht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(§ 90) auch im Weg automationsunterstützter Datenverarbeitung gestattet werden. (§ 90) auch im Weg automationsunterstützter Datenverarbeitung gestattet werden. 

§ 96. Alle schriftlichen Ausfertigungen der Abgabenbehörden müssen die 
Bezeichnung der Behörde enthalten sowie mit Datum und mit der Unterschrift 
dessen versehen sein, der die Erledigung genehmigt hat. An die Stelle der 
Unterschrift des Genehmigenden kann, soweit nicht in Abgabenvorschriften die 
eigenhändige Unterfertigung angeordnet ist, die Beglaubigung treten, daß die 
Ausfertigung mit der genehmigten Erledigung des betreffenden Geschäftsstückes 
übereinstimmt und das Geschäftsstück die eigenhändig beigesetzte Genehmigung 
aufweist. Ausfertigungen, die mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung 
erstellt werden, bedürfen weder einer Unterschrift noch einer Beglaubigung und 
gelten, wenn sie weder eine Unterschrift noch eine Beglaubigung aufweisen, als 
durch den Leiter der auf der Ausfertigung bezeichneten Abgabenbehörde 
genehmigt. 

§ 96. (1) Alle schriftlichen Ausfertigungen der Abgabenbehörden müssen 
die Bezeichnung der Behörde enthalten sowie mit Datum und mit der Unterschrift 
dessen versehen sein, der die Erledigung genehmigt hat. An die Stelle der 
Unterschrift des Genehmigenden kann, soweit nicht in Abgabenvorschriften die 
eigenhändige Unterfertigung angeordnet ist, die Beglaubigung treten, dass die 
Ausfertigung mit der genehmigten Erledigung des betreffenden Geschäftsstückes 
übereinstimmt und das Geschäftsstück die eigenhändig beigesetzte Genehmigung 
aufweist. 

 (2) Ausfertigungen, die mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung 
erstellt werden, wozu jedenfalls auch Ausfertigungen in Form von mit einer 
Amtssignatur gemäß § 19 E-Government-Gesetz versehenen elektronischen 
Dokumenten zählen, bedürfen weder einer Unterschrift noch einer Beglaubigung 
und gelten, wenn sie weder eine Unterschrift noch eine Beglaubigung aufweisen, 
als durch den Leiter der auf der Ausfertigung bezeichneten Abgabenbehörde 
genehmigt. Ausfertigungen in Form von Ausdrucken von mit einer Amtssignatur 
versehenen elektronischen Dokumenten oder von Kopien solcher Ausdrucke 
brauchen keine weiteren Voraussetzungen erfüllen.“ 

§ 97. (1) und (2) … § 97. (1) und (2) … 

(3) An Stelle der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung einer 
behördlichen Erledigung kann deren Inhalt auch telegraphisch oder fernschriftlich 
mitgeteilt werden. Darüber hinaus kann durch Verordnung des Bundesministers 
für Finanzen die Mitteilung des Inhalts von Erledigungen auch im Wege 
automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch 
möglichen Weise vorgesehen werden, wobei zugelassen werden kann, daß sich 
die Behörde einer bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder 
privatrechtlichen Übermittlungsstelle bedienen darf. In der Verordnung sind 
technische oder organisatorische Maßnahmen festzulegen, die gewährleisten, daß 
die Mitteilung in einer dem Stand der Technik entsprechenden sicheren und 
nachprüfbaren Weise erfolgt und den Erfordernissen des Datenschutzes genügt. 
Der Empfänger trägt die Verantwortung für die Datensicherheit des mitgeteilten 

(3) An Stelle der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung einer 
behördlichen Erledigung kann deren Inhalt auch telegraphisch oder fernschriftlich 
mitgeteilt werden. Darüber hinaus kann durch Verordnung des Bundesministers 
für Finanzen die Mitteilung des Inhalts von Erledigungen auch im Wege 
automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch 
möglichen Weise vorgesehen werden, wobei zugelassen werden kann, daß sich 
die Behörde einer bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder 
privatrechtlichen Übermittlungsstelle bedienen darf. In der Verordnung sind 
technische oder organisatorische Maßnahmen festzulegen, die gewährleisten, daß 
die Mitteilung in einer dem Stand der Technik entsprechenden sicheren und 
nachprüfbaren Weise erfolgt und den Erfordernissen des Datenschutzes genügt. 
Der Empfänger trägt die Verantwortung für die Datensicherheit des mitgeteilten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Inhalts der Erledigung. § 96 letzter Satz gilt sinngemäß. Inhalts der Erledigung. § 96 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

§ 97a. Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt abweichend von § 97 Abs. 3 
Folgendes: 

§ 97a. Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt abweichend von § 97 Abs. 3 
Folgendes: 

 1. Schriftliche Erledigungen können im Weg automationsunterstützter 
Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise dann 
übermittelt werden, wenn die Partei (§ 78) dieser Übermittlungsart 
ausdrücklich zugestimmt hat. Mit der Zustimmung übernimmt der 
Empfänger auch die Verantwortung für die Datensicherheit des 
mitgeteilten Inhalts der Erledigung. § 96 letzter Satz gilt sinngemäß. 

 1. Schriftliche Erledigungen können im Weg automationsunterstützter 
Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise dann 
übermittelt werden, wenn die Partei (§ 78) dieser Übermittlungsart 
ausdrücklich zugestimmt hat. Mit der Zustimmung übernimmt der 
Empfänger auch die Verantwortung für die Datensicherheit des 
mitgeteilten Inhalts der Erledigung. § 96 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

 2. Eine Übermittlung im Weg automationsunterstützter Datenübertragung 
oder in jeder anderen technischen Form ist weiters zulässig, wenn die 
Partei ein Anbringen in derselben Art eingebracht und dieser 
Übermittlungsart nicht gegenüber der Behörde ausdrücklich 
widersprochen hat, sofern die Übermittlung spätestens zwei Werktage 
nach Einlangen des Anbringens erfolgt. § 96 letzter Satz gilt sinngemäß. 

 2. Eine Übermittlung im Weg automationsunterstützter Datenübertragung 
oder in jeder anderen technischen Form ist weiters zulässig, wenn die 
Partei ein Anbringen in derselben Art eingebracht und dieser 
Übermittlungsart nicht gegenüber der Behörde ausdrücklich 
widersprochen hat, sofern die Übermittlung spätestens zwei Werktage 
nach Einlangen des Anbringens erfolgt. § 96 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

Antrag auf begleitende Kontrolle Antrag auf begleitende Kontrolle 

§ 153b. (1) und (3) … § 153b. (1) und (3) … 

(4) Der Antrag kann unter folgenden Voraussetzungen gestellt werden: (4) Der Antrag kann unter folgenden Voraussetzungen gestellt werden: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Es liegt ein Gutachten eines Wirtschaftsprüfers oder Steuerberaters vor, 
dass jeder im Antrag angeführte Unternehmer ein Steuerkontrollsystem 
gemäß Abs. 6 eingerichtet hat oder für den Kontrollverbund insgesamt 
ein Steuerkontrollsystem gemäß Abs. 6 eingerichtet ist. 

 4. Es liegt ein Gutachten eines Wirtschaftsprüfers oder Steuerberaters vor, 
dass jeder im Antrag angeführte Unternehmer bzw. die antragstellende 
Privatstiftung von einem Steuerkontrollsystem gemäß Abs. 6 erfasst ist. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 

H. Behandlung von Kleinbeträgen. H. Behandlung von Kleinbeträgen. 

§ 242. (1) Abgabenbeträge unter 20 Euro sind nicht zu vollstrecken. Dies gilt 
nicht für Abgaben, die in Wertzeichen (Stempelmarken) zu entrichten sind, und 
für die zu diesen zu erhebenden Nebenansprüche. 

§ 242. (1) Abgabenbeträge unter 20 Euro sind nicht zu vollstrecken. Dies gilt 
nicht für Abgaben, die in Wertzeichen zu entrichten sind, und für die zu diesen zu 
erhebenden Nebenansprüche. 

(2) ... (2) ... 

§ 242a. (1) Für Gemeindeabgaben gilt Folgendes: Abweichend von § 242 
Abs. 1 erster Satz sind Abgabenbeträge unter fünf Euro nicht zu vollstrecken. 

§ 242a.  

(2) Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes: Guthaben (§ 215) Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt Folgendes: Guthaben (§ 215) unter fünf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
unter fünf Euro sind nicht zurückzuzahlen. Dies gilt sinngemäß für 
Rückzahlungen gemäß § 240 Abs. 3 und § 241. 

Euro sind nicht zurückzuzahlen. Dies gilt sinngemäß für Rückzahlungen gemäß 
§ 240 Abs. 3 und § 241. 

§ 323. (1) bis (54) … § 323. (1) bis (54) … 

(55) 1. ... (55) 1. ... 

 2. Für Unternehmer, die am 31. Dezember 2018 am Pilotprojekt 
„Horizontal Monitoring“ teilgenommen und bis zum 30. Juni 2019 einen 
Antrag gemäß § 153b gestellt haben, ist das Pilotprojekt so lange 
fortzusetzen, bis die lückenlose Überführung in die begleitende Kontrolle 
gewährleistet ist, falls im Zeitpunkt der Antragstellung alle 
Voraussetzungen der §§ 153a bis 153g vorliegen; das Erfüllen der 
Voraussetzung des § 153b Abs. 4 Z 3 ist nicht erforderlich. 

 2. Für Unternehmer, die am 31. Dezember 2018 am Pilotprojekt 
„Horizontal Monitoring“ teilgenommen und bis zum 30. Juni 2019 einen 
Antrag gemäß § 153b gestellt haben, ist das Pilotprojekt so lange 
fortzusetzen, bis die lückenlose Überführung in die begleitende Kontrolle 
gewährleistet ist, falls im Zeitpunkt der Antragstellung alle 
Voraussetzungen der §§ 153a bis 153g vorliegen; das Erfüllen der 
Voraussetzung des § 153b Abs. 4 Z 3 ist nicht erforderlich.Das gilt für 
Privatstiftungen im Sinn des § 153b Abs. 1 Z 2 sinngemäß, wenn 
mindestens eine antragstellende Privatstiftung die Voraussetzung des 
§ 153b Abs. 2 erster Satz erfüllt und der Antrag gemäß § 153b bis zum 
31. Dezember 2019 gestellt worden ist. 

 3. …  3. … 

(56) bis (62) … (56) bis (62) … 

 (64) § 48f Abs. 2, § 90a und § 90b, jeweils in der Fassung des BGBl. I 
Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. Alle gemäß § 90a Abs. 2 in der 
Fassung vor dem BGBl. I Nr. xx/2019 erlassenen Bewilligungsbescheide sind mit 
Ablauf des 31. Dezember 2019 aufgehoben. 

Artikel 15 
Änderung des Bundesfinanzgerichtsgesetzes 

Artikel 15 
Änderung des Bundesfinanzgerichtsgesetzes 

Zuständigkeit des Bundesfinanzgerichtes Zuständigkeit des Bundesfinanzgerichtes 

§ 1. (1) ... § 1. (1) ... 

(2) Abgabenbehörden des Bundes sind ausschließlich:  

 1. Bundesministerium für Finanzen,  

 2. Finanzämter und  

 3. Zollämter.  

(3) … (3) … 
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Geschäftsverteilungsausschuss Geschäftsverteilungsausschuss 

§ 9. (1) und (2) ... § 9. (1) und (2) ... 

(3) Der Geschäftsverteilungsausschuss besteht aus der Präsidentin oder dem 
Präsidenten, der Vizepräsidentin oder dem Vizepräsidenten sowie weiteren 13 
von der Vollversammlung aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern 
(Wahlmitglieder). 

(3) Der Geschäftsverteilungsausschuss besteht aus der Präsidentin oder dem 
Präsidenten, der Vizepräsidentin oder dem Vizepräsidenten sowie weiteren fünf 
von der Vollversammlung aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern 
(Wahlmitglieder). 

(4) bis (9) ... (4) bis (9) ... 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 27. (1) bis (3) ... § 27. (1) bis (3) ... 

 (5) § 9 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 ist 
erstmals auf jene Periode des Geschäftsverteilungsausschusses anzuwenden, die 
im Jahr 2019 beginnt. 

 (6) § 1 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 tritt 
mit 1. Jänner 2020 außer Kraft. 

Artikel 16 
Änderung des EU-Amtshilfegesetzes 

Artikel 16 
Änderung des EU-Amtshilfegesetzes 

Anwendungsbereich und anzuwendendes Recht Anwendungsbereich und anzuwendendes Recht 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die Durchführung der Amtshilfe 
zwischen Österreich und den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(Mitgliedstaaten) beim Austausch von Informationen, die für die Anwendung und 
Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts der Mitgliedstaaten über die in Abs. 2 
genannten Steuern auf Grund der Richtlinie 2011/16/EU über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur 
Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG, ABl. Nr. L 64 vom 11.03.2011 S. 1, 
zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2016/2258, ABl. Nr. L 342 vom 
16.12.2016 S. 1 (im Folgenden: Amtshilferichtlinie), voraussichtlich erheblich 
sind. Soweit in diesem Bundesgesetz, ausgenommen in § 4 Abs. 6, auf 
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden. 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die Durchführung der Amtshilfe 
zwischen Österreich und den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(Mitgliedstaaten) beim Austausch von Informationen, die für die Anwendung und 
Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts der Mitgliedstaaten über die in Abs. 2 
genannten Steuern auf Grund der Richtlinie 2011/16/EU über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur 
Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG, ABl. Nr. L 64 vom 11.03.2011 S. 1, 
zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2018/822, ABl. Nr. L 139 vom 
05.06.2018 S. 1 (im Folgenden: Amtshilferichtlinie), voraussichtlich erheblich 
sind. Soweit in diesem Bundesgesetz, ausgenommen in § 4 Abs. 6, auf 
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
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Automatischer Informationsaustausch Automatischer Informationsaustausch 

§ 7. (1) bis (5) … § 7. (1) bis (5) … 

 (6) Die Durchführung des durch die Richtlinie (EU) 2018/822 zur Änderung 
der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen 
Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung, ABl. Nr. L 139 vom 
05.06.2018, eingeführten verpflichtenden automatischen Informationsaustausch 
im Bereich der Besteuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende 
Gestaltungen richtet sich nach den Bestimmungen des EU-Meldepflichtgesetzes – 
EU-MPfG, BGBl. I Nr. xx/2019. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 22. (1) bis (3) … § 22. (1) bis (3) … 

 (4) § 1 Abs. 1 und § 7 Abs. 6 treten mit 1. Juli 2020 in Kraft. 

Artikel 17 
Änderung des Amtshilfe-Durchführungsgesetzes 

Artikel 17 
Änderung des Amtshilfe-Durchführungsgesetzes 

§ 2. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, richtet 
sich der Umfang der auf Grund von Gemeinschaftsrecht, 
Doppelbesteuerungsabkommen, anderen völkerrechtlichen Verträgen oder 
sonstigen innerstaatlichen oder im Verhältnis zu ausländischen Gebieten 
anzuwendenden Rechtsgrundlagen zu leistenden verwaltungsbehördlichen 
Amtshilfe nach den Bestimmungen dieser Normen und nach den inländischen 
Abgaben- und sonstigen maßgeblichen Rechtsvorschriften. Im Rahmen der 
anzuwendenden Vorschriften sind die in Erfüllung eines ausländischen 
Amtshilfeersuchens erforderlichen Erhebungsmaßnahmen in gleicher Weise 
vorzunehmen, als ob es sich bei den ausländischen Abgaben um inländische 
handelte. Die Erhebungsmaßnahmen gelten als abgabenbehördliche Maßnahmen 
zur Durchführung der Abgabenvorschriften im Sinn des § 49 Abs. 2 der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961. 

§ 2. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, richtet 
sich der Umfang der auf Grund von Unionsrecht, Doppelbesteuerungsabkommen, 
anderen völkerrechtlichen Verträgen oder sonstigen innerstaatlichen oder im 
Verhältnis zu ausländischen Gebieten anzuwendenden Rechtsgrundlagen zu 
leistenden verwaltungsbehördlichen Amtshilfe nach den Bestimmungen dieser 
Normen und nach den inländischen Abgaben- und sonstigen maßgeblichen 
Rechtsvorschriften. Im Rahmen der anzuwendenden Vorschriften sind die in 
Erfüllung eines ausländischen Amtshilfeersuchens erforderlichen 
Erhebungsmaßnahmen in gleicher Weise vorzunehmen, als ob es sich bei den 
ausländischen Abgaben um inländische handelte. Die Erhebungsmaßnahmen 
gelten als abgabenbehördliche Maßnahmen zur Durchführung der 
Abgabenvorschriften im Sinn des § 3 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung, BGBl. 
Nr. 194/1961. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
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Artikel 18 
Änderung des Alkoholsteuergesetzes 

Artikel 18 
Änderung des Alkoholsteuergesetzes 

Steuergebiet, Steuergegenstand, sonstige Begriffsbestimmungen Steuergebiet, Steuergegenstand, sonstige Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) und (2) … § 1. (1) und (2) … 

(3) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist oder sind (3) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist oder sind 

 1.  …  1.  … 

 2. Zollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des 
Zollkodex der Union (ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der 
Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90); 

 2. Zollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des 
Zollkodex der Union (ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1), in der 
jeweils geltenden Fassung; 

 3. bis 8. …  3. bis 8. … 

 (4) Für die Erhebung der Alkoholsteuer ist das Zollamt Österreich zuständig. 

(6) bis (9) … (6) bis (9) … 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Aufnahme in Steuerlager im 
Steuergebiet 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Aufnahme in Steuerlager im 
Steuergebiet 

§ 5. (1) Die Steuer wird auf Antrag erstattet oder vergütet, wenn ein 
Erzeugnis in ein Alkohollager aufgenommen wurde und dem Zollamt, in dessen 
Bereich sich das Alkohollager befindet, nachgewiesen wird, daß 

§ 5. (1) Die Steuer wird auf Antrag erstattet oder vergütet, wenn ein 
Erzeugnis in ein Alkohollager aufgenommen wurde und dem Zollamt Österreich 
nachgewiesen wird, daß 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Steuervergütung in besonderen Fällen Steuervergütung in besonderen Fällen 

§ 6. (1) Die Vergütung der Steuer für nachweislich mit dem Regelsatz 
belastete 

§ 6. (1) Die Vergütung der Steuer für nachweislich mit dem Regelsatz 
belastete 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

ist vom Inhaber eines Betriebes, der diese Erzeugnisse hergestellt hat, bei dem 
Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb befindet, schriftlich zu beantragen. 

ist vom Inhaber eines Betriebes, der diese Erzeugnisse hergestellt hat, beim 
Zollamt Österreich schriftlich zu beantragen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 7. (1) Die Vergütung der Steuer gemäß § 6 ist für alle Waren nach der 
Sortimentliste zu beantragen, die innerhalb von drei Monaten 
(Entlastungsabschnitt) hergestellt und aus dem Betrieb weggebracht worden sind. 
Der Antragsteller hat den Antrag dem Zollamt bis zum Ende des zweiten auf den 

§ 7. (1) Die Vergütung der Steuer gemäß § 6 ist für alle Waren nach der 
Sortimentliste zu beantragen, die innerhalb von drei Monaten 
(Entlastungsabschnitt) hergestellt und aus dem Betrieb weggebracht worden sind. 
Der Antragsteller hat den Antrag dem Zollamt Österreich bis zum Ende des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Entlastungsabschnitt folgenden Monats zu übermitteln, alle für die Bemessung 
der Vergütung erforderlichen Angaben zu machen und den Vergütungsbetrag 
selbst zu berechnen. 

zweiten auf den Entlastungsabschnitt folgenden Monats zu übermitteln, alle für 
die Bemessung der Vergütung erforderlichen Angaben zu machen und den 
Vergütungsbetrag selbst zu berechnen. 

(2) Der Antragsteller hat als Nachweis der Versteuerung zum Regelsatz 
entsprechende Erklärungen seines Lieferers als Hersteller oder Steuerschuldner 
beizubringen. Das Zollamt kann weitere Nachweise verlangen. 

(2) Der Antragsteller hat als Nachweis der Versteuerung zum Regelsatz 
entsprechende Erklärungen seines Lieferers als Hersteller oder Steuerschuldner 
beizubringen. Das Zollamt Österreich kann weitere Nachweise verlangen. 

(3) Das Zollamt kann auf Antrag den Entlastungsabschnitt bis auf ein 
Kalenderjahr verlängern oder bis auf ein Kalendermonat verkürzen. 

(3) Das Zollamt Österreich kann auf Antrag den Entlastungsabschnitt bis auf 
ein Kalenderjahr verlängern oder bis auf ein Kalendermonat verkürzen. 

(4) … (4) … 

Entstehen der Steuerschuld Entstehen der Steuerschuld 

§ 8. (1) und (2) … § 8. (1) und (2) … 

(3) Die Steuerschuld entsteht nicht, wenn der Alkohol auf Grund seiner 
Beschaffenheit oder in Folge unvorhersehbarer Ereignisse oder höherer Gewalt 
vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen ist. Alkohol gilt 
dann als vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen, wenn er 
als solches nicht mehr genutzt werden kann. Die vollständige Zerstörung sowie 
der unwiederbringliche Verlust des Alkohols sind dem Zollamt nachzuweisen. 

(3) Die Steuerschuld entsteht nicht, wenn der Alkohol auf Grund seiner 
Beschaffenheit oder in Folge unvorhersehbarer Ereignisse oder höherer Gewalt 
vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen ist. Alkohol gilt 
dann als vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen, wenn er 
als solches nicht mehr genutzt werden kann. Die vollständige Zerstörung sowie 
der unwiederbringliche Verlust des Alkohols sind dem Zollamt Österreich 
nachzuweisen. 

Anmeldung, Selbstberechnung, Fälligkeit Anmeldung, Selbstberechnung, Fälligkeit 

§ 10. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, hat der 
Steuerschuldner bis zum 25. eines jeden Kalendermonats bei dem Zollamt, in 
dessen Bereich sich der Betrieb des Steuerschuldners befindet, die 
Alkoholmengen, die im vorangegangenen Monat aus dem Steuerlager 
weggebracht oder zum Verbrauch entnommen wurden, schriftlich anzumelden. 
Erzeugnisse, die bis zum Tag der Aufzeichnung (§§ 74 und 76) aus dem freien 
Verkehr zurückgenommen worden sind, müssen nicht angemeldet werden. 

§ 10. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, hat der 
Steuerschuldner bis zum 25. eines jeden Kalendermonats beim Zollamt 
Österreich die Alkoholmengen, die im vorangegangenen Monat aus dem 
Steuerlager weggebracht oder zum Verbrauch entnommen wurden, schriftlich 
anzumelden. Erzeugnisse, die bis zum Tag der Aufzeichnung (§§ 74 und 76) aus 
dem freien Verkehr zurückgenommen worden sind, müssen nicht angemeldet 
werden. 

(2) Der Steuerschuldner hat in der Anmeldung von der anzumeldenden 
Alkoholmenge jene darin enthaltenen Mengen abzuziehen, die unter 
Steueraussetzung verbracht oder gemäß § 4 Abs. 1 und 2 von der Alkoholsteuer 
befreit sind. Die abgezogenen Mengen sind nach den Befreiungsgründen 
aufzugliedern. Von der nach Vornahme dieser Abzüge verbleibenden 
Alkoholmenge hat der Steuerschuldner die Alkoholsteuer zu berechnen 
(Selbstberechnung). Der Steuerschuldner kann bei der Selbstberechnung 
Alkoholsteuerbeträge abziehen, die gemäß § 5 Abs. 1 oder § 54 Abs. 1 zu 

(2) Der Steuerschuldner hat in der Anmeldung von der anzumeldenden 
Alkoholmenge jene darin enthaltenen Mengen abzuziehen, die unter 
Steueraussetzung verbracht oder gemäß § 4 Abs. 1 und 2 von der Alkoholsteuer 
befreit sind. Die abgezogenen Mengen sind nach den Befreiungsgründen 
aufzugliedern. Von der nach Vornahme dieser Abzüge verbleibenden 
Alkoholmenge hat der Steuerschuldner die Alkoholsteuer zu berechnen 
(Selbstberechnung). Der Steuerschuldner kann bei der Selbstberechnung 
Alkoholsteuerbeträge abziehen, die gemäß § 5 Abs. 1 oder § 54 Abs. 1 zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
erstatten oder zu vergüten sind. Die Vornahme eines solchen Abzugs gilt als 
Antrag im Sinne des § 5 Abs. 1 oder § 54 Abs. 1. Erweist sich der Abzug als 
unrichtig oder unvollständig, ist die Höhe der zu erstattenden oder zu vergütenden 
Alkoholsteuer bescheidmäßig festzustellen, wenn der Steuerschuldner vor 
Erlassung des Bescheides nicht von sich aus die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit durch eine neue Selbstberechnung beseitigt und diese 
Berichtigung oder Ergänzung spätestens bis zum Ablauf des dem im Abs. 1 
genannten Zeitpunkt zweitfolgenden Kalendermonats vornimmt. Der errechnete 
Steuerbetrag ist bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
zweitfolgenden Kalendermonats bei dem im Abs. 1 angeführtenZollamt zu 
entrichten. Die Verpflichtung des Inhabers eines Steuerlagers zur Anmeldung 
besteht auch dann, wenn für die anzumeldenden Alkoholmengen keine Steuer zu 
entrichten ist. 

erstatten oder zu vergüten sind. Die Vornahme eines solchen Abzugs gilt als 
Antrag im Sinne des § 5 Abs. 1 oder § 54 Abs. 1. Erweist sich der Abzug als 
unrichtig oder unvollständig, ist die Höhe der zu erstattenden oder zu vergütenden 
Alkoholsteuer bescheidmäßig festzustellen, wenn der Steuerschuldner vor 
Erlassung des Bescheides nicht von sich aus die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit durch eine neue Selbstberechnung beseitigt und diese 
Berichtigung oder Ergänzung spätestens bis zum Ablauf des dem im Abs. 1 
genannten Zeitpunkt zweitfolgenden Kalendermonats vornimmt. Der errechnete 
Steuerbetrag ist bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
zweitfolgenden Kalendermonats beim Zollamt Österreich zu entrichten. Die 
Verpflichtung des Inhabers eines Steuerlagers zur Anmeldung besteht auch dann, 
wenn für die anzumeldenden Alkoholmengen keine Steuer zu entrichten ist. 

(3) Entsteht die Steuerschuld nach § 8 Abs. 1 Z 3 bis 8, so hat der 
Steuerschuldner die Alkoholmengen binnen einer Woche nach Entstehen der 
Steuerschuld bei dem Zollamt schriftlich anzumelden, die auf die anzumeldenden 
Mengen entfallende Steuer selbst zu berechnen und den errechneten Steuerbetrag 
zu entrichten. 

(3) Entsteht die Steuerschuld nach § 8 Abs. 1 Z 3 bis 8, so hat der 
Steuerschuldner die Alkoholmengen binnen einer Woche nach Entstehen der 
Steuerschuld beim Zollamt Österreich schriftlich anzumelden, die auf die 
anzumeldenden Mengen entfallende Steuer selbst zu berechnen und den 
errechneten Steuerbetrag zu entrichten. 

(3a) Entsteht die Steuerschuld nach § 8 Abs. 1 Z 1 durch eine unrechtmäßige 
Wegbringung oder Entnahme oder nach § 8 Abs. 1 Z 9, ist die Steuer 
unverzüglich bei dem Zollamt schriftlich anzumelden und zu entrichten, in dessen 
Bereich der Steuerschuldner seinen Betrieb oder seinen Geschäfts- oder Wohnsitz 
hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt Innsbruck.  
Wird für Alkohol, der im Steuergebiet dem Steueraussetzungsverfahren entzogen 
wurde, im Einzelfall nachgewiesen, dass der betreffende Alkohol an Personen im 
Steuergebiet abgegeben wurde, die zum Bezug von steuerfreiem Alkohol oder 
von Alkohol unter Steueraussetzung berechtigt sind, kann das Zollamt zur 
Vermeidung unnötigen Verwaltungsaufwandes die nach § 8 Abs. 1 Z 9 
entstandene Steuer auf Antrag nicht erheben. 

(3a) Entsteht die Steuerschuld nach § 8 Abs. 1 Z 1 durch eine unrechtmäßige 
Wegbringung oder Entnahme oder nach § 8 Abs. 1 Z 9, ist die Steuer 
unverzüglich beim Zollamt Österreich schriftlich anzumelden und zu entrichten. 
Wird für Alkohol, der im Steuergebiet dem Steueraussetzungsverfahren entzogen 
wurde, im Einzelfall nachgewiesen, dass der betreffende Alkohol an Personen im 
Steuergebiet abgegeben wurde, die zum Bezug von steuerfreiem Alkohol oder 
von Alkohol unter Steueraussetzung berechtigt sind, kann das Zollamt Österreich 
zur Vermeidung unnötigen Verwaltungsaufwandes die nach § 8 Abs. 1 Z 9 
entstandene Steuer auf Antrag nicht erheben. 

(4) … (4) … 

(5) Der Abfindungsberechtigte (§ 55) hat mindestens fünf Werktage vor 
Beginn der Herstellung von Alkohol bei dem Zollamt, in dessen Bereich der 
ordentliche Wohnsitz des Abfindungsberechtigten liegt, eine 
Abfindungsanmeldung einzubringen. Das Zollamt kann von der Einhaltung dieser 
Frist absehen, wenn die Anmeldung noch vor Beginn der Herstellung beim 

(5) Der Abfindungsberechtigte (§ 55) hat mindestens fünf Werktage vor 
Beginn der Herstellung von Alkohol beim Zollamt Österreich eine 
Abfindungsanmeldung einzubringen. Das Zollamt Österreich kann von der 
Einhaltung dieser Frist absehen, wenn die Anmeldung noch vor Beginn der 
Herstellung beim Zollamt Österreich persönlich oder mittels der dafür 
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zuständigen Zollamt persönlich oder mittels der dafür vorgesehenen 
elektronischen Abfindungsanmeldung eingebracht wird. Die 
Abfindungsanmeldung ist eine Abgabenerklärung. 

vorgesehenen elektronischen Abfindungsanmeldung eingebracht wird. Die 
Abfindungsanmeldung ist eine Abgabenerklärung. 

(6) … (6) … 

Freischein, Verwendungsbetrieb Freischein, Verwendungsbetrieb 

§ 11. (1) und (2) … § 11. (1) und (2) … 

(3) Freischeine dürfen nicht ausgestellt werden, wenn die 
bestimmungsgemäße Verwendung des Alkohols durch 
Überwachungsmaßnahmen des Zollamtes nicht gesichert werden kann oder nur 
durch umfangreiche oder zeitraubende Maßnahmen gesichert werden könnte. 

(3) Freischeine dürfen nicht ausgestellt werden, wenn die 
bestimmungsgemäße Verwendung des Alkohols durch 
Überwachungsmaßnahmen des Zollamtes Österreich nicht gesichert werden kann 
oder nur durch umfangreiche oder zeitraubende Maßnahmen gesichert werden 
könnte. 

(4) Der Antrag auf Ausstellung des Freischeins ist bei dem Zollamt 
schriftlich einzubringen, in dessen Bereich sich der Verwendungsbetrieb befindet. 
Der Antrag muss alle Angaben über die für die Ausstellung des Freischeins 
erforderlichen Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die Unterlagen für den 
Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben, eine Beschreibung des 
Verwendungsbetriebes und eine Beschreibung der Lagerung, der Verwendung 
und des Verbrauches von Alkohol im Betrieb. Das Zollamt hat das Ergebnis der 
Überprüfung der eingereichten Beschreibungen in einer mit dem Betriebsinhaber 
aufzunehmenden Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. Auf diese 
Beschreibungen kann in späteren Eingaben des Antragstellers Bezug genommen 
werden, soweit Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten 
sind. 

(4) Der Antrag auf Ausstellung des Freischeins ist beim Zollamt Österreich 
schriftlich einzubringen. Der Antrag muss alle Angaben über die für die 
Ausstellung des Freischeins erforderlichen Voraussetzungen enthalten; 
beizufügen sind die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der 
Angaben, eine Beschreibung des Verwendungsbetriebes und eine Beschreibung 
der Lagerung, der Verwendung und des Verbrauches von Alkohol im Betrieb. 
Das Zollamt Österreich hat das Ergebnis der Überprüfung der eingereichten 
Beschreibungen in einer mit dem Betriebsinhaber aufzunehmenden Niederschrift 
(Befundprotokoll) festzuhalten. Auf diese Beschreibungen kann in späteren 
Eingaben des Antragstellers Bezug genommen werden, soweit Änderungen der 
darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind. 

§ 15. (1) Der Inhaber des Verwendungsbetriebes ist verpflichtet, dem im 
§ 11 Abs. 4 genannten Zollamt jede Änderung der in den eingereichten 
Beschreibungen oder im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse anzuzeigen. 

§ 15. (1) Der Inhaber des Verwendungsbetriebes ist verpflichtet, dem 
Zollamt Österreich jede Änderung der in den eingereichten Beschreibungen oder 
im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse anzuzeigen. 

(2) … (2) … 

(3) Der Inhaber des Verwendungsbetriebes ist verpflichtet, den Freischein 
und die amtlichen Abschriften des Freischeins binnen zwei Wochen nach dem 
Ende des darin angegebenen Zeitraumes dem Zollamt zurückzugeben. Wenn das 
Recht, Alkohol auf Grund eines Freischeins unversteuert zu beziehen, schon vor 
dem Ende des im Freischein angegebenen Zeitraumes erloschen ist, so ist dieser 
binnen zwei Wochen, gerechnet vom Zeitpunkt des Erlöschens, zurückzugeben. 

(3) Der Inhaber des Verwendungsbetriebes ist verpflichtet, den Freischein 
und die amtlichen Abschriften des Freischeins binnen zwei Wochen nach dem 
Ende des darin angegebenen Zeitraumes dem Zollamt Österreich zurückzugeben. 
Wenn das Recht, Alkohol auf Grund eines Freischeins unversteuert zu beziehen, 
schon vor dem Ende des im Freischein angegebenen Zeitraumes erloschen ist, so 
ist dieser binnen zwei Wochen, gerechnet vom Zeitpunkt des Erlöschens, 
zurückzugeben. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Freischein, Erlöschen Freischein, Erlöschen 

§ 16. (1) bis (3) … § 16. (1) bis (3) … 

(4) Das Zollamt kann dem Inhaber eines Freischeins über schriftlichen 
Antrag gestatten, Alkohol an einen anderen Inhaber eines Freischeins oder ein 
Alkohollager abzugeben. Für Alkohol, der im Verwendungsbetrieb untergeht 
oder unter amtlicher Überwachung vernichtet wird, gilt § 82 sinngemäß. Solcher 
Alkohol gilt nicht als weggebracht. 

(4) Das Zollamt Österreich kann dem Inhaber eines Freischeins über 
schriftlichen Antrag gestatten, Alkohol an einen anderen Inhaber eines 
Freischeins oder ein Alkohollager abzugeben. Für Alkohol, der im 
Verwendungsbetrieb untergeht oder unter amtlicher Überwachung vernichtet 
wird, gilt § 82 sinngemäß. Solcher Alkohol gilt nicht als weggebracht. 

Vergällung Vergällung 

§ 17. (1) … § 17. (1) … 

(2) Für Alkohol, der nicht vergällt bezogen wird, hat der Inhaber eines 
Freischeines, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, die 
Vergällung unverzüglich im Anschluß an die Aufnahme in den Betrieb, unter 
Angabe des Vergällungsmittels und der zu vergällenden Alkoholmenge, beim 
Zollamt zu beantragen. Das Zollamt kann zusätzliche Angaben verlangen: Der 
Inhaber des Freischeines hat die für die Vergällung notwendigen Geräte sowie 
das Vergällungsmittel bereitzuhalten und auf Verlangen des Zollamts diesem 
Proben des Vergällungsmittels und des vergällten Alkohols unentgeltlich für 
Untersuchungszwecke zu überlassen. 

(2) Für Alkohol, der nicht vergällt bezogen wird, hat der Inhaber eines 
Freischeines, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, die 
Vergällung unverzüglich im Anschluß an die Aufnahme in den Betrieb, unter 
Angabe des Vergällungsmittels und der zu vergällenden Alkoholmenge, beim 
Zollamt Österreich zu beantragen. Das Zollamt Österreich kann zusätzliche 
Angaben verlangen: Der Inhaber des Freischeines hat die für die Vergällung 
notwendigen Geräte sowie das Vergällungsmittel bereitzuhalten und auf 
Verlangen des Zollamts Österreich diesem Proben des Vergällungsmittels und 
des vergällten Alkohols unentgeltlich für Untersuchungszwecke zu überlassen. 

(3) Das Zollamt kann dem Inhaber eines Alkohollagers auf schriftlichen 
Antrag bewilligen, bestimmte Vergällungen selbst durchzuführen. Das Zollamt 
kann besondere Überwachungsmaßnahmen anordnen. Es kann die amtliche 
Vergällung nach Abs. 2 anordnen, wenn dies zur Sicherung des 
Steueraufkommens oder für die Steueraufsicht erforderlich erscheint. Abs. 2 
letzter Halbsatz gilt sinngemäß. 

(3) Das Zollamt Österreich kann dem Inhaber eines Alkohollagers auf 
schriftlichen Antrag bewilligen, bestimmte Vergällungen selbst durchzuführen. 
Das Zollamt Österreich kann besondere Überwachungsmaßnahmen anordnen. Es 
kann die amtliche Vergällung nach Abs. 2 anordnen, wenn dies zur Sicherung des 
Steueraufkommens oder für die Steueraufsicht erforderlich erscheint. Abs. 2 
letzter Halbsatz gilt sinngemäß. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

(6) Sind die im Abs. 5 zugelassenen Vergällungsmittel im Einzelfall nach 
den Anforderungen des Inhabers eines Freischeines ungeeignet, kann das Zollamt 
auf schriftlichen Antrag andere Vergällungsmittel mit Bescheid zulassen oder 
besondere Überwachungsmaßnahmen anordnen, wenn Gründe der Sicherung des 
Steueraufkommens oder des Gesundheitsschutzes nicht entgegenstehen. 

(6) Sind die im Abs. 5 zugelassenen Vergällungsmittel im Einzelfall nach 
den Anforderungen des Inhabers eines Freischeines ungeeignet, kann das Zollamt 
Österreich auf schriftlichen Antrag andere Vergällungsmittel mit Bescheid 
zulassen oder besondere Überwachungsmaßnahmen anordnen, wenn Gründe der 
Sicherung des Steueraufkommens oder des Gesundheitsschutzes nicht 
entgegenstehen. 

(7) … (7) … 

(8) Es ist verboten, einem vergällten Alkohol das Vergällungsmittel ganz (8) Es ist verboten, einem vergällten Alkohol das Vergällungsmittel ganz 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
oder teilweise zu entziehen oder dem Alkohol Stoffe beizufügen, die die Wirkung 
des Vergällungsmittels beeinträchtigen. Wird bei einem wiederholten Einsatz von 
Alkohol im Produktionsprozeß die Wirkung des Vergällungsmittels gemindert, ist 
er erneut zu vergällen. Das Zollamt kann Ausnahmen zulassen, wenn steuerliche 
Belange nicht beeinträchtigt werden. 

oder teilweise zu entziehen oder dem Alkohol Stoffe beizufügen, die die Wirkung 
des Vergällungsmittels beeinträchtigen. Wird bei einem wiederholten Einsatz von 
Alkohol im Produktionsprozeß die Wirkung des Vergällungsmittels gemindert, ist 
er erneut zu vergällen. Das Zollamt Österreich kann Ausnahmen zulassen, wenn 
steuerliche Belange nicht beeinträchtigt werden. 

(9) Will der Inhaber eines Freischeines Waren herstellen, die keinen Alkohol 
enthalten und Ist eine Vergällung nicht möglich, kann das Zollamt mit 
Zustimmung des Bundesministers für Finanzen auf Antrag von einer Vergällung 
absehen. 

(9) Will der Inhaber eines Freischeines Waren herstellen, die keinen Alkohol 
enthalten und Ist eine Vergällung nicht möglich, kann das Zollamt Österreich mit 
Zustimmung des Bundesministers für Finanzen auf Antrag von einer Vergällung 
absehen. 

Verschlußbrennereien Verschlußbrennereien 

§ 20. (1) und (2) … § 20. (1) und (2) … 

(3) Wer Alkohol gewerblich unter Steueraussetzung herstellen will, bedarf 
einer Bewilligung (Betriebsbewilligung für eine Verschlußbrennerei). Die 
Bewilligung ist nur Betriebsinhabern zu erteilen, die ordnungsgemäß 
kaufmännische Bücher führen, rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen gegen 
deren steuerliche Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen, kein 
Ausschließungsgrund (§ 21 Abs. 5) vorliegt und eine verschlußsicher 
eingerichtete Herstellungsanlage im Betrieb vorhanden ist. Von den 
Erfordernissen Bücher zu führen und Jahresabschlüsse aufzustellen kann das 
Zollamt auf Antrag bei Betrieben absehen, die nicht nach den Vorschriften der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, zur Führung von Büchern 
verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der Steuer nicht gefährdet wird. 

(3) Wer Alkohol gewerblich unter Steueraussetzung herstellen will, bedarf 
einer Bewilligung (Betriebsbewilligung für eine Verschlußbrennerei). Die 
Bewilligung ist nur Betriebsinhabern zu erteilen, die ordnungsgemäß 
kaufmännische Bücher führen, rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen gegen 
deren steuerliche Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen, kein 
Ausschließungsgrund (§ 21 Abs. 5) vorliegt und eine verschlußsicher 
eingerichtete Herstellungsanlage im Betrieb vorhanden ist. Von den 
Erfordernissen Bücher zu führen und Jahresabschlüsse aufzustellen kann das 
Zollamt Österreich auf Antrag bei Betrieben absehen, die nicht nach den 
Vorschriften der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, zur Führung von 
Büchern verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der Steuer nicht 
gefährdet wird. 

(4) … (4) … 

Errichten und Betreiben von Verschlußbrennereien Errichten und Betreiben von Verschlußbrennereien 

§ 21. (1) Der Antrag auf Erteilung einer Betriebsbewilligung ist bei dem 
Zollamt schriftlich einzubringen, in dessen Bereich sich der Betrieb befindet. Der 
Antrag hat zu enthalten: Der Antrag hat zu enthalten: 

§ 21. (1) Der Antrag auf Erteilung einer Betriebsbewilligung ist beim 
Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. Der Antrag hat zu enthalten: 

 1. bis 6. …  1. bis 6. … 

(2) … (2) … 

(3) Das Zollamt hat das Ergebnis der Überprüfung der eingereichten 
Beschreibungen in einer mit dem Antragsteller aufzunehmenden Niederschrift 
(Befundprotokoll) festzuhalten. Das Zollamt hat auf Kosten des Antragstellers die 

(3) Das Zollamt Österreich hat das Ergebnis der Überprüfung der 
eingereichten Beschreibungen in einer mit dem Antragsteller aufzunehmenden 
Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. Das Zollamt Österreich hat auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verschlüsse für die Raum- und Anlagensicherung anzulegen, wenn die hiefür 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind und die Herstellungsanlage den 
Erfordernissen des § 28 Abs. 2 entspricht. Auf diese Beschreibungen kann in 
späteren Eingaben des Antragstellers Bezug genommen werden, soweit 
Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind. Im 
Bewilligungsbescheid ist die örtliche Begrenzung des Betriebesanzugeben. In der 
Betriebsbewilligung sind anzugeben: 

Kosten des Antragstellers die Verschlüsse für die Raum- und Anlagensicherung 
anzulegen, wenn die hiefür erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind und die 
Herstellungsanlage den Erfordernissen des § 28 Abs. 2 entspricht. Auf diese 
Beschreibungen kann in späteren Eingaben des Antragstellers Bezug genommen 
werden, soweit Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten 
sind. Im Bewilligungsbescheid ist die örtliche Begrenzung des Betriebes 
anzugeben. In der Betriebsbewilligung sind anzugeben: 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 

(4) Das Zollamt hat ein Verschlußverzeichnis zu führen, in dem Ort und 
Anzahl der angelegten Verschlüsse festzuhalten sind. Das Verschlußverzeichnis 
gilt als Teil des Befundprotokolls. 

(4) Das Zollamt Österreich hat ein Verschlußverzeichnis zu führen, in dem 
Ort und Anzahl der angelegten Verschlüsse festzuhalten sind. Das 
Verschlußverzeichnis gilt als Teil des Befundprotokolls. 

(5) … (5) … 

§ 22. (1) Beantragt der Inhaber einer Verschlußbrennerei § 22. (1) Beantragt der Inhaber einer Verschlußbrennerei 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

Das Zollamt hat einen die Betriebsbewilligung ändernden Bescheid zu erlassen. Das Zollamt Österreich hat einen die Betriebsbewilligung ändernden Bescheid zu 
erlassen. 

§ 23. (1) Der Inhaber einer Verschlußbrennerei ist verpflichtet, dem Zollamt 
den Zeitpunkt der ersten Aufnahme der Herstellung von Alkohol 
beziehungsweise Reinigens von Alkohol, jede länger als einen Monat dauernde 
Einstellung und den Zeitpunkt der Wiederaufnahme der Herstellung von Alkohol 
anzuzeigen. Die Anzeigen über die Aufnahme der Herstellung von Alkohol sind 
mindestens eine Woche im voraus, die anderen innerhalb einer Woche, gerechnet 
vom Eintritt des anzuzeigenden Ereignisses, schriftlich zu erstatten. 

§ 23. (1) Der Inhaber einer Verschlußbrennerei ist verpflichtet, dem Zollamt 
Österreich den Zeitpunkt der ersten Aufnahme der Herstellung von Alkohol 
beziehungsweise Reinigens von Alkohol, jede länger als einen Monat dauernde 
Einstellung und den Zeitpunkt der Wiederaufnahme der Herstellung von Alkohol 
anzuzeigen. Die Anzeigen über die Aufnahme der Herstellung von Alkohol sind 
mindestens eine Woche im Voraus, die anderen innerhalb einer Woche, gerechnet 
vom Eintritt des anzuzeigenden Ereignisses, schriftlich zu erstatten. 

(2) Der Inhaber der Verschlußbrennerei, dem in der Betriebsbewilligung die 
Herstellung von Alkohol aus einem Gemisch von Alkohol und vergorenen 
Stoffen bewilligt wurde, hat mindestens eine Woche vor der Aufnahme der 
Herstellung von Alkohol diese dem Zollamt schriftlich anzuzeigen. In der 
Anzeige ist der Zeitpunkt der Aufnahme der Herstellung von Alkohol, die 
Alkoholmenge und die Menge an vergorenen Stoffen anzugeben. Das Zollamt 
kann besondere Überwachungsmaßnahmen anordnen. 

(2) Der Inhaber der Verschlußbrennerei, dem in der Betriebsbewilligung die 
Herstellung von Alkohol aus einem Gemisch von Alkohol und vergorenen 
Stoffen bewilligt wurde, hat mindestens eine Woche vor der Aufnahme der 
Herstellung von Alkohol diese dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. In 
der Anzeige ist der Zeitpunkt der Aufnahme der Herstellung von Alkohol, die 
Alkoholmenge und die Menge an vergorenen Stoffen anzugeben. Das Zollamt 
Österreich kann besondere Überwachungsmaßnahmen anordnen. 

(3) Der Inhaber der Verschlußbrennerei, dem in der Betriebsbewilligung das 
wiederholte Reinigen von Alkohol oder das Reinigen von in die 
Verschlußbrennerei aufgenommenen Alkohol bewilligt wurde, hat mindestens 
eine Woche vor der Aufnahme des Reinigens den Zeitpunkt der Aufnahme des 

(3) Der Inhaber der Verschlußbrennerei, dem in der Betriebsbewilligung das 
wiederholte Reinigen von Alkohol oder das Reinigen von in die 
Verschlußbrennerei aufgenommenen Alkohol bewilligt wurde, hat mindestens 
eine Woche vor der Aufnahme des Reinigens den Zeitpunkt der Aufnahme des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Reinigens und die Alkoholmenge, die gereinigt werden soll, dem Zollamt 
schriftlich anzuzeigen. Das Zollamt kann besondere Überwachungsmaßnahmen 
anordnen. 

Reinigens und die Alkoholmenge, die gereinigt werden soll, dem Zollamt 
Österreich schriftlich anzuzeigen. Das Zollamt Österreich kann besondere 
Überwachungsmaßnahmen anordnen. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

§ 24. (1) Soll die Herstellungsanlage einer Verschlußbrennerei gereinigt, 
repariert oder umgebaut werden, so hat das Zollamt auf Antrag des Inhabers zu 
mit ihm zu vereinbarenden Zeiten die für die Raum- oder Anlagensicherung 
angebrachten amtlichen Verschlüsse abzunehmen und nach Beendigung der 
Arbeiten wieder anzulegen. Die Kosten der Amtshandlungen hat der Inhaber der 
Verschlußbrennerei zu tragen. 

§ 24. (1) Soll die Herstellungsanlage einer Verschlußbrennerei gereinigt, 
repariert oder umgebaut werden, so hat das Zollamt Österreich auf Antrag des 
Inhabers zu mit ihm zu vereinbarenden Zeiten die für die Raum- oder 
Anlagensicherung angebrachten amtlichen Verschlüsse abzunehmen und nach 
Beendigung der Arbeiten wieder anzulegen. Die Kosten der Amtshandlungen hat 
der Inhaber der Verschlußbrennerei zu tragen. 

(2) … (2) … 

Erlöschen der Betriebsbewilligung Erlöschen der Betriebsbewilligung 

§ 25. (1) … § 25. (1) … 

(2) Die Betriebsbewilligung ist zu widerrufen, wenn (2) Die Betriebsbewilligung ist zu widerrufen, wenn 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. eine andere als im Abs. 1 Z 6 bezeichnete Änderung der 
Herstellungsanlage eingetreten ist und der Inhaber der 
Verschlußbrennerei es unterlassen hat, innerhalb einer von dem Zollamt 
bestimmten angemessenen Frist den dem Befundprotokoll 
entsprechenden Zustand herzustellen, 

 3. eine andere als im Abs. 1 Z 6 bezeichnete Änderung der 
Herstellungsanlage eingetreten ist und der Inhaber der 
Verschlußbrennerei es unterlassen hat, innerhalb einer von dem Zollamt 
Österreich bestimmten angemessenen Frist den dem Befundprotokoll 
entsprechenden Zustand herzustellen, 

 4. und 5. …  4. und 5. … 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

§ 26. Ist das Recht, eine Verschlußbrennerei zu betreiben, gemäß § 25 
Abs. 1 Z 4 bis 6 erloschen, so hat das Zollamt, soweit dies erforderlich ist, um 
einen nicht wiedergutzumachenden Schaden abzuwenden, auf Antrag des 
Betriebsinhabers oder dessen Rechtsnachfolgers zu gestatten, daß Alkohol 
innerhalb einer vom Zollamt festgesetzten angemessenen Frist hergestellt wird, 
wenn ein Ausschließungsgrund des § 21 Abs. 5 nicht vorliegt und der 
Antragsteller sich verpflichtet, den hergestellten Alkohol aufzubewahren und zur 
Alkoholfeststellung (§ 79) vorzuführen. Soweit der Antragsteller diese 
Verpflichtung erfüllt, ist der hergestellte Alkohol so zu behandeln, als wäre er vor 
Erlöschen der Betriebsbewilligung hergestellt worden. Das Zollamt kann 
besondere Überwachungsmaßnahmen anordnen. Die Herstellung des Alkohols ist 

§ 26. Ist das Recht, eine Verschlußbrennerei zu betreiben, gemäß § 25 
Abs. 1 Z 4 bis 6 erloschen, so hat das Zollamt Österreich, soweit dies erforderlich 
ist, um einen nicht wiedergutzumachenden Schaden abzuwenden, auf Antrag des 
Betriebsinhabers oder dessen Rechtsnachfolgers zu gestatten, daß Alkohol 
innerhalb einer vom Zollamt Österreich festgesetzten angemessenen Frist 
hergestellt wird, wenn ein Ausschließungsgrund des § 21 Abs. 5 nicht vorliegt 
und der Antragsteller sich verpflichtet, den hergestellten Alkohol aufzubewahren 
und zur Alkoholfeststellung (§ 79) vorzuführen. Soweit der Antragsteller diese 
Verpflichtung erfüllt, ist der hergestellte Alkohol so zu behandeln, als wäre er vor 
Erlöschen der Betriebsbewilligung hergestellt worden. Das Zollamt Österreich 
kann besondere Überwachungsmaßnahmen anordnen. Die Herstellung des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vom Zollamt zu überwachen, es sei denn, es wird eine Sicherheit geleistet, 
welche der auf die voraussichtlich hergestellte Alkoholmenge entfallende Steuer 
entspricht. Die Kosten der Überwachung hat der Antragsteller zu tragen. 

Alkohols ist vom Zollamt Österreich zu überwachen, es sei denn, es wird eine 
Sicherheit geleistet, welche der auf die voraussichtlich hergestellte Alkoholmenge 
entfallende Steuer entspricht. Die Kosten der Überwachung hat der Antragsteller 
zu tragen. 

Herstellungsanlage Herstellungsanlage 

§ 28. (1) bis (5) … § 28. (1) bis (5) … 

(6) Das Zollamt kann in Einzelfällen von einer Anlagensicherung gemäß 
Abs. 4 auf schriftlichen Antrag des Inhabers der Verschlußbrennerei mit Bescheid 
absehen, soweit Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden und die 
Herstellungsanlage zur Erprobung, für Unterrichtszwecke oder vorübergehend 
mit eingeschränkter Anlagensicherung betrieben werden soll. 

(6) Das Zollamt Österreich kann in Einzelfällen von einer Anlagensicherung 
gemäß Abs. 4 auf schriftlichen Antrag des Inhabers der Verschlußbrennerei mit 
Bescheid absehen, soweit Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden und 
die Herstellungsanlage zur Erprobung, für Unterrichtszwecke oder vorübergehend 
mit eingeschränkter Anlagensicherung betrieben werden soll. 

(7) … (7) … 

Spirituskontrollmeßapparate, Probenmeßhähne Spirituskontrollmeßapparate, Probenmeßhähne 

§ 29. (1) und (2) … § 29. (1) und (2) … 

(3) Spirituskontrollmeßapparate und Probenmeßhähne sind vom Bundesamt 
für Eich- und Vermessungswesen zur Eichung zuzulassen, wenn die 
Zweckmäßigkeit ihrer Einrichtung und die Tauglichkeit im Hinblick auf die 
Erfordernisse dieses Bundesgesetzes erfüllt werden. Bei 
Wiederholungsprüfungen ist die Meßrichtigkeit von 
Spirituskontrollmeßapparaten und Probenmeßhähnen durch das Zollamt zu 
prüfen. 

(3) Spirituskontrollmeßapparate und Probenmeßhähne sind vom Bundesamt 
für Eich- und Vermessungswesen zur Eichung zuzulassen, wenn die 
Zweckmäßigkeit ihrer Einrichtung und die Tauglichkeit im Hinblick auf die 
Erfordernisse dieses Bundesgesetzes erfüllt werden. Bei 
Wiederholungsprüfungen ist die Meßrichtigkeit von 
Spirituskontrollmeßapparaten und Probenmeßhähnen durch das Zollamt 
Österreich zu prüfen. 

Sammelgefäße Sammelgefäße 

§ 30. (1) … § 30. (1) … 

(2) Die Verwendung von Sammelgefäßen ist zu gestatten, wenn nur unter 
erheblichen Kosten ein Spirituskontrollmeßapparat installiert werden kann, sofern 
die Gefäße die Alkoholmenge fassen, die in der Verschlußbrennerei innerhalb 
eines Kalendermonats gewonnen werden kann. Das Zollamt, in dessen Bereich 
der Betrieb gelegen ist, dessen Herstellungsanlage verschlußsicher eingerichtet 
werden soll, kann die Verwendung von Sammelgefäßen mit kleinerem 
Rauminhalt zulassen, wenn dies mit dem Umfang des Brennereibetriebes und mit 
den Grundsätzen einer sparsamen Verwaltung vereinbar ist. 

(2) Die Verwendung von Sammelgefäßen ist zu gestatten, wenn nur unter 
erheblichen Kosten ein Spirituskontrollmeßapparat installiert werden kann, sofern 
die Gefäße die Alkoholmenge fassen, die in der Verschlußbrennerei innerhalb 
eines Kalendermonats gewonnen werden kann. Das Zollamt Österreich kann die 
Verwendung von Sammelgefäßen mit kleinerem Rauminhalt zulassen, wenn dies 
mit dem Umfang des Brennereibetriebes und mit den Grundsätzen einer 
sparsamen Verwaltung vereinbar ist. 

147/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

110 von 184

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  111 von 184 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Alkohollager Alkohollager 

§ 31. (1) bis (4) … § 31. (1) bis (4) … 

(5) Wer Erzeugnisse gewerblich unter Steueraussetzung lagern, reinigen, 
bearbeiten, verarbeiten oder vergällen will, bedarf einer Bewilligung 
(Lagerbewilligung). Die Bewilligung ist nur Betriebsinhabern zu erteilen, die 
ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, rechtzeitig Jahresabschlüsse 
aufstellen, für offene Alkohollager Sicherheit gemäß § 33 Abs. 2 leisten, gegen 
deren steuerliche Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen und kein 
Ausschließungsgrund (§ 33 Abs. 5) vorliegt. Von den Erfordernissen Bücher zu 
führen und Jahresabschlüsse aufzustellen kann das Zollamt auf Antrag bei 
Betrieben absehen, die nicht nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung, 
BGBl. Nr. 194/1961, zur Führung von Büchern verpflichtet sind, soweit dadurch 
die Erhebung der Steuer nicht gefährdet wird. 

(5) Wer Erzeugnisse gewerblich unter Steueraussetzung lagern, reinigen, 
bearbeiten, verarbeiten oder vergällen will, bedarf einer Bewilligung 
(Lagerbewilligung). Die Bewilligung ist nur Betriebsinhabern zu erteilen, die 
ordnungsgemäß kaufmännische Bücher führen, rechtzeitig Jahresabschlüsse 
aufstellen, für offene Alkohollager Sicherheit gemäß § 33 Abs. 2 leisten, gegen 
deren steuerliche Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen und kein 
Ausschließungsgrund (§ 33 Abs. 5) vorliegt. Von den Erfordernissen Bücher zu 
führen und Jahresabschlüsse aufzustellen kann das Zollamt Österreich auf Antrag 
bei Betrieben absehen, die nicht nach den Vorschriften der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, zur Führung von Büchern 
verpflichtet sind, soweit dadurch die Erhebung der Steuer nicht gefährdet wird. 

(6) Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen kann das 
Zollamt in Einzelfällen, in denen Erzeugnisse ausschließlich verarbeitet werden 
und der voraussichtliche jährliche Lagerumschlag weniger als 500 l A beträgt, auf 
Antrag ein offenes Alkohollager zulassen, wenn Steuerbelange dadurch nicht 
beeinträchtigt werden. 

(6) Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen kann das 
Zollamt Österreich in Einzelfällen, in denen Erzeugnisse ausschließlich 
verarbeitet werden und der voraussichtliche jährliche Lagerumschlag weniger als 
500 l A beträgt, auf Antrag ein offenes Alkohollager zulassen, wenn 
Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

(7) … (7) … 

Errichten von Alkohollagern Errichten von Alkohollagern 

§ 32. (1) Der Antrag auf Erteilung einer Lagerbewilligung ist bei dem 
Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb befindet, schriftlich einzubringen. Der 
Antrag hat zu enthalten: 

§ 32. (1) Der Antrag auf Erteilung einer Lagerbewilligung ist beim Zollamt 
Österreich schriftlich einzubringen. Der Antrag hat zu enthalten: 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 

(2) bis (5) (2) bis (5) 

§ 33. (1) Das Zollamt hat das Ergebnis der Überprüfung der eingereichten 
Beschreibungen in einer mit dem Antragsteller aufzunehmenden Niederschrift 
(Befundprotokoll) festzuhalten. Auf diese Beschreibungen kann in späteren 
Eingaben des Antragstellers Bezug genommen werden, soweit Änderungen der 
darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind. Im Bewilligungsbescheid 
ist die örtliche Begrenzung des Betriebes anzugeben. 

§ 33. (1) Das Zollamt Österreich hat das Ergebnis der Überprüfung der 
eingereichten Beschreibungen in einer mit dem Antragsteller aufzunehmenden 
Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. Auf diese Beschreibungen kann in 
späteren Eingaben des Antragstellers Bezug genommen werden, soweit 
Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind. Im 
Bewilligungsbescheid ist die örtliche Begrenzung des Betriebes anzugeben. 

(2) Vor Erteilung der Lagerbewilligung ist Sicherheit in Höhe der 
Alkoholsteuer zu leisten, die voraussichtlich auf während eines Kalendermonats 

(2) Vor Erteilung der Lagerbewilligung ist Sicherheit in Höhe der 
Alkoholsteuer zu leisten, die voraussichtlich auf während eines Kalendermonats 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
aus dem offenen Alkohollager weggebrachte und im Lager zum Verbrauch 
entnommene Erzeugnisse entfällt. Die Höhe der Sicherheitsleistung ist nach 
angemessener Zeit zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen. Das Zollamt 
kann auf Antrag die Höhe der Sicherheit bis zu einem Betrag in Höhe der 
Alkoholsteuer, die voraussichtlich während eines Kalendermonats für aus dem 
Alkohollager in den freien Verkehr entnommene Erzeugnisse entsteht, 
einschränken, wenn dieser Betrag den nach den Bestimmungen des ersten Satzes 
ermittelten Betrag wesentlich unterschreitet und wenn der zur Leistung der 
Sicherheit Verpflichtete seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen 
ordnungsgemäß nachkommt und auch sonst keine Umstände bekannt sind, die auf 
eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Alkoholsteuer hinweisen. Bei Vorliegen 
dieser Voraussetzungen kann das Zollamt weiters in Fällen, in denen in einzelnen 
Kalendermonaten die Höhe der Sicherheit den monatlichen Durchschnittswert 
eines Kalenderjahres wesentlich überschreitet, auf Antrag zulassen, dass die 
Sicherheit unter Zugrundelegung dieses Durchschnittswertes bemessen wird. 

aus dem offenen Alkohollager weggebrachte und im Lager zum Verbrauch 
entnommene Erzeugnisse entfällt. Die Höhe der Sicherheitsleistung ist nach 
angemessener Zeit zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen. Das Zollamt 
Österreich kann auf Antrag die Höhe der Sicherheit bis zu einem Betrag in Höhe 
der Alkoholsteuer, die voraussichtlich während eines Kalendermonats für aus 
dem Alkohollager in den freien Verkehr entnommene Erzeugnisse entsteht, 
einschränken, wenn dieser Betrag den nach den Bestimmungen des ersten Satzes 
ermittelten Betrag wesentlich unterschreitet und wenn der zur Leistung der 
Sicherheit Verpflichtete seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen 
ordnungsgemäß nachkommt und auch sonst keine Umstände bekannt sind, die auf 
eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Alkoholsteuer hinweisen. Bei Vorliegen 
dieser Voraussetzungen kann das Zollamt Österreich weiters in Fällen, in denen 
in einzelnen Kalendermonaten die Höhe der Sicherheit den monatlichen 
Durchschnittswert eines Kalenderjahres wesentlich überschreitet, auf Antrag 
zulassen, dass die Sicherheit unter Zugrundelegung dieses Durchschnittswertes 
bemessen wird. 

(3) … (3) … 

(4) Wird eine Lagerbewilligung für ein Alkoholverschlusslager erteilt, hat 
das Zollamt auf Kosten des Antragstellers die Verschlüsse für die Raumsicherung 
anzulegen, wenn die hiefür erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Das 
Zollamt hat als Teil des Befundprotokolls ein Verschlußverzeichnis zu führen, in 
dem festzuhalten sind: 

(4) Wird eine Lagerbewilligung für ein Alkoholverschlusslager erteilt, hat 
das Zollamt Österreich auf Kosten des Antragstellers die Verschlüsse für die 
Raumsicherung anzulegen, wenn die hiefür erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind. Das Zollamt Österreich hat als Teil des Befundprotokolls ein 
Verschlußverzeichnis zu führen, in dem festzuhalten sind: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

(5) … (5) … 

§ 34. (1) Beantragt der Inhaber des Alkohollagers § 34. (1) Beantragt der Inhaber des Alkohollagers 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

gelten die §§ 32 und 33 sinngemäß. Das Zollamt hat einen die Lagerbewilligung 
ändernden Bescheid zu erlassen. 

gelten die §§ 32 und 33 sinngemäß. Das Zollamt Österreich hat einen die 
Lagerbewilligung ändernden Bescheid zu erlassen. 

(2) Der Inhaber des Alkohollagers ist verpflichtet, dem Zollamt jede 
Änderung der in den eingereichten Grund- und Aufrissen, Beschreibungen oder 
der im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse, sonstige Veränderungen, 
insbesondere den Eintritt der Zahlungsunfähigkeit, die Zahlungseinstellung oder 
die Stellung des Konkurs- oder Vergleichsantrags unverzüglich anzuzeigen. Das 
Befundprotokoll ist, soweit erforderlich, zu ergänzen. § 23 Abs. 1, 3 bis 5 gilt 

(2) Der Inhaber des Alkohollagers ist verpflichtet, dem Zollamt Österreich 
jede Änderung der in den eingereichten Grund- und Aufrissen, Beschreibungen 
oder der im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse, sonstige Veränderungen, 
insbesondere den Eintritt der Zahlungsunfähigkeit, die Zahlungseinstellung oder 
die Stellung des Konkurs- oder Vergleichsantrags unverzüglich anzuzeigen. Das 
Befundprotokoll ist, soweit erforderlich, zu ergänzen. § 23 Abs. 1, 3 bis 5 gilt 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
sinngemäß. sinngemäß. 

(3) Die vorübergehende Nutzung der Räume oder der Vorrichtungen eines 
Alkohollagers ist nur mit Zustimmung des Zollamts zulässig. 

(3) Die vorübergehende Nutzung der Räume oder der Vorrichtungen eines 
Alkohollagers ist nur mit Zustimmung des Zollamts Österreich zulässig. 

§ 35. (1) Während der Zeit des Offenhaltens sind Alkoholverschlußlager 
durch das Zollamt zu überwachen. 

§ 35. (1) Während der Zeit des Offenhaltens sind Alkoholverschlußlager 
durch das Zollamt Österreich zu überwachen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Erlöschen der Lagerbewilligung Erlöschen der Lagerbewilligung 

§ 36. (1) Die Lagerbewilligung ist zu widerrufen, wenn § 36. (1) Die Lagerbewilligung ist zu widerrufen, wenn 

 1. …  1. … 

 2. eine vom Inhaber des Alkohollagers bestellte Sicherheit, die 
unzureichend geworden ist, nicht binnen einer vom Zollamt gesetzten 
Frist ergänzt oder durch eine neue Sicherheit ersetzt wird, 

 2. eine vom Inhaber des Alkohollagers bestellte Sicherheit, die 
unzureichend geworden ist, nicht binnen einer vom Zollamt Österreich 
gesetzten Frist ergänzt oder durch eine neue Sicherheit ersetzt wird, 

 3. …  3. … 

(2) … (2) … 

Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet 

§ 38. (1) bis (3) … § 38. (1) bis (3) … 

(4) Der Inhaber des abgebenden Steuerlagers oder der registrierte Versender 
hat eine Sicherheit für den Versand in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer 
Entnahme des Erzeugnisses in den freien Verkehr entstehen würde, wenn 
Anzeichen für eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Steuer erkennbar sind. 
Besteht eine ausreichende Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das 
Zollamt kann auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit durch den Beförderer oder 
den Empfänger des Alkohols geleistet wird. 

(4) Der Inhaber des abgebenden Steuerlagers oder der registrierte Versender 
hat eine Sicherheit für den Versand in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer 
Entnahme des Erzeugnisses in den freien Verkehr entstehen würde, wenn 
Anzeichen für eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Steuer erkennbar sind. 
Besteht eine ausreichende Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das 
Zollamt Österreich kann auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit durch den 
Beförderer oder den Empfänger des Alkohols geleistet wird. 

Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten 

§ 39. (1) Ein Erzeugnis darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer 
oder Drittgebiete, befördert werden 

§ 39. (1) Ein Erzeugnis darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer 
oder Drittgebiete, befördert werden 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

Im Falle der Z 2 hat der Inhaber des abgebenden Steuerlagers (Versender) oder 
der registrierte Versender für den Versand eine in allen Mitgliedstaaten gültige 
Sicherheit in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer Entnahme des Erzeugnisses 
in den freien Verkehr im Steuergebiet entstehen würde. Besteht eine ausreichende 
Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das im § 11 Abs. 4 

Im Falle der Z 2 hat der Inhaber des abgebenden Steuerlagers (Versender) oder 
der registrierte Versender für den Versand eine in allen Mitgliedstaaten gültige 
Sicherheit in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer Entnahme des Erzeugnisses 
in den freien Verkehr im Steuergebiet entstehen würde. Besteht eine ausreichende 
Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das Zollamt Österreich, kann 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
bezeichnete Zollamt, kann auf Antrag zulassen, dass an Stelle des Versenders der 
Beförderer des Erzeugnisses Sicherheit leistet. Auf die Verbringung von 
Erzeugnissen unter Steueraussetzung aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von 
registrierten Versendern vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet in Steuerlager oder 
zu den in § 38 Abs. 1 Z 3 genannten Empfängern im Steuergebiet über das Gebiet 
eines anderen Mitgliedstaates finden die Bestimmungen über das 
innergemeinschaftliche Steuerversandverfahren Anwendung. 

auf Antrag zulassen, dass an Stelle des Versenders der Beförderer des 
Erzeugnisses Sicherheit leistet. Auf die Verbringung von Erzeugnissen unter 
Steueraussetzung aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet in Steuerlager oder zu den in 
§ 38 Abs. 1 Z 3 genannten Empfängern im Steuergebiet über das Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaates finden die Bestimmungen über das 
innergemeinschaftliche Steuerversandverfahren Anwendung. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Registrierte Empfänger Registrierte Empfänger 

§ 40. (1) bis (3) … § 40. (1) bis (3) … 

(4) Der Antrag ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in dessen 
Bereich der Antragsteller seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung 
eines solchen im Steuergebiet bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Antragstellers befindet oder der erstmalige Bezug erfolgen soll. Für 
das Erlöschen der Bewilligung gilt § 25 sinngemäß. 

(4) Der Antrag ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. Für das 
Erlöschen der Bewilligung gilt § 25 sinngemäß. 

Registrierte Versender Registrierte Versender 

§ 41. (1) und (2) … § 41. (1) und (2) … 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

(3) Der Antrag ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen und 
muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten 
Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. 

Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. 

(4) Der Antrag ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in dessen 
Bereich der Antragsteller seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung 
eines solchen im Steuergebiet bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Antragstellers oder der Ort der erstmaligen Einfuhr befindet. 

 

(5) … (5) … 

Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 

§ 46. (1) bis (4) … § 46. (1) bis (4) … 

(5) Hatte die Person, die für die Beförderung Sicherheit geleistet hat (§ 39 
Abs. 1 und § 45 Abs. 4) keine Kenntnis davon, dass das Erzeugnis nicht an 

(5) Hatte die Person, die für die Beförderung Sicherheit geleistet hat (§ 39 
Abs. 1 und § 45 Abs. 4) keine Kenntnis davon, dass das Erzeugnis nicht an 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
seinem Bestimmungsort eingetroffen ist, und konnte sie auch keine Kenntnis 
davon haben, so hat sie innerhalb einer Frist von einem Monat ab Übermittlung 
dieser Information durch das Zollamt die Möglichkeit, den Nachweis nach Abs. 4 
zu führen. 

seinem Bestimmungsort eingetroffen ist, und konnte sie auch keine Kenntnis 
davon haben, so hat sie innerhalb einer Frist von einem Monat ab Übermittlung 
dieser Information durch das Zollamt Österreich die Möglichkeit, den Nachweis 
nach Abs. 4 zu führen. 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass das Erzeugnis nachweislich 
aus dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im Steuergebiet 
entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt dem Zollamt, an 
das der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass das Erzeugnis nachweislich 
aus dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im Steuergebiet 
entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten.  

Bezug zu gewerblichen Zwecken Bezug zu gewerblichen Zwecken 

§ 49. (1) bis (2a) … § 49. (1) bis (2a) … 

(3) Wer ein Erzeugnis nach Abs. 1 oder nach Abs. 2 erster Satz beziehen, in 
Gewahrsame halten oder verwenden will, hat dies dem Zollamt, in dessen 
Bereich er seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, vorher anzuzeigen und für die 
Steuer Sicherheit zu leisten. Hat der Anzeigepflichtige keinen Geschäfts- oder 
Wohnsitz im Steuergebiet, ist die Anzeige beim Zollamt Innsbruck zu erstatten. 

(3) Wer ein Erzeugnis nach Abs. 1 oder nach Abs. 2 erster Satz beziehen, in 
Gewahrsame halten oder verwenden will, hat dies dem Zollamt Österreich vorher 
anzuzeigen und für die Steuer Sicherheit zu leisten. 

(4) … (4) … 

(5) Der Steuerschuldner hat für das Erzeugnis, für das die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich bei dem Zollamt, in dessen Bereich der 
Steuerschuldner seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung dessen 
beim Zollamt Innsbruck, eine Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu 
berechnen und diese spätestens am 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht 
eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Hat in diesen Fällen der 
Steuerschuldner keinen Geschäfts- oder Wohnsitz im Steuergebiet, ist das als 
erstes befasste Zollamt zuständig. 

(5) Der Steuerschuldner hat für ein Erzeugnis, für das die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich beim Zollamt Österreich eine Steueranmeldung 
abzugeben, die Steuer zu berechnen und diese spätestens bis zum 25. des auf das 
Entstehen der Steuerschuld folgenden Kalendermonats zu entrichten. Wird das 
Verfahren nach Abs. 3 nicht eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu 
entrichten. 

(6) … (6) … 

Vereinfachtes Begleitdokument Vereinfachtes Begleitdokument 

§ 50. (1) … § 50. (1) … 

(2) Ist bei der Beförderung eine Empfangsbestätigung nach Artikel 4 der im 
Abs. 1 angeführten Verordnung erforderlich, hat der Anzeigepflichtige (§ 49 

(2) Ist bei der Beförderung eine Empfangsbestätigung nach Artikel 4 der im 
Abs. 1 angeführten Verordnung erforderlich, hat der Anzeigepflichtige (§ 49 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 3) die für den Lieferer bestimmte Ausfertigung des vereinfachten 
Begleitdokuments mit der vom Abgangsmitgliedstaat vorgesehenen 
Empfangsbestätigung unverzüglich an den Lieferer zurückzusenden. Das Zollamt 
hat auf Antrag die Anmeldung oder Entrichtung der Steuer zu bestätigen. 

Abs. 3) die für den Lieferer bestimmte Ausfertigung des vereinfachten 
Begleitdokuments mit der vom Abgangsmitgliedstaat vorgesehenen 
Empfangsbestätigung unverzüglich an den Lieferer zurückzusenden. Das Zollamt 
Österreich hat auf Antrag die Anmeldung oder Entrichtung der Steuer zu 
bestätigen. 

Versandhandel Versandhandel 

§ 52. (1) bis (2) … § 52. (1) bis (2) … 

(3) Wer als Versandhändler ein Erzeugnis in das Steuergebiet liefern will, 
hat jede Lieferung vor der Versendung dem Zollamt Innsbruck, unter Angabe der 
für die Versteuerung maßgeblichen Merkmale anzuzeigen und Sicherheit in Höhe 
der zu erwartenden Steuerbelastung zu leisten. Wird ein Beauftragter zugelassen 
(Abs. 5), muß die Sicherheit auch dessen Steuerschuld abdecken. 

(3) Wer als Versandhändler ein Erzeugnis in das Steuergebiet liefern will, 
hat jede Lieferung vor der Versendung dem Zollamt Österreich, unter Angabe der 
für die Versteuerung maßgeblichen Merkmale anzuzeigen und Sicherheit in Höhe 
der zu erwartenden Steuerbelastung zu leisten. Wird ein Beauftragter zugelassen 
(Abs. 5), muß die Sicherheit auch dessen Steuerschuld abdecken. 

(4) Der Steuerschuldner hat für ein Erzeugnis, für das die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich bei dem im Abs. 3 bezeichneten Zollamt eine 
Steueranmeldung abzugeben und darin die Steuer selbst zu berechnen. Die Steuer 
ist spätestens bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden 
Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht eingehalten, 
ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Wurde ein Beauftragter (Abs. 5) 
zugelassen, richtet sich die Zuständigkeit nach Abs. 6. 

(4) Der Steuerschuldner hat für ein Erzeugnis, für das die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich beim Zollamt Österreich eine Steueranmeldung 
abzugeben, die Steuer zu berechnen und diese spätestens bis zum 25. des auf das 
Entstehen der Steuerschuld folgenden Kalendermonats zu entrichten. Wird das 
Verfahren nach Abs. 3 nicht eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu 
entrichten. 

(5) … (5) … 

(6) Der Antrag (Abs. 5) ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in 
dessen Bereich sich der Geschäftssitz des Beauftragten befindet. Der Antrag muß 
alle für die Erteilung der Bewilligung geforderten Voraussetzungen enthalten. Die 
Unterlagen über den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
beizufügen. Anzugeben sind der Name oder die Firma, der Geschäftssitz des 
Versandhändlers und des Beauftragten, Art und Menge des zu liefernden 
Erzeugnisses sowie die Höhe der voraussichtlich während zweier 
Kalendermonaten entstehenden Steuer. Weiters ist die Erklärung des 
Beauftragten vorzulegen, daß dieser mit der Antragstellung einverstanden ist. 

(6) Der Antrag (Abs. 5) ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. 
Der Antrag muß alle für die Erteilung der Bewilligung geforderten 
Voraussetzungen enthalten. Die Unterlagen über den Nachweis oder die 
Glaubhaftmachung der Angaben sind beizufügen. Anzugeben sind der Name oder 
die Firma, der Geschäftssitz des Versandhändlers und des Beauftragten, Art und 
Menge des zu liefernden Erzeugnisses sowie die Höhe der voraussichtlich 
während zweier Kalendermonaten entstehenden Steuer. Weiters ist die Erklärung 
des Beauftragten vorzulegen, daß dieser mit der Antragstellung einverstanden ist. 

(7) Soll ein Erzeugnis nicht nur gelegentlich im Versandhandel geliefert 
werden, kann das Zollamt Innsbruck auf Antrag des Versandhändlers oder des 
Beauftragten die Zulassung zu Lieferungen in das Steuergebiet allgemein erteilen 
und bewilligen, daß die Steueranmeldung zusammengefaßt für alle Lieferungen 
in einem Kalendermonat bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld 

(7) Soll ein Erzeugnis nicht nur gelegentlich im Versandhandel geliefert 
werden, kann das Zollamt Österreich auf Antrag des Versandhändlers oder des 
Beauftragten die Zulassung zu Lieferungen in das Steuergebiet allgemein erteilen 
und bewilligen, daß die Steueranmeldung zusammengefaßt für alle Lieferungen 
in einem Kalendermonat bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
folgenden Kalendermonats abgegeben wird. In diesen Fällen ist Sicherheit in 
Höhe der Steuer zu leisten, die für die voraussichtlich in einem Monat zu 
liefernde Menge entsteht. Für das Erlöschen der Bewilligung gilt § 25 sinngemäß. 

folgenden Kalendermonats abgegeben wird. In diesen Fällen ist Sicherheit in 
Höhe der Steuer zu leisten, die für die voraussichtlich in einem Monat zu 
liefernde Menge entsteht. Für das Erlöschen der Bewilligung gilt § 25 sinngemäß. 

(8) … (8) … 

(9) Wer beabsichtigt, ein Erzeugnis des freien Verkehrs als Versandhändler 
mit Geschäftssitz im Steuergebiet in einen anderen Mitgliedstaat zu liefern, hat 
dies schriftlich bei dem Zollamt anzuzeigen, in dessen Bereich er seinen 
Geschäftssitz hat. In der Anzeige sind die Art und Menge des Erzeugnisses und, 
soweit sie im Zeitpunkt der Anzeige bereits bekannt sind, Name und Anschrift 
des Empfängers oder der Empfänger sowie der Tag der jeweiligen Lieferung 
anzugeben. 

(9) Wer beabsichtigt, ein Erzeugnis des freien Verkehrs als Versandhändler 
mit Geschäftssitz im Steuergebiet in einen anderen Mitgliedstaat zu liefern, hat 
dies dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. In der Anzeige sind die Art 
und Menge des Erzeugnisses und, soweit sie im Zeitpunkt der Anzeige bereits 
bekannt sind, Name und Anschrift des Empfängers oder der Empfänger sowie der 
Tag der jeweiligen Lieferung anzugeben. 

Verbringen zu gewerblichen Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder über 
das Gebiet anderer Mitgliedstaaten 

Verbringen zu gewerblichen Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder über 
das Gebiet anderer Mitgliedstaaten 

§ 53. (1) … § 53. (1) … 

(2) In den Fällen des Abs. 1 hat der Lieferer vor der ersten derartigen 
Verbringung dies dem Zollamt, in dessen Bereich er seinen Geschäfts- oder 
Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt 
Innsbruck schriftlich anzuzeigen. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 hat der Lieferer vor der ersten derartigen 
Verbringung dies dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. 

(3) Wird ein Erzeugnis des freien Verkehrs von einem Ort des 
Steuergebietes auf einem geeigneten Transportweg durch das Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaates zu einem Bestimmungsort im Steuergebiet befördert, ist 
das Begleitdokument nach § 50 Abs. 1 zu verwenden. Weiters hat der Lieferer die 
beabsichtigte Beförderung dem Zollamt, in dessen Bereich er seinen Geschäfts- 
oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt 
Innsbruck schriftlich anzuzeigen. Der Empfänger hat den Empfang des 
Erzeugnisses auf dem Begleitdokument zu bestätigen und das Dokument zu 
seinen Aufzeichnungen zu nehmen. 

(3) Wird ein Erzeugnis des freien Verkehrs von einem Ort des 
Steuergebietes auf einem geeigneten Transportweg durch das Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaates zu einem Bestimmungsort im Steuergebiet befördert, ist 
das Begleitdokument nach § 50 Abs. 1 zu verwenden. Weiters hat der Lieferer die 
beabsichtigte Beförderung dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. Der 
Empfänger hat den Empfang des Erzeugnisses auf dem Begleitdokument zu 
bestätigen und das Dokument zu seinen Aufzeichnungen zu nehmen. 

(4) … (4) … 

Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Erzeugnissen des 
steuerrechtlich freien Verkehrs anderer Mitgliedstaaten 

Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Erzeugnissen des 
steuerrechtlich freien Verkehrs anderer Mitgliedstaaten 

§ 53a. (1) und (2) … § 53a. (1) und (2) … 

(3) Der Steuerschuldner hat für das Erzeugnis, für das die Steuerschuld nach 
Abs. 1 entstanden ist, die Steuer unverzüglich bei dem Zollamt schriftlich 

(3) Der Steuerschuldner hat für das Erzeugnis, für das die Steuerschuld nach 
Abs. 1 entstanden ist, die Steuer unverzüglich beim Zollamt Österreich schriftlich 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
anzumelden und zu entrichten, in dessen Bereich der Steuerschuldner seinen 
Betrieb oder seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen 
im Steuergebiet, beim Zollamt Innsbruck. 

anzumelden und zu entrichten. 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Verbringen zu gewerblichen 
Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Verbringen zu gewerblichen 
Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer 

§ 54. (1) und (2) … § 54. (1) und (2) … 

(3) Eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 wird nur gewährt, wenn das 
Verfahren nach § 52 Abs. 9 oder § 53 eingehalten, die Verbringung dem im 
Abs. 6 genannten Zollamt vorher angezeigt worden ist und der Berechtigte 
(Abs. 4) in den Fällen des Abs. 1 Z 1 eine amtliche Bestätigung des anderen 
Mitgliedstaates darüber, dass das Erzeugnis dort ordnungsgemäß steuerlich 
erfasst worden ist, oder in den Fällen des Abs. 1 Z 2 einen Nachweis des 
Ausgangs des Erzeugnisses aus dem Zollgebiet vorlegt. Zur Vermeidung von 
erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen und wenn Steuerbelange dadurch nicht 
beeinträchtigt werden kann das Zollamt in Fällen, in denen ein Erzeugnis nicht 
unmittelbar in ein Drittland ausgeführt werden soll, die Anwendung des 
Verfahrens nach § 45 dieses Bundesgesetzes jedoch nicht zumutbar ist, zulassen, 
dass nach Vorliegen eines Nachweises des Ausgangs des Erzeugnisses aus dem 
Zollgebiet eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 Z 2 gewährt wird. 

(3) Eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 wird nur gewährt, wenn das 
Verfahren nach § 52 Abs. 9 oder § 53 eingehalten, die Verbringung dem Zollamt 
Österreich vorher angezeigt worden ist und der Berechtigte (Abs. 4) in den Fällen 
des Abs. 1 Z 1 eine amtliche Bestätigung des anderen Mitgliedstaates darüber, 
dass das Erzeugnis dort ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden ist, oder in den 
Fällen des Abs. 1 Z 2 einen Nachweis des Ausgangs des Erzeugnisses aus dem 
Zollgebiet vorlegt. Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen 
und wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden kann das Zollamt 
Österreich in Fällen, in denen ein Erzeugnis nicht unmittelbar in ein Drittland 
ausgeführt werden soll, die Anwendung des Verfahrens nach § 45 dieses 
Bundesgesetzes jedoch nicht zumutbar ist, zulassen, dass nach Vorliegen eines 
Nachweises des Ausgangs des Erzeugnisses aus dem Zollgebiet eine Erstattung 
oder Vergütung nach Abs. 1 Z 2 gewährt wird. 

(3a) Eine Erstattung nach Abs. 1 wird auch gewährt, wenn das Erzeugnis 
nicht am Bestimmungsort angekommen ist, der Berechtigte (Abs. 3) jedoch 
aufgrund einer in einem anderen Mitgliedstaat festgestellten Unregelmäßigkeit als 
Steuerschuldner in Anspruch genommen worden ist und den Nachweis erbringt, 
dass die Steuer in diesem Mitgliedstaat entrichtet worden ist oder eine amtliche 
Bestätigung dieses Mitgliedstaates darüber vorlegt, dass das Erzeugnis dort 
ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden ist. Die Erstattung oder Vergütung wird 
nur gewährt, wenn das Verfahren nach § 52 Abs. 9 oder § 53 eingehalten und die 
Verbringung dem im Abs. 5 genannten Zollamt vorher angezeigt worden ist. 

(3a) Eine Erstattung nach Abs. 1 wird auch gewährt, wenn das Erzeugnis 
nicht am Bestimmungsort angekommen ist, der Berechtigte (Abs. 3) jedoch 
aufgrund einer in einem anderen Mitgliedstaat festgestellten Unregelmäßigkeit als 
Steuerschuldner in Anspruch genommen worden ist und den Nachweis erbringt, 
dass die Steuer in diesem Mitgliedstaat entrichtet worden ist oder eine amtliche 
Bestätigung dieses Mitgliedstaates darüber vorlegt, dass das Erzeugnis dort 
ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden ist. Die Erstattung oder Vergütung wird 
nur gewährt, wenn das Verfahren nach § 52 Abs. 9 oder § 53 eingehalten und die 
Verbringung dem Zollamt Österreich vorher angezeigt worden ist. 

(4) bis (5) … (4) bis (5) … 

(6) Die Erstattung oder Vergütung der Alkoholsteuer obliegt dem Zollamt, 
in dessen Bereich der Berechtigte seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in 
Ermangelung eines solchen dem Zollamt Innsbruck. 

 

Zulassung von einfachen Brenngeräten Zulassung von einfachen Brenngeräten 

§ 60. (1) Der Antrag auf Zulassung eines einfachen Brenngeräts ist durch § 60. (1) Der Antrag auf Zulassung eines einfachen Brenngeräts ist durch 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
dessen Eigentümer bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der Ort befindet, an 
welchem das einfache Brenngerät aufbewahrt werden soll (Aufbewahrungsort), 
schriftlich einzubringen. Der Antrag hat zu enthalten: 

dessen Eigentümer beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. Der Antrag 
hat zu enthalten: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

(2) … (2) … 

§ 61. (1) Die Entscheidung über den Antrag auf Zulassung obliegt dem im 
§ 60 Abs. 1 bezeichneten Zollamt. Das Zollamt hat den Rauminhalt und den 
Füllraum der Brennblase des einfachen Brenngeräts auf Kosten des Antragstellers 
festzustellen. Das Zollamt hat das Ergebnis der Überprüfung der eingereichten 
Beschreibungen in einer mit dem Antragsteller aufzunehmenden Niederschrift 
(Befundprotokoll) festzuhalten. Auf diese Beschreibungen kann in späteren 
Eingaben des Antragstellers Bezug genommen werden, soweit Änderungen der 
darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind. 

§ 61. (1) Die Entscheidung über den Antrag auf Zulassung obliegt dem  
Zollamt Österreich. Das Zollamt Österreich hat den Rauminhalt und den 
Füllraum der Brennblase des einfachen Brenngeräts auf Kosten des Antragstellers 
festzustellen. Das Zollamt Österreich hat das Ergebnis der Überprüfung der 
eingereichten Beschreibungen in einer mit dem Antragsteller aufzunehmenden 
Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. Auf diese Beschreibungen kann in 
späteren Eingaben des Antragstellers Bezug genommen werden, soweit 
Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

(5) Der Eigentümer des einfachen Brenngeräts ist verpflichtet, dem Zollamt 
jede Änderung der im eingereichten Aufriß, in der eingereichten Beschreibung 
oder im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse, ausgenommen die 
vorübergehende Verwendung des einfachen Brenngeräts durch einen 
Abfindungsberechtigten an einem anderen Ort, innerhalb einer Woche, gerechnet 
vom Eintritt des anzuzeigenden Ereignisses, schriftlich anzuzeigen. Abs. 1 gilt 
sinngemäß. 

(5) Der Eigentümer des einfachen Brenngeräts ist verpflichtet, dem Zollamt 
Österreich jede Änderung der im eingereichten Aufriß, in der eingereichten 
Beschreibung oder im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse, ausgenommen 
die vorübergehende Verwendung des einfachen Brenngeräts durch einen 
Abfindungsberechtigten an einem anderen Ort, innerhalb einer Woche, gerechnet 
vom Eintritt des anzuzeigenden Ereignisses, schriftlich anzuzeigen. Abs. 1 gilt 
sinngemäß. 

§ 62. (1) Wer Alkohol unter Abfindung herstellen will, hat dies bei dem 
Zollamt, in dessen Bereich der ordentliche Wohnsitz des Abfindungsberechtigten 
liegt, zu beantragen (Abfindungsanmeldung). Die Abfindungsanmeldung kann 
auch auf dem dafür vorgesehenen elektronischen Weg erfolgen. 

§ 62. (1) Wer Alkohol unter Abfindung herstellen will, hat dies beim 
Zollamt Österreich zu beantragen (Abfindungsanmeldung). Die 
Abfindungsanmeldung kann auch auf dem dafür vorgesehenen elektronischen 
Weg erfolgen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Selbstberechnung, Fälligkeit Selbstberechnung, Fälligkeit 

§ 63. Der Abfindungsberechtigte hat die auf die Abfindungsmenge 
entfallende Steuer zu berechnen und den Steuerbetrag in der 
Abfindungsanmeldung anzugeben. Steht dem Abfindungsberechtigten eine 
Steuerbefreiung gemäß § 4 Abs. 2 Z 5 zu, ist vor Berechnung der Steuer von der 
Abfindungsmenge die steuerfreie Alkoholmenge abzuziehen. Der errechnete 
Steuerbetrag ist bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden 
Kalendermonats bei dem im § 62 Abs. 1 bezeichneten Zollamt  zu entrichten. 

§ 63. Der Abfindungsberechtigte hat die auf die Abfindungsmenge 
entfallende Steuer zu berechnen und den Steuerbetrag in der 
Abfindungsanmeldung anzugeben. Steht dem Abfindungsberechtigten eine 
Steuerbefreiung gemäß § 4 Abs. 2 Z 5 zu, ist vor Berechnung der Steuer von der 
Abfindungsmenge die steuerfreie Alkoholmenge abzuziehen. Der errechnete 
Steuerbetrag ist bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden 
Kalendermonats beim Zollamt Österreich zu entrichten. 
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§ 64. (1) Die Herstellung von Alkohol unter Abfindung gilt als bewilligt, 
wenn das Zollamt nicht innerhalb von drei Tagen nach fristgerechtem Einlangen 
der Abfindungsanmeldung einen Bescheid nach Abs. 2 oder 3 erläßt. Bei 
elektronischer Anmeldung gilt die Herstellung von Alkohol als bewilligt, wenn 
das Zollamt nicht bis zu Beginn der Brennfrist den Antrag mittels elektronisch 
übermittelter Nachricht oder in anderer Weise abweist. 

§ 64. (1) Die Herstellung von Alkohol unter Abfindung gilt als bewilligt, 
wenn das Zollamt Österreich nicht innerhalb von drei Tagen nach fristgerechtem 
Einlangen der Abfindungsanmeldung einen Bescheid nach Abs. 2 oder 3 erläßt. 
Bei elektronischer Anmeldung gilt die Herstellung von Alkohol als bewilligt, 
wenn das Zollamt Österreich nicht bis zu Beginn der Brennfrist den Antrag 
mittels elektronisch übermittelter Nachricht oder in anderer Weise abweist. 

(2) Das Zollamt hat den Antrag (§ 62) mit Bescheid abzuweisen, wenn (2) Das Zollamt Österreich hat den Antrag (§ 62) mit Bescheid abzuweisen, 
wenn 

 1. …  1. … 

 2. die Abfindungsanmeldung beim Zollamt verspätet einlangt,  2. die Abfindungsanmeldung beim Zollamt Österreich verspätet einlangt, 

 3. und 4. …  3. und 4. … 

(3) Das Zollamt hat den Antrag mit Bescheid zu berichtigen, wenn die 
Angaben in der Abfindungsanmeldung unrichtig sind. 

(3) Das Zollamt Österreich hat den Antrag mit Bescheid zu berichtigen, 
wenn die Angaben in der Abfindungsanmeldung unrichtig sind. 

§ 68. (1) … § 68. (1) … 

(2) Das Zollamt hat die Steuer abweichend festzusetzen, soweit die 
Herstellung von Alkohol infolge höherer Gewalt anders als in der 
Abfindungsanmeldung vorgesehen erfolgt und dies vom Abfindungsberechtigten 
dem Zollamt unverzüglich angezeigt wird. 

(2) Das Zollamt Österreich hat die Steuer abweichend festzusetzen, soweit 
die Herstellung von Alkohol infolge höherer Gewalt anders als in der 
Abfindungsanmeldung vorgesehen erfolgt und dies vom Abfindungsberechtigten 
dem Zollamt Österreich unverzüglich angezeigt wird. 

Probebetrieb Probebetrieb 

§ 69. (1) und (2) … § 69. (1) und (2) … 

(3) Der Antrag auf Durchführung eines Probebetriebes ist spätestens mit der 
Abfindungsanmeldung bei dem Zollamt, in dessen Bereich die Herstellung des 
Alkohols erfolgen soll, schriftlich einzubringen. Beim Probebetrieb ist Alkohol 
aus einer hinreichenden Menge des alkoholbildenden Stoffes von 
durchschnittlicher Beschaffenheit herzustellen. Das Zollamt hat für einen 
alkoholbildenden Stoff einen besonderen Ausbeutesatz oder eine besondere 
Formel für die Ermittlung der Brenndauer festzusetzen, wenn die bei einem 
Probebetrieb festgestellte Alkoholausbeute von der in der Verordnung 
festgesetzten um mehr als 20% abweicht oder die festgestellte Brenndauer, die 
nach der Verordnung vorgesehene, übersteigt. Die mit der Durchführung des 
Probebetriebs gemäß Abs. 1 Z 1 im Zusammenhang stehenden Kosten hat der 
Abfindungsberechtigte zu tragen. Das Ergebnis des Probebetriebs gilt für die 
weitere Verarbeitung alkoholbildender Stoffe einer Ernte. 

(3) Der Antrag auf Durchführung eines Probebetriebes ist spätestens mit der 
Abfindungsanmeldung beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. Beim 
Probebetrieb ist Alkohol aus einer hinreichenden Menge des alkoholbildenden 
Stoffes von durchschnittlicher Beschaffenheit herzustellen. Das Zollamt 
Österreich hat für einen alkoholbildenden Stoff einen besonderen Ausbeutesatz 
oder eine besondere Formel für die Ermittlung der Brenndauer festzusetzen, wenn 
die bei einem Probebetrieb festgestellte Alkoholausbeute von der in der 
Verordnung festgesetzten um mehr als 20% abweicht oder die festgestellte 
Brenndauer, die nach der Verordnung vorgesehene, übersteigt. Die mit der 
Durchführung des Probebetriebs gemäß Abs. 1 Z 1 im Zusammenhang stehenden 
Kosten hat der Abfindungsberechtigte zu tragen. Das Ergebnis des Probebetriebs 
gilt für die weitere Verarbeitung alkoholbildender Stoffe einer Ernte. 
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Hausbrand Hausbrand 

§ 70. (1) und (2) … § 70. (1) und (2) … 

(3) Haushaltsangehörige sind, (3) Haushaltsangehörige sind, 

 1. …  1. … 

 2. …  2. … 

 3. Personen, denen der Abfindungsberechtigte auf Grund eines land- und 
forstwirtschaftlichen Ausgedingevertrages freie Verköstigung zu leisten 
hat, 

 3. Personen, denen der Abfindungsberechtigte auf Grund eines land- und 
forstwirtschaftlichen Übergabsvertrages ein höchstpersönliches 
Wohnungsgebrauchsrecht eingeräumt hat, 

wenn sie mit dem Abfindungsberechtigten am Sitz des land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebes im gemeinsamen Haushalt leben und nicht zur 
Herstellung von Alkohol unter Abfindung zugelassen sind. 

wenn sie mit dem Abfindungsberechtigten am Sitz des land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebes im gemeinsamen Haushalt leben und nicht zur 
Herstellung von Alkohol unter Abfindung zugelassen sind. 

§ 73. (1) Bleibt Alkohol, der auf Grund eines Freischeines bezogen wurde, 
unvergällt, so ist in den Aufzeichnungen gemäß § 72 Z 2 auf die Rezeptur des 
Erzeugnisses hinzuweisen, zu dessen Herstellung der Alkohol verwendet wurde. 
Die Rezepturen sind aufzubewahren und dem Zollamt auf Verlangen zur 
Einsichtnahme vorzulegen. 

§ 73. (1) Bleibt Alkohol, der auf Grund eines Freischeines bezogen wurde, 
unvergällt, so ist in den Aufzeichnungen gemäß § 72 Z 2 auf die Rezeptur des 
Erzeugnisses hinzuweisen, zu dessen Herstellung der Alkohol verwendet wurde. 
Die Rezepturen sind aufzubewahren und dem Zollamt Österreich auf Verlangen 
zur Einsichtnahme vorzulegen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

§ 74. (1) und (2) … § 74. (1) und (2) … 

(3) Anstelle des Betriebsbuches kann das Zollamt andere Aufzeichnungen 
zulassen, wenn diese den vorgegebenen Inhalten entsprechen. 

(3) Anstelle des Betriebsbuches kann das Zollamt Österreich andere 
Aufzeichnungen zulassen, wenn diese den vorgegebenen Inhalten entsprechen. 

§ 78. (1) und (2)… § 78. (1) und (2)… 

(3) Der Abfindungsberechtigte hat jede Veräußerung von Alkohol zur 
Aufnahme in ein Alkohollager dem Zollamt unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Der Abfindungsberechtigte hat jede Veräußerung von Alkohol zur 
Aufnahme in ein Alkohollager dem Zollamt Österreich unverzüglich anzuzeigen. 

(4) … (4) … 

(5) Der Abfindungsberechtigte hat dem Zollamt unverzüglich anzuzeigen, 
wenn das Überwachungsbuch in Verlust geraten ist. 

(5) Der Abfindungsberechtigte hat dem Zollamt Österreich unverzüglich 
anzuzeigen, wenn das Überwachungsbuch in Verlust geraten ist. 

(6) … (6) … 

Bestandsaufnahme im Alkohollager Bestandsaufnahme im Alkohollager 

§ 80. (1) Der Inhaber eines Alkohollagers hat einmal jährlich den Bestand 
von Alkohol in Erzeugnissen im Lager aufzunehmen (Bestandsaufnahme), 
innerhalb eines Monats nach Abschluss der Bestandsaufnahme den ermittelten 

§ 80. (1) Der Inhaber eines Alkohollagers hat einmal jährlich den Bestand 
von Alkohol in Erzeugnissen im Lager aufzunehmen (Bestandsaufnahme), 
innerhalb eines Monats nach Abschluss der Bestandsaufnahme den ermittelten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Sollbestand dem Istbestand gegenüberzustellen und dem Zollamt das Ergebnis 
schriftlich bekannt zu geben. Das Zollamt kann eine andere Form zulassen, wenn 
Steuerbelange nicht beeinträchtigt werden. Der Inhaber des Alkohollagers hat den 
Zeitpunkt des Beginns und voraussichtlichen Endes der Bestandsaufnahme 
spätestens drei Wochen im Voraus dem Zollamt anzuzeigen. Das Zollamt nimmt 
in Alkoholverschlusslagern an der Bestandsaufnahme teil, in offenen 
Alkohollagern ist es berechtigt teilzunehmen. 

Sollbestand dem Istbestand gegenüberzustellen und dem Zollamt Österreich das 
Ergebnis schriftlich bekannt zu geben. Das Zollamt Österreich kann eine andere 
Form zulassen, wenn Steuerbelange nicht beeinträchtigt werden. Der Inhaber des 
Alkohollagers hat den Zeitpunkt des Beginns und voraussichtlichen Endes der 
Bestandsaufnahme spätestens drei Wochen im Voraus dem Zollamt Österreich 
anzuzeigen. Das Zollamt Österreich nimmt in Alkoholverschlusslagern an der 
Bestandsaufnahme teil, in offenen Alkohollagern ist es berechtigt teilzunehmen. 

(2) Das Zollamt kann zulassen, dass alle oder einzelne Bestände auf Grund 
einer permanenten Inventur festgestellt und bekannt gegeben werden, wenn durch 
ein den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung entsprechendes Verfahren 
gesichert ist, dass die Bestände nach Art und Menge auch ohne körperliche 
Aufnahme festgestellt werden können. 

(2) Das Zollamt Österreich kann zulassen, dass alle oder einzelne Bestände 
auf Grund einer permanenten Inventur festgestellt und bekannt gegeben werden, 
wenn durch ein den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung entsprechendes 
Verfahren gesichert ist, dass die Bestände nach Art und Menge auch ohne 
körperliche Aufnahme festgestellt werden können. 

(3) Kommt der Inhaber eines Alkohollagers den ihm in Abs. 1 auferlegten 
Verpflichtungen nicht oder unvollständig nach, kann das Zollamt 
Bestandsermittlungen von Amts wegen vornehmen. Dazu hat der Inhaber des 
Alkohollagers dem Zollamt auf Verlangen die Bestände unverzüglich bekannt zu 
geben oder die Kosten für deren Ermittlung zu tragen. 

(3) Kommt der Inhaber eines Alkohollagers den ihm in Abs. 1 auferlegten 
Verpflichtungen nicht oder unvollständig nach, kann das Zollamt Österreich 
Bestandsermittlungen von Amts wegen vornehmen. Dazu hat der Inhaber des 
Alkohollagers dem Zollamt auf Verlangen die Bestände unverzüglich bekannt zu 
geben oder die Kosten für deren Ermittlung zu tragen. 

(4) … (4) … 

§ 81. (1) und (2) … § 81. (1) und (2) … 

(3) Das Zollamt kann Fehlmengenermittlungen anordnen, vornehmen oder 
auf Kosten des Inhabers des Alkohollagers vornehmen lassen. 

(3) Das Zollamt Österreich kann Fehlmengenermittlungen anordnen, 
vornehmen oder auf Kosten des Inhabers des Alkohollagers vornehmen lassen. 

(4) … (4) … 

Untergang, Vernichtung Untergang, Vernichtung 

§ 82. (1) Sind Erzeugnisse im Steuerlager untergegangen, hat der Inhaber 
des Steuerlagers dies unverzüglich dem Zollamt anzuzeigen. Das Zollamt kann 
Ausnahmen zulassen. 

§ 82. (1) Sind Erzeugnisse im Steuerlager untergegangen, hat der Inhaber 
des Steuerlagers dies unverzüglich dem Zollamt Österreich anzuzeigen. Das 
Zollamt Österreich kann Ausnahmen zulassen. 

(2) Sollen im Steuerlager befindliche Erzeugnisse vernichtet werden, hat der 
Inhaber des Steuerlagers dies dem Zollamt anzumelden. Die Vernichtung ist 
amtlich zu überwachen. Das Zollamt kann Ausnahmen zulassen. 
Außersteuerrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 

(2) Sollen im Steuerlager befindliche Erzeugnisse vernichtet werden, hat der 
Inhaber des Steuerlagers dies dem Zollamt Österreich anzumelden. Die 
Vernichtung ist amtlich zu überwachen. Das Zollamt Österreich kann Ausnahmen 
zulassen. Außersteuerrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 

(3) … (3) … 

§ 83. Der Inhaber eines Freischeins oder ein registrierter Empfänger hat auf 
Verlangen des Zollamts, in dessen Bereich der Betrieb gelegen ist, für einen 

§ 83. Der Inhaber eines Freischeins oder ein registrierter Empfänger hat auf 
Verlangen des Zollamts Österreich für einen bestimmten Zeitraum aus den zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
bestimmten Zeitraum aus den zu führenden Aufzeichnungen die Alkoholmengen 
rechnerisch zu ermitteln, die in dem Betrieb in Erzeugnissen aufgenommen, 
verwendet und aus dem Betrieb weggebracht wurden. § 81 Abs. 1 gilt sinngemäß. 

führenden Aufzeichnungen die Alkoholmengen rechnerisch zu ermitteln, die in 
dem Betrieb in Erzeugnissen aufgenommen, verwendet und aus dem Betrieb 
weggebracht wurden. § 81 Abs. 1 gilt sinngemäß. 

Überwachungspflichtige Geräte Überwachungspflichtige Geräte 

§ 84. .Wer ein zugelassenes einfaches Brenngerät oder eine zur Herstellung 
von Alkohol geeignete amtlich gesicherte Vorrichtung zu anderen Zwecken als 
zum Herstellen von Alkohol verwenden will, hat dem Zollamt den Beginn und 
das voraussichtliche Ende der Benützung mindestens eine Woche im Voraus, 
gerechnet vom Eintritt des anzuzeigenden Ereignisses, schriftlich anzuzeigen. 

§ 84. Wer ein zugelassenes einfaches Brenngerät oder eine zur Herstellung 
von Alkohol geeignete amtlich gesicherte Vorrichtung zu anderen Zwecken als 
zum Herstellen von Alkohol verwenden will, hat dem Zollamt Österreich den 
Beginn und das voraussichtliche Ende der Benützung im Voraus schriftlich 
anzuzeigen. 

§ 85. (1) Wer eine geeignete und üblicherweise zur Herstellung von Alkohol 
verwendete Vorrichtung mit einem Rauminhalt von mehr als zwei Liter herstellt, 
erwirbt oder veräußert, hat dies dem für die amtliche Aufsicht zuständigen 
Zollamt innerhalb einer Woche, gerechnet vom Eintritt des anzuzeigenden 
Ereignisses, schriftlich anzuzeigen. 

§ 85. (1) Wer eine geeignete und üblicherweise zur Herstellung von Alkohol 
verwendete Vorrichtung mit einem Rauminhalt von mehr als zwei Liter herstellt, 
erwirbt oder veräußert, hat dies dem Zollamt Österreich innerhalb einer Woche, 
gerechnet vom Eintritt des anzuzeigenden Ereignisses, schriftlich anzuzeigen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Amtliche Aufsicht Amtliche Aufsicht 

§ 86. (1) … § 86. (1) … 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamts, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Erzeugnisse der 
Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Union 
entzogen werden. 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamts Österreich, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Erzeugnisse 
der Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Union 
entzogen werden. 

(3) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, obliegt die 
amtliche Aufsicht dem Zollamt, in dessen Bereich sich die zu beaufsichtigenden 
Grundstücke, Gebäude, Betriebe, Räume, Transportmittel, Transportbehälter, 
Waren oder der zu beaufsichtigende Geschäftssitz des Beauftragten befinden. 

 

§ 88. (1) … § 88. (1) … 

(2) Der Inhaber eines Steuerlagers oder eines Verwendungsbetriebes und der 
registrierte Empfänger sind verpflichtet, dem Zollamt unverzüglich Umstände 
anzuzeigen, die den Verdacht auf innergemeinschaftliche Betrugshandlungen 
oder Finanzvergehen zulassen. 

(2) Der Inhaber eines Steuerlagers oder eines Verwendungsbetriebes und der 
registrierte Empfänger sind verpflichtet, dem Zollamt Österreich unverzüglich 
Umstände anzuzeigen, die den Verdacht auf innergemeinschaftliche 
Betrugshandlungen oder Finanzvergehen zulassen. 

§ 90. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers im Steuergebiet und der registrierte 
Versender am Ort der Einfuhr im Steuergebiet haben, abweichend von § 37a 
Abs. 1, jede Wegbringung von Alkohol, der in einen Verwendungsbetrieb 

§ 90. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers im Steuergebiet und der registrierte 
Versender am Ort der Einfuhr im Steuergebiet haben, abweichend von § 37a 
Abs. 1, jede Wegbringung von Alkohol, der in einen Verwendungsbetrieb 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
aufgenommen werden soll, dem Zollamt anzuzeigen, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Empfängers befindet (Versandanzeige). 

aufgenommen werden soll, dem Zollamt Österreich anzuzeigen 
(Versandanzeige). 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Die Angaben (Abs. 2) über mehrere Wegbringungen von Alkohol, die 
am selben Tag stattgefunden haben, können in einer Anzeige zusammengefasst 
werden, wenn der Alkohol in denselben Betrieb aufgenommen werden soll. In 
berücksichtigungswürdigen Einzelfällen kann das Zollamt, in dessen Bereich sich 
das Steuerlager befindet, auf Antrag des Steuerlagerinhabers oder das in § 41 
Abs. 4 genannte Zollamt auf Antrag des registrierten Versenders weitere 
Vereinfachungsmaßnahmen zulassen, wenn durch diese Maßnahmen die amtliche 
Aufsicht nicht erschwert wird. 

(4) Die Angaben (Abs. 2) über mehrere Wegbringungen von Alkohol, die 
am selben Tag stattgefunden haben, können in einer Anzeige zusammengefasst 
werden, wenn der Alkohol in denselben Betrieb aufgenommen werden soll. In 
berücksichtigungswürdigen Einzelfällen kann das Zollamt Österreich auf Antrag 
des Steuerlagerinhabers oder auf Antrag des registrierten Versenders weitere 
Vereinfachungsmaßnahmen zulassen, wenn durch diese Maßnahmen die amtliche 
Aufsicht nicht erschwert wird. 

§ 115. (1) … § 115. (1) … 

(2) Die Zuständigkeit der Zollämter bestimmt sich, soweit in diesem 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, nach dem 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz. 

 

 § 116j. § 1 Abs. 3 Z 2, § 1 Abs. 4, § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 1, § 7 Abs. 1, Abs. 2 
und Abs. 3, § 8 Abs. 3, § 10 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 3, Abs. 3a und Abs. 5, § 11 
Abs. 3 und Abs. 4, § 15 Abs. 1 und Abs. 3, § 16 Abs. 4, § 17 Abs. 2, Abs. 3, 
Abs. 6, Abs. 8 und Abs. 9, § 20 Abs. 3, § 21 Abs. 1, Abs. 3 und Abs. 4, § 22, § 23 
Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3, § 24 Abs.1, § 25 Abs. 2, § 26, § 28 Abs. 6, § 29 
Abs. 3, § 30 Abs. 2, § 31 Abs. 5 und Abs. 6, § 32 Abs. 1, § 33 Abs. 1, Abs. 2 und 
Abs. 4, § 34, § 35 Abs. 1, § 36 Abs. 1, § 38 Abs. 4, § 39 Abs. 1, § 40 Abs. 4, § 41 
Abs. 3, § 46 Abs. 5 und Abs. 6, § 49 Abs. 3 und Abs. 5, § 50 Abs. 2, § 52 Abs. 3, 
Abs. 4, Abs. 6, Abs. 7 und Abs. 9, § 53 Abs. 2 und Abs. 3, § 53a Abs. 3, § 54 
Abs. 3 und Abs. 3a, § 60 Abs. 1, § 61 Abs. 1 und Abs. 5, § 62 Abs. 1, § 63, § 64, 
§ 69 Abs. 3, § 70 Abs. 3 Z 3, § 73 Abs. 1, § 74 Abs. 3, § 78 Abs. 3 und Abs. 5, 
§ 80 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3, § 81 Abs. 3, § 82 Abs.1 und Abs. 2, § 83, § 84, 
§ 85 Abs. 1, § 86 Abs. 2 und Abs. 3, § 88 Abs. 2 und § 90 Abs. 1 und Abs. 4, 
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 
1. Jänner 2020 in Kraft. § 41 Abs. 4, § 54 Abs. 6, § 86 Abs. 3 und § 115 Abs. 2 
treten mit Ablauf des 31. Dezember 2019 außer Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 19 
Änderung des Biersteuergesetzes 1995 

Artikel 19 
Änderung des Biersteuergesetzes 1995 

Steuergebiet, Steuergegenstand, sonstige Begriffsbestimmungen Steuergebiet, Steuergegenstand, sonstige Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) und (2) … § 1. (1) und (2) … 

 (3) Für die Erhebung der Biersteuer ist das Zollamt Österreich zuständig. 

Steuersätze Steuersätze 

§ 3. (1) bis (7) … § 3. (1) bis (7) … 

(8) Die Erstattung der Biersteuer obliegt dem Zollamt Innsbruck. Der Antrag 
muß alle für die Erstattung maßgeblichen Angaben enthalten. Beizufügen sind die 
Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben. Stammt 
das Bier aus einem Mitgliedstaat oder Drittland, ist eine amtliche Bestätigung 
über die Gesamtjahreserzeugung der jeweiligen ausländischen Brauerei 
vorzulegen. 

(8) Der Antrag muß alle für die Erstattung maßgeblichen Angaben enthalten. 
Beizufügen sind die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung 
der Angaben. Stammt das Bier aus einem Mitgliedstaat oder Drittland, ist eine 
amtliche Bestätigung über die Gesamtjahreserzeugung der jeweiligen 
ausländischen Brauerei vorzulegen. 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Aufnahme in Steuerlager im 
Steuergebiet 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Aufnahme in Steuerlager im 
Steuergebiet 

§ 5. (1) und (2) … § 5. (1) und (2) … 

(3) Die Erstattung oder Vergütung der Biersteuer obliegt dem Zollamt, in 
dessen Bereich sich das Steuerlager befindet. 

 

(4) … (4) … 

Steuerschuld Steuerschuld 

§ 7. (1) bis (3) … § 7. (1) bis (3) … 

(4) Die Steuerschuld entsteht nicht, wenn das Bier auf Grund seiner 
Beschaffenheit oder in Folge unvorhersehbarer Ereignisse oder höherer Gewalt 
vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen ist. Bier gilt dann 
als vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen, wenn es als 
solches nicht mehr genutzt werden kann. Die vollständige Zerstörung sowie der 
unwiederbringliche Verlust des Bieres sind dem Zollamt nachzuweisen. 

(4) Die Steuerschuld entsteht nicht, wenn das Bier auf Grund seiner 
Beschaffenheit oder in Folge unvorhersehbarer Ereignisse oder höherer Gewalt 
vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen ist. Bier gilt dann 
als vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen, wenn es als 
solches nicht mehr genutzt werden kann. Die vollständige Zerstörung sowie der 
unwiederbringliche Verlust des Bieres sind dem Zollamt Österreich 
nachzuweisen. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Anmeldung, Selbstberechnung und Fälligkeit Anmeldung, Selbstberechnung und Fälligkeit 

§ 10. (1) Der Steuerschuldner hat bis zum 25. eines jeden Kalendermonats 
bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb des Steuerschuldners 
befindet, die Biermengen, die im vorangegangenen Monat aus dem Steuerlager 
weggebracht oder zum Verbrauch entnommen wurden, nach Steuerklassen 
getrennt, schriftlich anzumelden. Bier, das bis zum Tag der Aufzeichnung (§ 43) 
aus dem freien Verkehr zurückgenommen worden ist, muß nicht angemeldet 
werden. 

§ 10. (1) Der Steuerschuldner hat bis zum 25. eines jeden Kalendermonats 
beim Zollamt Österreich die Biermengen, die im vorangegangenen Monat aus 
dem Steuerlager weggebracht oder zum Verbrauch entnommen wurden, nach 
Steuerklassen getrennt, schriftlich anzumelden. Bier, das bis zum Tag der 
Aufzeichnung (§ 43) aus dem freien Verkehr zurückgenommen worden ist, muß 
nicht angemeldet werden. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Entsteht die Steuerschuld nach § 7 Abs. 1 Z 1, ist die Biersteuer bis zum 
25. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden Kalendermonats bei dem im 
Abs. 1 genannten Zollamt zu entrichten. 

(4) Entsteht die Steuerschuld nach § 7 Abs. 1 Z 1, ist die Biersteuer bis zum 
25. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden Kalendermonats beim 
Zollamt Österreich zu entrichten. 

(5) Entsteht die Steuerschuld nach § 7 Abs. 1 Z 2 oder § 7 Abs. 3, so hat der 
Steuerschuldner die Biermengen binnen einer Woche nach Entstehen der 
Steuerschuld bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb befindet, 
schriftlich anzumelden. Weiters hat der Steuerschuldner die auf die 
anzumeldenden Mengen entfallende Biersteuer selbst zu berechnen und den 
errechneten Steuerbetrag bis zum Ablauf der Anmeldefrist zu entrichten. 

(5) Entsteht die Steuerschuld nach § 7 Abs. 1 Z 2 oder § 7 Abs. 3, so hat der 
Steuerschuldner die Biermengen binnen einer Woche nach Entstehen der 
Steuerschuld beim Zollamt Österreich schriftlich anzumelden. Weiters hat der 
Steuerschuldner die auf die anzumeldenden Mengen entfallende Biersteuer selbst 
zu berechnen und den errechneten Steuerbetrag bis zum Ablauf der Anmeldefrist 
zu entrichten. 

(5a) Entsteht die Steuerschuld nach § 7 Abs. 1 Z 1 durch eine unrechtmäßige 
Wegbringung oder Entnahme oder nach § 7 Abs. 1 Z 3, ist die Steuer 
unverzüglich bei dem Zollamt schriftlich anzumelden und zu entrichten, in dessen 
Bereich der Steuerschuldner seinen Betrieb oder seinen Geschäfts- oder Wohnsitz 
hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt Innsbruck. 
Wird für Bier, das im Steuergebiet dem Steueraussetzungsverfahren entzogen 
wurde, im Einzelfall nachgewiesen, dass das betreffende Bier an Personen im 
Steuergebiet abgegeben wurde, die zum Bezug von steuerfreiem Bier oder von 
Bier unter Steueraussetzung berechtigt sind, kann das Zollamt zur Vermeidung 
unnötigen Verwaltungsaufwandes die nach § 7 Abs. 1 Z 3 entstandene Steuer auf 
Antrag nicht erheben. 

(5a) Entsteht die Steuerschuld nach § 7 Abs. 1 Z 1 durch eine unrechtmäßige 
Wegbringung oder Entnahme oder nach § 7 Abs. 1 Z 3, ist die Steuer 
unverzüglich beim Zollamt Österreich schriftlich anzumelden und zu entrichten. 
Wird für Bier, das im Steuergebiet dem Steueraussetzungsverfahren entzogen 
wurde, im Einzelfall nachgewiesen, dass das betreffende Bier an Personen im 
Steuergebiet abgegeben wurde, die zum Bezug von steuerfreiem Bier oder von 
Bier unter Steueraussetzung berechtigt sind, kann das Zollamt Österreich zur 
Vermeidung unnötigen Verwaltungsaufwandes die nach § 7 Abs. 1 Z 3 
entstandene Steuer auf Antrag nicht erheben. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 

Herstellungsbetriebe, Erteilung der Bewilligung Herstellungsbetriebe, Erteilung der Bewilligung 

§ 12. (1) und (2) … § 12. (1) und (2) … 

(3) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist bei dem Zollamt schriftlich (3) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist beim Zollamt Österreich 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einzubringen, in dessen Bereich sich der Betrieb befindet.  Der Antrag muß alle 
Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten Voraussetzungen 
enthalten; beizufügen sind die Unterlagen für den Nachweis oder die 
Glaubhaftmachung der Angaben, eine mit einem Grundriß versehene 
Beschreibung des Betriebes und eine Beschreibung der Herstellung, der 
Lagerung, der Bearbeitung oder Verarbeitung, der Verwendung und des 
Verbrauches von Bier im Betrieb. Das Zollamt hat das Ergebnis der Überprüfung 
der eingereichten Beschreibungen in einer mit dem Antragsteller 
aufzunehmenden Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. Auf diese 
Beschreibungen kann in späteren Eingaben des Antragstellers Bezug genommen 
werden, soweit Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten 
sind. Im Bewilligungsbescheid ist die örtliche Begrenzung des Betriebes 
anzugeben. 

schriftlich einzubringen. Der Antrag muß alle Angaben über die für die Erteilung 
der Bewilligung geforderten Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die 
Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben, eine mit 
einem Grundriß versehene Beschreibung des Betriebes und eine Beschreibung 
der Herstellung, der Lagerung, der Bearbeitung oder Verarbeitung, der 
Verwendung und des Verbrauches von Bier im Betrieb. Das Zollamt Österreich 
hat das Ergebnis der Überprüfung der eingereichten Beschreibungen in einer mit 
dem Antragsteller aufzunehmenden Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. 
Auf diese Beschreibungen kann in späteren Eingaben des Antragstellers Bezug 
genommen werden, soweit Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht 
eingetreten sind. Im Bewilligungsbescheid ist die örtliche Begrenzung des 
Betriebes anzugeben. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

(6) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem Zollamt die Inbetriebnahme 
sowie jede Änderung der in den eingereichten Beschreibungen oder im 
Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse anzuzeigen. 

(6) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem Zollamt Österreich die 
Inbetriebnahme sowie jede Änderung der in den eingereichten Beschreibungen 
oder im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse anzuzeigen. 

(7) … (7) … 

(9) Soll Bier ohne Bewilligung gewerblich hergestellt werden, ist dies dem 
Zollamt, in dessen Bereich das Bier hergestellt werden soll, mindestens eine 
Woche vor Beginn der Herstellung anzuzeigen. 

(9) Soll Bier ohne Bewilligung gewerblich hergestellt werden, ist dies dem 
Zollamt Österreich mindestens eine Woche vor Beginn der Herstellung 
anzuzeigen. 

Herstellungsbetriebe, Erlöschen der Bewilligung Herstellungsbetriebe, Erlöschen der Bewilligung 

§ 13. (1) … § 13. (1) … 

(2) Die Bewilligung ist zu widerrufen: (2) Die Bewilligung ist zu widerrufen: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. wenn eine vom Inhaber des Herstellungsbetriebes bestellte Sicherheit, 
die unzureichend geworden ist, nicht binnen einer vom Zollamt gesetzten 
Frist ergänzt oder durch eine anderweitige Sicherheit ersetzt wurde; 

 3. wenn eine vom Inhaber des Herstellungsbetriebes bestellte Sicherheit, 
die unzureichend geworden ist, nicht binnen einer vom Zollamt 
Österreich gesetzten Frist ergänzt oder durch eine anderweitige 
Sicherheit ersetzt wurde; 

 4. …  4. … 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Bierlager Bierlager 

§ 14. (1) und (2) … § 14. (1) und (2) … 
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(3) Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen kann das 
Zollamt in Einzelfällen, in denen der jährliche Bierabsatz weniger als 5 000 hl 
oder die durchschnittliche Lagerdauer weniger als ein Monat beträgt, auf Antrag 
von diesen im Abs. 2 genannten Voraussetzungen absehen, wenn Steuerbelange 
dadurch nicht beeinträchtigt werden. Eine derartige Beeinträchtigung liegt 
insbesondere in jenen Fällen vor, in denen durch die Einrichtung des Bierlagers 
lediglich die Wirkungen einer Steuerstundung erzielt werden sollen. 

(3) Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen kann das 
Zollamt Österreich in Einzelfällen, in denen der jährliche Bierabsatz weniger als 
5 000 hl oder die durchschnittliche Lagerdauer weniger als ein Monat beträgt, auf 
Antrag von diesen im Abs. 2 genannten Voraussetzungen absehen, wenn 
Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. Eine derartige 
Beeinträchtigung liegt insbesondere in jenen Fällen vor, in denen durch die 
Einrichtung des Bierlagers lediglich die Wirkungen einer Steuerstundung erzielt 
werden sollen. 

(4) Das Zollamt kann auf Antrag die Höhe der Sicherheit bis zu einem 
Betrag in Höhe der Biersteuer, die voraussichtlich während eines Kalendermonats 
für aus dem Bierlager in den freien Verkehr entnommenes Bier entsteht, 
einschränken, wenn dieser Betrag den nach Abs. 2 ermittelten Betrag wesentlich 
unterschreitet und wenn der zur Leistung der Sicherheit Verpflichtete seinen 
abgabenrechtlichen Verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und auch sonst 
keine Umstände bekannt sind, die auf eine Gefährdung der Einbringlichkeit der 
Biersteuer hinweisen. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen kann das Zollamt 
weiters in Fällen, in denen in einzelnen Kalendermonaten die Höhe der Sicherheit 
den monatlichen Durchschnittswert eines Kalenderjahres wesentlich 
überschreitet, auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit unter Zugrundelegung 
dieses Durchschnittswertes bemessen wird. 

(4) Das Zollamt Österreich kann auf Antrag die Höhe der Sicherheit bis zu 
einem Betrag in Höhe der Biersteuer, die voraussichtlich während eines 
Kalendermonats für aus dem Bierlager in den freien Verkehr entnommenes Bier 
entsteht, einschränken, wenn dieser Betrag den nach Abs. 2 ermittelten Betrag 
wesentlich unterschreitet und wenn der zur Leistung der Sicherheit Verpflichtete 
seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und auch 
sonst keine Umstände bekannt sind, die auf eine Gefährdung der Einbringlichkeit 
der Biersteuer hinweisen. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen kann das 
Zollamt Österreich weiters in Fällen, in denen in einzelnen Kalendermonaten die 
Höhe der Sicherheit den monatlichen Durchschnittswert eines Kalenderjahres 
wesentlich überschreitet, auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit unter 
Zugrundelegung dieses Durchschnittswertes bemessen wird. 

Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet 

§ 15. (1) bis (3) … § 15. (1) bis (3) … 

(4) Der Inhaber des abgebenden Steuerlagers oder der registrierte Versender 
hat Sicherheit für den Versand in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer 
Entnahme des Bieres in den freien Verkehr entstehen würde, wenn Anzeichen für 
eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Biersteuer erkennbar sind. Besteht eine 
ausreichende Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das Zollamt 
kann auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit durch den Beförderer oder den 
Empfänger des Bieres geleistet wird. 

(4) Der Inhaber des abgebenden Steuerlagers oder der registrierte Versender 
hat Sicherheit für den Versand in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer 
Entnahme des Bieres in den freien Verkehr entstehen würde, wenn Anzeichen für 
eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Biersteuer erkennbar sind. Besteht eine 
ausreichende Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das Zollamt 
Österreich kann auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit durch den Beförderer 
oder den Empfänger des Bieres geleistet wird. 

Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten 

§ 16. (1) Bier darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer oder 
Drittgebiete, befördert werden 

§ 16. (1) Bier darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer oder 
Drittgebiete, befördert werden 

 1. aus Steuerlagern in anderen Mitgliedstaaten oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr in anderen Mitgliedstaaten 

 1. aus Steuerlagern in anderen Mitgliedstaaten oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr in anderen Mitgliedstaaten 
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 a) und b) …  a) und b) … 

 c) an vom registrierten Empfänger nach § 17 Abs. 1 Z 1 im Voraus dem 
Zollamt mitgeteilte Bestimmungsorte (Direktlieferung) oder 

 c) an vom registrierten Empfänger nach § 17 Abs. 1 Z 1 im Voraus dem 
Zollamt Österreich mitgeteilte Bestimmungsorte (Direktlieferung) 
oder 

 d) …  d) … 

im Steuergebiet; im Steuergebiet; 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

Im Falle der Z 2 hat der Inhaber des abgebenden Steuerlagers (Versender) oder 
der registrierte Versender für den Versand eine in allen Mitgliedstaaten gültige 
Sicherheit in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer Entnahme des Bieres in den 
freien Verkehr im Steuergebiet entstehen würde. Besteht eine ausreichende 
Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das im § 12 Abs. 3 oder § 18 
Abs. 4 bezeichnete Zollamt kann auf Antrag zulassen, dass der Beförderer des 
Bieres Sicherheit leistet. Auf die Verbringung von Bier unter Steueraussetzung 
aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten Versendern vom Ort der 
Einfuhr im Steuergebiet in Steuerlager oder zu den in § 15 Abs. 1 Z 3 genannten 
Empfängern im Steuergebiet über das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates 
finden die Bestimmungen über das innergemeinschaftliche 
Steuerversandverfahren Anwendung. 

Im Falle der Z 2 hat der Inhaber des abgebenden Steuerlagers (Versender) oder 
der registrierte Versender für den Versand eine in allen Mitgliedstaaten gültige 
Sicherheit in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer Entnahme des Bieres in den 
freien Verkehr im Steuergebiet entstehen würde. Besteht eine ausreichende 
Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das Zollamt Österreich kann 
auf Antrag zulassen, dass der Beförderer des Bieres Sicherheit leistet. Auf die 
Verbringung von Bier unter Steueraussetzung aus Steuerlagern im Steuergebiet 
oder von registrierten Versendern vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet in 
Steuerlager oder zu den in § 15 Abs. 1 Z 3 genannten Empfängern im 
Steuergebiet über das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates finden die 
Bestimmungen über das innergemeinschaftliche Steuerversandverfahren 
Anwendung. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Registrierte Empfänger Registrierte Empfänger 

§ 17. (1) bis (3) … § 17. (1) bis (3) … 

(4) Der Antrag ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in dessen 
Bereich der Antragsteller seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung 
eines solchen im Steuergebiet bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Antragstellers befindet oder der erstmalige Bezug erfolgen soll. Für 
das Erlöschen der Bewilligung gilt § 13 sinngemäß. 

(4) Der Antrag ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen.Für das 
Erlöschen der Bewilligung gilt § 13 sinngemäß. 

Registrierte Versender Registrierte Versender 

§ 18. (1) und (2) … § 18. (1) und (2) … 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

(3) Der Antrag ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen und 
muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten 
Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
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Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. Für das Erlöschen der Bewilligung gelten § 13 Abs. 1, 
Abs. 2 Z 1, 3 und 4, Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. Für das Erlöschen der Bewilligung gelten § 13 Abs. 1, 
Abs. 2 Z 1, 3 und 4, Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

(4) Der Antrag ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in dessen 
Bereich der Antragsteller seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung 
eines solchen im Steuergebiet bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Antragstellers oder der Ort der erstmaligen Einfuhr befindet. 

 

§ 23. (1) bis (5) … § 23. (1) bis (5) … 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass das Bier nachweislich aus 
dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im Steuergebiet 
entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt dem Zollamt, bei 
dem der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass das Bier nachweislich aus 
dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im Steuergebiet 
entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten.  

Bezug zu gewerblichen Zwecken Bezug zu gewerblichen Zwecken 

§ 26. (1) bis (2a) … § 26. (1) bis (2a) … 

(3) Wer Bier nach Abs. 1 oder nach Abs. 2 erster Satz beziehen, in 
Gewahrsame halten oder verwenden will, hat dies dem Zollamt, in dessen 
Bereich er seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, vorher anzuzeigen und für die 
Steuer Sicherheit zu leisten. Hat der Anzeigepflichtige keinen Geschäfts- oder 
Wohnsitz im Steuergebiet, ist die Anzeige beim Zollamt Innsbruck zu erstatten. 

(3) Wer Bier nach Abs. 1 oder nach Abs. 2 erster Satz beziehen, in 
Gewahrsame halten oder verwenden will, hat dies dem Zollamt Österreich vorher 
anzuzeigen und für die Steuer Sicherheit zu leisten. 

(4) … (4) … 

(5) Der Steuerschuldner hat für das Bier, für das die Steuerschuld entstanden 
ist, unverzüglich bei dem Zollamt, in dessen Bereich der Steuerschuldner seinen 
Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen, beim Zollamt 
Innsbruck, eine Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu berechnen und diese 
spätestens am 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden 
Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht eingehalten, 
ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Hat in diesen Fällen der Steuerschuldner 
keinen Geschäfts- oder Wohnsitz im Steuergebiet, ist das als erstes befasste 
Zollamt zuständig. 

(5) Der Steuerschuldner hat für das Bier, für das die Steuerschuld entstanden 
ist, unverzüglich beim Zollamt Österreich eine Steueranmeldung abzugeben, die 
Steuer zu berechnen und diese spätestens am 25. des auf das Entstehen der 
Steuerschuld folgenden Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach 
Abs. 3 nicht eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. 

(6) … (6) … 
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Vereinfachtes Begleitdokument Vereinfachtes Begleitdokument 

§ 27. (1) … § 27. (1) … 

(2) Ist bei der Beförderung eine Empfangsbestätigung nach Artikel 4 der im 
Abs. 1 angeführten Verordnung erforderlich, hat der Anzeigepflichtige (§ 26 
Abs. 3) die für den Lieferer bestimmte Ausfertigung des vereinfachten 
Begleitdokuments mit der vom Abgangsmitgliedstaat vorgesehenen 
Empfangsbestätigung unverzüglich an den Lieferer zurückzusenden. Das Zollamt 
hat auf Antrag die Anmeldung oder Entrichtung der Biersteuer zu bestätigen. 

(2) Ist bei der Beförderung eine Empfangsbestätigung nach Artikel 4 der im 
Abs. 1 angeführten Verordnung erforderlich, hat der Anzeigepflichtige (§ 26 
Abs. 3) die für den Lieferer bestimmte Ausfertigung des vereinfachten 
Begleitdokuments mit der vom Abgangsmitgliedstaat vorgesehenen 
Empfangsbestätigung unverzüglich an den Lieferer zurückzusenden. Das Zollamt 
Österreich hat auf Antrag die Anmeldung oder Entrichtung der Biersteuer zu 
bestätigen. 

Versandhandel Versandhandel 

§ 29. (1) bis (2a) … § 29. (1) bis (2a) … 

(3) Wer als Versandhändler Bier in das Steuergebiet liefern will, hat jede 
Lieferung vor der Versendung dem Zollamt Innsbruck unter Angabe der für die 
Versteuerung maßgebenden Merkmale anzuzeigen und Sicherheit in Höhe der zu 
erwartenden Steuerbelastung zu leisten. Wird ein Beauftragter zugelassen 
(Abs. 5), muß die Sicherheit auch dessen Steuerschuld abdecken. 

(3) Wer als Versandhändler Bier in das Steuergebiet liefern will, hat jede 
Lieferung vor der Versendung dem Zollamt Österreich unter Angabe der für die 
Versteuerung maßgebenden Merkmale anzuzeigen und Sicherheit in Höhe der zu 
erwartenden Steuerbelastung zu leisten. Wird ein Beauftragter zugelassen 
(Abs. 5), muß die Sicherheit auch dessen Steuerschuld abdecken. 

(4) Der Steuerschuldner hat für das Bier, für das die Steuerschuld entstanden 
ist, unverzüglich bei dem im Abs. 3 genannten Zollamt eine Steueranmeldung 
abzugeben und darin die Steuer selbst zu berechnen. Die Steuer ist spätestens bis 
zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden Kalendermonats zu 
entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht eingehalten, ist die Steuer 
unverzüglich zu entrichten. Wurde ein Beauftragter zugelassen (Abs. 5), richtet 
sich die Zuständigkeit nach Abs. 6. 

(4) Der Steuerschuldner hat für das Bier, für das die Steuerschuld entstanden 
ist, unverzüglich beim Zollamt Österreich eine Steueranmeldung abzugeben, die 
Steuer zu berechnen und diese spätestens am 25. des auf das Entstehen der 
Steuerschuld folgenden Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach 
Abs. 3 nicht eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. 

(5) … (5) … 

(6) Der Antrag (Abs. 5) ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in 
dessen Bereich sich der Geschäftssitz des Beauftragten befindet. Der Antrag muß 
alle für die Erteilung der Bewilligung geforderten Voraussetzungen enthalten; 
beizufügen sind die Unterlagen über den Nachweis oder die Glaubhaftmachung 
der Angaben. Anzugeben sind der Name oder die Firma, der Geschäftssitz des 
Versandhändlers und des Beauftragten, die Menge des zu liefernden Bieres sowie 
die Höhe der voraussichtlich während zweier Kalendermonate entstehenden 
Steuer. Weiters ist die Erklärung des Beauftragten vorzulegen, daß dieser mit der 
Antragstellung einverstanden ist. 

(6) Der Antrag (Abs. 5) ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. 
Der Antrag muß alle für die Erteilung der Bewilligung geforderten 
Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die Unterlagen über den Nachweis 
oder die Glaubhaftmachung der Angaben. Anzugeben sind der Name oder die 
Firma, der Geschäftssitz des Versandhändlers und des Beauftragten, die Menge 
des zu liefernden Bieres sowie die Höhe der voraussichtlich während zweier 
Kalendermonate entstehenden Steuer. Weiters ist die Erklärung des Beauftragten 
vorzulegen, daß dieser mit der Antragstellung einverstanden ist. 
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(7) Soll Bier nicht nur gelegentlich im Versandhandel geliefert werden, kann 
das Zollamt Innsbruck auf Antrag des Versandhändlers oder des Beauftragten die 
Zulassung zu Lieferungen in das Steuergebiet allgemein erteilen und bewilligen, 
daß die Steueranmeldung zusammengefaßt für alle Lieferungen in einem 
Kalendermonat bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden 
Kalendermonats abgegeben wird. In diesen Fällen ist Sicherheit in Höhe der 
Steuer zu leisten, die für die voraussichtlich in einem Monat zu liefernde Menge 
entsteht. Für das Erlöschen der Bewilligung gilt § 13 sinngemäß. 

(7) Soll Bier nicht nur gelegentlich im Versandhandel geliefert werden, kann 
das Zollamt Österreich auf Antrag des Versandhändlers oder des Beauftragten die 
Zulassung zu Lieferungen in das Steuergebiet allgemein erteilen und bewilligen, 
daß die Steueranmeldung zusammengefaßt für alle Lieferungen in einem 
Kalendermonat bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden 
Kalendermonats abgegeben wird. In diesen Fällen ist Sicherheit in Höhe der 
Steuer zu leisten, die für die voraussichtlich in einem Monat zu liefernde Menge 
entsteht. Für das Erlöschen der Bewilligung gilt § 13 sinngemäß. 

(8) … (8) … 

(9) Wer beabsichtigt, Bier des freien Verkehrs als Versandhändler mit 
Geschäftssitz im Steuergebiet in einen anderen Mitgliedstaat zu liefern, hat dies 
schriftlich bei dem Zollamt anzuzeigen, in dessen Bereich er seinen Geschäftssitz 
hat. In der Anzeige sind die Menge des Bieres und, soweit sie im Zeitpunkt der 
Anzeige bereits bekannt sind, Name und Anschrift des Empfängers oder der 
Empfänger sowie der Tag der jeweiligen Lieferung anzugeben. 

(9) Wer beabsichtigt, Bier des freien Verkehrs als Versandhändler mit 
Geschäftssitz im Steuergebiet in einen anderen Mitgliedstaat zu liefern, hat dies 
dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. In der Anzeige sind die Menge 
des Bieres und, soweit sie im Zeitpunkt der Anzeige bereits bekannt sind, Name 
und Anschrift des Empfängers oder der Empfänger sowie der Tag der jeweiligen 
Lieferung anzugeben. 

Verbringen zu gewerblichen Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder über 
das Gebiet anderer Mitgliedstaaten 

Verbringen zu gewerblichen Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder über 
das Gebiet anderer Mitgliedstaaten 

§ 30. (1) … § 30. (1) … 

(2) In den Fällen des Abs. 1 hat der Lieferer vor der ersten derartigen 
Verbringung dies dem Zollamt, in dessen Bereich er seinen Geschäfts- oder 
Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt 
Innsbruck schriftlich anzuzeigen. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 hat der Lieferer vor der ersten derartigen 
Verbringung dies dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. 

(3) Wird Bier des freien Verkehrs von einem Ort des Steuergebietes auf 
einem geeigneten Transportweg durch das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates 
zu einem Bestimmungsort im Steuergebiet befördert, ist das Begleitdokument 
nach § 27 Abs. 1 zu verwenden. Weiters hat der Lieferer die beabsichtigte 
Beförderung dem Zollamt, in dessen Bereich er seinen Geschäfts- oder Wohnsitz 
hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt Innsbruck 
schriftlich anzuzeigen. Der Empfänger hat den Empfang des Bieres auf dem 
Begleitdokument zu bestätigen und das Dokument zu seinen Aufzeichnungen zu 
nehmen. 

(3) Wird Bier des freien Verkehrs von einem Ort des Steuergebietes auf 
einem geeigneten Transportweg durch das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates 
zu einem Bestimmungsort im Steuergebiet befördert, ist das Begleitdokument 
nach § 27 Abs. 1 zu verwenden. Weiters hat der Lieferer die beabsichtigte 
Beförderung dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. Der Empfänger hat 
den Empfang des Bieres auf dem Begleitdokument zu bestätigen und das 
Dokument zu seinen Aufzeichnungen zu nehmen. 

(4) … (4) … 

147/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

132 von 184

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  133 von 184 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Bier des steuerrechtlich 
freien Verkehrs anderer Mitgliedstaaten 

Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Bier des steuerrechtlich 
freien Verkehrs anderer Mitgliedstaaten 

§ 30a. (1) und (2) … § 30a. (1) und (2) … 

(3) Der Steuerschuldner hat für das Bier, für das die Steuerschuld nach 
Abs. 1 entstanden ist, die Steuer unverzüglich bei dem Zollamt schriftlich 
anzumelden und zu entrichten, in dessen Bereich der Steuerschuldner seinen 
Betrieb oder seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen 
im Steuergebiet, beim Zollamt Innsbruck. 

(3) Der Steuerschuldner hat für das Bier, für das die Steuerschuld nach 
Abs. 1 entstanden ist, die Steuer unverzüglich beim Zollamt Österreich schriftlich 
anzumelden und zu entrichten. 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Verbringen zu gewerblichen 
Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Verbringen zu gewerblichen 
Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer 

§ 31. (1) … § 31. (1) … 

(2) Eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 wird nur gewährt, wenn das 
Verfahren nach § 29 Abs. 9 oder § 30 eingehalten, die Verbringung dem im 
Abs. 5 genannten Zollamt vorher angezeigt worden ist und der Berechtigte 
(Abs. 3) in den Fällen des Abs. 1 lit. a eine amtliche Bestätigung des anderen 
Mitgliedstaates darüber, dass das Bier dort ordnungsgemäß steuerlich erfasst 
worden ist, oder in den Fällen des Abs. 1 lit. b einen Nachweis des Ausgangs des 
Bieres aus dem Zollgebiet vorlegt. Zur Vermeidung von erheblichen 
wirtschaftlichen Nachteilen und wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden kann das Zollamt in Fällen, in denen Bier nicht unmittelbar in ein 
Drittland ausgeführt werden soll, die Anwendung des Verfahrens nach § 22 
dieses Bundesgesetzes jedoch nicht zumutbar ist, zulassen, dass nach Vorliegen 
eines Nachweises des Ausgangs des Bieres aus dem Zollgebiet eine Erstattung 
oder Vergütung nach Abs. 1 lit. b gewährt wird. 

(2) Eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 wird nur gewährt, wenn das 
Verfahren nach § 29 Abs. 9 oder § 30 eingehalten, die Verbringung dem Zollamt 
Österreich vorher angezeigt worden ist und der Berechtigte (Abs. 3) in den Fällen 
des Abs. 1 lit. a eine amtliche Bestätigung des anderen Mitgliedstaates darüber, 
dass das Bier dort ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden ist, oder in den 
Fällen des Abs. 1 lit. b einen Nachweis des Ausgangs des Bieres aus dem 
Zollgebiet vorlegt. Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen 
und wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden kann das Zollamt 
Österreich in Fällen, in denen Bier nicht unmittelbar in ein Drittland ausgeführt 
werden soll, die Anwendung des Verfahrens nach § 22 dieses Bundesgesetzes 
jedoch nicht zumutbar ist, zulassen, dass nach Vorliegen eines Nachweises des 
Ausgangs des Bieres aus dem Zollgebiet eine Erstattung oder Vergütung nach 
Abs. 1 lit. b gewährt wird. 

(2a) Eine Erstattung nach Abs. 1 wird auch gewährt, wenn das Bier nicht am 
Bestimmungsort angekommen ist, der Berechtigte (Abs. 3) jedoch aufgrund einer 
in einem anderen Mitgliedstaat festgestellten Unregelmäßigkeit als 
Steuerschuldner in Anspruch genommen worden ist und den Nachweis erbringt, 
dass die Steuer in diesem Mitgliedstaat entrichtet worden ist oder eine amtliche 
Bestätigung dieses Mitgliedstaates darüber vorlegt, dass das Bier dort 
ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden ist. Die Erstattung oder Vergütung wird 
nur gewährt, wenn das Verfahren nach § 29 Abs. 9 oder § 30 eingehalten und die 
Verbringung dem im Abs. 5 genannten Zollamt vorher angezeigt worden ist. 

(2a) Eine Erstattung nach Abs. 1 wird auch gewährt, wenn das Bier nicht am 
Bestimmungsort angekommen ist, der Berechtigte (Abs. 3) jedoch aufgrund einer 
in einem anderen Mitgliedstaat festgestellten Unregelmäßigkeit als 
Steuerschuldner in Anspruch genommen worden ist und den Nachweis erbringt, 
dass die Steuer in diesem Mitgliedstaat entrichtet worden ist oder eine amtliche 
Bestätigung dieses Mitgliedstaates darüber vorlegt, dass das Bier dort 
ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden ist. Die Erstattung oder Vergütung wird 
nur gewährt, wenn das Verfahren nach § 29 Abs. 9 oder § 30 eingehalten und die 
Verbringung dem Zollamt Österreich vorher angezeigt worden ist. 

(3) bis (4a) … (3) bis (4a) … 

147/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

133 von 184

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  134 von 184 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(5) Die Erstattung oder Vergütung der Biersteuer obliegt dem Zollamt, in 
dessen Bereich der Berechtigte seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in 
Ermangelung eines solchen, dem Zollamt Innsbruck. 

 

§ 32. (1) … § 32. (1) … 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Bier der Besteuerung im 
Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Union entzogen wird. 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes Österreich, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Bier der 
Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Union 
entzogen wird. 

(3) Die amtliche Aufsicht obliegt dem Zollamt, in dessen Bereich sich der zu 
beaufsichtigende Betrieb, der Geschäftssitz des Beauftragten, das zu 
beaufsichtigende Transportmittel oder Transportbehältnis oder die zu 
beaufsichtigende Ware befinden. 

 

§ 34. (1) Wird Bier im Steuergebiet in Transportbehältnisse abgefüllt, 
müssen diese mit einer Kennzeichnung versehen sein, aus der das Zollamt, in 
dessen Bereich die Abfüllung stattgefunden hat, feststellen kann, in welchem 
Betrieb das Bier in das Transportbehältnis abgefüllt wurde. 

§ 34. (1) Wird Bier im Steuergebiet in Transportbehältnisse abgefüllt, 
müssen diese mit einer Kennzeichnung versehen sein, aus der das Zollamt 
Österreich feststellen kann, in welchem Betrieb das Bier in das 
Transportbehältnis abgefüllt wurde. 

(2) … (2) … 

§ 35. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers oder eines 
Bierverwendungsbetriebes und der registrierte Empfänger haben durch eine 
körperliche Bestandsaufnahme festzustellen, welche Mengen an Bier, getrennt 
nach den Steuerklassen, sich am Ende des Zeitraumes, welcher der 
Gewinnermittlung für Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Einkommen 
zugrunde gelegt wird, im Betrieb befinden und das Ergebnis dieser 
Bestandsaufnahme binnen vier Wochen dem Zollamt schriftlich mitzuteilen. 

§ 35. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers oder eines 
Bierverwendungsbetriebes und der registrierte Empfänger haben durch eine 
körperliche Bestandsaufnahme festzustellen, welche Mengen an Bier, getrennt 
nach den Steuerklassen, sich am Ende des Zeitraumes, welcher der 
Gewinnermittlung für Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Einkommen 
zugrunde gelegt wird, im Betrieb befinden und das Ergebnis dieser 
Bestandsaufnahme binnen vier Wochen dem Zollamt Österreich schriftlich 
mitzuteilen. 

(2) Die im Abs. 1 angeführten Personen haben auf Verlangen des Zollamtes 
aus den nach §§ 38 bis 43 geführten Aufzeichnungen rechnerisch zu ermitteln, 
welche Biermengen, nach Steuerklassen getrennt, in einem vom Zollamt zu 
bestimmenden Zeitraum hergestellt, aufgenommen, zum Verbrauch entnommen, 
weggebracht, zurückgenommen, steuerfrei verwendet (§ 4 Abs. 1 Z 1), bezogen, 
unbrauchbar gemacht oder vernichtet wurden oder verlorengegangen sind. 

(2) Die im Abs. 1 angeführten Personen haben auf Verlangen des Zollamtes 
Österreich aus den nach §§ 38 bis 43 geführten Aufzeichnungen rechnerisch zu 
ermitteln, welche Biermengen, nach Steuerklassen getrennt, in einem vom 
Zollamt Österreich zu bestimmenden Zeitraum hergestellt, aufgenommen, zum 
Verbrauch entnommen, weggebracht, zurückgenommen, steuerfrei verwendet 
(§ 4 Abs. 1 Z 1), bezogen, unbrauchbar gemacht oder vernichtet wurden oder 
verlorengegangen sind. 

(3) Die im Abs. 1 angeführten Personen und derjenige, in dessen 
Gewahrsame sich ein Transportmittel oder Transportbehältnis befindet, von dem 

(3) Die im Abs. 1 angeführten Personen und derjenige, in dessen 
Gewahrsame sich ein Transportmittel oder Transportbehältnis befindet, von dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
anzunehmen ist, daß damit Bier befördert wird, sind verpflichtet, die 
Amtshandlungen des Zollamtes ohne jeden Verzug zu ermöglichen, die 
erforderlichen Hilfsdienste unentgeltlich zu leisten und die nötigen Hilfsmittel 
unentgeltlich beizustellen. 

anzunehmen ist, daß damit Bier befördert wird, sind verpflichtet, die 
Amtshandlungen des Zollamtes Österreich ohne jeden Verzug zu ermöglichen, 
die erforderlichen Hilfsdienste unentgeltlich zu leisten und die nötigen Hilfsmittel 
unentgeltlich beizustellen. 

(4) Die im Abs. 1 angeführten Personen sind verpflichtet, dem Zollamt 
unverzüglich Umstände anzuzeigen, die den Verdacht auf innergemeinschaftliche 
Betrugshandlungen oder Finanzvergehen zulassen. 

(4) Die im Abs. 1 angeführten Personen sind verpflichtet, dem Zollamt 
Österreich unverzüglich Umstände anzuzeigen, die den Verdacht auf 
innergemeinschaftliche Betrugshandlungen oder Finanzvergehen zulassen. 

§ 37. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers im Steuergebiet und der registrierte 
Versender am Ort der Einfuhr im Steuergebiet haben, abweichend von § 14a 
Abs. 1, jede Wegbringung von Bier, das in einen Bierverwendungsbetrieb 
aufgenommen werden soll, dem Zollamt anzuzeigen, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Empfängers befindet (Versandanzeige). 

§ 37. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers im Steuergebiet und der registrierte 
Versender am Ort der Einfuhr im Steuergebiet haben, abweichend von § 14a 
Abs. 1, jede Wegbringung von Bier, das in einen Bierverwendungsbetrieb 
aufgenommen werden soll, dem Zollamt Österreich anzuzeigen 
(Versandanzeige). 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Die Angaben (Abs. 2) über mehrere Wegbringungen von Bier, die am 
selben Tag stattgefunden haben, können in einer Anzeige zusammengefaßt 
werden, wenn das Bier in denselben Betrieb aufgenommen werden soll. In 
berücksichtigungswürdigen Einzelfällen kann das Zollamt, in dessen Bereich sich 
das Steuerlager befindet auf Antrag des Steuerlagerinhabers oder das in § 18 
Abs. 4 genannte Zollamt auf Antrag des registrierten Versenders weitere 
Vereinfachungsmaßnahmen zulassen, wenn durch diese Maßnahmen die amtliche 
Aufsicht nicht erschwert wird. 

(4) Die Angaben (Abs. 2) über mehrere Wegbringungen von Bier, die am 
selben Tag stattgefunden haben, können in einer Anzeige zusammengefaßt 
werden, wenn das Bier in denselben Betrieb aufgenommen werden soll. In 
berücksichtigungswürdigen Einzelfällen kann das Zollamt Österreich auf Antrag 
des Steuerlagerinhabers oder auf Antrag des registrierten Versenders weitere 
Vereinfachungsmaßnahmen zulassen, wenn durch diese Maßnahmen die amtliche 
Aufsicht nicht erschwert wird. 

§ 44. (1) … § 44. (1) … 

(2) Die Zuständigkeit der Zollämter bestimmt sich, soweit in diesem 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, nach dem 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz. 

 

 § 46h. § 1 Abs. 3, § 3 Abs. 8, § 7 Abs. 4, § 10 Abs. 1, Abs. 4, Abs. 5 und 
Abs. 5a, § 12 Abs. 3, Abs. 6 und Abs. 9, § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 3 und Abs. 4, 
§ 15 Abs. 4, § 16 Abs. 1, § 17 Abs. 4, § 18 Abs. 3, § 23 Abs. 6, § 26 Abs. 3 und 
Abs. 5, § 27 Abs. 2, § 29 Abs. 3, Abs. 4, Abs. 6, Abs. 7 und Abs. 9, § 30 Abs. 2 
und Abs. 3, § 30a Abs. 3, § 31 Abs. 2 und Abs. 2a, § 32 Abs. 2, § 34 Abs. 1, § 35 
und § 37 Abs. 1 und Abs. 4, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. § 5 Abs. 3, § 18 Abs. 4, § 31 
Abs. 5, § 32 Abs. 3 und § 44 Abs. 2 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2019 
außer Kraft. 
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Artikel 20 
Änderung des Tabaksteuergesetzes 1995 

Artikel 20 
Änderung des Tabaksteuergesetzes 1995 

Steuergebiet, Steuergegenstand, sonstige Begriffsbestimmungen Steuergebiet, Steuergegenstand, sonstige Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) und (2) … § 1. (1) und (2) … 

 (3) Für die Erhebung der Tabaksteuer ist das Zollamt Österreich zuständig. 

Steuersätze Steuersätze 

§ 4. (1) Die Tabaksteuer beträgt: § 4. (1) Die Tabaksteuer beträgt: 

 1. für Zigaretten  1. für Zigaretten 

 a) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2017 und vor dem 
1. April 2018 entsteht, 39% des Kleinverkaufspreises (§ 5) und 53 
Euro je 1 000 Stück; 

 a) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2018 und vor dem 
1. April 2020 entsteht, 37,5% des Kleinverkaufspreises (§ 5) und 
58 Euro je 1 000 Stück; 

 b) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2018 entsteht, 37,5% 
des Kleinverkaufspreises und 58 Euro je 1 000 Stück; 

 b) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2020 und vor dem 
1. April 2021 entsteht, 36% des Kleinverkaufspreises und 63 Euro je 
1 000 Stück; 

  c) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2021 und vor dem 
1. April 2022 entsteht, 34,5% des Kleinverkaufspreises und 68 Euro je 
1 000 Stück; 

  d) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2022 entsteht, 33% 
des Kleinverkaufspreises und 73 Euro je 1 000 Stück; 

 2. …  2. … 

 3. für Feinschnitt  3. für Feinschnitt 

 a) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2017 und vor dem 
1. April 2018 entsteht, 56% des Kleinverkaufspreises, mindestens aber 
100 Euro je Kilogramm; 

 a) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2018 und vor dem 
1. April 2020 entsteht, 56% des Kleinverkaufspreises, mindestens aber 
110 Euro je Kilogramm; 

 b) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2018 entsteht, 56% 
des Kleinverkaufspreises, mindestens aber 110 Euro je Kilogramm; 

 b) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2020 und vor dem 
1. April 2021 entsteht, 56% des Kleinverkaufspreises, mindestens aber 
120 Euro je Kilogramm; 

  c) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2021 und vor dem 
1. April 2022 entsteht, 56% des Kleinverkaufspreises, mindestens aber 
130 Euro je Kilogramm; 

  d) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2022 entsteht, 56% 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
des Kleinverkaufspreises, mindestens aber 140 Euro je Kilogramm; 

 4. …  4. … 

 5. für Tabak zum Erhitzen: 110 Euro je Kilogramm Tabak.  5. für Tabak zum Erhitzen: 

  a) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2019 und vor dem 
1. April 2020 entsteht, 110 Euro je Kilogramm Tabak; 

  b) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2020 und vor dem 
1. April 2021 entsteht, 127 Euro je Kilogramm Tabak; 

  c) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2021 und vor dem 
1. April 2022 entsteht, 144 Euro je Kilogramm Tabak; 

  d) wenn die Tabaksteuerschuld nach dem 31. März 2022 entsteht, 
161 Euro je Kilogramm Tabak. 

(2) ... (2) ... 

(3) Liegt die Tabaksteuerbelastung je 1 000 Stück Zigaretten einer 
Preisklasse unter 98% der gesamten Tabaksteuerbelastung der Zigaretten des 
gewichteten Durchschnittspreises (Abs. 4) oder unter 123 Euro je 1 000 Stück 
Zigaretten, so beträgt die Tabaksteuer für diese Preisklasse 98% der gesamten 
Tabaksteuerbelastung der Zigaretten des gewichteten Durchschnittspreises, 
mindestens jedoch 123 Euro je 1 000 Stück. Abs. 6 letzter Satz ist anzuwenden. 

(3) Liegt die Tabaksteuerbelastung je 1 000 Stück Zigaretten einer 
Preisklasse unter 98% der gesamten Tabaksteuerbelastung der Zigaretten des 
gewichteten Durchschnittspreises (Abs. 4) oder unter 150 Euro je 1 000 Stück 
Zigaretten, so beträgt die Tabaksteuer für diese Preisklasse 98% der gesamten 
Tabaksteuerbelastung der Zigaretten des gewichteten Durchschnittspreises, 
mindestens jedoch 150 Euro je 1 000 Stück. Abs. 7 letzter Satz ist anzuwenden. 

(4) bis (8) ... (4) bis (8) ... 

Steuererstattung oder Steuervergütung im Steuergebiet Steuererstattung oder Steuervergütung im Steuergebiet 

§ 7. (1) und (2) … § 7. (1) und (2) … 

(3) Die Erstattung oder Vergütung der Tabaksteuer obliegt dem Zollamt, in 
dessen Bereich sich das Steuerlager befindet oder in dessen Bereich der 
registrierte Empfänger seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung 
eines solchen im Steuergebiet dem Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb 
des registrierten Empfängers befindet. 

 

(4) ... (4) ... 

3. Entstehung, Anmeldung und Fälligkeit der Steuer 3. Entstehung, Anmeldung und Fälligkeit der Steuer 

Steuerschuld Steuerschuld 

§ 9. (1) bis (3) ... § 9. (1) bis (3) ... 

(4) Die Steuerschuld entsteht nicht, wenn die Tabakwaren auf Grund ihrer (4) Die Steuerschuld entsteht nicht, wenn die Tabakwaren auf Grund ihrer 
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Beschaffenheit oder in Folge unvorhersehbarer Ereignisse oder höherer Gewalt 
vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen sind. Tabakwaren 
gelten dann als vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen, 
wenn sie als solche nicht mehr genutzt werden können. Die vollständige 
Zerstörung sowie der unwiederbringliche Verlust der Tabakwaren sind dem 
Zollamt nachzuweisen. 

Beschaffenheit oder in Folge unvorhersehbarer Ereignisse oder höherer Gewalt 
vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen sind. Tabakwaren 
gelten dann als vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen, 
wenn sie als solche nicht mehr genutzt werden können. Die vollständige 
Zerstörung sowie der unwiederbringliche Verlust der Tabakwaren sind dem 
Zollamt Österreich nachzuweisen. 

(5) und (6) .... (5) und (6) .... 

Anmeldung, Selbstberechnung und Fälligkeit Anmeldung, Selbstberechnung und Fälligkeit 

§ 12. (1) Der Steuerschuldner hat bis zum 25. eines jeden Kalendermonats 
bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb des Steuerschuldners 
befindet, die Tabakwarenmengen, die im vorangegangenen Monat aus dem 
Steuerlager weggebracht oder zum Verbrauch entnommen wurden, nach 
Gattungen und bei Zigaretten auch nach Preisklassen in Stück sowie bei 
Feinschnitttabaken und Tabak zum Erhitzen auch nach Preisklassen in Gramm 
Tabak getrennt und unter Angabe der Kleinverkaufspreise (§ 5) schriftlich 
anzumelden. Für die jeweils im Kalendermonat November entstandene 
Steuerschuld ist die Anmeldung jedoch bis zum nachfolgenden 20. Dezember 
vorzunehmen. Tabakwaren, die bis zum Tag der Aufzeichnung (§ 41) aus dem 
freien Verkehr zurückgenommen worden sind, müssen nicht angemeldet werden. 

§ 12. (1) Der Steuerschuldner hat bis zum 25. eines jeden Kalendermonats 
die Tabakwarenmengen, die im vorangegangenen Monat aus dem Steuerlager 
weggebracht oder zum Verbrauch entnommen wurden, nach Gattungen und bei 
Zigaretten auch nach Preisklassen in Stück sowie bei Feinschnitttabaken und 
Tabak zum Erhitzen auch nach Preisklassen in Gramm Tabak getrennt und unter 
Angabe der Kleinverkaufspreise (§ 5) schriftlich anzumelden.Für die jeweils im 
Kalendermonat November entstandene Steuerschuld ist die Anmeldung jedoch 
bis zum nachfolgenden 20. Dezember vorzunehmen. Tabakwaren, die bis zum 
Tag der Aufzeichnung (§ 41) aus dem freien Verkehr zurückgenommen worden 
sind, müssen nicht angemeldet werden. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

(4) Entsteht die Steuerschuld nach § 9 Abs. 1 Z 1, ist die Tabaksteuer bis 
zum Ablauf der Anmeldefrist bei dem im Abs. 1 genannten Zollamt zu entrichten. 
Abweichend davon ist die Tabaksteuer, für die die Steuerschuld im 
Kalendermonat November entsteht, jeweils bis zum nachfolgenden 20. Dezember 
zu entrichten. 

(4) Entsteht die Steuerschuld nach § 9 Abs. 1 Z 1, ist die Tabaksteuer bis 
zum Ablauf der Anmeldefrist zu entrichten. Abweichend davon ist die 
Tabaksteuer, für die die Steuerschuld im Kalendermonat November entsteht, 
jeweils bis zum nachfolgenden 20. Dezember zu entrichten. 

(5) Entsteht die Steuerschuld nach § 9 Abs. 1 Z 2 oder § 9 Abs. 3, so hat der 
Steuerschuldner die Tabakwarenmengen binnen einer Woche nach Entstehen der 
Steuerschuld bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb befindet, 
schriftlich anzumelden. Weiters hat der Steuerschuldner die auf die 
anzumeldenden Mengen entfallende Tabaksteuer selbst zu berechnen und den 
errechneten Steuerbetrag bis zum Ablauf der Anmeldefrist zu entrichten. 

(5) Entsteht die Steuerschuld nach § 9 Abs. 1 Z 2 oder § 9 Abs. 3, so hat der 
Steuerschuldner die Tabakwarenmengen binnen einer Woche nach Entstehen der 
Steuerschuld schriftlich anzumelden. Weiters hat der Steuerschuldner die auf die 
anzumeldenden Mengen entfallende Tabaksteuer selbst zu berechnen und den 
errechneten Steuerbetrag bis zum Ablauf der Anmeldefrist zu entrichten. 

(5a) Entsteht die Steuerschuld nach § 9 Abs. 1 Z 1 durch eine unrechtmäßige 
Wegbringung, Entnahme oder Abgabe oder nach § 9 Abs. 1 Z 3, ist die Steuer 
unverzüglich bei dem Zollamt schriftlich anzumelden und zu entrichten, in dessen 

(5a) Entsteht die Steuerschuld nach § 9 Abs. 1 Z 1 durch eine unrechtmäßige 
Wegbringung, Entnahme oder Abgabe oder nach § 9 Abs. 1 Z 3, ist die Steuer 
unverzüglich schriftlich anzumelden und zu entrichten. Wird für Tabakwaren, die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bereich der Steuerschuldner seinen Betrieb oder seinen Geschäfts- oder Wohnsitz 
hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt Innsbruck. 
Wird für Tabakwaren, die im Steuergebiet dem Steueraussetzungsverfahren 
entzogen wurden, im Einzelfall nachgewiesen, dass die betreffenden Tabakwaren 
an Personen im Steuergebiet abgegeben wurden, die zum Bezug von steuerfreien 
Tabakwaren oder von Tabakwaren unter Steueraussetzung berechtigt sind, kann 
das Zollamt zur Vermeidung unnötigen Verwaltungsaufwandes die nach § 9 
Abs. 1 Z 3 entstandene Steuer auf Antrag nicht erheben. 

im Steuergebiet dem Steueraussetzungsverfahren entzogen wurden, im Einzelfall 
nachgewiesen, dass die betreffenden Tabakwaren an Personen im Steuergebiet 
abgegeben wurden, die zum Bezug von steuerfreien Tabakwaren oder von 
Tabakwaren unter Steueraussetzung berechtigt sind, kann das Zollamt Österreich 
zur Vermeidung unnötigen Verwaltungsaufwandes die nach § 9 Abs. 1 Z 3 
entstandene Steuer auf Antrag nicht erheben. 

(6) Auf Antrag des Steuerschuldners kann das Zollamt, in dessen Bereich 
sich der Geschäftssitz des Steuerschuldners befindet, zulassen, daß für mehrere 
Steuerlager desselben Steuerschuldners bei dem genannten Zollamt eine 
gemeinsame Steueranmeldung abgegeben und die Tabaksteuer entrichtet wird. 

(6) Auf Antrag des Steuerschuldners kann das Zollamt Österreich zulassen, 
dass für mehrere Steuerlager desselben Steuerschuldners eine gemeinsame 
Steueranmeldung abgegeben und die Tabaksteuer entrichtet wird.  

Herstellungsbetriebe, Erteilung der Bewilligung Herstellungsbetriebe, Erteilung der Bewilligung 

§ 14. (1) bis (2) … § 14. (1) bis (2) … 

(3) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist bei dem Zollamt schriftlich 
einzubringen, in dessen Bereich sich der Betrieb befindet. Der Antrag muß alle 
Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten Voraussetzungen 
enthalten; beizufügen sind die Unterlagen für den Nachweis oder die 
Glaubhaftmachung der Angaben, eine mit einem Grundriß versehene 
Beschreibung des Betriebes und eine Beschreibung der Herstellung, der 
Lagerung, der Bearbeitung oder Verarbeitung und des Verbrauches von 
Tabakwaren im Betrieb. Das Zollamt hat das Ergebnis der Überprüfung der 
eingereichten Beschreibungen in einer mit dem Antragsteller aufzunehmenden 
Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. Auf diese Beschreibungen kann in 
späteren Eingaben des Antragstellers Bezug genommen werden, soweit 
Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind. Im 
Bewilligungsbescheid ist die örtliche Begrenzung des Betriebes anzugeben. 

(3) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist beim Zollamt Österreich 
schriftlich einzubringen. Der Antrag muß alle Angaben über die für die Erteilung 
der Bewilligung geforderten Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die 
Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben, eine mit 
einem Grundriß versehene Beschreibung des Betriebes und eine Beschreibung 
der Herstellung, der Lagerung, der Bearbeitung oder Verarbeitung und des 
Verbrauches von Tabakwaren im Betrieb. Das Zollamt Österreich hat das 
Ergebnis der Überprüfung der eingereichten Beschreibungen in einer mit dem 
Antragsteller aufzunehmenden Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. Auf 
diese Beschreibungen kann in späteren Eingaben des Antragstellers Bezug 
genommen werden, soweit Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht 
eingetreten sind. Im Bewilligungsbescheid ist die örtliche Begrenzung des 
Betriebes anzugeben. 

(4) Vor der Erteilung der Bewilligung ist Sicherheit in Höhe der Tabaksteuer 
zu leisten, die voraussichtlich auf während eines Kalendermonats aus dem 
Herstellungsbetrieb weggebrachte und im Herstellungsbetrieb zum Verbrauch 
entnommene Tabakwaren entfällt. Auf Antrag kann von der Leistung einer 
Sicherheit abgesehen werden, wenn der zur Leistung der Sicherheit Verpflichtete 
seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und auch 
sonst keine Umstände bekannt sind, die auf eine Gefährdung der Einbringlichkeit 
der Tabaksteuer hinweisen. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen kann das 

(4) Vor der Erteilung der Bewilligung ist Sicherheit in Höhe der Tabaksteuer 
zu leisten, die voraussichtlich auf während eines Kalendermonats aus dem 
Herstellungsbetrieb weggebrachte und im Herstellungsbetrieb zum Verbrauch 
entnommene Tabakwaren entfällt. Auf Antrag kann von der Leistung einer 
Sicherheit abgesehen werden, wenn der zur Leistung der Sicherheit Verpflichtete 
seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und auch 
sonst keine Umstände bekannt sind, die auf eine Gefährdung der Einbringlichkeit 
der Tabaksteuer hinweisen. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen kann das 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zollamt weiters in Fällen, in denen in einzelnen Kalendermonaten die Höhe der 
Sicherheit den monatlichen Durchschnittswert eines Kalenderjahres wesentlich 
überschreitet, auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit unter Zugrundelegung 
dieses Durchschnittswertes bemessen wird. 

Zollamt Österreich weiters in Fällen, in denen in einzelnen Kalendermonaten die 
Höhe der Sicherheit den monatlichen Durchschnittswert eines Kalenderjahres 
wesentlich überschreitet, auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit unter 
Zugrundelegung dieses Durchschnittswertes bemessen wird. 

(5) … (5) … 

(6) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem Zollamt die Inbetriebnahme 
sowie jede Änderung der in den eingereichten Beschreibungen oder im 
Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse anzuzeigen. 

(6) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem Zollamt Österreich die 
Inbetriebnahme sowie jede Änderung der in den eingereichten Beschreibungen 
oder im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse anzuzeigen. 

(7) bis (8) ... (7) bis (8) ... 

Herstellungsbetriebe, Erlöschen der Bewilligung Herstellungsbetriebe, Erlöschen der Bewilligung 

§ 15. (1) … § 15. (1) … 

(2) Die Bewilligung ist zu widerrufen: (2) Die Bewilligung ist zu widerrufen: 

 1. und 1a. …  1. und 1a. … 

 1b. wenn der Inhaber des Herstellungsbetriebes Verpflichtungen, die sich aus 
der Bewilligung ergeben, nicht binnen einer vom Zollamt gesetzten Frist 
erfüllt; 

 1b. wenn der Inhaber des Herstellungsbetriebes Verpflichtungen, die sich aus 
der Bewilligung ergeben, nicht binnen einer vom Zollamt Österreich 
gesetzten Frist erfüllt; 

 2. …  2. … 

 3. wenn eine vom Inhaber des Herstellungsbetriebes bestellte Sicherheit, 
die unzureichend geworden ist, nicht binnen einer vom Zollamt gesetzten 
Frist ergänzt oder durch eine anderweitige Sicherheit ersetzt wurde; 

 3. wenn eine vom Inhaber des Herstellungsbetriebes bestellte Sicherheit, 
die unzureichend geworden ist, nicht binnen einer vom Zollamt 
Österreich gesetzten Frist ergänzt oder durch eine anderweitige 
Sicherheit ersetzt wurde; 

 4. …  4. … 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Tabakwarenlager Tabakwarenlager 

§ 16. (1) und (2) … § 16. (1) und (2) … 

(3) Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen kann das 
Zollamt in Einzelfällen, in denen der jährliche Tabakwarenumsatz weniger als 1 
Million Euro oder die durchschnittliche Lagerdauer weniger als ein Monat 
beträgt, auf Antrag von diesen im Abs. 2 genannten Voraussetzungen absehen, 
wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. Eine derartige 
Beeinträchtigung liegt insbesondere in jenen Fällen vor, in denen durch die 
Einrichtung des Tabakwarenlagers lediglich die Wirkungen einer Steuerstundung 

(3) Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen kann das 
Zollamt Österreich in Einzelfällen, in denen der jährliche Tabakwarenumsatz 
weniger als 1 Million Euro oder die durchschnittliche Lagerdauer weniger als ein 
Monat beträgt, auf Antrag von diesen im Abs. 2 genannten Voraussetzungen 
absehen, wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. Eine derartige 
Beeinträchtigung liegt insbesondere in jenen Fällen vor, in denen durch die 
Einrichtung des Tabakwarenlagers lediglich die Wirkungen einer Steuerstundung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
erzielt werden sollen. erzielt werden sollen. 

(4) Das Zollamt kann auf Antrag die Höhe der Sicherheit bis zu einem 
Betrag in Höhe der Tabaksteuer, die voraussichtlich während eines 
Kalendermonats für aus dem Tabakwarenlager in den freien Verkehr 
entnommene Tabakwaren entsteht, einschränken, wenn dieser Betrag den nach 
Abs. 2 ermittelten Betrag wesentlich unterschreitet und wenn der zur Leistung der 
Sicherheit Verpflichtete seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen 
ordnungsgemäß nachkommt und auch sonst keine Umstände bekannt sind, die auf 
eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Tabaksteuer hinweisen. 

(4) Das Zollamt Österreich kann auf Antrag die Höhe der Sicherheit bis zu 
einem Betrag in Höhe der Tabaksteuer, die voraussichtlich während eines 
Kalendermonats für aus dem Tabakwarenlager in den freien Verkehr 
entnommene Tabakwaren entsteht, einschränken, wenn dieser Betrag den nach 
Abs. 2 ermittelten Betrag wesentlich unterschreitet und wenn der zur Leistung der 
Sicherheit Verpflichtete seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen 
ordnungsgemäß nachkommt und auch sonst keine Umstände bekannt sind, die auf 
eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Tabaksteuer hinweisen. 

Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet 

§ 17. (1) bis (3) ... § 17. (1) bis (3) ... 

(4) Der Inhaber des abgebenden Steuerlagers oder der registrierte Versender 
hat Sicherheit für den Versand in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer 
Entnahme der Tabakwaren in den freien Verkehr entstehen würde, wenn 
Anzeichen für eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Tabaksteuer erkennbar 
sind. Besteht eine ausreichende Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. 
Das Zollamt kann auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit durch den Beförderer 
oder den Empfänger der Tabakwaren geleistet wird. 

(4) Der Inhaber des abgebenden Steuerlagers oder der registrierte Versender 
hat Sicherheit für den Versand in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer 
Entnahme der Tabakwaren in den freien Verkehr entstehen würde, wenn 
Anzeichen für eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Tabaksteuer erkennbar 
sind. Besteht eine ausreichende Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. 
Das Zollamt Österreich kann auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit durch den 
Beförderer oder den Empfänger der Tabakwaren geleistet wird. 

Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten 

§ 18. (1) Tabakwaren dürfen unter Steueraussetzung, auch über Drittländer 
oder Drittgebiete, befördert werden 

§ 18. (1) Tabakwaren dürfen unter Steueraussetzung, auch über Drittländer 
oder Drittgebiete, befördert werden 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

Im Falle der Z 2 hat der Inhaber des abgebenden Steuerlagers (Versender) oder 
der registrierte Versender für den Versand eine in allen Mitgliedstaaten gültige 
Sicherheit in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer Entnahme der Tabakwaren 
in den freien Verkehr im Steuergebiet entstehen würde. Besteht eine ausreichende 
Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das im § 14 Abs. 3 oder § 20 
Abs. 4 bezeichnete Zollamt kann auf Antrag zulassen, dass der Beförderer der 
Tabakwaren Sicherheit leistet. Auf die Verbringung von Tabakwaren unter 
Steueraussetzung aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet in Steuerlager oder zu den in 
§ 17 Abs. 1 Z 3 genannten Empfängern im Steuergebiet über das Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaates finden die Bestimmungen über das 
innergemeinschaftliche Steuerversandverfahren Anwendung. 

Im Falle der Z 2 hat der Inhaber des abgebenden Steuerlagers (Versender) oder 
der registrierte Versender für den Versand eine in allen Mitgliedstaaten gültige 
Sicherheit in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer Entnahme der Tabakwaren 
in den freien Verkehr im Steuergebiet entstehen würde. Besteht eine ausreichende 
Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das Zollamt Österreich kann 
auf Antrag zulassen, dass der Beförderer der Tabakwaren Sicherheit leistet. Auf 
die Verbringung von Tabakwaren unter Steueraussetzung aus Steuerlagern im 
Steuergebiet oder von registrierten Versendern vom Ort der Einfuhr im 
Steuergebiet in Steuerlager oder zu den in § 17 Abs. 1 Z 3 genannten Empfängern 
im Steuergebiet über das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates finden die 
Bestimmungen über das innergemeinschaftliche Steuerversandverfahren 
Anwendung. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Registrierte Empfänger Registrierte Empfänger 

§ 19. (1) bis (3) … § 19. (1) bis (3) … 

(4) Der Antrag ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in dessen 
Bereich der Antragsteller seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung 
eines solchen im Steuergebiet bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Antragstellers befindet oder der erstmalige Bezug erfolgen soll. Für 
das Erlöschen der Bewilligung gilt § 15 sinngemäß. 

(4) Der Antrag ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. Für das 
Erlöschen der Bewilligung gilt § 15 sinngemäß. 

Registrierte Versender Registrierte Versender 

§ 20. (1) und (2) … § 20. (1) und (2) … 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

(3) Der Antrag ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen und 
muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten 
Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. Für das Erlöschen der Bewilligung gelten § 15 Abs. 1, 
Abs. 2 mit Ausnahme der Z 2, Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. Für das Erlöschen der Bewilligung gelten § 15 Abs. 1, 
Abs. 2 mit Ausnahme der Z 2, Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

(4) Der Antrag ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in dessen 
Bereich der Antragsteller seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung 
eines solchen im Steuergebiet bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Antragstellers oder der Ort der erstmaligen Einfuhr befindet. 

 

6. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 6. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 

§ 24. (1) bis (4) … § 24. (1) bis (4) … 

(5) Hatte die Person, die für die Beförderung Sicherheit geleistet hat (§ 18 
Abs. 1 und § 23 Abs. 4) keine Kenntnis davon, dass die Tabakwaren nicht an 
ihrem Bestimmungsort eingetroffen sind, und konnte sie auch keine Kenntnis 
davon haben, so hat sie innerhalb einer Frist von einem Monat ab Übermittlung 
dieser Information durch das Zollamt die Möglichkeit, den Nachweis nach Abs. 4 
zu führen. 

(5) Hatte die Person, die für die Beförderung Sicherheit geleistet hat (§ 18 
Abs. 1 und § 23 Abs. 4) keine Kenntnis davon, dass die Tabakwaren nicht an 
ihrem Bestimmungsort eingetroffen sind, und konnte sie auch keine Kenntnis 
davon haben, so hat sie innerhalb einer Frist von einem Monat ab Übermittlung 
dieser Information durch das Zollamt Österreich die Möglichkeit, den Nachweis 
nach Abs. 4 zu führen. 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben worden ist oder dass die Tabakwaren 
nachweislich aus dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden sind, ist die 
im Steuergebiet entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt 
dem Zollamt, bei dem der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben worden ist oder dass die Tabakwaren 
nachweislich aus dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden sind, ist die 
im Steuergebiet entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. 

8. Verbringen außerhalb des Steueraussetzungsverfahrens 8. Verbringen außerhalb des Steueraussetzungsverfahrens 

Bezug zu gewerblichen Zwecken Bezug zu gewerblichen Zwecken 

§ 27. (1) bis (2a) … § 27. (1) bis (2a) … 

(3) Wer Tabakwaren nach Abs. 1 oder nach Abs. 2 erster Satz beziehen, in 
Gewahrsame halten oder verwenden will, hat dies dem Zollamt, in dessen 
Bereich er seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, vorher anzuzeigen und für die 
Steuer Sicherheit zu leisten. Hat der Anzeigepflichtige keinen Geschäfts- oder 
Wohnsitz im Steuergebiet, ist die Anzeige beim Zollamt Innsbruck zu erstatten. 

(3) Wer Tabakwaren nach Abs. 1 oder nach Abs. 2 erster Satz beziehen, in 
Gewahrsame halten oder verwenden will, hat dies dem Zollamt Österreich vorher 
anzuzeigen und für die Steuer Sicherheit zu leisten. 

(4) … (4) … 

(5) Der Steuerschuldner hat für die Tabakwaren, für die die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich bei dem Zollamt, in dessen Bereich der 
Steuerschuldner seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines 
solchen, beim Zollamt Innsbruck, eine Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu 
berechnen und diese spätestens am 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht 
eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Hat in diesen Fällen der 
Steuerschuldner keinen Geschäfts- oder Wohnsitz im Steuergebiet, ist das als 
erstes befasste Zollamt zuständig. Für die Anmeldung und Entrichtung gelten 
§ 12 Abs. 7 und 8 sinngemäß. 

(5) Der Steuerschuldner hat für die Tabakwaren, für die die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich eine Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu 
berechnen und diese spätestens am 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht 
eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Für die Anmeldung und 
Entrichtung gelten § 12 Abs. 7 und 8 sinngemäß. 

(6) …. (6) …. 

Vereinfachtes Begleitdokument Vereinfachtes Begleitdokument 

§ 28. (1) ... § 28. (1) ... 

(2) Ist bei der Beförderung eine Empfangsbestätigung nach Artikel 4 der im 
Abs. 1 angeführten Verordnung erforderlich, hat der Anzeigepflichtige (§ 27 
Abs. 3) die für den Lieferer bestimmte Ausfertigung des vereinfachten 
Begleitdokuments mit der vom Abgangsmitgliedstaat vorgesehenen 
Empfangsbestätigung unverzüglich an den Lieferer zurückzusenden. Das Zollamt 

(2) Ist bei der Beförderung eine Empfangsbestätigung nach Artikel 4 der im 
Abs. 1 angeführten Verordnung erforderlich, hat der Anzeigepflichtige (§ 27 
Abs. 3) die für den Lieferer bestimmte Ausfertigung des vereinfachten 
Begleitdokuments mit der vom Abgangsmitgliedstaat vorgesehenen 
Empfangsbestätigung unverzüglich an den Lieferer zurückzusenden. Das Zollamt 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
hat auf Antrag die Anmeldung oder Entrichtung der Tabaksteuer zu bestätigen. Österreich hat auf Antrag die Anmeldung oder Entrichtung der Tabaksteuer zu 

bestätigen. 

Verbringen zu gewerblichen Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder über 
das Gebiet anderer Mitgliedstaaten 

Verbringen zu gewerblichen Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder über 
das Gebiet anderer Mitgliedstaaten 

§ 28a. (1) ... § 28a. (1) ... 

(2) In den Fällen des Abs. 1 hat der Lieferer vor der ersten derartigen 
Verbringung dies dem Zollamt, in dessen Bereich er seinen Geschäfts- oder 
Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt 
Innsbruck schriftlich anzuzeigen. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 hat der Lieferer vor der ersten derartigen 
Verbringung dies dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. 

(3) Werden Tabakwaren des freien Verkehrs von einem Ort des 
Steuergebietes auf einem geeigneten Transportweg durch das Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaates zu einem Bestimmungsort im Steuergebiet befördert, ist 
das Begleitdokument nach § 28 Abs. 1 zu verwenden. Weiters hat der Lieferer die 
beabsichtigte Beförderung dem Zollamt, in dessen Bereich er seinen Geschäfts- 
oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt 
Innsbruck schriftlich anzuzeigen. Der Empfänger hat den Empfang der 
Tabakwaren auf dem Begleitdokument zu bestätigen und das Dokument zu seinen 
Aufzeichnungen zu nehmen. 

(3) Werden Tabakwaren des freien Verkehrs von einem Ort des 
Steuergebietes auf einem geeigneten Transportweg durch das Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaates zu einem Bestimmungsort im Steuergebiet befördert, ist 
das Begleitdokument nach § 28 Abs. 1 zu verwenden. Weiters hat der Lieferer die 
beabsichtigte Beförderung dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. Der 
Empfänger hat den Empfang der Tabakwaren auf dem Begleitdokument zu 
bestätigen und das Dokument zu seinen Aufzeichnungen zu nehmen. 

(4) … (4) … 

§ 29a. (1) … § 29a. (1) … 

(2) Die Steuerschuld für Zigaretten, die nicht steuerfrei sind, entsteht mit 
dem Verbringen in das Steuergebiet. Steuerschuldner ist die natürliche Person, 
die die Zigaretten in das Steuergebiet verbringt. Die die Freimenge nach Abs. 1 
überschreitenden Mengen sind unverzüglich anzumelden. Die Vorschreibung der 
Tabaksteuer erfolgt mit Bescheid des zuständigen Zollamtes und ist innerhalb der 
festgesetzten Frist zu entrichten. Örtlich zuständig ist jenes Zollamt, in dessen 
Bereich die Steuerschuld entstanden ist. Kann ein solcher Ort nicht festgestellt 
werden, so ist jenes Zollamt örtlich zuständig, das als erstes mit der Sache befasst 
wird. 

(2) Die Steuerschuld für Zigaretten, die nicht steuerfrei sind, entsteht mit 
dem Verbringen in das Steuergebiet. Steuerschuldner ist die natürliche Person, 
die die Zigaretten in das Steuergebiet verbringt. Die die Freimenge nach Abs. 1 
überschreitenden Mengen sind unverzüglich anzumelden. Die Vorschreibung der 
Tabaksteuer erfolgt mit Bescheid des Zollamtes Österreich und ist innerhalb der 
festgesetzten Frist zu entrichten. 

(3) ... (3) ... 

Versandhandel Versandhandel 

§ 30. (1) bis (3a) … § 30. (1) bis (3a) … 

(4) Der Steuerschuldner hat für die Tabakwaren, für die die Steuerschuld (4) Der Steuerschuldner hat für die Tabakwaren, für die die Steuerschuld 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
entstanden ist, unverzüglich bei dem Zollamt, in dessen Bereich der Erwerber 
seinen Wohnsitz (Geschäftssitz) hat, eine Steueranmeldung abzugeben, darin die 
Steuer selbst zu berechnen und zu entrichten. 

entstanden ist, unverzüglich eine Steueranmeldung abzugeben, darin die Steuer 
selbst zu berechnen und zu entrichten.  

Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Tabakwaren des 
steuerrechtlich freien Verkehrs anderer Mitgliedstaaten 

Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Tabakwaren des 
steuerrechtlich freien Verkehrs anderer Mitgliedstaaten 

§ 30a. (1) und (2) ... § 30a. (1) und (2) ... 

(3) Der Steuerschuldner hat für die Tabakwaren, für die die Steuerschuld 
nach Abs. 1 entstanden ist, die Steuer unverzüglich bei dem Zollamt schriftlich 
anzumelden und zu entrichten, in dessen Bereich der Steuerschuldner seinen 
Betrieb oder seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen 
im Steuergebiet, beim Zollamt Innsbruck. 

(3) Der Steuerschuldner hat für die Tabakwaren, für die die Steuerschuld 
nach Abs. 1 entstanden ist, die Steuer unverzüglich schriftlich anzumelden und zu 
entrichten.  

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Verbringen zu gewerblichen 
Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Verbringen zu gewerblichen 
Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer 

§ 31. (1) … § 31. (1) … 

(2) Eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 wird nur gewährt, wenn das 
Verfahren nach § 28a eingehalten, die Verbringung dem im Abs. 5 genannten 
Zollamt vorher angezeigt worden ist und der Berechtigte (Abs. 3) in den Fällen 
des Abs. 1 lit. a eine amtliche Bestätigung des anderen Mitgliedstaates darüber, 
dass die Tabakwaren dort ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden sind, oder in 
den Fällen des Abs. 1 lit. b einen Nachweis des Ausgangs der Tabakwaren aus 
dem Zollgebiet vorlegt. Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen 
Nachteilen und wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden kann das 
Zollamt in Fällen, in denen Tabakwaren nicht unmittelbar in ein Drittland 
ausgeführt werden sollen, die Anwendung des Verfahrens nach § 23 dieses 
Bundesgesetzes jedoch nicht zumutbar ist, zulassen, dass nach Vorliegen eines 
Nachweises des Ausgangs der Tabakwaren aus dem Zollgebiet eine Erstattung 
oder Vergütung nach Abs. 1 lit. b gewährt wird. 

(2) Eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 wird nur gewährt, wenn das 
Verfahren nach § 28a eingehalten, die Verbringung dem Zollamt Österreich 
vorher angezeigt worden ist und der Berechtigte (Abs. 3) in den Fällen des Abs. 1 
lit. a eine amtliche Bestätigung des anderen Mitgliedstaates darüber, dass die 
Tabakwaren dort ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden sind, oder in den 
Fällen des Abs. 1 lit. b einen Nachweis des Ausgangs der Tabakwaren aus dem 
Zollgebiet vorlegt. Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen 
und wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden kann das Zollamt 
Österreich in Fällen, in denen Tabakwaren nicht unmittelbar in ein Drittland 
ausgeführt werden sollen, die Anwendung des Verfahrens nach § 23 dieses 
Bundesgesetzes jedoch nicht zumutbar ist, zulassen, dass nach Vorliegen eines 
Nachweises des Ausgangs der Tabakwaren aus dem Zollgebiet eine Erstattung 
oder Vergütung nach Abs. 1 lit. b gewährt wird. 

(2a) Eine Erstattung nach Abs. 1 wird auch gewährt, wenn die Tabakwaren 
nicht am Bestimmungsort angekommen sind, der Berechtigte (Abs. 3) jedoch 
aufgrund einer in einem anderen Mitgliedstaat festgestellten Unregelmäßigkeit als 
Steuerschuldner in Anspruch genommen worden ist und den Nachweis erbringt, 
dass die Steuer in diesem Mitgliedstaat entrichtet worden ist oder eine amtliche 
Bestätigung dieses Mitgliedstaates darüber vorlegt, dass die Tabakwaren dort 
ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden sind. Die Erstattung oder Vergütung 

(2a) Eine Erstattung nach Abs. 1 wird auch gewährt, wenn die Tabakwaren 
nicht am Bestimmungsort angekommen sind, der Berechtigte (Abs. 3) jedoch 
aufgrund einer in einem anderen Mitgliedstaat festgestellten Unregelmäßigkeit als 
Steuerschuldner in Anspruch genommen worden ist und den Nachweis erbringt, 
dass die Steuer in diesem Mitgliedstaat entrichtet worden ist oder eine amtliche 
Bestätigung dieses Mitgliedstaates darüber vorlegt, dass die Tabakwaren dort 
ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden sind. Die Erstattung oder Vergütung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
wird nur gewährt, wenn das Verfahren nach § 28a eingehalten und die 
Verbringung dem im Abs. 5 genannten Zollamt vorher angezeigt worden ist. 

wird nur gewährt, wenn das Verfahren nach § 28a eingehalten und die 
Verbringung dem Zollamt Österreich vorher angezeigt worden ist. 

(3) bis (4a) ... (3) bis (4a) ... 

(5) Die Erstattung oder Vergütung der Tabaksteuer obliegt dem Zollamt, in 
dessen Bereich der Berechtigte seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in 
Ermangelung eines solchen, dem Zollamt Innsbruck. 

 

9. Amtliche Aufsicht 9. Amtliche Aufsicht 

§ 32. (1) … § 32. (1) … 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Tabakwaren der 
Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Union 
entzogen werden. 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes Österreich, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Tabakwaren 
der Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Union 
entzogen werden. 

(3) Die amtliche Aufsicht obliegt dem Zollamt, in dessen Bereich sich der zu 
beaufsichtigende Betrieb, das zu beaufsichtigende Transportmittel oder 
Transportbehältnis oder die zu beaufsichtigende Ware befinden. 

 

§ 34. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers oder eines 
Tabakwarenverwendungsbetriebes und der registrierte Empfänger haben durch 
eine körperliche Bestandsaufnahme festzustellen, welche Mengen an 
Tabakwaren, getrennt nach den Gattungen und Sorten, sich am Ende des 
Zeitraumes, welcher der Gewinnermittlung für Zwecke der Erhebung der 
Abgaben vom Einkommen zugrunde gelegt wird, im Betrieb befinden und das 
Ergebnis dieser Bestandsaufnahme binnen vier Wochen dem Zollamt schriftlich 
mitzuteilen. 

§ 34. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers oder eines 
Tabakwarenverwendungsbetriebes und der registrierte Empfänger haben durch 
eine körperliche Bestandsaufnahme festzustellen, welche Mengen an 
Tabakwaren, getrennt nach den Gattungen und Sorten, sich am Ende des 
Zeitraumes, welcher der Gewinnermittlung für Zwecke der Erhebung der 
Abgaben vom Einkommen zugrunde gelegt wird, im Betrieb befinden und das 
Ergebnis dieser Bestandsaufnahme binnen vier Wochen dem Zollamt Österreich 
schriftlich mitzuteilen. 

(2) Die im Abs. 1 angeführten Personen haben auf Verlangen des Zollamtes 
aus den nach §§ 37 bis 41 geführten Aufzeichnungen rechnerisch zu ermitteln, 
welche Tabakwarenmengen, nach Gattungen und Sorten getrennt, in einem vom 
Zollamt zu bestimmenden Zeitraum hergestellt, zum Verbrauch entnommen, 
weggebracht, aufgenommen, zurückgenommen, steuerfrei verwendet (§ 6 Abs. 1 
Z 1), bezogen, unbrauchbar gemacht oder vernichtet wurden. 

(2) Die im Abs. 1 angeführten Personen haben auf Verlangen des Zollamtes 
Österreich aus den nach §§ 37 bis 41 geführten Aufzeichnungen rechnerisch zu 
ermitteln, welche Tabakwarenmengen, nach Gattungen und Sorten getrennt, in 
einem vom Zollamt Österreich zu bestimmenden Zeitraum hergestellt, zum 
Verbrauch entnommen, weggebracht, aufgenommen, zurückgenommen, 
steuerfrei verwendet (§ 6 Abs. 1 Z 1), bezogen, unbrauchbar gemacht oder 
vernichtet wurden. 

(3) Die im Abs. 1 angeführten Personen und derjenige, in dessen 
Gewahrsame sich ein Transportmittel oder Transportbehältnis befindet, von dem 

(3) Die im Abs. 1 angeführten Personen und derjenige, in dessen 
Gewahrsame sich ein Transportmittel oder Transportbehältnis befindet, von dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
anzunehmen ist, daß damit Tabakwaren befördert werden, sind verpflichtet, die 
Amtshandlungen des Zollamtes ohne jeden Verzug zu ermöglichen, die 
erforderlichen Hilfsdienste unentgeltlich zu leisten und die nötigen Hilfsmittel 
unentgeltlich beizustellen. 

anzunehmen ist, daß damit Tabakwaren befördert werden, sind verpflichtet, die 
Amtshandlungen des Zollamtes Österreich ohne jeden Verzug zu ermöglichen, 
die erforderlichen Hilfsdienste unentgeltlich zu leisten und die nötigen Hilfsmittel 
unentgeltlich beizustellen. 

(4) Die im Abs. 1 angeführten Personen sind verpflichtet, dem Zollamt 
unverzüglich Umstände anzuzeigen, die den Verdacht auf innergemeinschaftliche 
Betrugshandlungen oder Finanzvergehen zulassen. 

(4) Die im Abs. 1 angeführten Personen sind verpflichtet, dem Zollamt 
Österreich unverzüglich Umstände anzuzeigen, die den Verdacht auf 
innergemeinschaftliche Betrugshandlungen oder Finanzvergehen zulassen. 

§ 36. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers im Steuergebiet und der registrierte 
Versender am Ort der Einfuhr im Steuergebiet haben, abweichend von § 16a 
Abs. 1, jede Wegbringung von Tabakwaren, die in einen 
Tabakwarenverwendungsbetrieb aufgenommen werden sollen, dem Zollamt 
anzuzeigen, in dessen Bereich sich der Betrieb des Empfängers befindet 
(Versandanzeige). 

§ 36. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers im Steuergebiet und der registrierte 
Versender am Ort der Einfuhr im Steuergebiet haben, abweichend von § 16a 
Abs. 1, jede Wegbringung von Tabakwaren, die in einen 
Tabakwarenverwendungsbetrieb aufgenommen werden sollen, dem Zollamt 
Österreich anzuzeigen (Versandanzeige). 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Die Angaben (Abs. 2) über mehrere Wegbringungen von Tabakwaren, 
die am selben Tag stattgefunden haben, können in einer Anzeige 
zusammengefaßt werden, wenn die Tabakwaren in denselben Betrieb 
aufgenommen werden sollen. In berücksichtigungswürdigen Einzelfällen kann 
das Zollamt, in dessen Bereich sich das Steuerlager befindet, auf Antrag des 
Steuerlagerinhabers oder das in § 20 Abs. 4 genannte Zollamt auf Antrag des 
registrierten Versenders weitere Vereinfachungsmaßnahmen zulassen, wenn 
durch diese Maßnahmen die amtliche Aufsicht nicht erschwert wird. 

(4) Die Angaben (Abs. 2) über mehrere Wegbringungen von Tabakwaren, 
die am selben Tag stattgefunden haben, können in einer Anzeige 
zusammengefaßt werden, wenn die Tabakwaren in denselben Betrieb 
aufgenommen werden sollen. In berücksichtigungswürdigen Einzelfällen kann 
das Zollamt Österreich auf Antrag des Steuerlagerinhabers oder auf Antrag des 
registrierten Versenders weitere Vereinfachungsmaßnahmen zulassen, wenn 
durch diese Maßnahmen die amtliche Aufsicht nicht erschwert wird. 

11. Übergangs- und Schlußbestimmungen 11. Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 42. (1) … § 42. (1) … 

(2) Die Zuständigkeit der Zollämter bestimmt sich, soweit in diesem 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, nach dem 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz. 

 

 § 44r. (1) § 1 Abs. 3, § 9 Abs. 4 letzter Satz, § 12 Abs. 1 und Abs. 4 bis 6, 
§ 14 Abs. 3, 4 und 6, § 15 Abs. 2 Z 1b und Z 3, § 16 Abs. 3 und 4, § 17 Abs. 4, 
§ 18 Abs. 1, § 19 Abs. 4, § 20 Abs. 3, § 24 Abs. 5, § 27 Abs. 3 und 5, § 28 
Abs. 2, § 28a Abs. 2 und 3, § 29a Abs. 2, § 30 Abs. 4, § 30a Abs. 3, § 31 Abs. 2 
und 2a, § 32 Abs. 2, § 34 und § 36 Abs. 1 und 4, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 (2) § 7 Abs. 3, § 20 Abs. 4, § 24 Abs. 6 letzter Satz, § 31 Abs. 5, § 32 Abs. 3 
und § 42 Abs. 2 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2019 außer Kraft. 

 (3) § 4 Abs. 1 Z 1, 3 und 5 und § 4 Abs. 3, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. April 2020 in Kraft. 

 (4) § 4 Abs. 1 Z 1, 3 und 5 und § 4 Abs. 3, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 6/2019, sind weiterhin auf Waren anzuwenden, für 
welche die Steuerschuld vor dem 1. April 2020 entstanden ist. 

Artikel 21 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1995 

Artikel 21 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1995 

Steuergebiet, Steuergegenstand, sonstige Begriffsbestimmungen Steuergebiet, Steuergegenstand, sonstige Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) Mineralöl, das im Steuergebiet hergestellt oder in das Steuergebiet 
eingebracht wird, sowie Kraftstoffe und Heizstoffe, die im Steuergebiet 
verwendet werden, unterliegen einer Verbrauchsteuer (Mineralölsteuer). 

§ 1. (1) Mineralöl, Kraftstoffe und Heizstoffe, die im Steuergebiet hergestellt 
oder in das Steuergebiet eingebracht werden, unterliegen einer Verbrauchsteuer 
(Mineralölsteuer). 

(2) ... (2) ... 

 (3) Für die Erhebung der Mineralölsteuer ist das Zollamt Österreich 
zuständig. 

§ 2. (1) Mineralöl im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die Waren § 2. (1) Mineralöl im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die Waren 

 1. der Positionen 2705 bis 2712 und 2715 der Kombinierten Nomenklatur, 
ausgenommen Erdgas der Unterposition 2711 21 00 der Kombinierten 
Nomenklatur; 

 1. der Positionen 2705 bis 2712 und 2715 der Kombinierten Nomenklatur, 
ausgenommen Erdgas (§ 2 Abs. 1 Erdgasabgabegesetz); 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

 4. der folgenden Positionen und Unterpositionen der Kombinierten 
Nomenklatur, die als Treibstoffe, als Zusatz oder Verlängerungsmittel 
von Treibstoffen oder zum Verheizen dienen 

 4. der folgenden Positionen und Unterpositionen der Kombinierten 
Nomenklatur, die als Treibstoffe, als Zusatz oder Verlängerungsmittel 
von Treibstoffen oder zum Verheizen dienen 

 a) …  a) … 

 b) Unterposition 3824 90 99,  b) Unterposition 3824 99 86, 3824 99 92 (ausgenommen zubereitete 
Rostschutzmittel, Amine als wirksame Bestandteile enthaltend, sowie 
zusammengesetzte anorganische Löse- und Verdünnungsmittel für 
Lacke und ähnliche Erzeugnisse), 3824 99 93, 3824 99 96 
(ausgenommen zubereitete Rostschutzmittel, Amine als wirksame 
Bestandteile enthaltend, sowie zusammengesetzte anorganische Löse- 
und Verdünnungsmittel für Lacke und ähnliche Erzeugnisse), 3826 00 

147/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

148 von 184

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  149 von 184 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
10 und 3826 00 90, 

 c) …  c) … 

 5.  ...  5.  ... 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Biogene Stoffe im Sinne dieses Bundesgesetzes sind (4) Biogene Stoffe im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

 1. „Bioethanol“, das ist ein aus Biomasse und/oder biologisch abbaubaren 
Teilen von Abfällen hergestellter unvergällter Ethanol der Position 
2207 10 00 der Kombinierten Nomenklatur mit einem Alkoholanteil von 
mindestens 99 Volumsprozent; 

 1. „Bioethanol“, das ist ein aus Biomasse hergestellter unvergällter Ethanol 
mit einem Alkoholanteil von mindestens 99% vol.; 

 2. „Fettsäuremethylester“ (FAME, Biodiesel), das ist ein aus Biomasse 
(pflanzlichen oder tierischen Ölen oder Fetten) hergestellter Methylester; 

 2. „Fettsäuremethylester“ (FAME, Biodiesel), das ist ein aus pflanzlichen 
oder tierischen Ölen oder Fetten hergestellter Methylester; 

 3. „Biogas“, das ist ein aus Biomasse und/oder aus biologisch abbaubaren 
Teilen von Abfällen mittels Pyrolyse oder Gärung hergestelltes und mit 
dem Ziel, Erdgasqualität zu erreichen, gereinigtes Gas; 

 3. „Biogas“, das sind gasförmige Mineralöle, Kraft- und Heizstoffe, die aus 
Biomasse hergestellt werden; 

 4. „Biomethanol“, das ist ein aus Biomasse und/oder biologisch abbaubaren 
Teilen von Abfällen hergestellter Methanol; 

 4. „Biomethanol“, das ist ein aus Biomasse hergestellter Methanol; 

 5. „Biodimethylether“, das ist ein aus Biomasse hergestellter 
Dimethylether; 

 5. „Biodimethylether“, das ist ein aus Biomasse hergestellter 
Dimethylether; 

 6. „Bio-ETBE (Ethyl-Tertiär-Butylether)“, das ist ein auf der Grundlage 
von Bioethanol hergestellter ETBE mit einem anrechenbaren 
Biokraftstoffvolumenprozentanteil von 47%; 

 6. „Bio-ETBE“ (Ethyl-Tertiär-Butylether), das ist ein auf der Grundlage 
von Bioethanol hergestellter ETBE mit einem auf den Energiegehalt 
bezogenen anrechenbaren Anteil aus erneuerbarer Energie von 37%; 

 7. „Bio-MTBE (Methyl-Tertiär-Butylether)“, das ist ein auf der Grundlage 
von Biomethanol hergestellter MTBE mit einem anrechenbaren 
Biokraftstoffvolumenprozentanteil von 36%; 

 7. „Bio-MTBE“ (Methyl-Tertiär-Butylether), das ist ein auf der Grundlage 
von Biomethanol hergestellter MTBE mit einem auf den Energiegehalt 
bezogenen anrechenbaren Anteil aus erneuerbarer Energie von 22%; 

 8. „Synthetische Biokraftstoffe“, das sind aus Biomasse gewonnene 
synthetische Kohlenwasserstoffe oder synthetische 
Kohlenwasserstoffgemische; 

 8. „Synthetische Biokraftstoffe“, das sind aus Biomasse in industriellen 
Verfahren gewonnene Kohlenwasserstoffe oder 
Kohlenwasserstoffgemische; 

 9. „Biowasserstoff“, das ist ein aus Biomasse und/oder biologisch 
abbaubaren Teilen von Abfällen hergestellter Wasserstoff; 

 9. „Erneuerbarer Wasserstoff“, das ist ein aus Biomasse hergestellter 
Wasserstoff; 

 10. „Reines Pflanzenöl“, das ist ein aus Biomasse (Ölsaaten) durch 
Auspressen, Extraktion oder vergleichbare Verfahren aus Ölsaaten 
gewonnenes, chemisch unverändertes Öl in roher oder raffinierter Form. 

 10. „Reines Pflanzenöl“, das ist ein durch Auspressen, Extraktion oder 
vergleichbare Verfahren aus Ölsaaten gewonnenes, chemisch 
unverändertes Öl in roher oder raffinierter Form; 

    11. „Hydrierte pflanzliche oder tierische Öle“ (Hydrotreated Vegetable Oil – 
HVO), das sind in Hydrieranlagen bzw. in CO-Hydrieranlagen aus 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
pflanzlichen oder tierischen Ölen oder Fetten hergestellte 
Kohlenwasserstoffe. 

(4a) „Biomasse“ sind biologisch abbaubare Teile von entsprechend den 
Anhängen III und IV der Verordnung Nr. 1782/2003 mit gemeinsamen Regeln 
für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit 
bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und 
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) 
Nr. 1453/2001, (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, 
(EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) 
Nr. 2529/2001, ABl. Nr. L 270 vom 21.10.2003 S. 1, produzierten Erzeugnissen, 
Abfällen oder Rückständen der Land- und Forstwirtschaft (einschließlich 
pflanzlicher und tierischer Stoffe) und damit verbundener Industriezweige sowie 
den biologisch abbaubaren Teil von Abfällen aus Industrie und Haushalten. 

(4a) „Biomasse“ ist der biologisch abbaubare Teil von Erzeugnissen, 
Abfällen und Reststoffen der Landwirtschaft mit biologischem Ursprung 
(einschließlich pflanzlicher und tierischer Stoffe), der Forstwirtschaft und damit 
verbundener Wirtschaftszweige einschließlich der Fischerei und der Aquakultur 
sowie der biologisch abbaubare Teil von Abfällen aus Industrie und Haushalten; 

(4b) Zur Förderung der Verwendung von biogenen Stoffen als Beitrag zur 
Strategie zur Reduktion von Treibhausgasemissionen und zur Steigerung der 
Energieselbstversorgung wird der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft ermächtigt, durch Verordnung den Kreis der biogenen Stoffe 
auf Gemische von biogenen Stoffen der im Abs. 4 bezeichneten Art mit anderen 
Mineralölen zu erweitern sowie weiters durch Verordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft das Verfahren zur Begünstigung von biogenen Stoffen und 
Gemischen von biogenen Stoffen mit anderen Mineralölen näher zu regeln. 

(4b) Zur Förderung der Verwendung von biogenen Stoffen als Beitrag zur 
Strategie zur Reduktion von Treibhausgasemissionen und zur Steigerung der 
Energieselbstversorgung wird der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus ermächtigt, durch 
Verordnung den Kreis der biogenen Stoffe auf Gemische von biogenen Stoffen 
der im Abs. 4 bezeichneten Art mit anderen Mineralölen zu erweitern sowie 
weiters durch Verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft das Verfahren zur 
Begünstigung von biogenen Stoffen und Gemischen von biogenen Stoffen mit 
anderen Mineralölen näher zu regeln. 

(5) ... (5) ... 

(6) Kombinierte Nomenklatur im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die 
Warennomenklatur nach Art. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87, ABl. 
Nr. L 256 vom 7.9.1987 S. 1, in der Fassung des Anhangs der Verordnung (EG) 
Nr. 2031/2001, ABl. Nr. L 279 vom 23.10.2001 S. 1, und die zu ihrer 
Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften. 

(6) Kombinierte Nomenklatur im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die 
Warennomenklatur nach Art. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87, ABl. 
Nr. L 256 vom 7.9.1987 S. 1, in der Fassung des Anhangs der Verordnung (EG) 
Nr. 2031/2001, ABl. Nr. L 279 vom 23.10.2001 S. 1, und die zu ihrer 
Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften in der Fassung des 
Durchführungsbeschlusses (EU) 2018/552 zur Aktualisierung der in der 
Richtlinie 2003/96/EG des Rates angeführten Bezugnahmen auf die Codes der 
Kombinierten Nomenklatur für bestimmte Erzeugnisse, ABl. Nr. L 91 vom 
9.4.2018 S. 27. 

(7) … (7) … 

(8) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, finden die (8) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, finden die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Mineralöl betreffenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nur auf die unter 
Z 1 bis 6 angeführten und diesen nach Abs. 9 gleichgestellten Waren 
Anwendung. Auf anderes Mineralöl sind die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes über Kraftstoffe und Heizstoffe anzuwenden. Mineralöl im Sinne 
des ersten Satzes sind die Waren: 

Mineralöl betreffenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nur auf die unter 
Z 1 bis 6 angeführten und diesen nach Abs. 9 gleichgestellten Waren 
Anwendung. Auf anderes Mineralöl sind die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes über Kraftstoffe und Heizstoffe anzuwenden, wobei § 1 Abs. 1 
und § 21 Abs. 3 auch für anderes Mineralöl gelten. Mineralöl im Sinne des ersten 
Satzes sind die Waren: 

 1. …  1. … 

 2. der Unterpositionen 2710 11 11 bis 2710 19 69, ausgenommen Waren 
der Unterpositionen 2710 11 21, 2710 11 25 und 2710 19 29 der 
Kombinierten Nomenklatur, wenn diese in Gebinden abgefüllt sind; 

 2. der Unterpositionen 2710 12 bis 2710 19 68 und 2710 20 bis 2710 20 39 
und 2710 20 90 (nur bei Erzeugnissen, bei deren Destillation nach ISO 
3405 (entspricht ASTM-D86-Methode) bei 210 °C weniger als 90 RHT 
(einschließlich Verlusten) und bei 250 °C mindestens 65 RHT 
(einschließlich Verlusten) übergehen), ausgenommen Waren der 
Unterpositionen 2710 12 21, 2710 12 25 und 2710 19 29 und 2710 20 90 
(nur bei Erzeugnissen, bei deren Destillation nach ISO 3405 (entspricht 
ASTM-D86-Methode) bei 210 °C weniger als 90 RHT (einschließlich 
Verlusten) und bei 250 °C mindestens 65 RHT (einschließlich Verlusten) 
übergehen) der Kombinierten Nomenklatur, wenn diese in Gebinden 
abgefüllt sind; 

 3. und 4. …  3. und 4. … 

 5. der folgenden Positionen und Unterpositionen der Kombinierten 
Nomenklatur, die als Treibstoffe, als Zusatz oder Verlängerungsmittel 
von Treibstoffen oder zum Verheizen dienen 

 5. der folgenden Positionen und Unterpositionen der Kombinierten 
Nomenklatur, die als Treibstoffe, als Zusatz oder Verlängerungsmittel 
von Treibstoffen oder zum Verheizen dienen 

 a) Positionen 1507 bis 1518,  a) Positionen 1507 bis 1518, 

 b) Unterposition 3824 90 99,  b) Unterposition 3824 99 86, 3824 99 92 (ausgenommen zubereitete 
Rostschutzmittel, Amine als wirksame Bestandteile enthaltend, sowie 
zusammengesetzte anorganische Löse- und Verdünnungsmittel für 
Lacke und ähnliche Erzeugnisse), 3824 99 93, 3824 99 96 
(ausgenommen zubereitete Rostschutzmittel, Amine als wirksame 
Bestandteile enthaltend, sowie zusammengesetzte anorganische Löse- 
und Verdünnungsmittel für Lacke und ähnliche Erzeugnisse), 3826 00 
10 und 3826 00 90, 

 c) Unterposition 2905 11 00, ausgenommen solche von synthetischer 
Herkunft, 

 c) Unterposition 2905 11 00, ausgenommen solche von synthetischer 
Herkunft, 

sowie Gemische dieser Waren mit anderen Mineralölen; sowie Gemische dieser Waren mit anderen Mineralölen; 

 6.  ...  6.  ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(9) und (10) … (9) und (10) … 

Steuersätze Steuersätze 

§ 3. (1) Die Mineralölsteuer beträgt: § 3. (1) Die Mineralölsteuer beträgt: 

 1. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 11 31 (soweit der Bleigehalt 
0,013 g je Liter nicht übersteigt), 2710 11 41, 2710 11 45 und 2710 11 49 
der Kombinierten Nomenklatur 

 1. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 12 31 (soweit der Bleigehalt 
0,013 g je Liter nicht übersteigt), 2710 12 41, 2710 12 45 und 2710 12 49 
der Kombinierten Nomenklatur 

 a) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 46 l und einem 
Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmäßig 
verteilt, 482 Euro; 

 a) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 46 l und einem 
Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmäßig 
verteilt, 482 Euro; 

 b) ansonsten 515 Euro;  b) ansonsten 515 Euro; 

 2. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 11 31, 2710 11 51 und 
2710 11 59 der Kombinierten Nomenklatur 

 2. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 12 31, 2710 12 51 und 
2710 12 59 der Kombinierten Nomenklatur 

 a) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 46 l und einem 
Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmäßig 
verteilt, 554 Euro; 

 a) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 46 l und einem 
Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmäßig 
verteilt, 554 Euro; 

 b) ansonsten 587 Euro;  b) ansonsten 587 Euro; 

 3. …  3. … 

 4. für 1 000 l Gasöle der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der 
Kombinierten Nomenklatur, ausgenommen gekennzeichnetes Gasöl, 

 4. für 1 000 l Gasöle der Unterpositionen 2710 19 43 bis 2710 19 48 und 
2710 20 11 bis 2710 20 19 der Kombinierten Nomenklatur, 
ausgenommen gekennzeichnetes Gasöl, 

 a) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 66 l und einem 
Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmäßig 
verteilt, 397 Euro; 

 a) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 66 l und einem 
Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmäßig 
verteilt, 397 Euro; 

 b) ansonsten 425 Euro;  b) ansonsten 425 Euro; 

 5. …  5. … 

 6. für 1 000 kg gasförmige Kohlenwasserstoffe, die als Treibstoff 
verwendet werden, ausgenommen Erdgas, 261 Euro; 

 6. a) für 1000 kg verflüssigte Kohlenwasserstoffe, einschließlich Erdgas 
(Unterposition 2711 11 00 der Kombinierten Nomenklatur) und Biogas 
(Unterposition 2711 19 00 der Kombinierten Nomenklatur) 88 Euro; 

    b) für 1 000 kg gasförmige Kohlenwasserstoffe, die als Treibstoff 
verwendet werden, ausgenommen Erdgas im Sinne des 
Erdgasabgabegesetzes, 261 Euro, ansonsten 43 €; 

 7. für Heizöle der Unterpositionen 2710 19 61 bis 2710 19 69 der 
Kombinierten Nomenklatur, 

 7. für Heizöle der Unterpositionen 2710 19 62 bis 2710 19 68 und 2710 20 
31 bis 2710 20 39 der Kombinierten Nomenklatur, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 a) wenn sie zum Verheizen verwendet werden, für 1 000 kg 60 Euro;  a) wenn sie zum Verheizen verwendet werden, für 1 000 kg 60 Euro; 

 b) ansonsten für 1 000 l  b) ansonsten für 1 000 l 

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 66 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern jeweils 
gleichmäßig verteilt, 397 Euro; 

 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 66 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg, sofern jeweils 
gleichmäßig verteilt, 397 Euro; 

 bb) ansonsten 425 Euro;  bb) ansonsten 425 Euro; 

 8. für 1 000 kg Flüssiggase, wenn sie als Treibstoff verwendet werden, 
261 €, ansonsten 43 €; 

 8. für 1 000 kg Flüssiggase (ausgenommen Biogas der Unterposition 
2711 19 00 der Kombinierten Nomenklatur), wenn sie als Treibstoff 
verwendet werden, 261 €, ansonsten 43 €; 

 9. andere als die in Z 1 bis 8 angeführten Mineralöle, einschließlich der 
Mineralöle, auf die gemäß § 2 Abs. 8 die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes über Kraftstoffe und Heizstoffe anzuwenden sind, 
unterliegen demselben Steuersatz wie jene Mineralöle, denen sie nach 
ihrer Beschaffenheit und ihrem Verwendungszweck am nächsten stehen. 

 9. andere als die in Z 1 bis 8 angeführten Mineralöle, einschließlich der 
Mineralöle, auf die gemäß § 2 Abs. 8 die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes über Kraftstoffe und Heizstoffe anzuwenden sind, 
unterliegen demselben Steuersatz wie jene Mineralöle, denen sie nach 
ihrem Verwendungszweck und ihrer Beschaffenheit am nächsten stehen. 

(1a) Zur Erreichung des Gehaltes an biogenen Stoffen im Sinne von Abs. 1 
können Bioethanol, Fettsäuremethylester, Biogas, Biomethanol, 
Biodimethylether, Bio-ETBE, Bio-MTBE, synthetische Biokraftstoffe, 
Biowasserstoff und reines Pflanzenöl eingesetzt werden, wobei die Anrechnung 
auf den Anteil mit biogenem Ursprung beschränkt ist, insbesondere im Falle von 
Bio-ETBE auf einen Anteil in Höhe von 47% des beigemischten Bio-ETBE und 
im Falle von Bio-MTBE auf einen Anteil von 36% des beigemischten Bio-
MTBE. 

(1a) Zur Erreichung des Gehaltes an biogenen Stoffen im Sinne von Abs. 1 
können Bioethanol, Fettsäuremethylester, Biogas, Biomethanol, 
Biodimethylether, Bio-ETBE, Bio-MTBE, synthetische Biokraftstoffe, 
erneuerbarer Wasserstoff und reines Pflanzenöl eingesetzt werden, wobei die 
Anrechnung auf den Anteil mit biogenem Ursprung beschränkt ist, insbesondere 
im Falle von Bio-ETBE auf einen Anteil in Höhe von 37% des beigemischten 
Bio-ETBE und im Falle von Bio-MTBE auf einen Anteil von 22% des 
beigemischten Bio-MTBE. 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 

§ 4. (1) Von der Mineralölsteuer sind befreit: § 4. (1) Von der Mineralölsteuer sind befreit: 

 1.  bis 5. …  1.  bis 5. … 

 7. Mineralöl ausschließlich aus biogenen Stoffen, auch wenn diesen 
Kleinstmengen anderer Stoffe zum Verbessern oder Denaturieren 
beigemischt wurden, wobei im Falle von Bio-ETBE die Befreiung auf 
einen Anteil in Höhe von 47% und im Falle von Bio-MTBE auf einen 
Anteil von 36% beschränkt ist; 

 7. Mineralöl ausschließlich aus biogenen Stoffen, auch wenn diesen 
Kleinstmengen anderer Stoffe zum Verbessern oder Denaturieren 
beigemischt wurden, wobei im Falle von Bio-ETBE die Befreiung auf 
einen Anteil in Höhe von 37% und im Falle von Bio-MTBE auf einen 
Anteil von 22% beschränkt ist; 

  8. und 9. …   8. und 9. … 

    10. verflüssigtes Erdgas (Unterposition 2711 11 00 der Kombinierten 
Nomenklatur), das die Nachhaltigkeitskriterien der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kraftstoffverordnung 2012, des Erneuerbaren Ausbau Gesetzes, BGBl. I 
Nr. xx/2019, oder sonstiger Normen zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2018/2001 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen, ABl. Nr. L 328 vom 21.12.2018, S. 82, erfüllt; 

 11. und 12. ...  11. und 12. ... 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Steuererstattung oder Steuervergütung im Steuergebiet Steuererstattung oder Steuervergütung im Steuergebiet 

§ 5. (1) Die entrichtete Steuer wird auf Antrag erstattet oder vergütet § 5. (1) Die entrichtete Steuer wird auf Antrag erstattet oder vergütet 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. für nachweislich im Steuergebiet versteuerte Kraftstoffe, Heizstoffe, 
Heizöle oder Flüssiggase, die im Steuergebiet zu einem Zweck 
verwendet worden sind, für den ein niedrigerer als der der Besteuerung 
zugrunde gelegte Steuersatz vorgesehen ist. In diesen Fällen ist nur die 
Steuerdifferenz zu erstatten oder zu vergüten. 

 3. für nachweislich im Steuergebiet versteuerte Kraftstoffe, Heizstoffe, 
Heizöle oder Flüssiggase, die im Steuergebiet zu einem Zweck 
verwendet worden sind, für den ein niedrigerer als der der Besteuerung 
zugrunde gelegte Steuersatz vorgesehen ist. In diesen Fällen ist nur die 
Steuerdifferenz zu erstatten oder zu vergüten; 

    4. für nachweislich im Steuergebiet versteuerte, versehentlich entstandene 
Gemische von Mineralölen, die unterschiedlichen Steuersätzen 
unterliegen, oder Gemische von Mineralöl mit Kraftstoffen oder Heiz-
stoffen, wenn die versehentliche Vermischung unverzüglich dem Zollamt 
Österreich angezeigt wurde und das Gemisch in ein Steuerlager 
aufgenommen wurde. In diesen Fällen ist die Steuer anteilig je nach 
Gemischbestandteil zu erstatten oder zu vergüten. 

(2) Erstattungs- oder vergütungsberechtigt ist (2) Erstattungs- oder vergütungsberechtigt ist 

 1. in den Fällen des Abs. 1 Z 1 der Inhaber des Steuerlagers,  1. in den Fällen des Abs. 1 Z 1 und Z 4 der Inhaber des Steuerlagers, 

 2. …  2. … 

(3) bis (4) … (3) bis (4) … 

(5) Die Erstattung oder Vergütung der Mineralölsteuer obliegt  

 1. in den Fällen des Abs. 1 Z 1 dem Zollamt, in dessen Bereich sich das 
Steuerlager befindet, 

 

 1a. in den Fällen des Abs. 3 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Z 2 dem Zollamt, 
in dessen Bereich sich das Steuerlager oder Zolllager befindet, aus 
welchem das Mineralöl oder der Kraftstoff abgegeben wurde, 

 

 1b. in den Fällen des Abs. 3a dem Zollamt, in dessen Bereich sich der 
Geschäfts- oder Wohnsitz des Verwenders befindet, in Ermangelung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
eines solchen im Steuergebiet, dem Zollamt, in dessen Bereich sich der 
Betrieb befindet, sonst dem Zollamt Eisenstadt Flughafen Wien, 

 2. in den Fällen des Abs. 4 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Z 5 dem Zollamt 
Wien, 

 

 3. in den übrigen Fällen dem Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb 
oder der Geschäfts- oder Wohnsitz des Verwenders befindet, in 
Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, dem Zollamt Innsbruck. 

 

(6) und (7) ... (6) und (7) ... 

Begünstigte Anlagen zur Erzeugung von Wärme und elektrischer Energie Begünstigte Anlagen zur Erzeugung von Wärme und elektrischer Energie 

§ 8. (1) Für Gasöl der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der 
Kombinierten Nomenklatur, für das die Mineralölsteuer gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 
entrichtet wurde und das zum Antrieb von Motoren begünstigter Anlagen 
verwendet wurde, ist von der darauf entfallenden Mineralölsteuer auf Antrag ein 
Betrag von 0,299 Euro je Liter zu vergüten. 

§ 8. (1) Für Gasöl der Unterpositionen 2710 19 43 bis 2710 19 48 und 
2710 20 11 bis 2710 20 19 der Kombinierten Nomenklatur, für das die 
Mineralölsteuer gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 entrichtet wurde und das zum Antrieb von 
Motoren begünstigter Anlagen verwendet wurde, ist von der darauf entfallenden 
Mineralölsteuer auf Antrag ein Betrag von 0,299 Euro je Liter zu vergüten. 

(2) … (2) … 

(3) Der Vergütungsanspruch entsteht nur, wenn der Standort der 
begünstigten Anlage vom Vergütungsberechtigten dem nach Abs. 4 zuständigen 
Zollamt schriftlich angezeigt wurde; er erstreckt sich auf Gasöl, das ab dem auf 
die Erstattung der Anzeige folgenden Tag verwendet wurde. 
Vergütungsberechtigt ist derjenige, für dessen Rechnung die begünstigte Anlage 
betrieben wird; wird sie für Rechnung mehrerer Personen betrieben, so steht 
diesen der Anspruch gemeinsam zur ungeteilten Hand zu. 

(3) Der Vergütungsanspruch entsteht nur, wenn der Standort der 
begünstigten Anlage vom Vergütungsberechtigten dem Zollamt Österreich 
schriftlich angezeigt wurde; er erstreckt sich auf Gasöl, das ab dem auf die 
Erstattung der Anzeige folgenden Tag verwendet wurde. Vergütungsberechtigt ist 
derjenige, für dessen Rechnung die begünstigte Anlage betrieben wird; wird sie 
für Rechnung mehrerer Personen betrieben, so steht diesen der Anspruch 
gemeinsam zur ungeteilten Hand zu. 

(4) Der Antrag auf Mineralölsteuervergütung ist bei dem Zollamt, in dessen 
Bereich sich die begünstigte Anlage befindet, schriftlich einzubringen. Der 
Antrag ist nur für volle Kalendermonate zulässig und bei sonstigem Verlust des 
Anspruchs bis zum Ablauf des auf die Verwendung des Gasöls folgenden 
Kalenderjahres zu stellen. 

(4) Der Antrag auf Mineralölsteuervergütung ist beim Zollamt Österreich 
schriftlich einzubringen. Der Antrag ist nur für volle Kalendermonate zulässig 
und bei sonstigem Verlust des Anspruchs bis zum Ablauf des auf die 
Verwendung des Gasöls folgenden Kalenderjahres zu stellen. 

Begriff, Verwendung Begriff, Verwendung 

§ 9. (1) Gasöl der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der 
Kombinierten Nomenklatur, das zu dem im § 3 Abs. 1 Z 5 angeführten Steuersatz 
abgegeben werden soll, ist besonders zu kennzeichnen (gekennzeichnetes Gasöl). 
Im Steuergebiet darf die Kennzeichnung nur in einem Steuerlager erfolgen, das 
über eine Bewilligung nach Abs. 3 verfügt, andernfalls gilt das Gasöl nicht als 
gekennzeichnet. 

§ 9. (1) Gasöl der Unterpositionen 2710 19 43 bis 2710 19 48 und 2710 20 
11 bis 2710 20 19 der Kombinierten Nomenklatur, das zu dem im § 3 Abs. 1 Z 5 
angeführten Steuersatz abgegeben werden soll, ist besonders zu kennzeichnen 
(gekennzeichnetes Gasöl). Im Steuergebiet darf die Kennzeichnung nur in einem 
Steuerlager erfolgen, das über eine Bewilligung nach Abs. 3 verfügt, andernfalls 
gilt das Gasöl nicht als gekennzeichnet. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) … (2) … 

(3) Dem Inhaber eines Steuerlagers ist auf Antrag die Bewilligung zur 
Kennzeichnung von Gasöl zu erteilen, wenn in seinem Betrieb geeignete 
Dosiereinrichtungen, Rührwerke oder vergleichbare Einrichtungen vorhanden 
sind, mit deren Hilfe eine ordnungsgemäße Kennzeichnung gewährleistet ist. Der 
Antrag ist bei dem für die Erteilung der Bewilligung für das Steuerlager 
zuständigen Zollamt schriftlich einzubringen. Der Antrag muß alle Angaben über 
die für die Erteilung der Bewilligung geforderten Voraussetzungen enthalten; 
beizufügen sind die Unterlagen über den Nachweis oder die Glaubhaftmachung 
der Angaben. Die Bewilligung ist zu widerrufen, wenn Gasöl nicht 
ordnungsgemäß gekennzeichnet wird oder die Einrichtungen, die zur 
Kennzeichnung verwendet werden, eine ordnungsgemäße Kennzeichnung nicht 
mehr gewährleisten. 

(3) Dem Inhaber eines Steuerlagers ist auf Antrag die Bewilligung zur 
Kennzeichnung von Gasöl zu erteilen, wenn in seinem Betrieb geeignete 
Dosiereinrichtungen, Rührwerke oder vergleichbare Einrichtungen vorhanden 
sind, mit deren Hilfe eine ordnungsgemäße Kennzeichnung gewährleistet ist. Der 
Antrag ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. Der Antrag muß alle 
Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten Voraussetzungen 
enthalten; beizufügen sind die Unterlagen über den Nachweis oder die 
Glaubhaftmachung der Angaben. Die Bewilligung ist zu widerrufen, wenn Gasöl 
nicht ordnungsgemäß gekennzeichnet wird oder die Einrichtungen, die zur 
Kennzeichnung verwendet werden, eine ordnungsgemäße Kennzeichnung nicht 
mehr gewährleisten. 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 

(7) Die Verwendung von gekennzeichnetem Gasöl zum Antrieb von 
Anlagen der im Abs. 6 Z 2 bezeichneten Art ist dem Zollamt, in dessen Bereich 
sich die begünstigte Anlage befindet, vor der ersten Verwendung des 
gekennzeichneten Gasöls schriftlich anzuzeigen. Der Anspruch auf eine 
Steuervergütung nach § 8 entsteht erst dann wieder, wenn dem Zollamt schriftlich 
angezeigt wird, dass gekennzeichnetes Gasöl zum Antrieb dieser Anlage nicht 
mehr verwendet wird. 

(7) Die Verwendung von gekennzeichnetem Gasöl zum Antrieb von 
Anlagen der im Abs. 6 Z 2 bezeichneten Art ist dem Zollamt Österreich vor der 
ersten Verwendung des gekennzeichneten Gasöls schriftlich anzuzeigen. 

(8) bis (11) ... (8) bis (11) ... 

Nachversteuerung Nachversteuerung 

§ 10. (1) Wer gekennzeichnetes Gasöl verbotswidrig verwendet (§ 9 Abs. 6) 
oder behandelt (§ 9 Abs. 9), hat für die verbotswidrig verwendeten oder 
behandelten Mengen den Unterschiedsbetrag zwischen der nicht ermäßigten und 
der nach § 3 Abs. 1 Z 5 ermäßigten Mineralölsteuer zu entrichten 
(Nachversteuerung). Er hat die verbotswidrige Verwendung oder Behandlung 
unverzüglich dem Zollamt, in dessen Bereich diese stattgefunden hat oder 
festgestellt wurde, anzuzeigen und die für die Steuerbemessung maßgeblichen 
Angaben zu machen. Das Zollamt setzt durch Bescheid den Unterschiedsbetrag 
fest, der binnen einer Woche nach Bekanntgabe des Bescheides zu entrichten ist. 
In jenen Fällen, in denen zur Nachversteuerung derselben Mineralölmenge 
mehrere Personen verpflichtet sind, ist der Unterschiedsbetrag nur einmal zu 

§ 10. (1) Wer gekennzeichnetes Gasöl verbotswidrig verwendet (§ 9 Abs. 6) 
oder behandelt (§ 9 Abs. 9), hat für die verbotswidrig verwendeten oder 
behandelten Mengen den Unterschiedsbetrag zwischen der nicht ermäßigten und 
der nach § 3 Abs. 1 Z 5 ermäßigten Mineralölsteuer zu entrichten 
(Nachversteuerung). Er hat die verbotswidrige Verwendung oder Behandlung 
unverzüglich dem Zollamt Österreich anzuzeigen und die für die 
Steuerbemessung maßgeblichen Angaben zu machen. Das Zollamt Österreich 
setzt durch Bescheid den Unterschiedsbetrag fest, der binnen einer Woche nach 
Bekanntgabe des Bescheides zu entrichten ist. In jenen Fällen, in denen zur 
Nachversteuerung derselben Mineralölmenge mehrere Personen verpflichtet sind, 
ist der Unterschiedsbetrag nur einmal zu entrichten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
entrichten. 

(2) und (2a) … (2) und (2a) … 

(3) Ist Gasöl mit nach § 9 Abs. 1 oder Abs. 10 gekennzeichnetem Gasöl 
versehentlich vermischt worden, kann das Zollamt, in dessen Bereich die 
Vermischung stattgefunden hat, über Antrag mit Bescheid zulassen, daß das 
Gemisch als gekennzeichnetes Gasöl verwendet wird, wenn die Verbringung des 
Gemisches in ein Steuerlager wirtschaftlich nicht zumutbar ist und Steuervorteile 
dadurch ausgeschlossen sind. 

(3) Ist Gasöl mit nach § 9 Abs. 1 oder Abs. 10 gekennzeichnetem Gasöl 
versehentlich vermischt worden, kann das Zollamt Österreich über Antrag mit 
Bescheid zulassen, dass das Gemisch als gekennzeichnetes Gasöl verwendet 
wird, wenn die Verbringung des Gemisches in ein Steuerlager wirtschaftlich nicht 
zumutbar ist und Steuervorteile dadurch ausgeschlossen sind. 

Strafbestimmungen Strafbestimmungen 

§ 11. (1) und (2) ... § 11. (1) und (2) ... 

(3) Mineralölsteuerhinterziehungen, fahrlässige 
Mineralölsteuerverkürzungen und Finanzordnungswidrigkeiten der in den Abs. 1 
und 2 bezeichneten Art sind Finanzvergehen im Sinne des Finanzstrafgesetzes, 
BGBl. Nr. 129/1958, und nach diesem zu ahnden. 
Mineralölsteuerhinterziehungen sind nach § 33 Abs. 5 u 6 Finanzstrafgesetz, 
fahrlässige Mineralölsteuerverkürzungen mit Geldstrafe bis zum Einfachen des 
Verkürzungsbetrages zu bestrafen. Eine Geldstrafe hat jedoch im Falle einer 
Mineralölsteuerhinterziehung mindestens 2 000 Euro und im Falle einer 
fahrlässigen Mineralölsteuerverkürzung mindestens 500 Euro zu betragen; § 25 
des Finanzstrafgesetzes ist auf Mineralölsteuerhinterziehungen nicht 
anzuwenden. Wurde gekennzeichnetes Gasöl in einen Behälter eingefüllt, der mit 
der Antriebsmaschine eines Fahrzeuges, mit einer Maschine oder mit einem 
Motor in Verbindung steht, so unterliegt auch dieses Fahrzeug, diese Maschine 
oder dieser Motor dem Verfall, wenn der Täter schon einmal wegen einer 
Mineralölsteuerhinterziehung oder fahrlässigen Mineralölsteuerverkürzung 
bestraft wurde und die Bestrafung nicht getilgt ist; für solche Fahrzeuge, 
Maschinen und Motoren gilt § 17 des Finanzstrafgesetzes sinngemäß. Die §§ 38, 
38a, 39 und 41 des Finanzstrafgesetzes gelten auch für 
Mineralölsteuerhinterziehungen. Finanzordnungswidrigkeiten der im Abs. 2 
bezeichneten Art sind nach § 51 Abs. 2 Finanzstrafgesetz zu bestrafen. 

(3) Mineralölsteuerhinterziehungen, fahrlässige 
Mineralölsteuerverkürzungen und Finanzordnungswidrigkeiten der in den Abs. 1 
und 2 bezeichneten Art sind Finanzvergehen im Sinne des Finanzstrafgesetzes, 
BGBl. Nr. 129/1958, und nach diesem zu ahnden. 
Mineralölsteuerhinterziehungen sind nach § 33 Abs. 5 u 6 Finanzstrafgesetz, 
fahrlässige Mineralölsteuerverkürzungen mit Geldstrafe bis zum Einfachen des 
Verkürzungsbetrages zu bestrafen. Eine Geldstrafe hat jedoch im Falle einer 
Mineralölsteuerhinterziehung mindestens 2 000 Euro und im Falle einer 
fahrlässigen Mineralölsteuerverkürzung mindestens 500 Euro zu betragen; § 25 
des Finanzstrafgesetzes ist auf Mineralölsteuerhinterziehungen nicht 
anzuwenden. Wurde gekennzeichnetes Gasöl in einen Behälter eingefüllt, der mit 
der Antriebsmaschine eines Fahrzeuges, mit einer Maschine oder mit einem 
Motor in Verbindung steht, so unterliegt auch dieses Fahrzeug, diese Maschine 
oder dieser Motor dem Verfall, wenn der Täter schon einmal wegen einer 
Mineralölsteuerhinterziehung oder fahrlässigen Mineralölsteuerverkürzung 
bestraft wurde und die Bestrafung nicht getilgt ist; für solche Fahrzeuge, 
Maschinen und Motoren gilt § 17 des Finanzstrafgesetzes sinngemäß. Die §§ 38a, 
39 und 41 des Finanzstrafgesetzes gelten auch für 
Mineralölsteuerhinterziehungen. Finanzordnungswidrigkeiten der im Abs. 2 
bezeichneten Art sind nach § 51 Abs. 2 Finanzstrafgesetz zu bestrafen. 

(4) ... (4) ... 

Freischein, Ausstellung Freischein, Ausstellung 

§ 12. (1) bis (3) ... § 12. (1) bis (3) ... 

(4) Der Antrag auf Ausstellung des Freischeins ist in den Fällen des § 4 (4) Der Antrag auf Ausstellung des Freischeins ist schriftlich beim Zollamt 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 1 Z 9 bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in dessen Bereich sich der 
Verwendungsbetrieb befindet, in den Fällen des § 4 Abs. 1 Z 1 bei dem Zollamt, 
in dessen Bereich sich der Geschäfts- oder Wohnsitz des Verwenders befindet, in 
Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt Eisenstadt Flughafen 
Wien. Im Einzelfall (Einzelfreischein) ist das Zollamt zuständig, in dessen 
Zuständigkeitsbereich die Betankung erfolgen soll. Der Antrag muss alle 
Angaben über die für die Ausstellung des Freischeins erforderlichen 
Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die Unterlagen für den Nachweis 
oder die Glaubhaftmachung der Angaben, eine Beschreibung des 
Verwendungsbetriebes und eine Beschreibung der Lagerung, der Verwendung 
und des Verbrauches von Mineralöl im Betrieb bzw. die Beschreibung der 
gewerbsmäßigen Luftfahrt-Dienstleistung im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1. Das 
Zollamt hat das Ergebnis der Überprüfung der eingereichten Beschreibungen in 
einer mit dem Betriebsinhaber aufzunehmenden Niederschrift (Befundprotokoll) 
festzuhalten. Auf diese Beschreibungen kann in späteren Eingaben des 
Antragstellers Bezug genommen werden, soweit Änderungen der darin 
angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind. Im Falle der Ausstellung eines 
Einzelfreischeins kann das Zollamt auf die Aufnahme eines Befundprotokolls 
verzichten. 

Österreich einzubringen. Er muss alle Angaben über die für die Ausstellung des 
Freischeins erforderlichen Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die 
Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben, eine 
Beschreibung des Verwendungsbetriebes und eine Beschreibung der Lagerung, 
der Verwendung und des Verbrauches von Mineralöl im Betrieb bzw. die 
Beschreibung der gewerbsmäßigen Luftfahrt-Dienstleistung im Sinne des § 4 
Abs. 1 Z 1. Das Zollamt Österreich hat das Ergebnis der Überprüfung der 
eingereichten Beschreibungen in einer mit dem Betriebsinhaber aufzunehmenden 
Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. Auf diese Beschreibungen kann in 
späteren Eingaben des Antragstellers Bezug genommen werden, soweit 
Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind. Im Falle 
der Ausstellung eines globalen oder eines Einzelfreischeins kann das Zollamt 
Österreich aus verwaltungsökonomischen Überlegungen auf die Aufnahme eines 
Befundprotokolls verzichten, wenn durch diesen Verzicht die amtliche Aufsicht 
nicht erschwert wird. 

§ 16. (1) Der Inhaber des Freischeins ist verpflichtet, dem im § 12 Abs. 4 
genannten Zollamt jede Änderung der in den eingereichten Beschreibungen oder 
im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse anzuzeigen. 

§ 16. (1) Der Inhaber des Freischeins ist verpflichtet, dem Zollamt 
Österreich jede Änderung der in den eingereichten Beschreibungen oder im 
Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse anzuzeigen. 

(2) ... (2) ... 

(3) Der Inhaber des Freischeins ist verpflichtet, den Freischein und die 
amtlichen Abschriften des Freischeins binnen zwei Wochen nach dem Ende des 
darin angegebenen Zeitraumes dem Zollamt zurückzugeben. Wenn das Recht, 
Mineralöl auf Grund eines Freischeins steuerfrei zu beziehen, schon vor dem 
Ende des im Freischein angegebenen Zeitraumes erloschen ist, so ist dieser 
binnen zwei Wochen, gerechnet vom Zeitpunkt des Erlöschens, zurückzugeben. 

(3) Der Inhaber des Freischeins ist verpflichtet, den Freischein und die 
amtlichen Abschriften des Freischeins binnen zwei Wochen nach dem Ende des 
darin angegebenen Zeitraumes dem Zollamt Österreich zurückzugeben. Wenn das 
Recht, Mineralöl auf Grund eines Freischeins steuerfrei zu beziehen, schon vor 
dem Ende des im Freischein angegebenen Zeitraumes erloschen ist, so ist dieser 
binnen zwei Wochen, gerechnet vom Zeitpunkt des Erlöschens, zurückzugeben. 

Kraftstoffbetriebe Kraftstoffbetriebe 

§ 19. (1) … § 19. (1) … 

(2) Die Erhebung der Mineralölsteuer für Kraftstoffe, für die der Inhaber 
eines Kraftstoffbetriebes Steuerschuldner ist, obliegt dem Zollamt, in dessen 
Bereich sich die Geschäftsleitung dieses Betriebes befindet. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) Wer einen Kraftstoffbetrieb eröffnet oder übernommen hat, hat dies dem 
Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb befindet, binnen einer Woche 
schriftlich anzuzeigen und die Lage des Betriebes anzugeben (Betriebsanzeige). 

(3) Wer einen Kraftstoffbetrieb eröffnet oder übernommen hat, hat dies dem 
Zollamt Österreich binnen einer Woche schriftlich anzuzeigen und die Lage des 
Betriebes anzugeben (Betriebsanzeige). 

Heizstoffbetriebe Heizstoffbetriebe 

§ 20. (1) … § 20. (1) … 

(2) Die Bestimmungen des § 19 Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß. (2) Die Bestimmungen des § 19 Abs. 3 gelten sinngemäß. 

Steuerschuld Steuerschuld 

§ 21. (1) bis (3) … § 21. (1) bis (3) … 

(3a) Die Steuerschuld entsteht nicht, wenn das Mineralöl auf Grund seiner 
Beschaffenheit oder in Folge unvorhersehbarer Ereignisse oder höherer Gewalt 
vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen ist. Mineralöl gilt 
dann als vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen, wenn es 
als solches nicht mehr genutzt werden kann. Die vollständige Zerstörung sowie 
der unwiederbringliche Verlust des Mineralöls sind dem Zollamt nachzuweisen. 

(3a) Die Steuerschuld entsteht nicht, wenn das Mineralöl auf Grund seiner 
Beschaffenheit oder in Folge unvorhersehbarer Ereignisse oder höherer Gewalt 
vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen ist. Mineralöl gilt 
dann als vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen, wenn es 
als solches nicht mehr genutzt werden kann. Die vollständige Zerstörung sowie 
der unwiederbringliche Verlust des Mineralöls sind dem Zollamt Österreich 
nachzuweisen. 

(4) bis (8) ... (4) bis (8) ... 

Anmeldung, Selbstberechnung und Fälligkeit Anmeldung, Selbstberechnung und Fälligkeit 

§ 23. (1) Der Steuerschuldner hat bis zum 25. eines jeden Kalendermonats 
bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb des Steuerschuldners 
befindet, jene Mineralölmengen, die im vorangegangenen Monat aus dem 
Steuerlager weggebracht oder zum Verbrauch entnommen wurden, schriftlich 
anzumelden. Für die jeweils im Kalendermonat November entstandene 
Steuerschuld ist die Anmeldung jedoch bis zum nachfolgenden 20. Dezember 
vorzunehmen. In einem Steuerlager verbrauchtes Mineralöl, auf das sich die 
Aufzeichnungspflicht (§ 52 Abs. 1 Z 1 lit. c) nicht erstreckt, sowie Mengen, die 
bis zum Tag der Aufzeichnung (§ 61) aus dem freien Verkehr zurückgenommen 
worden sind, müssen nicht angemeldet werden. 

§ 23. (1) Der Steuerschuldner hat bis zum 25. eines jeden Kalendermonats 
beim Zollamt Österreich jene Mineralölmengen, die im vorangegangenen Monat 
aus dem Steuerlager weggebracht oder zum Verbrauch entnommen wurden, 
schriftlich anzumelden. Für die jeweils im Kalendermonat November entstandene 
Steuerschuld ist die Anmeldung jedoch bis zum nachfolgenden 20. Dezember 
vorzunehmen. In einem Steuerlager verbrauchtes Mineralöl, auf das sich die 
Aufzeichnungspflicht (§ 52 Abs. 1 Z 1 lit. c) nicht erstreckt, sowie Mengen, die 
bis zum Tag der Aufzeichnung (§ 61) aus dem freien Verkehr zurückgenommen 
worden sind, müssen nicht angemeldet werden. 

(2) Der Inhaber eines Kraftstoff- oder Heizstoffbetriebes, der den Betrieb 
nach § 19 Abs. 3 ordnungsgemäß angezeigt hat, hat bis zum 25. eines jeden 
Kalendermonats bei dem im § 19 Abs. 2 genannten Zollamt jene Kraftstoff- und 
Heizstoffmengen schriftlich anzumelden, für die im vorangegangenen Monat die 
Steuerschuld nach § 21 Abs. 1 Z 5 entstanden ist. Für die jeweils im 
Kalendermonat November entstandene Steuerschuld ist die Anmeldung jedoch 

(2) Der Inhaber eines Kraftstoff- oder Heizstoffbetriebes, der den Betrieb 
nach § 19 Abs. 3 ordnungsgemäß angezeigt hat, hat bis zum 25. eines jeden 
Kalendermonats beim Zollamt Österreich jene Kraftstoff- und Heizstoffmengen 
schriftlich anzumelden, für die im vorangegangenen Monat die Steuerschuld nach 
§ 21 Abs. 1 Z 5 entstanden ist. Für die jeweils im Kalendermonat November 
entstandene Steuerschuld ist die Anmeldung jedoch bis zum nachfolgenden 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
bis zum nachfolgenden 20. Dezember vorzunehmen. Betreibt der Inhaber eines 
Steuerlagers am Standort des Steuerlagers einen Kraftstoff- oder Heizstoffbetrieb, 
hat das Zollamt auf Antrag des Betriebsinhabers mit Bescheid zuzulassen, daß die 
Anmeldung abweichend vom ersten Satz bei dem im Abs. 1 genannten Zollamt 
erfolgt. Wurde ein Kraftstoff- oder Heizstoffbetrieb nicht ordnungsgemäß 
angezeigt, gilt Abs. 6. 

20. Dezember vorzunehmen. Wurde ein Kraftstoff- oder Heizstoffbetrieb nicht 
ordnungsgemäß angezeigt, oder liegt zwar ein Anwendungsfall von § 22 Abs. 1 
Z 4, jedoch kein Kraftstoff- oder Heizstoffbetrieb vor, gilt Abs. 6. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

(5) Entsteht die Steuerschuld nach § 21 Abs. 1 Z 1 oder 5, ist die 
Mineralölsteuer bis zum Ablauf der Anmeldefrist bei dem im Abs. 1 oder Abs. 2 
genannten Zollamt zu entrichten. Abweichend davon ist die Mineralölsteuer, für 
die die Steuerschuld im Kalendermonat November entsteht, jeweils bis zum 
nachfolgenden 20. Dezember zu entrichten. 

(5) Entsteht die Steuerschuld nach § 21 Abs. 1 Z 1 oder 5, ist die 
Mineralölsteuer bis zum Ablauf der Anmeldefrist beim Zollamt Österreich zu 
entrichten. Abweichend davon ist die Mineralölsteuer, für die die Steuerschuld im 
Kalendermonat November entsteht, jeweils bis zum nachfolgenden 20. Dezember 
zu entrichten. 

(6) Mineralöl-, Kraftstoff- und Heizstoffmengen, für welche die 
Steuerschuld nach § 21 Abs. 1 Z 2 bis 4 und Z 6 sowie Abs. 2 und Abs. 3 
entstanden ist, hat der Steuerschuldner binnen einer Woche nach deren Entstehen 
bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb des Steuerschuldners 
befindet oder in dessen Bereich der Verwender seinen Geschäfts- oder Wohnsitz 
hat oder in dessen Bereich die Verwendung stattgefunden hat, schriftlich 
anzumelden. Weiters hat der Steuerschuldner die auf die anzumeldenden Mengen 
entfallende Mineralölsteuer selbst zu berechnen und den errechneten Steuerbetrag 
bis zum Ablauf der Anmeldefrist zu entrichten. 

(6) Mineralöl-, Kraftstoff- und Heizstoffmengen, für welche die 
Steuerschuld nach § 21 Abs. 1 Z 2 bis 4 und Z 6 sowie Abs. 2 und Abs. 3 
entstanden ist, hat der Steuerschuldner binnen einer Woche nach deren Entstehen 
beim Zollamt Österreich schriftlich anzumelden. Weiters hat der Steuerschuldner 
die auf die anzumeldenden Mengen entfallende Mineralölsteuer selbst zu 
berechnen und den errechneten Steuerbetrag bis zum Ablauf der Anmeldefrist zu 
entrichten. 

(7) In jenen Fällen, in denen Mineralöl, Kraftstoffe oder Heizstoffe in einem 
Betrieb nicht nur gelegentlich zu einem bestimmten Zweck verwendet oder 
abgegeben werden und dadurch die Steuerschuld entsteht, kann das Zollamt, in 
dessen Bereich sich der Betrieb des Steuerschuldners befindet, auf Antrag des 
Steuerschuldners mit Bescheid zulassen, daß die Anmeldung und Entrichtung der 
Mineralölsteuer nicht innerhalb der Fristen des Abs. 6, sondern der Fristen der 
Abs. 1, 2 und 5 erfolgt, wenn durch eine derartige Fristerstreckung eine 
Gefährdung der Einbringlichkeit der Mineralölsteuer nicht zu befürchten ist. 

(7) In jenen Fällen, in denen Mineralöl, Kraftstoffe oder Heizstoffe in einem 
Betrieb nicht nur gelegentlich zu einem bestimmten Zweck verwendet oder 
abgegeben werden und dadurch die Steuerschuld entsteht, kann das Zollamt 
Österreich auf Antrag des Steuerschuldners mit Bescheid zulassen, daß die 
Anmeldung und Entrichtung der Mineralölsteuer nicht innerhalb der Fristen des 
Abs. 6, sondern der Fristen der Abs. 1, 2 und 5 erfolgt, wenn durch eine derartige 
Fristerstreckung eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Mineralölsteuer nicht 
zu befürchten ist. 

(7a) Entsteht die Steuerschuld nach § 21 Abs. 1 Z 1 durch eine 
unrechtmäßige Wegbringung oder Entnahme oder nach § 21 Abs. 1 Z 4, ist die 
Steuer unverzüglich bei dem Zollamt schriftlich anzumelden und zu entrichten, in 
dessen Bereich der Steuerschuldner seinen Betrieb oder seinen Geschäfts- oder 
Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt 
Innsbruck. Wird für Mineralöl, das im Steuergebiet dem 

(7a) Entsteht die Steuerschuld nach § 21 Abs. 1 Z 1 durch eine 
unrechtmäßige Wegbringung oder Entnahme oder nach § 21 Abs. 1 Z 4, ist die 
Steuer unverzüglich beim Zollamt Österreich schriftlich anzumelden und zu 
entrichten. Wird für Mineralöl, das im Steuergebiet dem 
Steueraussetzungsverfahren entzogen wurde, im Einzelfall nachgewiesen, dass 
das betreffende Mineralöl an Personen im Steuergebiet abgegeben wurde, die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Steueraussetzungsverfahren entzogen wurde, im Einzelfall nachgewiesen, dass 
das betreffende Mineralöl an Personen im Steuergebiet abgegeben wurde, die 
zum Bezug von steuerfreiem Mineralöl oder von Mineralöl unter 
Steueraussetzung berechtigt sind, kann das Zollamt zur Vermeidung unnötigen 
Verwaltungsaufwandes die nach § 21 Abs. 1 Z 4 entstandene Steuer auf Antrag 
nicht erheben. 

zum Bezug von steuerfreiem Mineralöl oder von Mineralöl unter 
Steueraussetzung berechtigt sind, kann das Zollamt Österreich zur Vermeidung 
unnötigen Verwaltungsaufwandes die nach § 21 Abs. 1 Z 4 entstandene Steuer 
auf Antrag nicht erheben. 

(8) und (9) ... (8) und (9) ... 

Nachversteuerung Nachversteuerung 

§ 24. (1) Mineralöl, Kraftstoffe und Heizstoffe, für die die Mineralölsteuer 
zu einem niedrigeren Steuersatz entrichtet wurde, weil sie für einen bestimmten 
Zweck vorgesehen waren, dürfen zu keinem Zweck verwendet werden, für 
welchen die Anwendung eines höheren Steuersatzes vorgesehen ist. Nur in 
besonders berücksichtigungswürdigen Einzelfällen ist die Verwendung oder 
Weitergabe zu einem Zweck, für welchen die Anwendung eines höheren 
Steuersatzes vorgesehen ist, nach vorheriger Anzeige und Entrichtung der 
Mineralölsteuer bei dem im Abs. 3 bezeichneten Zollamt, zulässig. Die 
wissentliche Weitergabe zu einem solchen Zweck gilt als Verwendung. 

§ 24. (1) Mineralöl, Kraftstoffe und Heizstoffe, für die die Mineralölsteuer 
zu einem niedrigeren Steuersatz entrichtet wurde, weil sie für einen bestimmten 
Zweck vorgesehen waren, dürfen zu keinem Zweck verwendet werden, für 
welchen die Anwendung eines höheren Steuersatzes vorgesehen ist. Nur in 
besonders berücksichtigungswürdigen Einzelfällen ist die Verwendung oder 
Weitergabe zu einem Zweck, für welchen die Anwendung eines höheren 
Steuersatzes vorgesehen ist, nach vorheriger Anzeige und Entrichtung der 
Mineralölsteuer beim Zollamt Österreich, zulässig. Die wissentliche Weitergabe 
zu einem solchen Zweck gilt als Verwendung. 

(2) Wer Mineralöl, Kraftstoffe oder Heizstoffe der im Abs. 1 bezeichneten 
Art verbotswidrig verwendet oder abgibt, hat für die verbotswidrig verwendeten 
oder abgegebenen Mengen den Unterschiedsbetrag zwischen der entrichteten und 
der auf Grund der Verwendung zur Anwendung kommenden Mineralölsteuer zu 
entrichten (Nachversteuerung). Er hat die verbotswidrige Verwendung oder 
Abgabe unverzüglich dem Zollamt, in dessen Bereich diese stattgefunden hat 
oder festgestellt wurde, anzuzeigen und die für die Steuerbemessung 
maßgeblichen Angaben zu machen. Das Zollamt setzt durch Bescheid den 
Unterschiedsbetrag fest, der binnen einer Woche nach Bekanntgabe des 
Bescheides zu entrichten ist. In jenen Fällen, in denen zur Nachversteuerung 
derselben Mineralöl-, Kraftstoff- oder Heizstoffmenge mehrere Personen 
verpflichtet sind, ist der Unterschiedsbetrag nur einmal zu entrichten. 

(2) Wer Mineralöl, Kraftstoffe oder Heizstoffe der im Abs. 1 bezeichneten 
Art verbotswidrig verwendet oder abgibt, hat für die verbotswidrig verwendeten 
oder abgegebenen Mengen den Unterschiedsbetrag zwischen der entrichteten und 
der auf Grund der Verwendung zur Anwendung kommenden Mineralölsteuer zu 
entrichten (Nachversteuerung). Er hat die verbotswidrige Verwendung oder 
Abgabe unverzüglich dem Zollamt Österreich anzuzeigen und die für die 
Steuerbemessung maßgeblichen Angaben zu machen. Das Zollamt Österreich 
setzt durch Bescheid den Unterschiedsbetrag fest, der binnen einer Woche nach 
Bekanntgabe des Bescheides zu entrichten ist. In jenen Fällen, in denen zur 
Nachversteuerung derselben Mineralöl-, Kraftstoff- oder Heizstoffmenge mehrere 
Personen verpflichtet sind, ist der Unterschiedsbetrag nur einmal zu entrichten. 

(3) In jenen Fällen, in denen die Verwendung oder Abgabe vorher dem 
Zollamt, in dessen Bereich diese stattfinden soll, angezeigt wurde (Abs. 1), ist der 
Unterschiedsbetrag zwischen der entrichteten und der auf Grund der Verwendung 
zur Anwendung kommenden Mineralölsteuer innerhalb der Fristen des § 23 
Abs. 1, 2 und 5 selbst zu berechnen, schriftlich anzumelden und zu entrichten 
(Nachversteuerung). Wird dieses Verfahren nicht eingehalten, gilt Abs. 2 

(3) In jenen Fällen, in denen die Verwendung oder Abgabe vorher dem 
Zollamt Österreich angezeigt wurde (Abs. 1), ist der Unterschiedsbetrag zwischen 
der entrichteten und der auf Grund der Verwendung zur Anwendung kommenden 
Mineralölsteuer innerhalb der Fristen des § 23 Abs. 1, 2 und 5 selbst zu 
berechnen, schriftlich anzumelden und zu entrichten (Nachversteuerung). Wird 
dieses Verfahren nicht eingehalten, gilt Abs. 2 sinngemäß. In jenen Fällen, in 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
sinngemäß. In jenen Fällen, in denen zur Nachversteuerung derselben Mineralöl-, 
Kraftstoff- oder Heizstoffmenge mehrere Personen verpflichtet sind, ist der 
Unterschiedsbetrag nur einmal zu entrichten.(4) Wer Mineralöl der im § 2 Abs. 5 
und im § 3 Abs. 1 Z 7 bezeichneten Art gemäß § 4 Abs. 1 Z 9 lit. c auf Grund 
eines Freischeines unversteuert bezieht und zu anderen Zwecken als zur 
Erzeugung elektrischer Energie verwendet, hat für jene Mineralölmengen, die 
nicht auf die Erzeugung elektrischer Energie entfallen, die Mineralölsteuer zu 
entrichten (Nachversteuerung). Wird das Mineralöl zum Betrieb einer stationären 
Anlage verwendet, die ausschließlich zur Erzeugung von elektrischer Energie und 
Wärme dient und in der im Verhältnis zur Wärmeerzeugung zu mindestens einem 
Drittel elektrische Energie erzeugt wird, ist auf Antrag des zur Nachversteuerung 
Verpflichteten anstelle dieser Nachversteuerung für die gesamte zum Betrieb der 
Anlage verwendete Mineralölmenge die Mineralölsteuer zu entrichten, wobei die 
Mineralölsteuer in diesem Fall für 1 000 kg Flüssiggase oder Heizöle 14,5 Euro 
beträgt. Die Mineralölsteuer ist innerhalb der Fristen des § 23 Abs. 1 und 5 selbst 
zu berechnen, bei dem im § 12 Abs. 4 angeführten Zollamt schriftlich 
anzumelden und zu entrichten. 

denen zur Nachversteuerung derselben Mineralöl-, Kraftstoff- oder 
Heizstoffmenge mehrere Personen verpflichtet sind, ist der Unterschiedsbetrag 
nur einmal zu entrichten.(4) Wer Mineralöl der im § 2 Abs. 5 und im § 3 Abs. 1 
Z 7 bezeichneten Art gemäß § 4 Abs. 1 Z 9 lit. c auf Grund eines Freischeines 
unversteuert bezieht und zu anderen Zwecken als zur Erzeugung elektrischer 
Energie verwendet, hat für jene Mineralölmengen, die nicht auf die Erzeugung 
elektrischer Energie entfallen, die Mineralölsteuer zu entrichten 
(Nachversteuerung). Wird das Mineralöl zum Betrieb einer stationären Anlage 
verwendet, die ausschließlich zur Erzeugung von elektrischer Energie und Wärme 
dient und in der im Verhältnis zur Wärmeerzeugung zu mindestens einem Drittel 
elektrische Energie erzeugt wird, ist auf Antrag des zur Nachversteuerung 
Verpflichteten anstelle dieser Nachversteuerung für die gesamte zum Betrieb der 
Anlage verwendete Mineralölmenge die Mineralölsteuer zu entrichten, wobei die 
Mineralölsteuer in diesem Fall für 1 000 kg Flüssiggase oder Heizöle 14,5 Euro 
beträgt. Die Mineralölsteuer ist innerhalb der Fristen des § 23 Abs. 1 und 5 selbst 
zu berechnen, bei dem im § 12 Abs. 4 angeführten Zollamt schriftlich 
anzumelden und zu entrichten. 

(4) Wer Mineralöl der im § 2 Abs. 5 und im § 3 Abs. 1 Z 7 bezeichneten Art 
gemäß § 4 Abs. 1 Z 9 lit. c auf Grund eines Freischeines unversteuert bezieht und 
zu anderen Zwecken als zur Erzeugung elektrischer Energie verwendet, hat für 
jene Mineralölmengen, die nicht auf die Erzeugung elektrischer Energie entfallen, 
die Mineralölsteuer zu entrichten (Nachversteuerung). Wird das Mineralöl zum 
Betrieb einer stationären Anlage verwendet, die ausschließlich zur Erzeugung von 
elektrischer Energie und Wärme dient und in der im Verhältnis zur 
Wärmeerzeugung zu mindestens einem Drittel elektrische Energie erzeugt wird, 
ist auf Antrag des zur Nachversteuerung Verpflichteten anstelle dieser 
Nachversteuerung für die gesamte zum Betrieb der Anlage verwendete 
Mineralölmenge die Mineralölsteuer zu entrichten, wobei die Mineralölsteuer in 
diesem Fall für 1 000 kg Flüssiggase oder Heizöle 14,5 Euro beträgt. Die 
Mineralölsteuer ist innerhalb der Fristen des § 23 Abs. 1 und 5 selbst zu 
berechnen, bei dem im § 12 Abs. 4 angeführten Zollamt schriftlich anzumelden 
und zu entrichten. 

(4) Die Mineralölsteuer ist innerhalb der Fristen des § 23 Abs. 1 und 5 selbst 
zu berechnen, beim Zollamt Österreich schriftlich anzumelden und zu entrichten. 
Wird das Mineralöl zum Betrieb einer stationären Anlage verwendet, die 
ausschließlich zur Erzeugung von elektrischer Energie und Wärme dient und in 
der im Verhältnis zur Wärmeerzeugung zu mindestens einem Drittel elektrische 
Energie erzeugt wird, ist auf Antrag des zur Nachversteuerung Verpflichteten 
anstelle dieser Nachversteuerung für die gesamte zum Betrieb der Anlage 
verwendete Mineralölmenge die Mineralölsteuer zu entrichten, wobei die 
Mineralölsteuer in diesem Fall für 1 000 kg Flüssiggase oder Heizöle 14,5 Euro 
beträgt. Die Mineralölsteuer ist innerhalb der Fristen des § 23 Abs. 1 und 5 selbst 
zu berechnen, bei dem im § 12 Abs. 4 angeführten Zollamt schriftlich 
anzumelden und zu entrichten. 

Herstellungsbetriebe, Erteilung der Bewilligung Herstellungsbetriebe, Erteilung der Bewilligung 

§ 27. (1) … § 27. (1) … 

(2) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist bei dem Zollamt schriftlich (2) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist beim Zollamt Österreich 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einzubringen, in dessen Bereich sich der Betrieb befindet. Der Antrag muß alle 
Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten Voraussetzungen 
enthalten; beizufügen sind die Unterlagen über den Nachweis oder die 
Glaubhaftmachung der Angaben, eine mit einem Grundriß versehene 
Beschreibung des Betriebes und eine Beschreibung der Herstellung, der 
Lagerung, der Verwendung und des Verbrauches von Mineralöl im Betrieb. Das 
Zollamt hat das Ergebnis der Überprüfung der eingereichten Beschreibungen in 
einer mit dem Antragsteller aufzunehmenden Niederschrift (Befundprotokoll) 
festzuhalten. Auf diese Beschreibungen kann in späteren Eingaben des 
Antragstellers Bezug genommen werden, soweit Änderungen der darin 
angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind. Im Bewilligungsbescheid ist die 
örtliche Begrenzung des Betriebes anzugeben. 

schriftlich einzubringen und muss alle Angaben über die für die Erteilung der 
Bewilligung geforderten Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die 
Unterlagen über den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben, eine 
mit einem Grundriss versehene Beschreibung des Betriebes und eine 
Beschreibung der Herstellung, der Lagerung, der Verwendung und des 
Verbrauches von Mineralöl im Betrieb. Das Zollamt Österreich hat das Ergebnis 
der Überprüfung der eingereichten Beschreibungen in einer mit dem Antragsteller 
aufzunehmenden Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. Auf diese 
Beschreibungen kann in späteren Eingaben des Antragstellers Bezug genommen 
werden, soweit Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten 
sind. Im Bewilligungsbescheid ist die örtliche Begrenzung des Betriebes 
anzugeben. 

(3) Vor der Erteilung der Bewilligung ist Sicherheit in Höhe der 
Mineralölsteuer zu leisten, die voraussichtlich auf während eines Kalendermonats 
aus dem Herstellungsbetrieb weggebrachtes und im Herstellungsbetrieb zum 
Verbrauch entnommenes Mineralöl entfällt. Auf Antrag kann für Betriebe, in 
denen überwiegend Mineralöle aus rohem Erdöl hergestellt werden, von der 
Leistung einer Sicherheit abgesehen werden, wenn der zur Leistung der 
Sicherheit Verpflichtete seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen 
ordnungsgemäß nachkommt und auch sonst keine Umstände bekannt sind, die auf 
eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Mineralölsteuer hinweisen. Das Zollamt 
kann auf Antrag die Höhe der Sicherheit bis zu einem Betrag in Höhe der 
Mineralölsteuer, die voraussichtlich während eines Kalendermonats für aus dem 
Herstellungsbetrieb in den freien Verkehr entnommenes Mineralöl entsteht, 
einschränken, wenn dieser Betrag den nach dem ersten Satz ermittelten Betrag 
wesentlich unterschreitet und wenn der zur Leistung der Sicherheit Verpflichtete 
seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und auch 
sonst keine Umstände bekannt sind, die auf eine Gefährdung der Einbringlichkeit 
der Mineralölsteuer hinweisen. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen kann das 
Zollamt weiters in Fällen, in denen in einzelnen Kalendermonaten die Höhe der 
Sicherheit den monatlichen Durchschnittswert eines Kalenderjahres wesentlich 
überschreitet, auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit unter Zugrundelegung 
dieses Durchschnittswertes bemessen wird. 

(3) Vor der Erteilung der Bewilligung ist Sicherheit in Höhe der 
Mineralölsteuer zu leisten, die voraussichtlich auf während eines Kalendermonats 
aus dem Herstellungsbetrieb weggebrachtes und im Herstellungsbetrieb zum 
Verbrauch entnommenes Mineralöl entfällt. Auf Antrag kann für Betriebe, in 
denen überwiegend Mineralöle aus rohem Erdöl hergestellt werden, von der 
Leistung einer Sicherheit abgesehen werden, wenn der zur Leistung der 
Sicherheit Verpflichtete seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen 
ordnungsgemäß nachkommt und auch sonst keine Umstände bekannt sind, die auf 
eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Mineralölsteuer hinweisen. Das Zollamt 
Österreich kann auf Antrag die Höhe der Sicherheit bis zu einem Betrag in Höhe 
der Mineralölsteuer, die voraussichtlich während eines Kalendermonats für aus 
dem Herstellungsbetrieb in den freien Verkehr entnommenes Mineralöl entsteht, 
einschränken, wenn dieser Betrag den nach dem ersten Satz ermittelten Betrag 
wesentlich unterschreitet und wenn der zur Leistung der Sicherheit Verpflichtete 
seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und auch 
sonst keine Umstände bekannt sind, die auf eine Gefährdung der Einbringlichkeit 
der Mineralölsteuer hinweisen. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen kann das 
Zollamt Österreich weiters in Fällen, in denen in einzelnen Kalendermonaten die 
Höhe der Sicherheit den monatlichen Durchschnittswert eines Kalenderjahres 
wesentlich überschreitet, auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit unter 
Zugrundelegung dieses Durchschnittswertes bemessen wird. 

(4) … (4) … 

(5) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem Zollamt die Inbetriebnahme 
sowie jede Änderung der in den eingereichten Beschreibungen oder im 

(5) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem Zollamt Österreich die 
Inbetriebnahme sowie jede Änderung der in den eingereichten Beschreibungen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse anzuzeigen. oder im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse anzuzeigen. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 

Herstellungsbetriebe, Erlöschen der Bewilligung Herstellungsbetriebe, Erlöschen der Bewilligung 

§ 28. (1) … § 28. (1) … 

(2) Die Bewilligung ist zu widerrufen: (2) Die Bewilligung ist zu widerrufen: 

 1. und 1a. …  1. und 1a. … 

 1b. wenn der Inhaber des Herstellungsbetriebes Verpflichtungen, die sich aus 
der Bewilligung ergeben, nicht binnen einer vom Zollamt gesetzten Frist 
erfüllt; 

 1b. wenn der Inhaber des Herstellungsbetriebes Verpflichtungen, die sich aus 
der Bewilligung ergeben, nicht binnen einer vom Zollamt Österreich 
gesetzten Frist erfüllt; 

 2. …  2. … 

 3. wenn eine vom Inhaber des Herstellungsbetriebes bestellte Sicherheit, 
die unzureichend geworden ist, nicht binnen einer vom Zollamt gesetzten 
Frist ergänzt oder durch eine anderweitige Sicherheit ersetzt wurde; 

 3. wenn eine vom Inhaber des Herstellungsbetriebes bestellte Sicherheit, 
die unzureichend geworden ist, nicht binnen einer vom Zollamt 
Österreich gesetzten Frist ergänzt oder durch eine anderweitige 
Sicherheit ersetzt wurde; 

 4. ….  4. …. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Mineralöllager Mineralöllager 

§ 29. (1) und (2) … § 29. (1) und (2) … 

(3) Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen kann das 
Zollamt in Einzelfällen, in denen der jährliche Umsatz weniger als 500 000 l 
beträgt, auf Antrag von dieser im Abs. 2 genannten Voraussetzung absehen, wenn 
Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. Eine derartige 
Beeinträchtigung liegt insbesondere in jenen Fällen vor, in denen durch die 
Einrichtung des Mineralöllagers lediglich die Wirkungen einer Steuerstundung 
erzielt werden sollen. 

(3) Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen kann das 
Zollamt Österreich in Einzelfällen, in denen der jährliche Umsatz weniger als 
500 000 l beträgt, auf Antrag von dieser im Abs. 2 genannten Voraussetzung 
absehen, wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. Eine derartige 
Beeinträchtigung liegt insbesondere in jenen Fällen vor, in denen durch die 
Einrichtung des Mineralöllagers lediglich die Wirkungen einer Steuerstundung 
erzielt werden sollen. 

(4) Wenn der zur Leistung der Sicherheit Verpflichtete seinen 
abgabenrechtlichen Verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und auch sonst 
keine Umstände bekannt sind, die auf eine Gefährdung der Einbringlichkeit der 
Mineralölsteuer hinweisen, kann das Zollamt in Fällen, in denen aus einem 
Mineralöllager Mineralöl überwiegend steuerfrei abgegeben wird, auf Antrag die 
Höhe der Sicherheit bis zu einem Betrag in Höhe der Mineralölsteuer 
einschränken, die voraussichtlich während eines Kalendermonats für aus dem 
Mineralöllager in den freien Verkehr entnommenes Mineralöl zu entrichten ist. 

(4) Wenn der zur Leistung der Sicherheit Verpflichtete seinen 
abgabenrechtlichen Verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und auch sonst 
keine Umstände bekannt sind, die auf eine Gefährdung der Einbringlichkeit der 
Mineralölsteuer hinweisen, kann das Zollamt Österreich in Fällen, in denen aus 
einem Mineralöllager Mineralöl überwiegend steuerfrei abgegeben wird, auf 
Antrag die Höhe der Sicherheit bis zu einem Betrag in Höhe der Mineralölsteuer 
einschränken, die voraussichtlich während eines Kalendermonats für aus dem 
Mineralöllager in den freien Verkehr entnommenes Mineralöl zu entrichten ist. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet 

§ 30. (1) bis (3) ... § 30. (1) bis (3) ... 

(4) Der Inhaber des abgehenden Steuerlagers oder der registrierte Versender 
hat Sicherheit für den Versand in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer 
Entnahme des Mineralöls in den freien Verkehr entstehen würde, wenn 
Anzeichen für eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Mineralölsteuer 
erkennbar sind. Besteht eine ausreichende Lagersicherheit, deckt diese auch den 
Versand ab. Das Zollamt kann auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit durch den 
Beförderer oder den Empfänger des Mineralöles geleistet wird. 

(4) Der Inhaber des abgehenden Steuerlagers oder der registrierte Versender 
hat Sicherheit für den Versand in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer 
Entnahme des Mineralöls in den freien Verkehr entstehen würde, wenn 
Anzeichen für eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Mineralölsteuer 
erkennbar sind. Besteht eine ausreichende Lagersicherheit, deckt diese auch den 
Versand ab. Das Zollamt Österreich kann auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit 
durch den Beförderer oder den Empfänger des Mineralöles geleistet wird. 

Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten 

§ 31. (1) Mineralöl darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer oder 
Drittgebiete, befördert werden 

§ 31. (1) Mineralöl darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer oder 
Drittgebiete, befördert werden 

 1. aus Steuerlagern in anderen Mitgliedstaaten oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr in anderen Mitgliedstaaten 

 1. aus Steuerlagern in anderen Mitgliedstaaten oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr in anderen Mitgliedstaaten 

 a) und b) …  a) und b) … 

 c) an vom registrierten Empfänger nach § 32 Abs. 1 Z 1 im Voraus dem 
Zollamt mitgeteilte Bestimmungsorte (Direktlieferung) oder 

 c) an vom registrierten Empfänger nach § 32 Abs. 1 Z 1 im Voraus dem 
Zollamt Österreich mitgeteilte Bestimmungsorte (Direktlieferung) 
oder 

 d) …  d) … 

im Steuergebiet; im Steuergebiet; 

 2.  …  2.  … 

 3.  …  3.  … 

Im Falle der Z 2 hat der Inhaber des abgehenden Steuerlagers (Versender) oder 
der registrierte Versender für den Versand eine in allen Mitgliedstaaten gültige 
Sicherheit in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer Entnahme des Mineralöls in 
den freien Verkehr im Steuergebiet entstehen würde. Besteht eine ausreichende 
Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das im § 27 Abs. 2 oder § 33 
Abs. 4 bezeichnete Zollamt kann auf Antrag zulassen, dass der Beförderer des 
Mineralöls Sicherheit leistet. Auf die Verbringung von Mineralöl unter 
Steueraussetzung aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet in Steuerlager oder zu 
diplomatischen Missionen, konsularischen Vertretungen oder zu den in 
internationalen Übereinkommen und Amtssitzabkommen vorgesehenen 
internationalen Einrichtungen im Steuergebiet über das Gebiet eines anderen 

Im Falle der Z 2 hat der Inhaber des abgehenden Steuerlagers (Versender) oder 
der registrierte Versender für den Versand eine in allen Mitgliedstaaten gültige 
Sicherheit in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer Entnahme des Mineralöls in 
den freien Verkehr im Steuergebiet entstehen würde. Besteht eine ausreichende 
Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das Zollamt Österreich kann 
auf Antrag zulassen, dass der Beförderer des Mineralöls Sicherheit leistet. Auf 
die Verbringung von Mineralöl unter Steueraussetzung aus Steuerlagern im 
Steuergebiet oder von registrierten Versendern vom Ort der Einfuhr im 
Steuergebiet in Steuerlager oder zu diplomatischen Missionen, konsularischen 
Vertretungen oder zu den in internationalen Übereinkommen und 
Amtssitzabkommen vorgesehenen internationalen Einrichtungen im Steuergebiet 
über das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates finden die Bestimmungen über das 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Mitgliedstaates finden die Bestimmungen über das innergemeinschaftliche 
Steuerversandverfahren Anwendung. 

innergemeinschaftliche Steuerversandverfahren Anwendung. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Registrierte Empfänger Registrierte Empfänger 

§ 32. (1) bis (3) … § 32. (1) bis (3) … 

(4) Der Antrag ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in dessen 
Bereich der Antragsteller seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung 
eines solchen im Steuergebiet bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Antragstellers befindet oder der erstmalige Bezug erfolgen soll. Für 
das Erlöschen der Bewilligung gilt § 28 sinngemäß. 

(4) Der Antrag ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. Für das 
Erlöschen der Bewilligung gilt § 28 sinngemäß. 

Registrierter Versender Registrierter Versender 

§ 33. (1) bis (3) … § 33. (1) bis (3) … 

(4) Der Antrag ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in dessen 
Bereich der Antragsteller seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung 
eines solchen im Steuergebiet bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Antragstellers oder der Ort der erstmaligen Einfuhr befindet. 

(4) Der Antrag ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. Für das 
Erlöschen der Bewilligung gelten § 28 Abs. 1, Abs. 2 mit Ausnahme der Z 2, 
Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

(5) Für das Erlöschen der Bewilligung gelten § 28 Abs. 1, Abs. 2 mit 
Ausnahme der Z 2, Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

 

9. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 9. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 

§ 38. (1) bis (4) … § 38. (1) bis (4) … 

(5) Hatte die Person, die für die Beförderung Sicherheit geleistet hat (§ 31 
Abs. 1 und § 37 Abs. 4) keine Kenntnis davon, dass das Mineralöl nicht an 
seinem Bestimmungsort eingetroffen ist, und konnte sie auch keine Kenntnis 
davon haben, so hat sie innerhalb einer Frist von einem Monat ab Übermittlung 
dieser Information durch das Zollamt die Möglichkeit, den Nachweis nach Abs. 4 
zu führen. 

(5) Hatte die Person, die für die Beförderung Sicherheit geleistet hat (§ 31 
Abs. 1 und § 37 Abs. 4) keine Kenntnis davon, dass das Mineralöl nicht an 
seinem Bestimmungsort eingetroffen ist, und konnte sie auch keine Kenntnis 
davon haben, so hat sie innerhalb einer Frist von einem Monat ab Übermittlung 
dieser Information durch das Zollamt Österreich die Möglichkeit, den Nachweis 
nach Abs. 4 zu führen. 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass das Mineralöl nachweislich 
aus dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im Steuergebiet 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass das Mineralöl nachweislich 
aus dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im Steuergebiet 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt dem Zollamt, bei 
dem der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. 

Bezug zu gewerblichen Zwecken Bezug zu gewerblichen Zwecken 

§ 41. (1) bis (2a) ... § 41. (1) bis (2a) ... 

(3) Wer Mineralöl nach Abs. 1 oder nach Abs. 2 erster Satz beziehen, in 
Gewahrsame halten oder verwenden will, hat dies dem Zollamt, in dessen 
Bereich er seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, vorher anzuzeigen und für die 
Steuer Sicherheit zu leisten. Hat der Anzeigepflichtige keinen Geschäfts- oder 
Wohnsitz im Steuergebiet, ist die Anzeige beim Zollamt Innsbruck zu erstatten. 
Der erste Satz gilt nicht für Treibstoffe nach Abs. 2 dritter Satz. 

(3) Wer Mineralöl nach Abs. 1 oder nach Abs. 2 erster Satz beziehen, in 
Gewahrsame halten oder verwenden will, hat dies dem Zollamt Österreich vorher 
anzuzeigen und für die Steuer Sicherheit zu leisten. Der erste Satz gilt nicht für 
Treibstoffe nach Abs. 2 dritter Satz. 

(4) ... (4) ... 

(5) Der Steuerschuldner hat für das Mineralöl, für das die Steuerschuld 
entstanden und das nicht steuerfrei ist, unverzüglich bei dem Zollamt, in dessen 
Bereich er seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen, 
beim Zollamt Innsbruck, eine Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu 
berechnen und diese bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht 
eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Hat in diesen Fällen der 
Steuerschuldner keinen Geschäfts- oder Wohnsitz im Steuergebiet, ist das als 
erstes befasste Zollamt zuständig. Für die Anmeldung und Entrichtung gelten 
§ 23 Abs. 8 und 9 sinngemäß. 

(5) Der Steuerschuldner hat für das Mineralöl, für das die Steuerschuld 
entstanden und das nicht steuerfrei ist, unverzüglich beim Zollamt Österreich eine 
Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu berechnen und diese bis zum 25. des 
auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden Kalendermonats zu entrichten. 
Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu 
entrichten. Für die Anmeldung und Entrichtung gelten § 23 Abs. 8 und 9 
sinngemäß. 

(6) ... (6) ... 

Vereinfachtes Begleitdokument Vereinfachtes Begleitdokument 

§ 42. (1) … § 42. (1) … 

(2) Ist bei der Beförderung eine Empfangsbestätigung nach Artikel 4 der im 
Abs. 1 angeführten Verordnung erforderlich, hat der Anzeigepflichtige (§ 41 
Abs. 3) die für den Lieferer bestimmte Ausfertigung des vereinfachten 
Begleitdokuments mit der vom Abgangsmitgliedstaat vorgesehenen 
Empfangsbestätigung unverzüglich an den Lieferer zurückzusenden. Das Zollamt 
hat auf Antrag die Anmeldung oder Entrichtung der Mineralölsteuer zu 
bestätigen. 

(2) Ist bei der Beförderung eine Empfangsbestätigung nach Artikel 4 der im 
Abs. 1 angeführten Verordnung erforderlich, hat der Anzeigepflichtige (§ 41 
Abs. 3) die für den Lieferer bestimmte Ausfertigung des vereinfachten 
Begleitdokuments mit der vom Abgangsmitgliedstaat vorgesehenen 
Empfangsbestätigung unverzüglich an den Lieferer zurückzusenden. Das Zollamt 
Österreich hat auf Antrag die Anmeldung oder Entrichtung der Mineralölsteuer 
zu bestätigen. 

Versandhandel Versandhandel 

§ 44. (1) bis (2a) ... § 44. (1) bis (2a) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) Wer als Versandhändler Mineralöl in das Steuergebiet liefern will, hat 
jede Lieferung vor der Versendung dem Zollamt Innsbruck unter Angabe der für 
die Versteuerung maßgebenden Merkmale anzuzeigen und Sicherheit in Höhe der 
zu erwartenden Steuerbelastung zu leisten. Wird ein Beauftragter zugelassen 
(Abs. 5), muß die Sicherheit auch dessen Steuerschuld abdecken. 

(3) Wer als Versandhändler Mineralöl in das Steuergebiet liefern will, hat 
jede Lieferung vor der Versendung dem Zollamt Österreich unter Angabe der für 
die Versteuerung maßgebenden Merkmale anzuzeigen und Sicherheit in Höhe der 
zu erwartenden Steuerbelastung zu leisten. Wird ein Beauftragter zugelassen 
(Abs. 5), muß die Sicherheit auch dessen Steuerschuld abdecken. 

(4) Der Steuerschuldner hat für das Mineralöl, für das die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich bei dem im Abs. 3 genannten Zollamt eine 
Steueranmeldung abzugeben und darin die Steuer selbst zu berechnen. Die Steuer 
ist bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden Kalendermonats 
zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht eingehalten, ist die Steuer 
unverzüglich zu entrichten. Wurde ein Beauftragter zugelassen (Abs. 5), richtet 
sich die Zuständigkeit nach Abs. 6. 

(4) Der Steuerschuldner hat für das Mineralöl, für das die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich dem Zollamt Österreich eine Steueranmeldung 
abzugeben und darin die Steuer selbst zu berechnen. Die Steuer ist bis zum 25. 
des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden Kalendermonats zu entrichten. 

(5) ... (5) ... 

(6) Der Antrag (Abs. 5) ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in 
dessen Bereich sich der Geschäftssitz des Beauftragten befindet. Der Antrag muß 
alle für die Erteilung der Bewilligung geforderten Voraussetzungen enthalten; 
beizufügen sind die Unterlagen über den Nachweis oder die Glaubhaftmachung 
der Angaben. Anzugeben sind der Name oder die Firma, die Anschrift, der 
Geschäftssitz des Versandhändlers und des Beauftragten, die Art und die Menge 
des zu liefernden Mineralöls sowie die Höhe der voraussichtlich während zweier 
Kalendermonate entstehenden Steuer. Weiters ist die Erklärung des Beauftragten 
vorzulegen, daß dieser mit der Antragstellung einverstanden ist. 

(6) Der Antrag (Abs. 5) ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. 
Der Antrag muß alle für die Erteilung der Bewilligung geforderten 
Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die Unterlagen über den Nachweis 
oder die Glaubhaftmachung der Angaben. Anzugeben sind der Name oder die 
Firma, die Anschrift, der Geschäftssitz des Versandhändlers und des 
Beauftragten, die Art und die Menge des zu liefernden Mineralöls sowie die Höhe 
der voraussichtlich während zweier Kalendermonate entstehenden Steuer. 
Weiters ist die Erklärung des Beauftragten vorzulegen, daß dieser mit der 
Antragstellung einverstanden ist. 

(7) Soll Mineralöl nicht nur gelegentlich im Versandhandel geliefert werden, 
kann das Zollamt Innsbruck auf Antrag des Versandhändlers oder des 
Beauftragten die Zulassung zu Lieferungen in das Steuergebiet allgemein erteilen 
und bewilligen, daß die Steueranmeldung zusammengefaßt für alle Lieferungen 
in einem Kalendermonat bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden Kalendermonats abgegeben wird. In diesen Fällen ist Sicherheit in 
Höhe der Steuer zu leisten, die für die voraussichtlich in einem Monat zu 
liefernde Menge entsteht. Für das Erlöschen der Bewilligung gilt § 28 sinngemäß. 

(7) Soll Mineralöl nicht nur gelegentlich im Versandhandel geliefert werden, 
kann das Zollamt Österreich auf Antrag des Versandhändlers oder des 
Beauftragten die Zulassung zu Lieferungen in das Steuergebiet allgemein erteilen 
und bewilligen, daß die Steueranmeldung zusammengefaßt für alle Lieferungen 
in einem Kalendermonat bis zum 25. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden Kalendermonats abgegeben wird. In diesen Fällen ist Sicherheit in 
Höhe der Steuer zu leisten, die für die voraussichtlich in einem Monat zu 
liefernde Menge entsteht. Für das Erlöschen der Bewilligung gilt § 28 sinngemäß. 

(8) ... (8) ... 

(9) Wer beabsichtigt, Mineralöl des freien Verkehrs als Versandhändler mit 
Geschäftssitz im Steuergebiet in einen anderen Mitgliedstaat zu liefern, hat dies 
schriftlich bei dem Zollamt anzuzeigen, in dessen Bereich er seinen Geschäftssitz 

(9) Wer beabsichtigt, Mineralöl des freien Verkehrs als Versandhändler mit 
Geschäftssitz im Steuergebiet in einen anderen Mitgliedstaat zu liefern, hat dies 
beim Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. In der Anzeige sind die Art und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
hat. In der Anzeige sind die Art und die Menge des Mineralöls und, soweit sie im 
Zeitpunkt der Anzeige bereits bekannt sind, Name und Anschrift des Empfängers 
oder der Empfänger sowie der Tag der jeweiligen Lieferung anzugeben. 

die Menge des Mineralöls und, soweit sie im Zeitpunkt der Anzeige bereits 
bekannt sind, Name und Anschrift des Empfängers oder der Empfänger sowie der 
Tag der jeweiligen Lieferung anzugeben. 

Verbringen zu gewerblichen Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder über 
das Gebiet anderer Mitgliedstaaten 

Verbringen zu gewerblichen Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder über 
das Gebiet anderer Mitgliedstaaten 

§ 45. (1) … § 45. (1) … 

(2) In den Fällen des Abs. 1 hat der Lieferer vor der ersten derartigen 
Verbringung dies dem Zollamt, in dessen Bereich er seinen Geschäfts- oder 
Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt 
Innsbruck schriftlich anzuzeigen. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 hat der Lieferer vor der ersten derartigen 
Verbringung dies dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. 

(3) Wird Mineralöl des freien Verkehrs von einem Ort des Steuergebietes 
auf einem geeigneten Transportweg durch das Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaates zu einem Bestimmungsort im Steuergebiet befördert, ist das 
Begleitdokument nach § 42 Abs. 1 zu verwenden. Weiters hat der Lieferer die 
beabsichtigte Beförderung dem Zollamt, in dessen Bereich er seinen Geschäfts- 
oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt 
Innsbruck schriftlich anzuzeigen. Der Empfänger hat den Empfang des 
Mineralöls auf dem Begleitdokument zu bestätigen und das Dokument zu seinen 
Aufzeichnungen zu nehmen. 

(3) Wird Mineralöl des freien Verkehrs von einem Ort des Steuergebietes 
auf einem geeigneten Transportweg durch das Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaates zu einem Bestimmungsort im Steuergebiet befördert, ist das 
Begleitdokument nach § 42 Abs. 1 zu verwenden. Weiters hat der Lieferer die 
beabsichtigte Beförderung dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. Der 
Empfänger hat den Empfang des Mineralöls auf dem Begleitdokument zu 
bestätigen und das Dokument zu seinen Aufzeichnungen zu nehmen. 

(4) … (4) … 

Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Mineralöl des 
steuerrechtlich freien Verkehrs anderer Mitgliedstaaten 

Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Mineralöl des 
steuerrechtlich freien Verkehrs anderer Mitgliedstaaten 

§ 45a. (1) und (2) ... § 45a. (1) und (2) ... 

(3) Der Steuerschuldner hat für das Mineralöl, für das die Steuerschuld nach 
Abs. 1 entstanden ist, die Steuer unverzüglich bei dem Zollamt schriftlich 
anzumelden und zu entrichten, in dessen Bereich der Steuerschuldner seinen 
Betrieb oder seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen 
im Steuergebiet, beim Zollamt Innsbruck. 

(3) Der Steuerschuldner hat für das Mineralöl, für das die Steuerschuld nach 
Abs. 1 entstanden ist, die Steuer unverzüglich beim Zollamt Österreich schriftlich 
anzumelden und zu entrichten. 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Verbringen zu gewerblichen 
Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Verbringen zu gewerblichen 
Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer 

§ 46. (1) … § 46. (1) … 

(2) Eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 wird nur gewährt, wenn das 
Verfahren nach § 44 Abs. 9 oder § 45 eingehalten, die Verbringung dem im 

(2) Eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 wird nur gewährt, wenn das 
Verfahren nach § 44 Abs. 9 oder § 45 eingehalten, die Verbringung dem Zollamt 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 5 genannten Zollamt vorher angezeigt worden ist und der Berechtigte 
(Abs. 3) in den Fällen des Abs. 1 lit. a eine amtliche Bestätigung des anderen 
Mitgliedstaates darüber, dass das Mineralöl dort ordnungsgemäß steuerlich 
erfasst worden ist, oder in den Fällen des Abs. 1 lit. b einen Nachweis des 
Ausgangs des Mineralöls aus dem Zollgebiet vorlegt. Zur Vermeidung von 
erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen und wenn Steuerbelange dadurch nicht 
beeinträchtigt werden kann das Zollamt in Fällen, in denen Mineralöl nicht 
unmittelbar in ein Drittland ausgeführt werden soll, die Anwendung des 
Verfahrens nach § 37 dieses Bundesgesetzes jedoch nicht zumutbar ist, zulassen, 
dass nach Vorliegen eines Nachweises des Ausgangs des Mineralöls aus dem 
Zollgebiet eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 lit. b gewährt wird. 

Österreich vorher angezeigt worden ist und der Berechtigte (Abs. 3) in den Fällen 
des Abs. 1 lit. a eine amtliche Bestätigung des anderen Mitgliedstaates darüber, 
dass das Mineralöl dort ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden ist, oder in den 
Fällen des Abs. 1 lit. b einen Nachweis des Ausgangs des Mineralöls aus dem 
Zollgebiet vorlegt. Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen 
und wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden kann das Zollamt 
Österreich in Fällen, in denen Mineralöl nicht unmittelbar in ein Drittland 
ausgeführt werden soll, die Anwendung des Verfahrens nach § 37 dieses 
Bundesgesetzes jedoch nicht zumutbar ist, zulassen, dass nach Vorliegen eines 
Nachweises des Ausgangs des Mineralöls aus dem Zollgebiet eine Erstattung 
oder Vergütung nach Abs. 1 lit. b gewährt wird. 

(2a) Eine Erstattung nach Abs. 1 wird auch gewährt, wenn das Mineralöl 
nicht am Bestimmungsort angekommen ist, der Berechtigte (Abs. 3) jedoch 
aufgrund einer in einem anderen Mitgliedstaat festgestellten Unregelmäßigkeit als 
Steuerschuldner in Anspruch genommen worden ist und den Nachweis erbringt, 
dass die Steuer in diesem Mitgliedstaat entrichtet worden ist oder eine amtliche 
Bestätigung dieses Mitgliedstaates darüber vorlegt, dass das Mineralöl dort 
ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden ist. Die Erstattung oder Vergütung wird 
nur gewährt, wenn das Verfahren nach § 44 Abs. 9 oder § 45 eingehalten und die 
Verbringung dem im Abs. 5 genannten Zollamt vorher angezeigt worden ist. 

(2a) Eine Erstattung nach Abs. 1 wird auch gewährt, wenn das Mineralöl 
nicht am Bestimmungsort angekommen ist, der Berechtigte (Abs. 3) jedoch 
aufgrund einer in einem anderen Mitgliedstaat festgestellten Unregelmäßigkeit als 
Steuerschuldner in Anspruch genommen worden ist und den Nachweis erbringt, 
dass die Steuer in diesem Mitgliedstaat entrichtet worden ist oder eine amtliche 
Bestätigung dieses Mitgliedstaates darüber vorlegt, dass das Mineralöl dort 
ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden ist. Die Erstattung oder Vergütung wird 
nur gewährt, wenn das Verfahren nach § 44 Abs. 9 oder § 45 eingehalten und die 
Verbringung dem Zollamt Österreich vorher angezeigt worden ist. 

(3) bis (4a) … (3) bis (4a) … 

(5) Die Erstattung oder Vergütung der Mineralölsteuer obliegt dem Zollamt, 
in dessen Bereich der Berechtigte seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in 
Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, dem Zollamt Innsbruck. 

 

12. Amtliche Aufsicht 12. Amtliche Aufsicht 

§ 47. (1) ... § 47. (1) ... 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Mineralöl, Kraftstoffe 
oder Heizstoffe der Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der 
Europäischen Union entzogen werden. 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes Österreich, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Mineralöl, 
Kraftstoffe oder Heizstoffe der Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen 
Gebiet der Europäischen Union entzogen werden. 

(3) Die amtliche Aufsicht obliegt dem Zollamt, in dessen Bereich sich der zu 
beaufsichtigende Betrieb, der Geschäftssitz des Beauftragten, das zu 
beaufsichtigende Transportmittel oder Transportbehältnis oder der zu 
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beaufsichtigende Gegenstand befinden. 

§ 48. (1) In Ausübung der amtlichen Aufsicht ist das Zollamt unbeschadet 
der Befugnisse, die ihm nach der Bundesabgabenordnung zustehen, befugt, 

§ 48. (1) In Ausübung der amtlichen Aufsicht ist das Zollamt Österreich 
unbeschadet der Befugnisse, die ihm nach der Bundesabgabenordnung zustehen, 
befugt, 

 1. bis 9. …  1. bis 9. … 

(2) und (3) .... (2) und (3) .... 

§ 49. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers oder eines Verwendungsbetriebes 
und der registrierte Empfänger haben durch eine körperliche Bestandsaufnahme 
festzustellen, welche Mengen an im § 2 angeführten Waren sich am Ende des 
Zeitraumes, welcher der Gewinnermittlung für Zwecke der Erhebung der 
Abgaben vom Einkommen zugrunde gelegt wird, getrennt nach Art der Waren, 
im Betrieb befinden und das Ergebnis dieser Bestandsaufnahme binnen vier 
Wochen dem für die Erteilung der Bewilligung zuständigen Zollamt schriftlich 
mitzuteilen. 

§ 49. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers oder eines Verwendungsbetriebes 
und der registrierte Empfänger haben durch eine körperliche Bestandsaufnahme 
festzustellen, welche Mengen an im § 2 angeführten Waren sich am Ende des 
Zeitraumes, welcher der Gewinnermittlung für Zwecke der Erhebung der 
Abgaben vom Einkommen zugrunde gelegt wird, getrennt nach Art der Waren, 
im Betrieb befinden und das Ergebnis dieser Bestandsaufnahme binnen vier 
Wochen dem Zollamt Österreich schriftlich mitzuteilen. 

(2) Die im Abs. 1 angeführten Personen sowie die Inhaber von Kraftstoff- 
und Heizstoffbetrieben haben auf Verlangen des Zollamtes aus den nach §§ 52 
bis 61 geführten Aufzeichnungen rechnerisch zu ermitteln, welche Mengen an im 
§ 2 angeführten Waren in einem vom Zollamt zu bestimmenden Zeitraum, 
getrennt nach Art der Waren, hergestellt, aufgenommen, zugesetzt, zum 
Verbrauch entnommen, verbraucht, weggebracht, zurückgenommen, verwendet 
oder bezogen wurden. 

(2) Die im Abs. 1 angeführten Personen sowie die Inhaber von Kraftstoff- 
und Heizstoffbetrieben haben auf Verlangen des Zollamtes Österreich aus den 
nach §§ 52 bis 61 geführten Aufzeichnungen rechnerisch zu ermitteln, welche 
Mengen an im § 2 angeführten Waren in einem vom Zollamt Österreich zu 
bestimmenden Zeitraum, getrennt nach Art der Waren, hergestellt, aufgenommen, 
zugesetzt, zum Verbrauch entnommen, verbraucht, weggebracht, 
zurückgenommen, verwendet oder bezogen wurden. 

(3) ... (3) ... 

(4) Wer Mineralöl, Kraftstoffe oder Heizstoffe verwendet, hat dem Zollamt 
alle Auskünfte zu erteilen, die zur Feststellung der mineralölsteuerlichen 
Behandlung dieser Waren erforderlich sind. 

(4) Wer Mineralöl, Kraftstoffe oder Heizstoffe verwendet, hat dem Zollamt 
Österreich alle Auskünfte zu erteilen, die zur Feststellung der 
mineralölsteuerlichen Behandlung dieser Waren erforderlich sind. 

(5) Die im Abs. 1 angeführten Personen sind verpflichtet, dem Zollamt 
unverzüglich Umstände anzuzeigen, die den Verdacht auf innergemeinschaftliche 
Betrugshandlungen oder Finanzvergehen zulassen. 

(5) Die im Abs. 1 angeführten Personen sind verpflichtet, dem Zollamt 
Österreich unverzüglich Umstände anzuzeigen, die den Verdacht auf 
innergemeinschaftliche Betrugshandlungen oder Finanzvergehen zulassen. 

§ 51. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers im Steuergebiet und der registrierte 
Versender am Ort der Einfuhr im Steuergebiet haben, abweichend von § 29a 
Abs. 1, jede Wegbringung von Mineralöl, das in einen Verwendungsbetrieb 
aufgenommen werden soll, dem Zollamt anzuzeigen, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Empfängers befindet (Versandanzeige). 

§ 51. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers im Steuergebiet und der registrierte 
Versender am Ort der Einfuhr im Steuergebiet haben, abweichend von § 29a 
Abs. 1, jede Wegbringung von Mineralöl, das in einen Verwendungsbetrieb 
aufgenommen werden soll, dem Zollamt Österreich anzuzeigen 
(Versandanzeige). 
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(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

(4) Die Angaben (Abs. 2) über mehrere Wegbringungen von Mineralöl, die 
am selben Tag stattgefunden haben, können in einer Anzeige zusammengefasst 
werden, wenn das Mineralöl in denselben Betrieb aufgenommen werden soll. In 
berücksichtigungswürdigen Einzelfällen kann das Zollamt, in dessen Bereich sich 
das Steuerlager befindet auf Antrag des Steuerlagerinhabers oder das in § 33 
Abs. 4 genannte Zollamt auf Antrag des registrierten Versenders weitere 
Vereinfachungsmaßnahmen zulassen, wenn durch diese Maßnahmen die amtliche 
Aufsicht nicht erschwert wird. 

(4) Die Angaben (Abs. 2) über mehrere Wegbringungen von Mineralöl, die 
am selben Tag stattgefunden haben, können in einer Anzeige zusammengefasst 
werden, wenn das Mineralöl in denselben Betrieb aufgenommen werden soll. In 
berücksichtigungswürdigen Einzelfällen kann das Zollamt Österreich auf Antrag 
des Steuerlagerinhabers oder auf Antrag des registrierten Versenders weitere 
Vereinfachungsmaßnahmen zulassen, wenn durch diese Maßnahmen die amtliche 
Aufsicht nicht erschwert wird. 

13. Aufzeichnungspflichten 13. Aufzeichnungspflichten 

§ 52. (1) Der Inhaber eines Herstellungsbetriebes hat Aufzeichnungen zu 
führen, aus denen hervorgehen muß, 

§ 52. (1) Der Inhaber eines Herstellungsbetriebes hat Aufzeichnungen zu 
führen, aus denen hervorgehen muß, 

 1. welches Mineralöl  1. welches Mineralöl 

 a) und b) …  a) und b) … 

 c) im Betrieb verbraucht oder verwendet wurde; soweit das verbrauchte 
oder verwendete Mineralöl von der Mineralölsteuer befreit ist, besteht 
die Aufzeichnungspflicht nur, wenn das Zollamt aus steuerlichen 
Gründen eine Aufzeichnung angeordnet hat; 

 c) im Betrieb verbraucht oder verwendet wurde; soweit das verbrauchte 
oder verwendete Mineralöl von der Mineralölsteuer befreit ist, besteht 
die Aufzeichnungspflicht nur, wenn das Zollamt Österreich aus 
steuerlichen Gründen eine Aufzeichnung angeordnet hat; 

 d) …  d) … 

 2.  …  2.  … 

(2) … (2) … 

(3) Werden im Herstellungsbetrieb Mineralöle bearbeitet, auf die gemäß § 2 
Abs. 8 die Bestimmungen über Kraftstoffe und Heizstoffe anzuwenden sind, 
besteht eine Aufzeichnungspflicht nur, wenn das Zollamt aus steuerlichen 
Gründen eine Aufzeichnung angeordnet hat. 

(3) Werden im Herstellungsbetrieb Mineralöle bearbeitet, auf die gemäß § 2 
Abs. 8 die Bestimmungen über Kraftstoffe und Heizstoffe anzuwenden sind, 
besteht eine Aufzeichnungspflicht nur, wenn das Zollamt Österreich aus 
steuerlichen Gründen eine Aufzeichnung angeordnet hat. 

§ 53. (1) und (2) … § 53. (1) und (2) … 

 (3) Der Inhaber eines Mineralöllagers kann in den Fällen des § 52 Abs. 2 Z 4 
lit. d seine Aufzeichnungspflichten auf Dritte übertragen, denen die für die 
Erfüllung der Aufzeichnungspflichten erforderlichen Informationen und 
Nachweise vorliegen. Dies setzt voraus, dass diese Dritten sich nachweislich 
bereit erklären, gegenüber dem Zollamt Österreich alle von diesem angeforderten 
Auskünfte zu erteilen und Nachweise beizubringen. Kommt es zur Entstehung 
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einer Steuerschuld nach § 21 Abs. 1 Z 2 lit. b oder Z 3, ist der Dritte gemeinsam 
mit dem Lieferer Steuerschuldner nach § 22 Abs. 1 Z 2. 

§ 57. (1) Der Inhaber eines Kraftstoffbetriebes hat Aufzeichnungen zu 
führen, aus denen hervorgehen muß, 

§ 57. (1) Der Inhaber eines Kraftstoffbetriebes hat Aufzeichnungen zu 
führen, aus denen hervorgehen muß, 

 1. bis 3. …   1. bis 3. …  

Werden im Betrieb ausschließlich biogene Stoffe verwendet, die im Betrieb selbst 
oder in Anlagen erzeugt wurden, die überwiegend der Selbstversorgung 
landwirtschaftlicher Betriebe dienen, besteht eine Aufzeichnungspflicht nur, 
wenn das Zollamt aus steuerlichen Gründen eine Aufzeichnung angeordnet hat. 

Werden im Betrieb ausschließlich biogene Stoffe verwendet, die im Betrieb selbst 
oder in Anlagen erzeugt wurden, die überwiegend der Selbstversorgung 
landwirtschaftlicher Betriebe dienen, besteht eine Aufzeichnungspflicht nur, 
wenn das Zollamt Österreich aus steuerlichen Gründen eine Aufzeichnung 
angeordnet hat. 

(2) ... (2) ... 

14. Übergangs- und Schlußbestimmungen 14. Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 62. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer 
Bundesgesetze verwiesen und nicht anderes bestimmt wird, sind diese 
Bestimmungen in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

§ 62. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer 
Bundesgesetze verwiesen und nicht anderes bestimmt wird, sind diese 
Bestimmungen in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(2) Die Zuständigkeit der Zollämter bestimmt sich, soweit in diesem 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, nach dem 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz. 

 

 § 64s. (1) § 1 Abs. 1, , § 2 Abs. 4, Abs. 4a,  Abs. 4b und Abs. 8 zweiter Satz, 
§ 4 Abs. 1 Z 7, § 5 Abs. 1 Z 3 und Z 4 sowie Abs. 2 Z 1, § 11 Abs. 3 fünfter Satz, 
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 
1. September 2019 in Kraft. 

 (2) § 1 Abs. 3, der Entfall des § 5 Abs. 5, § 8 Abs. 3 und Abs. 4 erster Satz, 
§ 9 Abs. 3 zweiter Satz und Abs. 7, § 10 Abs. 1 zweiter und dritter Satz und 
Abs. 3, § 12 Abs. 4, § 16 Abs. 1 und Abs. 3, der Entfall des § 19 Abs. 2, § 19 
Abs. 3, § 20 Abs. 2, § 21 Abs. 3a, § 23 Abs. 1 erster Satz, Abs. 2, Abs. 5 erster 
Satz, Abs. 6 erster Satz, Abs. 7 und Abs. 7a, § 24 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 2 
zweiter und dritter Satz, Abs. 3 erster Satz und Abs. 4 letzter Satz, § 27 Abs. 2, 
Abs. 3 und Abs. 5, § 28 Abs. 2 Z 1b und Z 3, § 29 Abs. 3 und Abs. 4, § 30 Abs. 4, 
§ 31 Abs. 1 Z 1 c und vorletzter Satz, § 32 Abs. 4 erster Satz, § 33 Abs. 4 und der 
Entfall Abs. 5, § 38 Abs. 5 und Entfall des Abs. 6 letzter Satz, § 41 Abs. 3 und 
Abs. 5, § 42 Abs. 2, § 44 Abs. 3, Abs. 4 samt Entfall des letzten Satzes, Abs. 6 
erster Satz, Abs. 7 erster Satz und Abs. 9 erster Satz, § 45 Abs. 2 und Abs. 3, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 45a Abs. 3, § 46 Abs. 2 erster Satz, Abs. 2a letzter Satz und der Entfall des 
Abs. 5, § 47 Abs. 2 und der Entfall des Abs. 3, § 48 Abs. 1, § 49 Abs. 1 erster 
Satz, Abs. 2, Abs. 4 und Abs. 5, § 51 Abs. 1 und Abs. 4 zweiter Satz, § 52 Abs. 1 
Z 1 c und Abs. 3, § 53 Abs. 3 und § 57 Abs. 1, und der Entfall der 
Absatzbezeichnung „(1)“ sowie des Abs. 2 in § 62, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

 (3) § 2 Abs. 1 Z 1, § 3 Abs. 1 Z 6 und Z 8 sowie § 4 Abs. 1 Z 10 in der 
Fassung des Bundesgesetzes I Nr. xx/2019 finden ab dem Zeitpunkt Anwendung, 
zu dem § 2 Abs. 1 Erdgasabgabegesetz in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2019 anwendbar ist. 

Artikel 22 
Änderung des Tabakmonopolgesetzes 1996 

Artikel 22 
Änderung des Tabakmonopolgesetzes 1996 

§ 14a. (1) … § 14a. (1) … 

(2) Der Solidaritäts- und Strukturfonds dient der Einhebung, Verwaltung und 
Ausschüttung der gemäß § 38a Abs. 1 eingehobenen Zuschläge. Er erlangt mit 
der Veröffentlichung der Solidaritäts- und Strukturfondsordnung (§ 38a Abs. 2) 
im Amtsblatt zur Wiener Zeitung eigene Rechtspersönlichkeit. Nach der 
vollständigen Ausschüttung des Fondsvermögens erlischt der Fonds. Das 
Erlöschen wird von der Monopolverwaltung GmbH im Amtsblatt zur Wiener 
Zeitung veröffentlicht. 

(2)Der Solidaritäts- und Strukturfonds dient der Einhebung, Verwaltung und 
Ausschüttung der gemäß § 16 Abs. 5, § 35 Abs. 6 und § 38a Abs. 1 eingehobenen 
Gelder. Er erlangt mit der Veröffentlichung der Solidaritäts- und 
Strukturfondsordnung (§ 38a Abs. 2) im Amtsblatt zur Wiener Zeitung eigene 
Rechtspersönlichkeit. Nach der vollständigen Ausschüttung des Fondsvermögens 
erlischt der Fonds. Das Erlöschen wird von der Monopolverwaltung GmbH im 
Amtsblatt zur Wiener Zeitung veröffentlicht. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

Entgelte Entgelte 

§ 16. (1) bis (4) … § 16. (1) bis (4) … 

 (5) Übersteigen die nach Abs. 1 für ein Kalenderjahr geleisteten Entgelte den 
nach Abs. 2 erforderlichen Betrag, hat die Monopolverwaltung GmbH den 
übersteigenden Anteil jeweils bis zum Ende des zweiten Quartals des 
darauffolgenden Kalenderjahrs an den Solidaritäts- und Strukturfonds (§ 14a) 
abzuführen. Der anteilige Betrag wird von der Monopolverwaltung GmbH im 
Auftrag des Solidaritäts- und Strukturfonds für diesen eingehoben und im 
Einvernehmen mit dem Eigentümer festgelegt. Die Bestimmungen des § 38a 
Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß. 

147/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

174 von 184

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  175 von 184 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Besetzungskommission Besetzungskommission 

§ 20. (1) … § 20. (1) … 

(2) Dieser Besetzungskommission gehören je ein Vertreter (2) Dieser Besetzungskommission gehören je ein Vertreter 

 1. des zuständigen Zollamtes, der rechtskundig sein muß,  1. des Zollamts Österreich, der rechtskundig sein muss, 

 2. bis 5. ...  2. bis 5. ... 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 

Gemeinsame Bestimmungen für Neuerrichtungsbeirat, 
Besetzungskommission und Besetzungsoberkommission 

Gemeinsame Bestimmungen für Neuerrichtungsbeirat, 
Besetzungskommission und Besetzungsoberkommission 

§ 22. (1) bis (3) … § 22. (1) bis (3) … 

(4) Den Vorsitz führt im Neuerrichtungsbeirat der Vertreter der 
Monopolverwaltung GmbH, in der Besetzungskommission das vom zuständigen 
Zollamt und in der Besetzungsoberkommission das vom Bundesministerium für 
Finanzen namhaft gemachte Mitglied. Beschlußfähigkeit ist gegeben, wenn 
mindestens der Vorsitzende und ein weiteres Mitglied anwesend sind. Die 
Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet der Vorsitzende. 

(4) Den Vorsitz führt im Neuerrichtungsbeirat der Vertreter der 
Monopolverwaltung GmbH, in der Besetzungskommission das vom Zollamt 
Österreich und in der Besetzungsoberkommission das vom Bundesministerium 
für Finanzen namhaft gemachte Mitglied. Beschlußfähigkeit ist gegeben, wenn 
mindestens der Vorsitzende und ein weiteres Mitglied anwesend sind. Die 
Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet der Vorsitzende. 

(5) bis (7) .... (5) bis (7) .... 

Auswahl unter mehreren Bewerbern Auswahl unter mehreren Bewerbern 

§ 30.  § 30. (1) Bewerben sich um eine öffentlich ausgeschriebene Tabaktrafik 
sowohl vorzugsberechtigte aktive Inhaber eines Tabakfachgeschäftes, die ihre 
Tabaktrafik schon seit mindestens 5 Jahren innehaben, als auch 
vorzugsberechtigte oder nicht vorzugsberechtigte Nichttrafikanten, so sind 
vorzugsberechtigte Tabakfachgeschäftsinhaber bevorzugt zu berücksichtigen. 
Unter mehreren vorzugsberechtigten Trafikanten sind die Auswahlkriterien der 
Abs. 2 bis 4 anzuwenden. 

(1) Für die Auswahl unter mehreren im § 29 Abs. 3 genannten Personen ist 
das Maß der Bedürftigkeit entscheidend. Dabei sind die besonderen Verhältnisse 
des einzelnen Falles, insbesondere die Höhe der Einkommen der Bewerber und 
des weiteren ihre Familienverhältnisse, Unterhalts- und Sorgepflichten, die Art 
ihrer Behinderung und ihre Chancen zur Einkommenserzielung am freien 
Arbeitsmarkt zu berücksichtigen. 

(2) Für die Auswahl unter mehreren im § 29 Abs. 3 genannten Personen ist 
das Maß der Bedürftigkeit entscheidend. Dabei sind die besonderen Verhältnisse 
des einzelnen Falles, insbesondere die Höhe der Einkommen der Bewerber und 
des weiteren ihre Familienverhältnisse, Unterhalts- und Sorgepflichten, die Art 
ihrer Behinderung und ihre Chancen zur Einkommenserzielung am freien 
Arbeitsmarkt zu berücksichtigen. 

(2) Ist ein Tatbestand, der das Vorzugsrecht eines Bewerbers begründet, auf (3) Ist ein Tatbestand, der das Vorzugsrecht eines Bewerbers begründet, auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Grund gesetzlicher Vorschriften zugleich Anspruchsgrundlage für 
Geldleistungen, die von der Einkommensteuer befreit sind, so sind diese nicht als 
Einkommen zu berücksichtigen. 

Grund gesetzlicher Vorschriften zugleich Anspruchsgrundlage für 
Geldleistungen, die von der Einkommensteuer befreit sind, so sind diese nicht als 
Einkommen zu berücksichtigen. 

(3) Unter gleich bedürftigen Vorzugsberechtigten sind Personen 
vorzuziehen, deren Erwerbsfähigkeit gemindert ist oder die eine Behinderung 
aufweisen. Unter diesen entscheidet der Grad der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit (Grad der Behinderung). Unter Bewerbern gleichen Grades der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit (Grad der Behinderung) gebührt blinden 
Personen der Vorzug. Die Auswahl unter Bewerbern, deren Erwerbsfähigkeit 
nicht oder in gleichem Grade gemindert ist beziehungsweise die nicht oder im 
gleichen Grade behindert sind, ist nach kaufmännischen Grundsätzen zu treffen. 

(4) Unter gleich bedürftigen Vorzugsberechtigten sind Personen 
vorzuziehen, deren Erwerbsfähigkeit gemindert ist oder die eine Behinderung 
aufweisen. Unter diesen entscheidet der Grad der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit (Grad der Behinderung). Unter Bewerbern gleichen Grades der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit (Grad der Behinderung) gebührt blinden 
Personen der Vorzug. Die Auswahl unter Bewerbern, deren Erwerbsfähigkeit 
nicht oder in gleichem Grade gemindert ist beziehungsweise die nicht oder im 
gleichen Grade behindert sind, ist nach kaufmännischen Grundsätzen zu treffen. 

(4) Die Auswahl unter nicht vorzugsberechtigten Bewerbern ist nach 
kaufmännischen Grundsätzen zu treffen. 

(5) Die Auswahl unter nicht vorzugsberechtigten Bewerbern ist nach 
kaufmännischen Grundsätzen zu treffen. 

(5) Bei einer Auswahl nach kaufmännischen Grundsätzen ist insbesondere 
auf die Erfordernisse der Nahversorgung, die Ausbildung und berufliche 
Erfahrung der Bewerber und die Eignung der Geschäftslokale Bedacht zu 
nehmen. 

(6) Bei einer Auswahl nach kaufmännischen Grundsätzen ist insbesondere 
auf die Erfordernisse der Nahversorgung, die Ausbildung und berufliche 
Erfahrung der Bewerber und die Eignung der Geschäftslokale Bedacht zu 
nehmen. 

Erlöschen und Kündigung des Bestellungsvertrages Erlöschen und Kündigung des Bestellungsvertrages 

§ 35. (1) bis (5) … § 35. (1) bis (5) … 

(6) Die Monopolverwaltung GmbH kann im Einvernehmen mit dem 
Landesgremium der Tabaktrafikanten anstelle einer Kündigung gemäß Abs. 2 
Z 2, 3 oder 5 bei Vorliegen besonders berücksichtigungswürdiger Gründe eine 
Geldbuße in Höhe von höchstens zehn Prozent des durchschnittlichen 
Monatsumsatzes mit Tabakerzeugnissen der vorangehenden zwölf Monate 
verhängen. Die eingenommenen Bußgelder sind der Wohlfahrtseinrichtung der 
Tabaktrafikanten zu überweisen. 

(6) Die Monopolverwaltung GmbH kann im Einvernehmen mit dem 
Landesgremium der Tabaktrafikanten anstelle einer Kündigung gemäß Abs. 2 
Z 2, 3 oder 5 bei Vorliegen besonders berücksichtigungswürdiger Gründe eine 
Geldbuße in Höhe von höchstens zehn Prozent des durchschnittlichen 
Monatsumsatzes mit Tabakerzeugnissen der vorangehenden zwölf Monate 
verhängen. Die eingenommenen Bußgelder sind dem Solidaritäts- und 
Strukturfonds (§ 14a) zu überweisen. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 

 (9) Sofern dies zur Erfüllung der der Monopolverwaltung GmbH 
übertragenen Aufgaben (§ 14) erforderlich ist, dürfen unbefristete 
Bestellungsverträge mit Inhabern von Tabakverkaufsstellen (§ 23 Abs. 5), die 
nach dem 31. August 2019 abgeschlossen werden, zusätzlich zu den in Abs. 1 bis 
4, 7 und 8 genannten Fällen durch die Monopolverwaltung GmbH gekündigt 
werden. Diese Kündigung ist frühestens nach Ablauf von fünf Jahren und unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Monaten zulässig. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Handelsspanne Handelsspanne 

§ 38. (1) bis (6) … § 38. (1) bis (6) … 

(7)  (7) Abweichend von Abs. 5 darf 

  1. für Zigaretten die Handelsspanne je Stück 

  a) ab dem 1. August 2017 nicht niedriger sein als 0,026 € für Inhaber von 
Tabakfachgeschäften und 0,014 € für Inhaber von 
Tabakverkaufsstellen; 

  b) ab dem 1. April 2020 nicht niedriger sein als 0,0291 € für Inhaber von 
Tabakfachgeschäften und 0,0158 € für Inhaber von 
Tabakverkaufsstellen; 

  c) ab dem 1. April 2021 nicht niedriger sein als 0,0303 € für Inhaber von 
Tabakfachgeschäften und 0,0164 € für Inhaber von 
Tabakverkaufsstellen; 

  d) ab dem 1. April 2022 nicht niedriger sein als 0,0315 € für Inhaber von 
Tabakfachgeschäften und 0,0171 € für Inhaber von 
Tabakverkaufsstellen; 

  2. für Feinschnitt die Handelsspanne je Gramm 

  a) ab dem 1. August 2017 nicht niedriger sein als 0,01998 € für Inhaber 
von Tabakfachgeschäften und 0,012 € für Inhaber von 
Tabakverkaufsstellen; 

  b) ab dem 1. April 2020 nicht niedriger sein als 0,02183 € für Inhaber 
von Tabakfachgeschäften und 0,01311 € für Inhaber von 
Tabakverkaufsstellen; 

  c) ab dem 1. April 2021 nicht niedriger sein als 0,02249 € für Inhaber 
von Tabakfachgeschäften und 0,01351 € für Inhaber von 
Tabakverkaufsstellen; 

Abweichend von Abs. 5 darf für Zigaretten die Handelsspanne je Stück ab dem 
1. August 2017 nicht niedriger sein als 0,026 € für Inhaber von 
Tabakfachgeschäften und 0,014 € für Inhaber von 
Tabakverkaufsstellen. Für Feinschnitt darf die Handelsspanne je 
Gramm ab dem 1. August 2017 nicht niedriger sein als 0,01998 € für 
Inhaber von Tabakfachgeschäften und 0,012 € für Inhaber von 
Tabakverkaufsstellen. 

 d) ab dem 1. April 2022 nicht niedriger sein als 0,02316 € für Inhaber 
von Tabakfachgeschäften und 0,01391 € für Inhaber von 
Tabakverkaufsstellen. 

147/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

177 von 184

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  178 von 184 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Befugnisse der Behörden Befugnisse der Behörden 

§ 41. (1) Die Zollbehörden sind befugt, bei Personen, von denen mit Grund 
anzunehmen ist, dass sie einer der Bestimmungen der §§ 5, 8 und 11 
zuwidergehandelt haben, Nachschau zu halten; § 144 Abs. 2, § 145 Abs. 1 und 
§ 146 der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, gelten. 

§ 41. (1) Das Zollamt Österreich sind befugt, bei Personen, von denen mit 
Grund anzunehmen ist, dass sie einer der Bestimmungen der §§ 5, 8 und 11 
zuwidergehandelt haben, Nachschau zu halten; § 144 Abs. 2, § 145 Abs. 1 und 
§ 146 der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, gelten. 

(2) ... (2) ... 

 § 47k. (1) § 14a Abs. 2, § 16 Abs. 5, § 20 Abs. 2 Z 1, § 22 Abs. 4, § 30, § 35 
Abs. 6 und 9 und § 41 Abs. 1, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

 (2) § 38 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 tritt 
mit 1. April 2020 in Kraft. 

Artikel 23 
Änderung des Punzierungsgesetzes 2000 

Artikel 23 
Änderung des Punzierungsgesetzes 2000 

Prüfung und Punzierung von Edelmetallgegenständen Prüfung und Punzierung von Edelmetallgegenständen 

§ 8. (1) ... § 8. (1) ... 

(2) Die Überprüfung und Punzierung gemäß Abs. 1 ist nicht erforderlich bei 
Edelmetallgegenständen, die bereits 

(2) Die Überprüfung und Punzierung gemäß Abs. 1 ist nicht erforderlich bei 
Edelmetallgegenständen, die bereits 

 1. gemäß dem Übereinkommen über die Prüfung und Bezeichnung von 
Edelmetallgegenständen, BGBl. Nr. 346/1975, in seiner jeweils 
geltenden Fassung, 

 1. gemäß dem Übereinkommen über die Prüfung und Bezeichnung von 
Edelmetallgegenständen, BGBl. Nr. 346/1975, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. III Nr. 131/2011, 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 

 (3) Der Bundesminister für Finanzen kann aus Gründen der 
Gleichbehandlung und zur Entlastung der Verantwortlichen gemäß § 10 Abs. 1 
unter Bedachtnahme auf den Konsumentenschutz durch Verordnung 
Überprüfungen und Punzierungen gemäß anderer als der in Abs. 2 genannten 
Rechtsvorschriften als den Überprüfungen und Punzierungen gemäß Abs. 2 
gleichwertig anerkennen, sofern die Überprüfung und Punzierung durch eine 
unabhängige Stelle erfolgt. 

§ 13. (1) ... § 13. (1) ... 

(2) Inländische Erzeuger und Händler können für das Verbringen aus dem 
Bundesgebiet bestimmte Gegenstände beim Edelmetallkontrolllabor nach den 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bestimmungen des Übereinkommens über die Prüfung und Bezeichnung von 
Edelmetallgegenständen, BGBl. Nr. 346/1975, in der jeweils geltenden Fassung, 
überprüfen und punzieren lassen. Die näheren Bestimmungen sowie die Höhe der 
dafür zu entrichtenden Gebühr ist vom Bundesminister für Finanzen mit 
Verordnung festzulegen. Die Gebühr ist nach dem Gewicht des 
Edelmetallgegenstandes zu bemessen. Für Uhren ist die Gebühr pro Stück zu 
entrichten. Die Höhe der Gebühr darf pro Gramm des Edelmetallgegenstandes bei 
Platin- und Goldgegenständen höchstens mit dem auf 0,1 Gramm Feingold, für 
Silbergegenstände höchstens mit dem auf 1 Gramm Feinsilber entfallenden Preis 
festgesetzt werden, welcher am ersten Börsentag des dem Inkrafttreten der 
Verordnung vorangehenden Kalendervierteljahres auf der Londoner Börse notiert 
ist. 

(3) ... (3) ... 

(4) Die Punzierungskontrollorgane und das Edelmetallkontrolllabor haben 
Feingehaltsüberprüfungen gemäß Abs. 1 bis 3 sowie § 15 Abs. 1 nach den in § 9 
Abs. 1 vorgesehenen Prüfverfahren durchzuführen. Die gemäß § 15 Abs. 1 
eingereichten Gegenstände sind ohne unnötigen Aufschub zu überprüfen und an 
den Einreicher zurückzustellen. 

(4) Die Punzierungskontrollorgane und das Edelmetallkontrolllabor haben 
Feingehaltsüberprüfungen gemäß Abs. 1 und 3 sowie § 15 Abs. 1 nach den in § 9 
Abs. 1 vorgesehenen Prüfverfahren durchzuführen. Die gemäß § 15 Abs. 1 
eingereichten Gegenstände sind ohne unnötigen Aufschub zu überprüfen und an 
den Einreicher zurückzustellen. 

(5) Gebühren gemäß Abs. 1 bis 3 sind Abgaben im Sinne des § 1 der 
Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. Nr. 194/1961, und ausschließliche 
Bundesabgaben. Die geprüften Gegenstände dürfen erst ausgefolgt werden, wenn 
die Gebühr entrichtet wurde oder deren Entrichtung sichergestellt ist. 

(5) Gebühren gemäß Abs. 1 und 3 sind Abgaben im Sinne des § 1 der 
Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. Nr. 194/1961, und ausschließliche 
Bundesabgaben. Die geprüften Gegenstände dürfen erst ausgefolgt werden, wenn 
die Gebühr entrichtet wurde oder deren Entrichtung sichergestellt ist. 

Nachschau Nachschau 

§ 14. (1) Die Organe der Punzierungskontrolle sind befugt, überall, wo 
Edelmetallgegenstände erzeugt, geprüft, gelagert, zum Verkauf angeboten, 
belehnt oder versteigert werden, Nachschau zu halten und die Einhaltung der 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassenen Verordnungen zu überprüfen. Zur Nachschau können auch Organe der 
Sicherheitsbehörden, der Zollbehörden oder der Gemeinde zugezogen werden. 

§ 14. (1) Die Organe der Punzierungskontrolle sind befugt, überall, wo 
Edelmetallgegenstände erzeugt, geprüft, gelagert, zum Verkauf angeboten, 
belehnt oder versteigert werden, Nachschau zu halten und die Einhaltung der 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassenen Verordnungen zu überprüfen. Zur Nachschau können auch Organe der 
Sicherheitsbehörden oder der Gemeinde zugezogen werden. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Registrierung Registrierung 

§ 17. (1) Die Inhaber von Betrieben, in denen Edelmetallgegenstände 
erzeugt, geprüft, gelagert, zum Verkauf angeboten, belehnt oder versteigert 
werden, haben spätestens 14 Tage vor Eröffnung eines Betriebes beim Zollamt 

§ 17. (1) Die Inhaber von Betrieben, in denen Edelmetallgegenstände 
erzeugt, geprüft, gelagert, zum Verkauf angeboten, belehnt oder versteigert 
werden, haben spätestens 14 Tage vor Eröffnung eines Betriebes beim Zollamt 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Wien schriftlich ihre Registrierung zu beantragen. Österreich schriftlich ihre Registrierung zu beantragen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Gerichte, Verwaltungsbehörden, Pfandleih- und Versteigerungsanstalten 
haben das Zollamt Wien spätestens eine Woche vor der öffentlichen Veräußerung 
von Edelmetallgegenständen zu verständigen. 

(4) Gerichte, Verwaltungsbehörden, Pfandleih- und Versteigerungsanstalten 
haben das Zollamt Österreich spätestens eine Woche vor der öffentlichen 
Veräußerung von Edelmetallgegenständen zu verständigen. 

§ 19. (1) und (2) ... § 19. (1) und (2) ... 

(3) Alle Änderungen der gemäß § 17 registrierten Daten sind binnen 14 
Tagen dem Zollamt Wien schriftlich bekannt zu geben. 

(3) Alle Änderungen der gemäß § 17 registrierten Daten sind binnen 14 
Tagen dem Zollamt Österreich schriftlich bekannt zu geben. 

(4) Bei vorübergehender oder dauernder Betriebseinstellung sowie bei 
Entzug der Berechtigung zur Überprüfung und Punzierung auf bestimmte Zeit 
gemäß § 15 Abs. 3 sind innerhalb von 14 Tagen sämtliche Stempel für die 
Verantwortlichkeitspunze und die Ausfuhrpunze dem Zollamt Wien zur 
amtlichen Verwahrung, im Falle des Erlöschens der Gewerbeberechtigung oder 
des dauernden Entzuges der Berechtigung zur Überprüfung und Punzierung 
gemäß § 15 Abs. 3 zur Unbrauchbarmachung vorzulegen. 

(4) Bei vorübergehender oder dauernder Betriebseinstellung sowie bei 
Entzug der Berechtigung zur Überprüfung und Punzierung auf bestimmte Zeit 
gemäß § 15 Abs. 3 sind innerhalb von 14 Tagen sämtliche Stempel für die 
Verantwortlichkeitspunze und die Ausfuhrpunze dem Zollamt Österreich zur 
amtlichen Verwahrung, im Falle des Erlöschens der Gewerbeberechtigung oder 
des dauernden Entzuges der Berechtigung zur Überprüfung und Punzierung 
gemäß § 15 Abs. 3 zur Unbrauchbarmachung vorzulegen. 

(5) ... (5) ... 

Punzierungskontrollgebühren  

§ 20. (1) Für jeden Edelmetallgegenstand, der im Inland erzeugt, zu 
Handelszwecken ins Bundesgebiet verbracht oder von Privatpersonen zur 
öffentlichen oder gewerbsmäßigen Veräußerung übernommen wird, ist eine 
Punzierungskontrollgebühr zu entrichten. Die Punzierungskontrollgebühr ist eine 
Abgabe im Sinne des § 1 der BAO und eine ausschließliche Bundesabgabe. 

 

(2) Abgabenschuldner ist jeder, der einen Edelmetallgegenstand im Inland 
erzeugt, zu Handelszwecken ins Bundesgebiet verbringt oder von Privatpersonen 
zur öffentlichen oder gewerbsmäßigen Veräußerung übernimmt. 

 

(3) Die Abgabe ist nach dem Gewicht des Edelmetallgegenstandes zu 
bemessen. Für Uhren ist die Abgabe pro Stück zu entrichten. Die Höhe der 
Punzierungskontrollgebühr hat der Bundesminister für Finanzen entsprechend 
den erfahrungsgemäß im Durchschnitt durch die Punzierungskontrolle nach den 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes auflaufenden Kosten mit Verordnung 
festzusetzen. 

 

(4) Die Abgabenschuld entsteht mit Ablauf des Kalendervierteljahres, in 
dem der Edelmetallgegenstand erzeugt, ins Bundesgebiet verbracht oder zur 

 

147/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

180 von 184

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  181 von 184 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Veräußerung übernommen worden ist. Die Erhebung der Abgabe obliegt dem 
Zollamt gemäß Abs. 9, in dessen Zuständigkeitsbereich der Abgabenschuldner 
seinen Sitz oder Wohnsitz hat. Hat der Abgabenschuldner seinen Sitz oder 
Wohnsitz im Ausland, so ist das Zollamt Innsbruck zuständig. 

(5) Der Abgabenschuldner hat spätestens am 15. Tag (Fälligkeitstag) des auf 
das Kalendervierteljahr, in dem die Abgabenschuld entstanden ist 
(Anmeldungszeitraum), zweitfolgenden Monats eine Anmeldung bei dem für die 
Einhebung der Abgabe zuständigen Zollamt einzureichen, in der er den für den 
Anmeldungszeitraum zu entrichtenden Betrag selbst zu berechnen hat. Die 
Anmeldung gilt als Abgabenerklärung. Beträge unter 10 Euro sind nicht zu 
entrichten und buchmäßig nicht zu erfassen. 

 

(6) Der Abgabenschuldner hat die Abgabe spätestens am Fälligkeitstag zu 
entrichten. Eine gemäß § 201 BAO festgesetzte Abgabe hat den in Abs. 5 
genanten Fälligkeitstag. 

 

(7) Ein Bescheid nach § 201 BAO ist nicht zu erlassen, wenn der 
Abgabenschuldner vor Erlassung eines derartigen Bescheides von sich aus die 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit durch eine neue Selbstberechnung beseitigt 
und diese Berichtigung oder Ergänzung spätestens bis zum Ablauf des dem im 
Abs. 5 genannten Zeitpunkt zweitfolgenden Kalendermonats vornimmt. 

 

(8) Der Abgabenschuldner hat Aufzeichnungen über Anzahl, Art und 
Gewicht der von ihm erzeugten, ins Bundesgebiet verbrachten oder zur 
Veräußerung übernommenen Edelmetallgegenstände zu führen, aus denen auch 
der Zeitpunkt der Entstehung der Abgabenschuld zu ersehen sein muss. 

 

(9) Für die Erhebung der Abgabe zuständig sind  

 1. das Zollamt Wien für die Bundsländer Wien, Niederösterreich und 
Burgenland, 

 

 2. das Zollamt Linz für das Bundesland Oberösterreich,  

 3. das Zollamt Salzburg für das Bundesland Salzburg,  

 4. das Zollamt Graz für das Bundesland Steiermark,  

 5. das Zollamt Klagenfurt für das Bundesland Kärnten,  

 6. das Zollamt Innsbruck für das Bundesland Tirol,  

 7. das Zollamt Feldkirch für das Bundesland Vorarlberg.  

147/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

181 von 184

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  182 von 184 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Zuständigkeit Zuständigkeit 

§ 21. (1) Die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes obliegt vorbehaltlich der §§ 20 und 27 Abs. 2 dem Zollamt Wien. 
Die Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht ist zulässig. Das Zollamt Wien 
hat sich zur Erfüllung seiner Aufgaben zu bedienen: 

§ 21. Die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes obliegt vorbehaltlich des § 27 Abs. 2 dem Zollamt Österreich. 
Die Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht ist zulässig. Das Zollamt 
Österreich hat sich zur Erfüllung seiner Aufgaben zu bedienen: 

 1. der Punzierungskontrollorgane,  1. der Punzierungskontrollorgane, 

 2. des Edelmetallkontrolllabors.  2. des Edelmetallkontrolllabors. 

(2) Als Standort der Punzierungskontrollorgane können auch andere 
Zollämter vorgesehen werden. Der Bundesminister für Finanzen hat unter 
Bedachtnahme auf 

 

 1.  die Erfordernisse einer effizienten und kostengünstigen Kontrolle sowie  

 2.  die Erfordernisse der Wirtschaft und des Konsumentenschutzes, 
insbesondere im Hinblick auf § 13, 

 

diese Standorte durch Verordnung festzulegen.  

§ 25. (1) Wer es unterlässt § 25. (1) Wer es unterlässt 

 1. bis 12. …  1. bis 12. … 

 13. dem Zollamt Wien die Eröffnung eines Betriebes gemäß § 17 Abs. 1 bis 
3 anzuzeigen, 

 13. dem Zollamt Österreich die Eröffnung eines Betriebes gemäß § 17 
Abs. 1 bis 3 anzuzeigen, 

 14. bis 16. …  14. bis 16. … 

 17. dem Zollamt Wien die gemäß § 29 Abs. 1 vorgesehenen Meldungen zu 
erstatten, 

 17. dem Zollamt Österreich die gemäß § 29 Abs. 1 vorgesehenen Meldungen 
zu erstatten, 

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen 
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 1 000 Euro zu bestrafen. 

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen 
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 1 000 Euro zu bestrafen. 

(2) … (2) … 

§ 28a. (1) und (2) … § 28a. (1) und (2) … 

(3) Bis zur Erlassung einer Verordnung des Bundesministers für Finanzen 
gemäß § 21 Abs. 2 gelten die Zollämter Wien, Linz, Salzburg und Graz als 
Standorte der Punzierungskontrollorgane gemäß § 21 Abs. 2. 

 

(4) ... (4) ... 

 § 28b. (1) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nr. xx/2019 eingeleitete Verfahren gemäß §§ 13, 14, 15, 17, 19, 26 und 27 Abs. 2 
zweiter Satz sind vom Zollamt Österreich fortzuführen. Gebühren gemäß § 13 
sind ab Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 vom Zollamt 
Österreich einzuheben.  

 (2) Das bisher beim Zollamt Wien gemäß § 17 geführte Register ist ab 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 vom Zollamt Österreich zu 
führen. 

 (3) Nach dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 nach 
den Bestimmungen des § 20 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 70/2013 ausständige Punzierungskontrollgebühren sind vom Zollamt 
Österreich nach den Bestimmungen des § 20 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 70/2013 einzuheben und zu vollstrecken. 

§ 33. (1) bis (5) ... § 33. (1) bis (5) ... 

 (6) § 8 Abs. 2 Z 1 und Abs. 3, der Entfall des § 13 Abs. 2, § 13 Abs. 4 und 5, 
§ 14 Abs. 1, § 17 Abs. 1 und Abs. 4, § 19 Abs. 3 und Abs. 4, der Entfall der 
Überschrift vor § 20 und der Entfall des § 20, § 21 Abs. 1, der Entfall des § 21 
Abs. 2, § 25 Abs. 1 Z 13 und Z 17, der Entfall des § 28a Abs. 3 und § 28b in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in 
Kraft. 

Artikel 24 
Änderung des Wohnbauförderungsbeitragsgesetzes 2018 

Artikel 24 
Änderung des Wohnbauförderungsbeitragsgesetzes 2018 

Bemessungsgrundlage und Höhe der Abgabe Bemessungsgrundlage und Höhe der Abgabe 

§ 2. (1) bis (3) … § 2. (1) bis (3) … 

(4) Die Abgabenhoheiten der Länder werden wie folgt voneinander 
abgegrenzt: 

(4) Die Abgabenhoheiten der Länder werden wie folgt voneinander 
abgegrenzt: 

 1. wenn die Abgabe durch die Gebietskrankenkasse eingehoben wird: nach 
der örtlichen Zuständigkeit der Gebietskrankenkasse, 

 1. wenn die Abgabe durch die Österreichische Gesundheitskasse 
eingehoben wird: nach der örtlichen Zuständigkeit gemäß § 30 ASVG in 
der Fassung vor BGBl. I Nr. 100/2018, 

 2. …  2. … 

(5) Insoweit die Abgabe durch die Versicherungsanstalt öffentlich 
Bediensteter oder die Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau 
eingehoben wird und sich der Ort der Beschäftigung innerhalb eines Monats bei 

(5) Insoweit die Abgabe durch die Versicherungsanstalt öffentlich 
Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau eingehoben wird und sich der Ort der 
Beschäftigung innerhalb eines Monats bei einem gleichbleibenden 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einem gleichbleibenden Dienstverhältnis ändert, richtet sich die Abgabenhoheit 
des Landes für diesen Monat nach dem Ort der Beschäftigung am ersten Tag der 
Zuständigkeit dieses Versicherungsträgers in diesem Monat. 

Dienstverhältnis ändert, richtet sich die Abgabenhoheit des Landes für diesen 
Monat nach dem Ort der Beschäftigung am ersten Tag der Zuständigkeit dieses 
Versicherungsträgers in diesem Monat. 

(6) Insoweit die Abgabe durch die Versicherungsanstalt des österreichischen 
Notariates eingehoben wird und sich der Ort der Beschäftigung innerhalb eines 
Monats ändert, richtet sich die Abgabenhoheit des Landes für diesen Monat nach 
dem Ort der Beschäftigung am ersten Tag der Zuständigkeit dieses 
Versicherungsträgers in diesem Monat. 

(6) Insoweit die Abgabe durch die Versorgungsanstalt des österreichischen 
Notariates eingehoben wird und sich der Ort der Beschäftigung innerhalb eines 
Monats ändert, richtet sich die Abgabenhoheit des Landes für diesen Monat nach 
dem Ort der Beschäftigung am ersten Tag der Zuständigkeit dieses 
Versicherungsträgers in diesem Monat. 

§ 5. (1) und (2) … § 5. (1) und (2) … 

(3) Gemeindeverbände und Gemeinden, die nicht mehr als zehn in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehende Bedienstete beschäftigen, die 
nicht bei der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter krankenversichert sind, 
können den Wohnbauförderungsbeitrag abweichend von § 4 Abs. 3 halbjährlich 
im Nachhinein, und zwar bis spätestens 15. Juni und 15. Dezember jeden Jahres 
abrechnen und an das jeweilige erhebungsberechtigte Land (§ 2 Abs. 4) abführen. 

(3) Gemeindeverbände und Gemeinden, die nicht mehr als zehn in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehende Bedienstete beschäftigen, die 
nicht bei der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und 
Bergbau krankenversichert sind, können den Wohnbauförderungsbeitrag 
abweichend von § 4 Abs. 3 halbjährlich im Nachhinein, und zwar bis spätestens 
15. Juni und 15. Dezember jeden Jahres abrechnen und an das jeweilige 
erhebungsberechtigte Land (§ 2 Abs. 4) abführen. 

Inkrafttreten und Vollziehung Inkrafttreten und Vollziehung 

§ 10. (1) bis (3) … § 10. (1) bis (3) … 

 (4) § 2 Abs. 4, 5 und 6 sowie § 5 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2019 treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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